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Karl Alexander war der erste katholische Herzog in Württemberg 
seit der Reformation und einer der berühmten Feldherren seiner 
Zeit, der gemeinsam mit Prinz Eugen von Savoyen und Markgraf 
Ludwig Wilhelm von Baden-Baden gegen Türken und Franzo-
sen kämpfte. Seine etwa dreieinhalbjährige Regierungszeit wurde 
bisher meist unter der Perspektive des Wirkens und des Einfl usses 
seines Hoffaktors Josef Süß Oppenheimer und des Bamberger und 
Würzburger Fürstbischofs Friedrich Karl von Schönborn beur-
teilt. Ständige Konfl ikte mit der Landschaft entzündeten sich an 
der vom Militär geprägten absolutistischen Herrschaftsauffassung 
des Herzogs, seiner katholischen Konfession und  seiner außen-
politischen Orientierung auf den Kaiser. Letztere kommt auch in 
seiner ehelichen Verbindung mit dem katholischen Fürsten haus 
Thurn und Taxis zum Ausdruck. Die untenstehende Abbildung 
zeigt die Wappen Karl Alexanders und Maria Augustas von Thurn 
und Taxis am Marbacher Torturm. 
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A. Einleitung

„Ihre Stände, Durchlaucht, sind eigentlich Widerstände.“1 Dieser Satz fällt sowohl 
in Wilhelm Hauffs Novelle „Jud Süß“ von 1827 als auch in Veit Harlans gleichna-
migem Film von 19402 in einem Gespräch zwischen dem jüdischen Hoffaktor Süß 
und Herzog Karl Alexander von Württemberg. Trotz der geringen historischen 
Genauigkeit beider Werke charakterisiert diese Äußerung sehr treffend das Ver-
hältnis von Herzog und Landständen im Württemberg des 18. Jahrhunderts.

Karl Alexander fügt sich mit seiner Politik in eine Reihe absolutistisch regie-
render Herzöge ein, hat aber aufgrund seiner kurzen Regierungszeit bisher wenig 
Interesse in der Geschichtsforschung gefunden. Die Regierungszeit seines Vorgän-
gers Eberhard Ludwig oder die seines Nachfolgers Karl Eugen scheinen auf den 
ersten Blick sehr viel untersuchenswerter zu sein. Karl Alexander spielte allerdings 
eine Sonderrolle, wobei er seinem Vorfahren Friedrich I. ähnelt, denn er hielt sich 
die meiste Zeit seines Lebens außerhalb des Herzogtums auf und wurde in seinen 
politischen, konfessionellen und kulturellen Vorstellungen nicht im Lande seiner 
Väter geprägt. Als Soldat war er absoluten Gehorsam gewöhnt, als Katholik er-
schien er seinen protestantischen Untertanen fremd und bedrohlich.

Das wichtigste Charakteristikum Karl Alexanders, das ihn von seinen Vorgän-
gern und Nachfolgern im Amt unterschied, war die Ausrichtung seiner Politik. 
Nicht fürstliche Gloire, die ihren Ausdruck in prunkvoller Repräsentation und 
herrlichen Schlossbauten fand, stand für ihn im Mittelpunkt, ihm waren Fragen 
der Machtverteilung innerhalb des württembergischen Herzogtums und nach au-
ßen viel wichtiger. Sein Streben ging dahin, die Politik in Unabhängigkeit von der 
Landschaft bestimmen zu können, wobei das wichtigste Moment die unabhängige 
Finanzierung der Politik war. Damit traf er auf den erbitterten Widerstand der 
württembergischen Ehrbarkeit, die um ihre politische und soziale Stellung fürch-
tete. Von zentraler Bedeutung war für sie die Verteidigung des Tübinger Vertrags 
von 1514, der die Grundlage der meisten ihrer Rechte bildete: „Die Alternative 
hieß: Durchsetzung des fürstlichen Absolutismus oder Rechtsgarantie für die 
Landstände [.  .  .]“3

Ziel dieser Arbeit ist es, die Politik Karl Alexanders im Detail zu untersuchen 
und nachzuweisen, in welchen Bereichen er sich von der landschaftlichen Mitbe-
stimmung befreien und selbstbestimmt regieren konnte. Dazu sollen nach einer 
Einordnung des Themas in die württembergische Geschichte und in die Absolutis-
musforschung die beiden Konfl iktparteien dargestellt werden: der Herzog in einer 

 1 Hauff: Jud Süß, S.  219.
 2 „Eure Landstände sind Widerstände!“, in: 58. Szene, 399. Totale, zitiert nach: Maurer/

Radevagen: Protokoll, S.  156.
 3 Schindling: Anfänge, S.  162. Zitat im Kontext der Verhandlungen um §  180 des Jüngs-

ten Reichsabschieds 1669/70.
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kurzen Biographie und die Landschaft, indem die sie prägende Ehrbarkeit mit ih-
ren politischen Rechten und Institutionen untersucht wird.

Wichtige Vorstufen zur Politik Karl Alexanders in Württemberg waren die bei-
den Regierungsämter, die er vor 1733 inne hatte: Gouverneur der Festung Landau 
und Statthalter der kaiserlichen Administration Serbiens. Diese sollen deshalb be-
sonders gewürdigt werden. Im analytischen Teil der Arbeit werden anhand der 
Quellen des Hauptstaatsarchivs Stuttgart die verschiedenen Politikfelder der her-
zoglichen Regierung zwischen Oktober 1733 und März 1737 im Einzelnen unter-
sucht, um herausarbeiten zu können, welche Seite politisch initiativ war, wer an der 
Entstehung der Politik mitwirkend beteiligt war und welche Partei sich schließlich 
durchsetzte. In specie sind dies die Politik beim Regierungsantritt, die Finanzpo-
litik, die Wirtschaftspolitik, die Militär- und Außenpolitik, die Kirchenpolitik, 
Kunst und Kultur sowie verfassungsrechtliche Entscheidungen. Anschließend 
wird ein Fazit dieser Politik gezogen werden, allerdings nicht erst aus der Retro-
spektive nach der Stabilisierung der landschaftlichen Position, wie das üblicher-
weise geschieht, sondern aus der Sicht unmittelbar vor dem Tod des Herzogs im 
März 1737. Nur so kann gezeigt werden, ob der Herzog in seiner Politik erfolgreich 
war und inwieweit es der Landschaft gelang, den herzoglichen Absolutismus ein-
zuschränken.

Von besonderer Bedeutung bei der Beurteilung Karl Alexanders ist die Frage 
nach der Unabhängigkeit der herzoglichen Politik bzw. nach der Mitwirkung ex-
terner Berater, wurde doch Karl Alexander posthum immer wieder vorgeworfen, 
er habe sich von Joseph Süß Oppenheimer dominieren lassen. Neben der Position 
von Süß muss auch der Einfl uss Friedrich Karls von Schönborn, des Fürstbischofs 
von Würzburg und Bamberg, untersucht werden. Darstellungen zur politischen 
Lage nach dem Tod des Herzogs und zur darauf folgenden Konsolidierung der 
landschaftlichen Position runden die Untersuchung ab.

Zentrale Fragen bei der Untersuchung der Politik Karl Alexanders sind also ei-
nerseits, inwieweit er erfolgreich damit war, ein absolutistisches Regiment gegen 
die Landschaft und deren Rechte aus dem Tübinger Vertrag zu installieren, und 
andererseits, inwieweit der Herzog diese Politik unabhängig gestaltete oder ob er 
unter dem Einfl uss der ihn umgebenden Personen stand.
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I. Württemberg im 17. und 18. Jahrhundert

1. Württemberg nach dem Westfälischen Frieden

Württemberg war vor den napoleonischen Umwälzungen, vor der Säkularisation 
und der Mediatisierung, die für das Herzogtum enormen Gebietsgewinn und Be-
völkerungszuwachs bedeuteten, ein relativ bedeutungsloser Mittelstaat im Süd-
westen des Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation. Im deutschen Südwes-
ten bildete das Herzogtum allerdings das stärkste Territorium und hatte zudem 
Gewicht im Rahmen des Schwäbischen Reichskreises, in dem der Herzog von 
Württemberg neben dem Bischof von Konstanz die Rolle eines kreisausschrei-
benden Fürsten wahrnahm1. Mit Herzog Ulrich und Herzog Christoph an der 
Spitze hatte sich das Herzogtum ab 1534 der Reformation angeschlossen und im 
Dreißigjährigen Krieg auf der protestantischen Seite mit Schweden gegen den Kai-
ser gekämpft. Direkte Folge waren 1628 die Besetzung Württembergs durch kai-
serliche Truppen und die volle Anwendung des Restitutionsediktes auf das Land2. 
Letztlich ging das Herzogtum 1648 territorial unbeschadet aus dem Krieg hervor 
und Herzog Eberhard III. konnte wieder nach Stuttgart zurückkehren. Allerdings 
gehörte das Territorium zu den am stärksten vom Krieg betroffenen Gebieten. Das 
Land hatte immense Kriegsverluste hinzunehmen. Die Bevölkerungszahl, die sich 
vor dem Krieg auf 350.00 bis 450.000 Einwohner belaufen hatte, war nun auf etwa 
150.000 reduziert.

Der Verlust von fast zwei Dritteln der Bevölkerung schwächte die demografi sche 
wie auch die wirtschaftliche Entwicklung der kommenden Jahre aufs Empfi nd-
lichste. Erst im 18. Jahrhundert hatte sich Württemberg demografi sch und ökono-
misch wieder erholt – auch mit Hilfe von Siedlern aus der Schweiz und Tirol3. 
Während der Regierungszeit Karl Alexanders zählte Württemberg etwa 428.000 
Einwohner und hatte damit den Stand von 1618 wieder erreicht4. Trotz der hohen 
Verluste durch den Dreißigjährigen Krieg blieb in Württemberg nicht primär die 
Erinnerung daran, sondern vielmehr die an das Restitutionsedikt und an den 
Zwang zur Rekatholisierung lebendig.

Bis ins 19. Jahrhundert blieb Württemberg ein hauptsächlich agrarisch geprägtes 
Land. Ansätze zur Gründung von Manufakturen, die es seit Beginn des 16. Jahr-
hunderts gegeben hatte, blieben sehr oft erfolglos. Der Handel lag zu großen Teilen 
in den Händen der benachbarten Reichsstädte wie Esslingen, Reutlingen oder 
Ulm5.

 1 Vgl. zum Schwäbischen Kreis: Laufs: Der Schwäbische Kreis; Storm: Der Schwäbische 
Kreis; Vann: The Swabian Kreis; Dotzauer: Die deutschen Reichskreise; Neipperg: 
Kaiser und Schwäbischer Kreis.

 2 Brendle: Dynastie, Reich und Reformation.
 3 Ehmer: Württemberg, S.  168–192; Schnabel-Schüle: Überwachen und Strafen, S.  157.
 4 Vann: Württemberg, S.  213.
 5 Ebd., S.  24–27.
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Mit Beginn der expansiven Außenpolitik Ludwigs XIV. waren die württember-
gischen Herzöge nach nur wenigen Friedensjahren wieder gezwungen, sich um die 
Verteidigung ihres Territoriums ernsthafte Gedanken zu machen, lag doch das 
württembergische Mömpelgard jenseits der vom Sonnenkönig im Devolutions-
krieg und im Pfälzer Erbfolgekrieg angestrebten Grenze. Während die Herzöge 
Wilhelm Ludwig und Friedrich Karl auf ein größeres und stärkeres Heer zur Ver-
teidigung der Landesgrenzen setzten, hoffte die Landschaft eher auf eine Verstän-
digung mit dem übermächtigen Nachbarn. So wurde der Militäretat eines der am 
heftigsten umstrittenen innenpolitischen Themen seit der Mitte des 17. Jahrhun-
derts.

Während Friedrich Karl im Kampf gegen Frankreich seine Stellung als Adminis-
trator des Herzogtums verlor, die er während der Minderjährigkeit seines Neffen 
Eberhard Ludwig innegehabt hatte, versuchte es Eberhard Ludwig zunächst auch 
mit Verhandlungen. Da er sich aber nicht auf ein konkretes Bündnis mit Frank-
reich oder mit dem Kaiser einließ, schloss Frankreich schließlich einen Bund mit 
dem bayerischen Kurfürsten, der aber dafür mit der Reichsacht belegt wurde. Erst 
Karl Alexander entschloss sich zu einer direkten und offenen Parteinahme für die 
Seite des Kaisers und verlor dadurch die Herrschaft über Mömpelgard. Erst mit 
dem Friedensschluss nach dem Ende des Polnischen Thronfolgekrieges 1738 wur-
de die Grafschaft restituiert. Die Stellung gegenüber dem französischen Nachbarn 
blieb bis zum Ende des Herzogtums eine beherrschende Frage in der württember-
gischen Außenpolitik, die immer wieder Herzog und Landschaft entzweite. Auch 
Herzog Friedrich II., der spätere König Friedrich, lag darüber während der Fran-
zösischen Revolution und der Napoleonischen Kriege mit der Landschaft im 
Zwist.

Ein wichtiges Ziel in der Reichspolitik des Herzogtums war es, eine Rangerhö-
hung im System des Heiligen Römischen Reichs zu erreichen. Erfolgreich waren in 
diesem Streben beispielsweise Bayern oder Braunschweig-Calenberg, die 1623 und 
1692 die Kurwürde erlangten. Der sächsische Kurfürst wurde 1697 König von 
Polen, der Kurfürst von Brandenburg 1701 König in Preußen, der Kurfürst von 
Hannover 1714 König von Großbritannien. Auch Württemberg strebte die Kur-
würde an, die das Herzogtum aber erst 1803 kurz vor Ende des Reichs erhielt6. 
Allerdings sollte die Kurwürde nicht nur Selbstzweck sein und sie bedeutete nicht 
nur einen größeren politischen Einfl uss bei der Wahl des römischen Königs, wich-
tig war für die absolutistisch regierenden Herzöge des späten 17. und des 18. Jahr-
hunderts, eine gewichtigere Stimme im Konzert der europäischen Mächte über-
haupt spielen zu können.

Im Interesse der Landschaft lag diese Rangerhöhung allerdings nicht. So sind 
mit der außenpolitischen Orientierung und der Frage nach einem stehenden Heer 
bereits die wichtigsten Konfl iktlinien zwischen Herzog und Landschaft im Zeital-
ter des Absolutismus – also in der Zeit zwischen 1648 und 1806 – vorgegeben. Der 

 6 Pelizaeus: Aufstieg.
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württembergischen Landschaft gelang es aufgrund ihrer starken Stellung durch 
den Tübinger Vertrag von 1514 immer wieder, die herzogliche Politik zu verzögern 
oder gar aufzuhalten. Die beiden Höhepunkte dieses Konfl ikts lagen sicherlich in 
den Regierungszeiten Herzog Karl Eugens und Herzog Friedrichs II. Aber auch 
schon zuvor waren ähnliche Konstellationen gegeben.

2. Absolutismus in Württemberg

Absolutistische Herrschaft war für die württembergische Landschaft nichts Neu-
es, als sie mit der Regierungsweise Karl Alexanders konfrontiert wurde. Karl Alex-
ander kann als der vierte absolutistisch regierende Herzog Württembergs bezeich-
net werden. Herzog Friedrich I. (1593–1608)7 gilt als der erste in dieser Reihe. 
Interessant ist beim Vergleich Karl Alexanders mit Friedrich I., dass beide Herzöge 
lange Zeit außerhalb Württembergs aktiv waren und dort auch politisch geprägt 
wurden. Ähnlich wie auch Karl Alexander stand Friedrich fast ständig im Konfl ikt 
mit der Landschaft, die bei seinem plötzlichen Tod erleichtert aufatmen konnte8. 
Friedrich I. wird deshalb oft als Vorbild Karl Alexanders bezeichnet9.

Auf den kraftvollen Herzog Friedrich folgten die relativ schwachen Herzöge 
Johann Friedrich (1608–1628)10, Eberhard III. (1628–1674)11 und Wilhelm Ludwig 
(1674–1677)12, in deren Regierungszeiten regelmäßige Landtage abgehalten wur-
den. Aus landschaftlicher Perspektive war die Zeit zwischen 1608 und 1674 innen-
politisch von Harmonie zwischen Herrscher und Landschaft geprägt13.

Als zweiter absolutistisch regierender Herzog kann der Herzog-Administrator 
Friedrich Karl14 bezeichnet werden. Er war der Vater Karl Alexanders und regierte 
während der Minderjährigkeit Eberhard Ludwigs von 1677 bis 1693. Diese Regent-
schaftszeit war vor allem geprägt durch die Auseinandersetzung des Administra-
tors mit der Landschaft um ein stehendes Heer. Dieser Konfl ikt hatte mit den 
Kriegen gegen das Frankreich Ludwigs XIV. begonnen und wurde unter den nach-
folgenden Herzögen weitergeführt15. Vor allem im militärischen Bereich gab es 
viele Parallelen zur späteren Politik seines Sohnes, der auf die Aufbauarbeit seines 
Vaters zurückgreifen konnte. Da Friedrich Karl der Chef der neubegründeten 
Winnentaler Linie des Hauses Württemberg war, wollte er sich mit Hilfe von mili-
tärischen Erfolgen ein Auskommen und eine Karriere als Feldherr sichern für die 

 7 Uhland: Herzog Friedrich I.; Stievermann: Friedrich I.; Sauer: Herzog Friedrich I.
 8 Adam: Herzog Friedrich I.; Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  251–273.
 9 Stern: Jud Süß, S.  69; Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  205.
 10 Uhland: Herzog Johann Friedrich; Gotthard: Johann Friedrich.
 11 Fischer: Herzog Eberhard III.; Ders.: Eberhard III.
 12 Ders.: Wilhelm Ludwig.
 13 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  274–341.
 14 Gönner: Friedrich Karl; Wunder: Der Administrator Herzog Friedrich Karl; Holub: 

Herzog Friedrich Carl; Eberlein: Friedrich Carl.
 15 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  342–375.
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Zeit nach der Volljährigkeitserklärung Eberhard Ludwigs. Auf die Heeresreformen 
Friedrich Karls soll später noch eingegangen werden.

Auch der unmittelbare Vorgänger Karl Alexanders, Herzog Eberhard Ludwig 
(1677/93–1733)16, war ein Herrscher des Absolutismus. Berühmt wurde er durch 
die Neugründung seiner Residenzstadt Ludwigsburg und den Bau des dortigen 
Residenzschlosses ab 1704. Nach französischen und österreichischen Vorbildern 
entstand mitten im Wald ein Barockschloss, das auch eines bedeutenderen Fürsten 
würdig gewesen wäre. Eberhard Ludwig konzentrierte sich vor allem auf die 
Durchsetzung seiner höfi schen Interessen, geprägt war seine Regentschaft durch 
die Einfl ussnahme seiner Mätresse Wilhelmine von Grävenitz. Nach seinem Tode 
hoffte die Landschaft, dass mit Karl Alexander ein ihr besser gesonnener Herzog 
den Thron besteigen würde.

Nach dem Tod Karl Alexanders 1737 folgten einige Jahre, die von einem konzi-
lianten Verhältnis zwischen Herzog und Landschaft geprägt waren. Herzog Karl 
Rudolf von Württemberg-Neuenstadt (1737–1738)17 und Herzog Karl Friedrich 
von Württemberg-Oels (1738–1744)18, die beiden Administratoren während der 
Unmündigkeit Karl Eugens, waren gegenüber der Landschaft relativ schwach und 
bezogen selten Position gegen sie.

Mit Karl Eugen (1737/44–1793)19, dem ältesten Sohn Karl Alexanders, kam in 
Württemberg der höfi sche Absolutismus zur vollen Entfaltung: Die durch rau-
schende Feste und den Bau prunkvoller Schlösser entstandenen immensen Schul-
den prägten viele Jahre lang das Verhältnis von Herzog und Landschaft, bis es 1770 
mit dem Erbvergleich zu einer Aussöhnung zwischen beiden Parteien kam20.

Nach dem Intermezzo der Herzöge Ludwig Eugen (1793–1795)21 und Friedrich 
Eugen (1795–1797)22 folgte in Württemberg der letzte Herzog in der Reihe der ab-
solutistisch regierenden Herzöge, der zugleich der letzte regierende Herzog über-
haupt war: Herzog Friedrich II. (1797–1816)23. Unter ihm, der als König Friedrich 
1806 der erste württembergische König wurde, brachen alle Konfl ikte der vorher-
gehenden Jahrzehnte wieder auf. Der herzoglich-landschaftliche Konfl ikt münde-
te schließlich in der Aufl ösung der Landstände durch den Herzog im Jahr 180524. 
Die Nachfolger Friedrichs waren aufgrund der Verfassung von 1819 konstitutio-
nelle Monarchen. Die Landschaft existierte in ihrer ursprünglichen Form nach der 
Aufhebung des Tübinger Vertrages Ende 1805 nicht mehr.

 16 Wunder: Herzog Eberhard Ludwig; Stiervermann: Eberhard Ludwig; Huss: Eber-
hard Ludwig; Sauer: Eberhard Ludwig.

 17 Eberlein: Carl Rudolph.
 18 Schukraft: Carl Friedrich.
 19 Storz: Herzog Carl Eugen; Haug-Moritz: Carl Eugen; Wagner: Herzog Karl Eugen.
 20 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  427–449; Haug-Moritz: Württembergischer Stän-

dekonfl ikt.
 21 Haug-Moritz: Ludwig Eugen.
 22 Uhland: Herzog Friedrich Eugen; Haug-Moritz: Friedrich Eugen.
 23 Sauer: König Friedrich I.; Ders.: Der schwäbische Zar; Siemann: Friedrich II./I.
 24 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  450–486.



7

II. Absolutismus

1. Der Begriff des Absolutismus

Auch wenn der Begriff Absolutismus eine Regierungsform und zugleich eine Epo-
che des 17. und 18. Jahrhunderts defi niert, ist er an sich nicht zeitgenössisch, son-
dern wurde erst im 19. Jahrhundert geprägt. Er entstand mit der Restauration des 
Ancien Régime im nachnapoleonischen Frankreich, ab Mitte des Jahrhunderts 
wurde er gebräuchlich. Der Begriff wurde zunächst aus der Perspektive des Früh-
liberalismus mit einer pejorativen Bedeutung versehen1.

Etymologisch leitet sich der Begriff aus der Staatstheorie Jean Bodins ab: Der 
Monarch ist nach seiner Auffassung von den Gesetzen gelöst, legibus absolutus2. 
Im Wortlaut heißt es: Maiestas est summa in cives ac subditos legibusque soluta 
potestas3.

„Der Absolutismus bezeichnet eine höchste Steigerung monarchischer Staatsge-
walt, wie sie sich im kontinentalen Europa als Ordnungsmacht in den Verfassungs-
kämpfen zwischen Krongewalt und Ständen [. . .] durchsetzte.“4 Es wird in der 
Staatstheorie unterschieden zwischen der früheren Form des höfi schen Absolutis-
mus, wie er von Ludwig XIV. in Frankreich praktiziert wurde, und der späteren 
Form des aufgeklärten Absolutismus, dessen bekanntester Vertreter Friedrich II. 
von Preußen, genannt der Große, war. Die Idee des Absolutismus entwickelte sich 
im Zuge von Konfessionalisierung und Verrechtlichung und wurde in den Territo-
rien des Reichs durch den Westfälischen Frieden 1648 und den Jüngsten Reichsab-
schied 1654 begünstigt5. Letzterer wird sogar als „Magna Charta des Absolutis-
mus“6 bezeichnet.

Zentrales Interesse des Fürsten war es also, unabhängig, ohne den Einfl uss ande-
rer sozialer Gruppen des Landes, Entscheidungen in der Politik treffen und imple-
mentieren zu können: „Die absolutistische Monarchie ist gekennzeichnet durch die 
Tendenz, die Sphäre gesamtstaatlicher Lenkung im Innern und die gesamtstaatli-
che Vertretung nach außen von jeglicher Mitwirkung anderer Kräfte, besonders 
der Reichs-, Provinzial- oder Landstände als der partikularen Gegenkräfte des 
fürstlichen Zentralisierungs- und Machtwillens, frei zu halten und unabhängig zu 
gestalten.“7 Merkmale des Absolutismus sind ein stehendes Heer, eine zentralisier-
te, nur vom Fürsten abhängige Bürokratie, eine merkantilistische bzw. kameralis-
tische Wirtschaftspolitik, eine Konzentration der Politik in der Hand des Fürsten 

 1 Vierhaus: Absolutismus, S.  35; Hinrichs: Fürsten und Mächte, S.  20 ff.
 2 Ebd., S.  27.
 3 Bodin: De Republica, S.  123 [1. Buch, 8. Kap.].
 4 Schindling: Absolutismus, S.  84.
 5 Asch/Duchhardt: Geburt, S.  8–24.
 6 Press: Vom Ständestaat, S.  324.
 7 Oestreich: Strukturprobleme, S.  180.
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und die Ausschaltung autonomer Stände8. Die großen Unterschiede, die es zwi-
schen verschiedenen Ausprägungen des Absolutismus gibt, resultieren zum Bei-
spiel aus der Beschaffenheit des Landes bzw. des Territoriums oder aus der Persön-
lichkeit des Fürsten9. Die Monopolisierung staatlicher Gewalt in der Hand des 
Fürsten ist dabei stets als Ziel oder als Tendenz der fürstlichen Politik zu verstehen, 
nie aber als politische oder gesellschaftliche Realität, wie das die Forschung oft 
angenommen hat. Selten war der Fürst so souverän, wie das beispielsweise frühere 
Darstellungen des Sonnenkönigs glauben machen wollten10.

Des Weiteren etablierte sich der Begriff Absolutismus in der deutschen For-
schung als systemgeschichtlicher Epochenbegriff für die Zeit zwischen dem West-
fälischen Frieden 1648 und der Französischen Revolution 1789, also für die Entste-
hungszeit des modernen Staats11.

2. Die Absolutismusforschung

Die traditionelle Absolutismusforschung12 hat ihre Wurzeln im 19. Jahrhundert. 
Wichtigste deutsche Vertreter waren beispielsweise Otto Hintze oder Friedrich 
Meinecke13. Die marxistisch-leninistische Forschung dagegen begriff den Absolu-
tismus als Übergangsstadium zwischen dem Niedergang der alten Feudalstände 
und der Herausbildung des modernen Bürgertums14.

In den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts erfuhr die Forschung neue Impul-
se, vorrangig durch die Publikationen von Roland Mousnier, Fritz Hartung, Ger-
hard Oestreich und Dietrich Gerhard15. Ihre Forschungen bedeuteten die Abkehr 
von der Betrachtung des Absolutismus als reine Selbstherrschaft des Fürsten und 
die Verschiebung des Forschungsinteresses zu den subsistierenden autonomen Par-
tikularkräften im Staat, zum „Nichtabsolutistischen im Absolutismus“16. Im Zen-
trum der Betrachtung stand nun weniger die etatistische Betrachtung fürstlicher 
Herrschafts- und Regierungsstrukturen, sondern vielmehr die soziale Grundlage 
des Absolutismus und die gesellschaftlichen Akteure im Staat. Immer wieder wur-

 8 Skalweit: Zeitalter des Absolutismus, S.  307; Schindling: Absolutismus, Sp.  85; Vog-
ler: Absolutistische Herrschaft, S.  68.

 9 Vgl. zu Österreich, Brandenburg-Preußen, Sachsen oder Mecklenburg: Vogler: Absolu-
tistische Herrschaft, S.  124–132, 132–140, 140–148, 149 ff.; Duindam: Habsburgermon-
archie, S.  43–61.

 10 Oestreich: Strukturprobleme, S.  180; Henshall: Myth of Absolutism.
 11 Vierhaus: Absolutismus, S.  36; Schindling: Absolutismus, Sp.  85; Hinrichs: Fürsten 

und Mächte, S.  21 f.
 12 Überblicke zur Absolutismusforschung geben: Hinrichs: Zum Stand; Kunisch: Abso-

lutismus; Duchhardt: Barock und Aufklärung.
 13 Hintze: Staat und Verfassung.
 14 Vierhaus: Absolutismus, S.  37–50; Anderson: Entstehung.
 15 Mousnier: Institutions; Hartung: Staatsbildende Kräfte; Oestreich: Geist und Ge-

stalt; Gerhard: Ständische Vertretungen.
 16 Oestreich: Strukturprobleme, S.  183.
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de auch darauf hingewiesen, dass man die Entwicklung des Absolutismus nicht als 
Geschichte einer reinen Konfrontation verstehen dürfe. Vielmehr arbeiteten Fürst 
und Stände meist friedlich zusammen, größere Konfl ikte waren eher die Ausnah-
me17.

Einiges Aufsehen erregte die Studie des Engländers Nicholas Henshall, der die 
Frage Oestreichs nach dem Nichtabsolutistischen im Absolutismus aufgriff und sie 
empirisch an einem Vergleich zwischen Großbritannien und Frankreich beant-
wortete18. Er wies mit Nachdruck darauf hin, dass die mit dem Begriff Absolutis-
mus implizierte Machtmonopolisierung in der Hand des Fürsten Mythos und Irr-
tum der Forschung sei. Einen Absolutismus in diesem Sinne habe es erst im 19. 
Jahrhundert gegeben, so zum Beispiel in der Regierungsführung Kaiser Franz 
Josephs von Österreich nach Niederschlagung der Revolution von 184819.

In den letzten Jahren erwiesen sich vor allem die Forschungen von Heinz Duch-
hardt, Rudolf Vierhaus und Ernst Hinrichs20 als bedeutungsvoll. Die momentan 
aktuellsten Überblickswerke stammen von Dagmar Freist und Lothar Schilling21. 
In jüngster Vergangenheit wurde versucht, postmoderne Erklärungsmodelle aus 
dem Umfeld der Theorien um die Europäische Union zu entlehnen, um die Inter-
aktionen verschiedener gesellschaftlicher Akteure mit dem Fürsten und unterein-
ander besser erfassen zu können22.

3. Die Landstände

Als Ergänzung zum Absolutismus und zur Absolutismusforschung muss in der 
vorliegenden Arbeit auch auf die Landstände und die Ständeforschung hingewie-
sen werden. Damit haben sich zum Teil dieselben Historiker beschäftigt. Wichtige 
Werke wurden außerdem von Otto Brunner, Karl Bosl oder Peter Blickle23 veröf-
fentlicht. Ein ausführlicher Forschungsüberblick fi ndet sich bei Kersten Krüger24.

Wie bereits ausgeführt, wurden Fürst und Stände in der Regel als Kontrahenten 
im Spiel um die Macht im frühneuzeitlichen Staat verstanden. Dies bezieht sich für 
den deutschen Betrachtungsbereich in der Frühen Neuzeit sowohl auf die Reichs-
ebene, wo sich im Reichstag Kaiser und Reichstände gegenüberstanden25, als auch 

 17 Koenigsberger: Formen und Tendenzen, S.  24; Press: Kriege und Krisen, S.  334; Fuhr-
mann: Gemeine Landschaft, S.  86.

 18 Henshall: Myth of Absolutism; Ders.: Early Modern Absolutism. Zur Rezeption der 
Studien Henshalls vgl.: Duchhardt: Absolutismus; Asch/Duchhardt: Geburt.

 19 Henshall: Myth of Absolutism, S.  52.
 20 Duchhardt: Barock und Aufklärung; Vierhaus: Staaten und Stände; Ders.: Deutsch-

land im 18. Jahrhundert; Hinrichs: Absolutismus; Ders.: Fürsten und Mächte.
 21 Freist: Absolutismus; Schilling: Absolutismus.
 22 Fuhrmann: Gemeine Landschaft.
 23 Brunner: Land und Herrschaft; Bosl: Der moderne Parlamentarismus; Blickle: Land-

schaften.
 24 Krüger: Landständische Verfassung.
 25 Vgl. hierzu: Schindling: Anfänge.
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auf die Ebene der Territorien, wo der Landesfürst sich mit seinen Landständen zu 
arrangieren hatte26. Bei diesem Verständnis eines dualistischen oder geteilten 
Machtsystems27 darf nicht von einer ständigen Konfrontation ausgegangen wer-
den, vielmehr handelte es sich um ein gemeinsames Regieren, das nicht immer 
spannungsfrei war28.

Der Staatsrechtler Johann Jakob Moser defi nierte im 18. Jahrhundert Landstän-
de wie folgt: Land-Stände seynd und heisset das Corpus derjenigen Unterthanen, 
welche, krafft der Landes-Freyheiten und Herkommens, von dem Landes Herrn in 
gewissen Landes-Angelegenheiten um ihren Rath oder auch Bewilligung angespro-
chen werden müssen, auch sonsten mancherley des Landes Wohlfahrth betreffende 
Sachen zu dirigiren, zu veranstalten, oder doch dabey etwas zu sagen haben29. Auf 
keinen Fall dürfen aus der Sicht des 19., 20. oder 21. Jahrhunderts frühneuzeitliche 
Landstände als parlamentarische Volksvertretungen interpretiert und bewertet 
werden. Während im modernen Parlamentarismus das Parlament die Bürger ver-
tritt, wurden in der Frühen Neuzeit Stände und Land als Einheit begriffen. Dem-
zufolge war eine politische Meinungsäußerung der Vertretenen weder gewünscht 
noch notwendig für eine Regierung. „Sie gelten als politisch unmündig oder we-
nigstens als unselbstständig. Sie werden kraft geltenden Rechtes von den landtags-
fähigen Elementen vertreten, wie etwa eine Familie durch den Hausvater oder ein 
Mündel durch den Vormund.“30

Im bereits zitierten Werk führte Moser aus, dass sich die Bezeichnung für die 
Landstände von Territorium zu Territorium unterscheiden kann. Als Beispiele 
nannte er Landstände, Landschaft oder Ordines provinciales31. Württemberg ist 
allerdings ein Sonderfall, denn hier war die Landschaft traditionell der dritte Land-
stand neben Ritterschaft und Prälaten, also die bürgerliche Vertretung der Städte 
im Land. Während die Bezeichnung Landstände relativ konstant verwendet wur-
de, hat sich der Begriff Landschaft in seiner Bedeutung mehrfach gewandelt. Die 
heute gebräuchlichere Verwendung zur Bezeichnung eines optisch erfassten schö-
nen Naturraums ist erst seit dem 18. Jahrhundert üblich. Als Begriff für eine poli-
tisch handlungsfähige Gruppe innerhalb der Gesellschaft wird das Wort Land-
schaft seit dem 15. Jahrhundert gebraucht32.

 26 Vgl. zur Geschichte der Landstände: Krüger: Landständische Verfassung, S.  1–31; auch: 
Mat’a: Landstände und Landtage.

 27 Vgl. Moser: Von der Landeshoheit, S.  207 f.
 28 Koenigsberger: Formen und Tendenzen, S.  24; Press: Kriege und Krisen, S.  334; Fuhr-

mann: Gemeine Landschaft, S.  86.
 29 Moser: Von der Teutschen Reichs-Stände Landen, S.  322.
 30 Hintze: Typologie, S.  121.
 31 Moser: Von der Teutschen Reichs-Stände Landen, S.  322–330.
 32 Müller: Zur Geschichte des Wortes Landschaft.
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III. Herzog Karl Alexander in der historischen Forschung

1. Die Forschungslage

Literatur zur Biographie Karl Alexanders und zu Einzelaspekten seines Lebens 
oder seiner Regentschaft gibt es reichlich. Viele Publikationen datieren allerdings 
bereits aus dem 19. Jahrhundert oder sind von antikatholischen und antiabsolutis-
tischen Prämissen geprägt. Eines der wichtigsten Werke ist die Dissertation Her-
mann Tüchles zur Kirchenpolitik Karl Alexanders aus dem Jahre 19371. Darin 
räumte Tüchle mit dem Vorurteil der Landschaft auf, Karl Alexander habe das 
Herzogtum rekatholisieren wollen, und legte damit einen wichtigen Grundstein 
zu einer vorurteilsfreien Beurteilung Karl Alexanders und seiner Regierungszeit.

Von ebenso großer Bedeutung ist die Dissertation Selma Sterns über Joseph Süß 
Oppenheimer aus dem Jahr 19292. Sie erreichte eine Neubeurteilung der Rolle des 
so genannten Jud Süß in der Politik Karl Alexanders, indem sie betonte, dass sich 
dessen Einfl uss auf den Finanz- und Wirtschaftsbereich beschränkte. Eine voll-
ständige Biographie Karl Alexanders von Paul Sauer ist erst in jüngster Zeit er-
schienen3. Der Historiker setzte damit die Reihe seiner Lebensbeschreibungen 
württembergischer Herzöge und Könige fort. Biographische Abrisse fi ndet man in 
zahlreichen Lexika, wie zum Beispiel in der ADB oder in der NDB4. In neuerer 
Zeit sind Artikel über Karl Alexander von Gabriele Haug-Moritz und von Her-
mann Tüchle publiziert worden, außerdem ein biographischer Überblick in der 
Zeitschrift „Schlösser Baden-Württemberg“5.

Die Analyse einzelner Aspekte von Regierungszeit und Leben Karl Alexanders 
haben zahlreiche kleinere Publikationen zum Ziel. Eine relativ umfassende Dar-
stellung lieferte bereits 1834 Karl Friedrich Dizinger, die militärische Karriere des 
Herzogs stellen ausführlich die Artikel von Max Braubach und Beck vor6. Ein Ar-
tikel von Karl Otto Müller untersucht die Finanzen der Regierungszeit Karl Alex-
anders, ein Aufsatz von Julius Schall seine Kirchenpolitik7. Auch die – sehr um-
fangreiche – Literatur zu Joseph Süß Oppenheimer enthält Darstellungen der 
Politik Karl Alexanders8. Neben der schon erwähnten Dissertation von Selma 
Stern liegen zwei Publikationen zur Rezeption des Schicksals von Süß vor9.

 1 Tüchle: Kirchenpolitik.
 2 Stern: Jud Süß.
 3 Sauer: Herzog Carl Alexander.
 4 Stälin: Herzog Karl Alexander; Wunder: Karl Alexander.
 5 Haug-Moritz: Carl Alexander; Tüchle: Herzog Carl Alexander; Rathgeb: Erfolg-

reicher Feldherr.
 6 Dizinger: Beiträge; Braubach: Schwäbischer Paladin; Beck: Aus dem militärischen 

Leben.
 7 Müller: Finanzwirtschaft; Schall: Zur kirchlichen Lage.
 8 Ausführliche Bibliographie bei: Gerber: Jud Süß.
 9 Gerber: Jud Süß; Heiden: Jude als Medium.
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Die Darstellungen der Geschichte Württembergs erwähnen Karl Alexander in 
der Regel nur sehr kursorisch10. Meistens wird er pauschal verurteilt, ohne dass 
sein Leben und Wirken genauer untersucht oder gewürdigt werden. Ausnahmen 
bilden James Allen Vann, Peter H. Wilson und Walter Grube, auf deren Publikati-
onen besonders zu verweisen ist11. An gedruckten Quellen sind vor allem die 
Sammlungen der Religionsreversalien von Bedeutung, und auch die vielbändige 
Edition der württembergischen Gesetze von August Ludwig Reyscher bildet einen 
reichen Fundus von Gesetzen und Verordnungen aus der Zeit Karl Alexanders12.

2. Die Quellen

Ziel dieser Arbeit ist es, die Untersuchung der Regierung Karl Alexanders auf eine 
möglichst breite archivische Grundlage zu stellen. Deshalb wurden neben den 
Stuttgarter Archiven zahlreiche Archive in anderen Bundesländern und im Aus-
land benutzt.

Die Quellenlage im Hauptstaatsarchiv Stuttgart zur Regierungszeit Karl Alex-
anders ist relativ gut, da es für den Untersuchungszeitraum keine Kriegsverluste 
gibt. Im Rahmen dieser Arbeit wurden die Bestände aller weltlichen Oberbehör-
den der Regierungszeit ausgewertet, was so bisher noch nicht geschehen ist. Zudem 
konnte auf die Arbeit von Walter Grube zurückgegriffen werden, der für seine 
Monographie über den Stuttgarter Landtag das Landständische Archiv aufarbeite-
te13. Hermann Tüchle bearbeitete für seine Dissertation die Überlieferung von Ka-
binett und geistlichen Oberbehörden14, Selma Stern die Prozessakten zum Süß-
Prozess15.

Das Landständische Archiv, dessen Bestände einen zentralen Teil der Quellen-
grundlage bilden, gliedert sich in drei für den Untersuchungszeitraum relevante 
Bestände. Der Bestand L 3, der die Konventsakten umfasst, ist eine reine Serienak-
tenregistratur in chronologischer Gliederung, die Korrespondenzen und internes 
Schriftgut enthält. Zentraler Bestand im Landständischen Archiv sind die „Tomi 
Actorum Provincialium“ (L 5), die Abschriften der Protokolle in Reinschrift mit 
den wichtigsten Akten in Abschrift, die ebenfalls rein chronologisch geordnet 
sind. Eine wichtige Ergänzung zu diesen zeitlich geordneten Beständen ist die in 
Sachbetreffe untergliederte Materienregistratur in L 6. Obwohl das Landstän-

 10 Pfaff: Geschichte des Fürstenhauses; Schneider: Württembergische Geschichte; ders.: 
Abriß; Müller: Kleine Geschichte Württembergs; Marquardt: Geschichte Württem-
bergs.

 11 Vann: Württemberg, S.  198–236; Wilson: War, State and Society; Grube: Der Stuttgar-
ter Landtag, S.  389–398.

 12 Georgii: Württembergische Religions-Urkunden; Paulus: Haupt-Urkunden; Mosapp: 
Religionsreversalien; Reyscher: Sammlung.

 13 Grube: Der Stuttgarter Landtag.
 14 Tüchle: Kirchenpolitik.
 15 Stern: Jud Süß.
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dische Archiv 1944 massive Kriegsverluste hinnehmen musste, blieben die für Karl 
Alexander relevanten Akten weitgehend unversehrt16. Neu ist bei dieser Arbeit die 
Durchsicht des Landständischen Archivs im Hinblick auf die herzogliche Politik. 
Grubes Interesse galt mehr der Geschichte der württembergischen Landschaft und 
weniger einzelnen Aktivitäten von herzoglicher Seite. So konnte nun die Überlie-
ferung von landschaftlicher Seite mit der Überlieferung der herrschaftlichen Be-
hörden zusammengeführt werden, um ein geschlossenes Bild zu erhalten.

Die Bestände des Altwürttembergischen Archivs, in dem sich die Akten der 
herrschaftlichen Behörden erhalten haben, umfassen die Zeit der Grafschaft, des 
Herzogtums und des Kurfürstentums Württemberg, also einen Zeitraum vom 
Mittelalter bis 1805. Auch diese so genannten A-Bestände sind weitgehend so er-
halten, wie sie im 18. Jahrhundert formiert wurden17. Von den Beständen der welt-
lichen Oberbehörden sind wegen ihres Umfangs und ihrer Bedeutung vor allem die 
des Kabinetts, des Geheimen Rats, des Kriegsrats und der Rentkammer hervorzu-
heben18.

Wichtige Ergänzungen dazu kamen vor allem aus den Prozessakten von Joseph 
Süß Oppenheimer und der anderen, 1737 verhafteten Beamten19. Diese Bestände 
umfassen nicht nur die eigentlichen Prozessakten, sondern auch zahlreiche Akten 
aus der Regierungszeit Karl Alexanders, die zur Beweisaufnahme benötigt wur-
den. Es handelt sich also um Mischbestände20. Nicht zu vernachlässigen sind auch 
die Bestände des Württembergischen Hausarchivs im Hauptstaatsarchiv Stuttgart. 
Hierbei handelt es sich keinesfalls um ein reines Familienarchiv, die insgesamt 344 
Bestände enthalten zahlreiche Unterlagen sehr unterschiedlichen Inhalts auch zu 
Politik und Regierung der württembergischen Herrscher21.

Ergänzend wurden die – wenig ergiebigen – archivalischen Bestände der Würt-
tembergischen Landesbibliothek Stuttgart untersucht, ebenso zur Residenzfrage 
die Archivalien der Stadtarchive in Ludwigsburg und in Stuttgart. Letzteres ver-
fügt aufgrund starker Kriegsverluste über keine verwertbaren Materialien zur Re-
gierungszeit Karl Alexanders.

Die Recherchen zu den Beziehungen Karl Alexanders zu Friedrich Karl von 
Schönborn in Bamberg und Würzburg22 konnten leider nur geringe Erfolge erzie-

 16 Maurer: Landständisches Archiv; Adam: Das ständische Archiv.
 17 Maurer /Molitor /Rückert: Übersicht.
 18 Kabinett: HStAS A 7; Geheimer Rat: ebd. A 202–204; Kriegsrat: ebd. A 30a; Rentkam-

mer: ebd. A 248.
 19 HStAS A 48/1–14: Kriminalprozesse gegen Bühler, Hallwachs, Remchingen, Scheffer 

und Süß.
 20 Vgl. zur Beschaffenheit des Bestandes: Kretzschmar: Tradition und Überrest; Ders.: 

Vorlage.
 21 Maurer: Hausarchiv.
 22 StAB, Archiv des Erzbistums Bamberg, Staatsbibliothek Bamberg. Das StA Wü erlitt 

durch Kriegseinwirkungen sehr große Verluste in den Beständen des 18. Jahrhunderts. 
Vgl. dazu auch: Heinrich: Gebrechenamt.
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len. Keinerlei Erfolg hatten die Nachforschungen zu Herzogin Maria Augusta im 
Thurn-und-Taxis-Zentralarchiv in Regensburg.

Sehr viel ergiebiger waren die Forschungen in Pariser Archiven. Die dort vorge-
fundenen Dokumente lassen eine interessante Außensicht auf die Ereignisse in 
Württemberg zu und erlauben ein besseres Urteil über Streitigkeiten zwischen 
Landschaft und Herzog. Es wurden Bestände zu Württemberg in den Archiven 
des Außenministeriums, in den Nationalarchiven, im Kriegsarchiv und in der Na-
tionalbibliothek ausgewertet. Eine weitere Außensicht erlauben die Funde in Wie-
ner Archiven. Hier wurden Württembergica und andere Bestände im Haus-, Hof- 
und Staatsarchiv und im Kriegsarchiv untersucht.

Für die Vorgeschichte der Regierungszeit Karl Alexanders wurden die entspre-
chenden Bestände des Landauer Stadtarchivs und des Bayerischen Kriegsarchivs in 
München ausgewertet, um den Aufenthalt in Landau besser beurteilen zu können. 
Akten zur Belgrader Statthalterschaft konnten in Kopie im Wiener Kriegsarchiv 
ausfi ndig gemacht werden, erwiesen sich allerdings als wenig ergiebig.



B. Die Konfl iktparteien

I. Herzog Karl Alexander

1. Kindheit und Jugend

Karl Alexander wurde am 24. Januar 1684 geboren. Er war der älteste Sohn des 
Herzog-Administrators Friedrich Karl von Württemberg-Winnental und dessen 
Frau Eleonore Juliane von Brandenburg-Ansbach und damit Spross einer Seitenli-
nie des Hauses Württemberg. Sein Vater hatte nur begrenzte Mittel zur Verfügung, 
er starb früh und die Aussicht für Karl Alexander auf Erbfolge in Stuttgart war 
gering. Was blieb dem Prinzen anderes als der Militärdienst, den traditionell die 
jüngeren Söhne der deutschen Fürstenhäuser ergriffen? „Der militärische Dienst 
war für die protestantischen Adeligen vielfach ein Ersatz für die zumindest nach 
dem Dreißigjährigen Krieg nicht mehr zugänglichen Stiftsherrenstellen in den 
Domkapiteln der katholischen Reichskirche.“1 So sorgte Karl Alexander bereits 
früh selbst für seinen Lebensunterhalt und verbrachte etwa vier Jahrzehnte seines 
Lebens außerhalb Württembergs2.

Zunächst hielt sich der elfjährige Prinz aber 1695 für einige Monate in Tübingen 
auf. Er habe denen Studiis und Fürstlichen Exercitiis im Fürstlichen Collegio zu 
Tübingen rühmlich obgelegen3. Das Collegium Illustre war als Ausbildungsstätte 
zu dieser Zeit schon geschlossen und diente nur noch den württembergischen 
Prinzen als vorübergehendes Quartier, während sie in Tübingen zur Ausbildung 
weilten4. Die große Zeit des Collegiums war bereits vorbei5. Aus den Senatsproto-
kollen der Universität Tübingen vom September 1695 geht hervor, dass der Herzog 
Fridrich Carln von Württemberg [. . .] gesinnet were dero ältesten Prinzen [Karl 
Alexander] negstens allhero in das Collegium zu verschiken6. Vermutlich traf er im 
November 1695 in Tübingen ein7. Hinweise auf seine Anwesenheit fi nden sich bis 
zum März des folgenden Jahres8. Was er allerdings außer reuten, fechten, danzen 

 1 Schindling: Kurfürstenhöfe, S.  249.
 2 Vann: Württemberg, S.  200 f.
 3 Crusius: Schwäbische Chronick, S.  546.
 4 Vgl. dazu: Luce: Europäischer Helicon, S.  655 f.; Schneider: Das Tübinger Collegium 

illustre, S.  28 f.; Willburger: Collegium illustre, S.  24; Conrads: Ritterakademien, 
S.  154 f.; Holtz: Bildung und Herrschaft, S.  135 f.

 5 Die offi ziellen Matrikel enden 1688: Nova Matricula; Luce: Europäischer Helicon, S.  656; 
Zedler: Universal-Lexikon, Bd.  45, Sp.  1603 f.

 6 Acta Senatus tom. XXXVIII (1695–98), UA Tü 4/1 f. 73v.
 7 Schreiben des Herzog-Administrators an den Oberhofmeister des Collegium Illustre 

vom 11. Oktober 1695, HStAS A 202 Bü 2598. Acta Senatus tom. XXXVIII (1695–98), 
UA Tü 4/1 f. 90v, 99v und 100r.

 8 Rechnungen über Brennholz und anderes in: HStAS A 284/94 Bü 262.
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etc. und Geographie9 dort noch gelernt haben mag, muss im Dunkeln bleiben10. Da 
nicht besonders viel Zeit auf seine Bildung verwendet wurde, spricht Paul Sauer 
von einer „Erziehungsschnellbleiche“11.

2. Kaiserlicher Militärdienst

Bereits 1695 wurde Karl Alexander Befehlshaber eines von seinem Vater aufgestell-
ten Subsidienregiments in venezianischen Diensten12. Aufgrund seiner Jugend 
wurden ihm erfahrene Offi ziere13 zur Seite gestellt, die das eigentliche Regiments-
kommando übernahmen. Näheres über das Regiment ist nicht bekannt, nur dass 

 9 Acta Senatus tom. XXXVIII (1695–98), UA Tü 4/1 fol 73v, 103r.
 10 Die Bestände des UA Tü zum Collegium Illustre enthalten keinerlei Hinweise zu einer 

Anwesenheit Karl Alexanders (Acta Universitatis, Collegium illustre: 9/7–14, 10/1; 
Neglectenprotokolle 1603–1722: 26/12). Laut Fassmann: Gespräche, S.  31, wurde er in 
der Lehre des Christentums der evangelischen Kirche gemäß unterwiesen, außerdem in 
Zeichnen und der Ingenieurskunst, in Französisch und Latein.

 11 Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  46.
 12 Zu diesem Regiment liegen Akten und Schriftwechsel aus den Jahren 1687 bis 1690 in: 

HStAS L 6 Bü 1560.
 13 Zunächst ein Oberst von Rammstedt, später ein Oberst von Roëlli (Stadlinger: Ge-

schichte, S.  332 f.).

 Abb.  1: Schloss Winnental in Winnenden, Stammsitz der Seitenlinie Württemberg-Winnen-
tal des Hauses Württemberg. Zeichnung von Andreas Kieser von 1686.
Das Schloss wurde zum Hauptdomizil der Familie, als Friedrich Karl Anfang 1693 als Ad-
ministrator abgesetzt wurde. Karl Alexander unterzeichnete hier am 28. Februar 1733 die 
Assekuration, durch die er als Erbprinz anerkannt wurde.
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1698 Karl Alexander aus venezianischen Diensten heimkehrte14. An zwei Stellen in 
der Literatur wird seine Teilnahme an einem Feldzug in die Niederlande 1695/96 
erwähnt15. Daran könnte er mit dem venezianischen Regiment beteiligt gewesen 
sein.

Aber schon vor der Rückkehr des Regiments wurde der junge Prinz am 21. Juni 
1697 von Kaiser Leopold I. zum Oberst ernannt16. Er übernahm unter dem Ober-
befehl des Markgrafen Ludwig Wilhelm von Baden-Baden17 ein Infanterieregiment 
seines Vaters und wurde sogleich bei der am 5. September begonnenen Belagerung 
der Ebernburg im Pfälzer Erbfolgekrieg eingesetzt. Nach nur geringem Wider-
stand fi el die Festung am 27. September, die Kapitulation18 wurde von Karl Alexan-
der selbstständig ausgehandelt und auch unterzeichnet19. Sein Handeln wurde von 
seinen Gefolgsleuten hervorgehoben: Gott gebe, daß auf dise erste glückliche Expe-
dition deß Prinzen lautter dergleichen Verrichtungen folgen mögen20. Insgesamt 
bewirkte allerdings der Fall der Ebernburg nicht viel im Gesamtverlauf des Krieges, 
unmittelbar danach wurde der Friede von Rijswijk geschlossen21.

Das nächste Mal taucht Karl Alexanders Name ein Jahr später, im September 
1698, bei der Belagerung der Festung Temesvar im Türkenkrieg unter Prinz Eugen 
von Savoyen wieder auf, wo er sich „durch entschieden persönlichen Muth beson-
ders bemerkbar“22 machte. Hier begann die persönliche Bekanntschaft mit dem 
Prinzen, die später zur Freundschaft wurde23.

Karl Alexanders kurze Ausbildung in Tübingen wurde durch mehrere Bildungs-
reisen ergänzt. Im Jahr 1699 reiste Karl Alexander nach Frankreich24 und verbrach-
te etliche Monate in Paris und am Hof Ludwigs XIV.25 Im Dezember 1699 kehrte 
er über England und die Niederlande nach Stuttgart zurück. Nachdem er einige 
Tage bei seiner Mutter verbracht hatte, reiste er noch im Dezember nach Wien26. 

 14 Ebd.
 15 Crusius: Schwäbische Chronick, S.  546; Fassmann: Gespräche, S.  31.
 16 Obristenpatent vom 21. Juni 1697, HStAS G 196 Bü 11. Pfaff und Stadlinger datieren die 

Ernennung allerdings auf den 18. Juli 1697 (Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, 
S.  110; Stadlinger: Geschichte, S.  390).

 17 Vgl. zu Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden-Baden: Greiner: Türkenlouis; Müller: 
Türkenlouis; Plassmann: Ludwig Wilhelm; Rehm: Markgraf Ludwig Wilhelm.

 18 Kapitulation der Ebernburg vom 27. September 1697, in: Schulte: Markgraf Ludwig 
Wilhelm, Bd.  2, S.  309 f.

 19 Berichte des prinzlichen Hofmeisters Johann Christian Rösler und des Offi ziers de De-
witz vom 30. September 1697, HStAS G 196 Bü 11. Pfaff: Württembergisches Helden-
buch, S.  110; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  366; Schulte: Markgraf Ludwig Wil-
helm, Bd.  1, S.  463 f.; Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  105.

 20 HStAS G 196 Bü 11 (Rösler).
 21 Schulte: Markgraf Ludwig Wilhelm, Bd.  1, S.  469.
 22 Stadlinger: Geschichte, S.  390.
 23 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  105.
 24 Pregitzer: Wirttembergischer Cedern-Baum, S.  23.
 25 Fassmann: Gespräche, S.  32.
 26 Schuster: Johannes Osiander, S.  80 f.
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Johannes Osiander, der Vormund Karl Alexanders seit dem Tod seines Vaters 
169827, warnte die Mutter vor zu langen Aufenthalten des Prinzen im Ausland28. 
Dennoch schlossen sich 1701 weitere Bildungsreisen an29.

Zu den Eindrücken, die Karl Alexander auf diesen Kavaliersreisen sammelte, 
kamen die Erfahrungen der zahlreichen Feldzüge hinzu. Insgesamt verbrachte er 
fast 40 Jahre außerhalb von Württemberg. Deshalb attestiert ihm Vann einen wei-
ten geistigen Horizont und damit eine Sonderstellung unter den württember-
gischen Herzögen des 17. und 18. Jahrhunderts30. Laut Tüchle war auch bereits 
lange vor der Konversion ein gewisses Sympathisieren Karl Alexanders mit dem 
Katholizismus erkennbar31.

Der Spanische Erbfolgekrieg bot dem jungen württembergischen Prinzen dann 
immer wieder Gelegenheiten, sich als Feldherr und Krieger zu bewähren. 1702 
nahm er als Generalfeldwachtmeister32 an der Belagerung des französisch besetz-
ten Landau teil, die von Markgraf Ludwig Wilhelm geleitet wurde33. Bereits am 15. 
April 1701 war die Festung eingeschlossen, am 9. September 1702 kapitulierte Ge-
neral Mélac gegen freien Abzug34. In der Nacht vom 26. auf den 27. August 1702 
führte Karl Alexander einen kühnen Sturm auf den französischen Waffenplatz aus, 
„welcher für die Kapitulation entscheidend wurde“35. Ein persönliches Schreiben 
des römischen Königs Joseph lobte seine Leistungen36. Ihm wurde daraufhin ein 
eigenes kaiserliches Infanterieregiment verliehen, obwohl er noch keine 20 Jahre alt 
war37.

Im Laufe der Jahre 1703 und 1704 war er an zahlreichen Kämpfen in Süddeutsch-
land beteiligt. So rettete er am 15. Februar 1703 bei Offenburg „durch seine Tapfer-
keit und Klugheit das Geschütz und die Munition“38 eines von Villars bedrohten 
Transports. Am 23. Februar 1704 entsetzte er das von den Franzosen unter Blain-
ville belagerte Munderkingen an der Donau, was „anscheinend sein erster selbstän-
diger Auftrag“ war39. Am 2. Juli 1704 wurde er bei der Erstürmung der starken 

 27 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  21.
 28 Schuster meint, dass es sich hierbei nicht um fi nanzielle Gründe gehandelt habe, sondern 

Osiander Angst vor einem zu starken katholischen Einfl uss gehabt habe. Das scheint al-
lerdings retrospektiv argumentiert zu sein. Osiander selbst begründete seine Warnung 
nicht (Schuster: Johannes Osiander, S.  81).

 29 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  21.
 30 Vann: Württemberg, S.  201.
 31 Tüchle macht dies an der Initiative Karl Alexanders für den Erhalt des Klosters Benedikt-

beuern 1706 fest (Tüchle: Kirchenpolitik, S.  22).
 32 Ernennung am 4. Mai 1702, HStAS G 196 Bü 11.
 33 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  105.
 34 Stadt und Festung Landau; Quincy: Histoire militaire, S.  579–592.
 35 Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  11.
 36 Schreiben König Josephs an Herzog Karl Alexander vom 15. Oktober 1702, HStAS G 196 

Bü 11.
 37 Kaiserliches Patent vom 1. Mai 1703, HStAS G 196 Bü 11.
 38 Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, S.  111.
 39 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  106.
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bayerischen Verschanzungen am Schellenberg bei Donauwörth unter der Leitung 
Marlboroughs und des Markgrafen Ludwig Wilhelm durch einen Schuss in den 
Schenkel verwundet40. Die Wunde war so tief, dass ein Brief, der sich in der Tasche 
des Verwundeten befand, vom Arzt aus der Wunde gezogen werden musste41. Nach 
dem Sieg der Reichstruppen am Schellenberg führte Marschall Tallard ein franzö-
sisches Heer mit 25.000 Mann vom Rhein nach Bayern. „So führte die Schlacht am 
Schellenberg nicht zum Frieden, sondern zu neuen Kämpfen, die endlich eine große 
Entscheidung bringen sollten.“42 An der entscheidenden Schlacht von Höchstädt 
im August 1704 nahm Karl Alexander allerdings nicht teil43. Während Marlbo-
rough und Prinz Eugen nach Höchstädt zogen, belagerte Markgraf Ludwig Wil-
helm Ingolstadt44. Karl Alexander war am 11. September an der Belagerung und 
Befreiung Ulms unter Thüngen beteiligt45 und am 23. November an der erneuten 
Erstürmung Landaus unter Markgraf Ludwig Wilhelm und König Joseph46.

Im weiteren Verlauf des Spanischen Erbfolgekrieges nahm Karl Alexander am 
italienischen Feldzug des Prinzen Eugen teil. „Eugen hielt große Stücke auf ihn 
und betraute ihn besonders gern mit Aufträgen, bei welchen der unerschrockene 
Sinn und die glänzende Bravour, die der Prinz [Karl Alexander] bei jedem Anlass 
an den Tag legte, so recht an ihrem Platze waren.“47 Am 5. Juni 1705 stieß Karl 
Alexander zu Prinz Eugen, der sich im Lager am Gardasee befand. Die erste ge-
meinsame Schlacht wurde am 16. August bei Cassano geschlagen48. Karl Alexander 
übernahm das Kommando „in der Mitte des ersten Treffens“, wurde aber schwer 
verwundet49. „Die Wunde [. . .] war so gefährlich, daß man ihm den linken Fuß 
abnehmen wollte; allein er hatte dieses nicht zugegeben, und dadurch diesen Fuß 
erhalten“50. Diese Verletzung sollte ihm immer wieder bis zu seinem Tode Be-
schwerden bereiten51. Danach musste Karl Alexander den Kriegsschauplatz verlas-
sen und wartete in Brescia seine Heilung ab52. Laut Pfaff kehrte er sogar nach 
Deutschland zurück53. Im Dezember 1705 wurde er vom Kaiser zum Generalfeld-

 40 Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  367.
 41 Brief mit dem Vermerk: Schreiben des Grafen Guller an Karl Alexander vom 13. Juni 

1704, WLB Cod. hist. fol.  44.
 42 Erdmannsdörffer: Deutsche Geschichte, S.  192.
 43 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  106. Vgl. auch: Junkelmann: Feldzug.
 44 Erdmannsdörffer: Deutsche Geschichte, S.  192.
 45 Stadlinger: Geschichte, S.  390.
 46 Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  367; Quincy: Histoire militaire, S.  295–315.
 47 Arneth: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  289.
 48 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  107. Vgl. auch: Ders.: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  118 f.
 49 Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  11.
 50 Dizinger: Beiträge, S.  4.
 51 Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, S.  111.
 52 Stadlinger: Geschichte, S.  390.
 53 Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, S.  111.
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marschallleutnant befördert54. Vermutlich stieß er im Frühjahr 1706 wieder zu 
Prinz Eugen55.

Im Juli 1706 vertrieben die kaiserlichen Truppen unter Prinz Eugen die Franzo-
sen von der Etsch56, dann eilten sie dem seit März belagerten Turin zu Hilfe. Am 1. 
September vereinigte Prinz Eugen sein Heer mit der piemontesischen Armee sei-
nes Vetters Viktor Amadeus von Savoyen57. Am 7. September formierten sich beide 
Heere mit insgesamt 30.000 Mann vor den französischen Zirkumvallationslinien58. 
Karl Alexander führte das Kommando über den linken Flügel im ersten Treffen 
und seine Truppe konnte in die feindlichen Verschanzungen eindringen59. Die 
Franzosen brachen die Belagerung Turins schließlich fl uchtartig ab und räumten 
auch die Lombardei. Ende September zog Prinz Eugen in Mailand ein60.

Die Gunst der Stunde nutzend, marschierte Prinz Eugen im Frühjahr 1707 mit 
seinen Soldaten den fl iehenden Franzosen hinterher und fi el in die Provence ein. 
Unterstützt wurde er dabei vom Herzog von Savoyen, dem Herzog von Marlbo-
rough und Admiral Shovell61. Am 30. Juni erreichte er mit 30.000 Mann das Mit-
telmeer, am 14. Juli begann die Belagerung von Toulon. Da aber die französische 
Festungsbesatzung Verstärkung aus der Dauphiné erhielt, musste Prinz Eugen die 
Belagerung schließlich am 22. August 1707 abbrechen. Ganz ohne Erfolg war die 
Kampagne aber nicht. Die französische Flotte war im Hafen von Toulon versenkt 
und die Engländer beherrschten nun das Mittelmeer62.

Für die folgenden anderthalb Jahre sind die Quellen über den Verbleib Karl 
Alexanders sehr spärlich63. Entweder zog er mit dem Prinzen Eugen weiter in die 
Niederlande64 oder er blieb mit einem Teil der kaiserlichen Truppen in den Westal-
pen65.

 54 Kaiserliches Patent vom 20. Dezember 1705, HStAS G 196 Bü 11.
 55 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  107.
 56 Ders.: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  155 f.
 57 Erdmannsdörffer: Deutsche Geschichte, S.  214.
 58 Broucek/Hillbrand/Vesely: Prinz Eugen, S.  20 f.
 59 Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  11.
 60 Erdmannsdörffer: Deutsche Geschichte, S.  215 f.
 61 Broucek/Hillbrand/Vesely: Prinz Eugen, S.  22.
 62 Ebd.; Braubach: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  194 ff.
 63 Sicher ist laut Braubach nur seine Ernennung zum Generalfeldzeugmeister 1708 (Brau-

bach: Schwäbischer Paladin, S.  107 f.). Das Patent im Hausarchiv ist allerdings auf den 
20. Dezember 1705 datiert (HStAS G 196 Bü 11).

 64 Crusius: Schwäbische Chronick, S.  546 f.; Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, 
S.  112; Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  11; Stälin: Herzog Karl Alexander, 
S.  367.

 65 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  107. Letzteres wird auch dadurch gestützt, dass der 
in den Niederlanden erwähnte Herzog von Württemberg nicht Karl Alexander war, son-
dern einer seiner zahlreichen Verwandten, die zur selben Zeit auf den europäischen 
Schlachtfeldern kämpften. Da jener Herzog von Württemberg als Kommandant däni-
scher Truppen bezeichnet wird, dürfte es sich wohl um Karl Rudolf von Württemberg-
Neuenstadt (1667–1742) handeln. Vgl. Churchill: Marlborough, Bd.  2, S.  68, 383, 527 ff.
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In Ansehung eines für das gemeine Wesen erwiesenen Eifers in Schlachten und 
Belagerungen und dabei zu unauslöschlicher höchst rühmlicher Bezeugnis dessen 
stand- und herzhaften An- und Aufführung empfangenen harten Blessur und ins-
besonderheit wegen beiwohnender Kriegserfahrung66 wurde Karl Alexander am 12. 
März 1709 vom Kaiser zum Gouverneur der Festung Landau ernannt67. Zuvor, am 
10. April 1708, war er schon zum Obristfeldzeugmeister berufen worden68. Landau 
war 1680 von den Franzosen besetzt worden, an den deutschen Rückeroberungen 
1702 und 1704 war Karl Alexander bereits beteiligt. Zum Gouverneur der Festung 
wurde er wohl auf Vorschlag und Fürsprache des Prinzen Eugen ernannt. Am 23. 
April 1709 zog er festlich in der Stadt ein. Während seiner Amtszeit bemühte er 
sich vor allem um den Ausbau der Festungsanlagen von Landau. 1712 wollte Karl 
Alexander sich wiederum Prinz Eugen anschließen, der nun in die Niederlande 
zog. Nach dem Willen Eugens musste er aber in Landau bleiben69. Von dort aus 
unternahm er einige militärische Aktionen gegen Frankreich zusammen mit sei-
nem Vetter, dem regierenden Herzog Eberhard Ludwig. So griffen sie im August 
1712 die Weißenburger Linien bei Lauterburg an. Der Angriff scheiterte aller-
dings70.

3. Die Konversion zum Katholizismus

Das wichtigste Ereignis der Landauer Zeit Karl Alexanders war seine Konversion 
1712. An der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert häuften sich die Konfessions-
wechsel von Protestanten zum Katholizismus. Vor allem die Konversionen regie-
render Fürsten zogen das Interesse auf sich71. Die Konversionswelle erfasste  Fürsten 
im ganzen Reich: in Sachsen, Braunschweig-Wolfenbüttel, Braunschweig-Hanno-
ver, Pfalz-Sulzbach, Hessen-Rheinfels, Württemberg, Hessen-Kassel, aber auch in 
Schweden und England. Bei regierenden Fürsten betraf dieser Vorgang natürlich 
nicht nur die Person des Herrschers selbst, sondern stets auch die Untertanen des 
von ihm beherrschten Territoriums oder Staates. So häuften sich auch die Glau-
benswechsel im Adel und in der hohen bürgerlichen Beamtenschaft. Die Konversi-
onen erfolgten fast ausschließlich vom Protestantismus zum Katholizismus72. 
Günter Christ beurteilt diese Welle als Symptom eines grundsätzlichen Kultur-

 66 Ernennung zum Gouverneur der Festung Landau vom 12. März 1709, HStAS G 196 Bü 
11.

 67 Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, S.  112.
 68 Kaiserliches Patent vom 10. April 1708, HStAS G 196 Bü 11.
 69 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  111 f.
 70 Pfaff: Württembergisches Heldenbuch, S.  112; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  367.
 71 Ein Überblick über diese Konversionen von 1614 bis 1769 bei: Pütter: Historische Ent-

wickelung, Bd.  2, S.  334–356.
 72 Vgl. dazu: Aland: Glaubenswechsel, S.  91 f.; Christ: Fürst, Dynastie, S.  367 f.; Schmidt: 

Konversion und Säkularisation, S.  133 f.; Herzig: Zwang, S.  160 f.; Lotz-Heumann/
Mißfelder/Pohlig: Religiöse Authentizität; Deventer: Konversionen; Mader: Fürs-
tenkonversionen.



22

wandels nach der Reformationszeit73. Eine wichtige Rolle spielte dabei die Aus-
strahlung des barocken Herrscherideals und der vom Katholizismus geprägten 
Barockkultur mit ihren Zentren Rom, Venedig und Wien74.

In der Wiener Hofgesellschaft, einem dieser drei kulturellen Mittelpunkte, be-
wegte sich Karl Alexander von Württemberg. Während er das Jahr über meist mit 
militärischen Aufgaben beschäftigt war, verbrachte er den Winter in der Regel in 
Wien, nachdem die Metropole ja bereits eines der Ziele seiner Bildungsreisen gewe-
sen war. Dort verkehrte er mit den Spitzen des katholischen Adels und der katho-
lischen Intelligenz. Die wichtigste Person in diesem Umfeld war Pater Vitus Georg 
Thönemann75. Der Paderborner Jesuit lebte seit 1692 in Wien, seit 1711 leitete und 
reorganisierte er die kaiserliche Militärseelsorge und wurde 1720 Armeebischof. 
Schon vor dem Regierungsantritt Karls VI. im Jahre 1711 wurde er dessen Beicht-
vater. Thönemann gehörte also zum engsten Kreis um den Kaiser in der Wiener 
Hofburg. Karl Alexander traf ihn im Hause der Fürsten Löwenstein. Schon nach 
kurzer Zeit entstanden zwischen den beiden intensive Diskussionen und Ge-
spräche, die sie im Professhaus der Wiener Jesuiten führten. Über einen Monat 
hinweg – wahrscheinlich im September 1712 – trafen sie sich dort jeden Morgen um 
sechs Uhr. Die anfänglichen Diskussionen entwickelten sich sukzessive zu Lehr-
unterweisungen Thönemanns. Am 21. Oktober 1712 schließlich legte Karl Alexan-
der in der kaiserlichen Hofkapelle der Wiener Hofburg „unter ehrender Anwesen-
heit des Kaisers selbst“ das katholische Glaubensbekenntnis ab76.

Seit jenen Tagen rätselten und rätseln Zeitgenossen und Historiker über die Be-
weggründe, die Karl Alexanders zu diesem Schritt veranlasst hatten. Zwar schrieb 
er unmittelbar danach einen Brief an seine Mutter, in dem er wohl seine Konversi-
on begründete. Diese Mitteilung ist aber nicht erhalten77. Überliefert sind nur per-
sönliche Äußerungen aus seinen letzten Lebensjahren. In der Instruktion wegen 
der Geistlichkeit von 1736 legte er dar, dass der allmächtige Gott [. . .] unß in un-
seren zeitigen Jahren durch seinen ohnwiderstreblichen barmhertzigen Beruf und 
wunderthäthige Schickung zu der alten Catholischen Kirchen zurückgelaithet hat78. 
Und in seinem Testament von 1737 formulierte er in Artikel 16, dass er in gründ-
licher Erkanntnus der ohnbetrüglichen Wahrheit des Christ-Catholischen Glau-
bens zu der alten Religion wohlbedächtlich ohne eintzige Nebenabsicht vor langen 
Jahren zurückgetretten79 sei.

 73 Christ: Fürst, Dynastie, S.  383.
 74 Ebd.; Schmidt: Konversion und Säkularisation, S.  135.
 75 Vgl. zu Thönemann (1659–1740): Thöne: Vitus Georg Thönemann.
 76 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  23 f.
 77 Ebd., S.  25.
 78 Instruction wegen der Geistlichkeit, HStAS L 3 Bü 403; StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, 

B 540 Bü 395.
 79 Testament des Herzogs Karl Alexander vom 12. März 1737, in: Reyscher: Sammlung, 

Bd.  2, S.  491. Vgl. auch: Dizinger: Beiträge, S.  5 f.; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  27.



23

Karl Alexander selbst berief sich also auf reine Gewissensgründe und stritt jeg-
liche materielle Absichten ab80. Dies wurde aber in der Historiographie nur sehr 
selten anerkannt81. Meist führten sowohl Zeitgenossen als auch Historiker andere 
Motive für die Konversion an. Die Glaubwürdigkeit der beiden oben angeführten 
Schriften wird oft völlig verworfen, da sie in der Würzburger Kanzlei von Katho-
liken verfasst wurden82. Als wichtigste Motivation wird Karl Alexanders Geld-
knappheit gewertet. Er habe sich eine reiche Heirat erhofft und sei wegen eines 
konkreten Heiratsprojektes mit Maria Augusta von Thurn und Taxis konvertiert83. 
Zum Teil wird dann die Konversion auf 1727 datiert, um diese Argumentation 
plausibler erscheinen zu lassen84. Abgesehen davon, dass Maria Augusta 1712 erst 
sechs Jahre alt war, erscheint diese Begründung eher unwahrscheinlich. Zwar stand 
Karl Alexander 1712 in Heiratsverhandlungen mit einer Prinzessin aus dem Hause 
Liechtenstein, aber diese scheinen nicht so weit gediehen gewesen zu sein, um da-
mit wirklich eine Konversion rechtfertigen zu können85.

Ein weiterer, häufi g für die Konversion angeführter Grund sollen mögliche ma-
terielle Vorteile gewesen sein86. In dieser Hinsicht wäre der Übertritt zum Katho-
lizismus ein völliger Missgriff gewesen87. Auch die immer wieder erwähnte posi-
tive Beeinfl ussung seiner Karriere im kaiserlichen Heer und in kaiserlichen 
Diensten ist nicht nachweisbar88, die nächste Rangerhöhung erfolgte erst 1717. Au-
ßerdem wurde im 18. Jahrhundert die katholische Konfession vom Kaiser nicht 
mehr zwingend vorausgesetzt, um im Heer Karriere machen zu können. So führte 
Friedrich Heinrich von Seckendorf (1673–1763), trotz seiner Weigerung zu kon-
vertieren, 1737 das Oberkommando gegen die Türken89. Sicherlich wird die Reak-
tion des frommen Karls VI. positiv gewesen sein, erwartet hat er die Konversion 
aber wohl nicht.

Am absonderlichsten erscheint die Verführungstheorie der württembergischen 
Historiker Karl Pfaff und Paul Stälin, die hinter der Konversion katholische und 

 80 Vgl. zu inneren Motiven einer Konversion: Rahner: Über Konversionen, S.  446 f.
 81 So bei: Dizinger: Beiträge, S.  4; Räß: Convertiten, S.  311; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  27; 

Marquardt: Geschichte Württembergs, S.  186.
 82 Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  123.
 83 Ammon: Gallerie, S.  300 f.; Zimmermann: Josef Süß Oppenheimer, S.  31; Schall: Zur 

kirchlichen Lage, S.  124; Fauchier-Magnan: Small German Courts, S.  153. Diese Auf-
fassung fi ndet sich auch in Sterns Süß-Monographie, die sonst sehr gut und verlässlich ist 
(Stern: Jud Süß, S.  26).

 84 Zimmermann: Josef Süß Oppenheimer, S.  30 f.; Fauchier-Magnan: Small German 
Courts, S.  153.

 85 Von diesen Verhandlungen sind keinerlei direkte Quellen erhalten, Tüchle weist lediglich 
auf ein diese Heirat ablehnendes Schreiben Eberhard Ludwigs vom 17. September 1712 
hin (Tüchle: Kirchenpolitik, S.  23 ff.).

 86 Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  123.
 87 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  26.
 88 Vgl. dazu: Ammon: Gallerie, S.  300; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  368; Schall: Zur 

kirchlichen Lage, S.  124.
 89 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  26 f.
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vor allem jesuitische Machenschaften argwöhnten, denen der willensschwache und 
wehrlose Prinz nichts entgegenzusetzen hatte90. „Der Charakter und überhaupt das 
ganze Wesen Karl Alexanders bürgten [allerdings] dafür, daß er jenen wichtigen 
Schritt einzig aus reiner Überzeugung gethan habe“91, urteilt Dizinger, ebenso wie 
Tüchle: „Man wird die Konversion trotz einiger äußerer Umstände, die sie begüns-
tigten, auf echte Freiwilligkeit und innere Überzeugung zurückführen dürfen.“92 
Schließlich muss bedacht werden, dass Karl Alexander mit seiner Konversion die 
eigene Erbfolge in Württemberg gefährdete. Zwar begannen die konkreten Ver-
handlungen darüber erst später, aber die Möglichkeit einer Thronfolge war ange-
sichts der schwächlichen Konstitution des Erbprinzen bereits 1712 zu vermuten93.

In diesem Kontext ist kurz auf Schillers Briefroman „Der Geisterseher“94 einzu-
gehen, der im Zusammenhang mit der Konversion Karl Alexanders oft erwähnt 
wird95. Tatsächlich weist der von Schiller beschriebene deutsche Prinz viele Paral-
lelen zu Karl Alexander auf. Aufgrund seiner geringen Apanage leidet er als dritter 
Prinz seines Hauses an chronischem Geldmangel und begibt sich früh in Kriegs-
dienste. Er hat einen stark ausgeprägten Gerechtigkeitssinn und großen Mut. Pro-
testant ist er nach Geburt, nicht nach Untersuchung96. Er steht in engem Kontakt 
zu katholischen Adligen und Gelehrten und konvertiert schließlich aus fi nanziel-
len Motiven97. Es ist nicht gesichert, dass Schiller den jungen Karl Alexander als 
Vorbild für seine Romanfi gur nahm98. Sicherlich hatte dieses Werk aber einen nicht 
zu vernachlässigenden Einfl uss auf die Historiographie99.

Die Reaktionen auf die Konversion Karl Alexanders sind weitgehend unbekannt. 
Ursprünglich wollte er den Glaubenswechsel zunächst für sich behalten, allerdings 
wurde bereits am darauffolgenden Tag darüber nach Stuttgart berichtet100. In Rom 
schien man ihm bis Oktober 1733 keine Beachtung zu schenken101. Bei Kaiser Karl 
VI. ist eine positive Reaktion zu vermuten, bekannt ist außer seiner Anwesenheit 

 90 Pfaff: Geschichte des Fürstenhauses, S.  188; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  368. Vgl. 
auch: Ammon: Gallerie, S.  300; Christ: Fürst, Dynastie, S.  369.

 91 Dizinger: Beiträge, S.  4.
 92 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  27.
 93 Ebd., S.  27 f.
 94 Schiller: Der Geisterseher.
 95 Vgl. Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  123.
 96 Schiller: Der Geisterseher, S.  588 f., Zitat S.  589.
 97 Ebd., S.  647 f., 1006.
 98 So ist Beck der Ansicht, dass es sich bei dem deutschen Prinzen nicht um Karl Alexander, 

sondern um Landgraf Friedrich II. von Hessen-Kassel handelte. Tatsächlich konvertierte 
Friedrich II. (Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  20).

 99 Laut Eduard Vehse konvertierte Karl Alexander in Venedig, dem Schauplatz des „Geis-
tersehers“ (Vehse: Geschichte der Höfe, T.  3, S.  216).

100 Auf einem kleinen, nicht unterzeichneten Zettel von vertrauther Hand vom 21. Oktober 
1712, HStAS G 196 Bü 12.

101 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  50. Berichtet wurde die Konversion am 20. Dezember 1713 an 
die Propaganda in Rom durch den österreichischen Provinzial der Jesuiten, in: ebd., 
S.  176.
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bei der Zeremonie aber nichts102. Mit dem frommen Karl VI. erlebte die sogenann-
te Pietas Austriaca ihren letzten Höhepunkt vor den Säkularisierungsmaßnahmen 
seines Enkels Josephs II.103 Ähnlich positiv wie der Kaiser reagierten sicherlich 
auch Prinz Eugen, Fürstbischof von Schönborn und die Wiener Hofkreise im all-
gemeinen.

Genauso voraussehbar waren die negativen Reaktionen auf die Konversion in 
Württemberg. Sowohl die württembergische Kirche als auch die Landstände äu-
ßerten tiefes Bedauern über diesen Schritt104. Von Eberhard Ludwig ist keine Reak-
tion bekannt. Es existiert allerdings ein Schreiben des Herzogs im Kontext der 
Heiratsverhandlungen für Karl Alexander mit der katholischen Prinzessin von 
Liechtenstein vom 17. September 1712. Diese Heirat hätte wahrscheinlich auch eine 
Konversion erfordert. Eberhard Ludwig warnte vor dieser Heirat und riet Karl 
Alexander dringend davon ab. Dahinter standen allerdings keine konfessionellen 
Bedenken, sondern politische Beweggründe105.

Interessant ist die Ansicht des von religiösen Bindungen freien106 Eberhard Lud-
wig in diesem Zusammenhang vor allem deswegen, weil er anscheinend 1708 kurz-
zeitig eine Konversion für sich selbst erwogen hatte. Im November 1707 hatte er 
sich mit Wilhelmine von Grävenitz verheiratet und wollte sich aus diesem Grund 
von seiner Frau Johanna Elisabeth von Baden-Durlach scheiden lassen. Als darauf-
hin von allen Seiten protestiert und der Herzog sogar vom Abendmahl ausge-
schlossen wurde, erklärte er im Juni 1708 die Ehe mit der Grävenitz für nichtig. 
Bemerkenswert war der Vorschlag des Fürsten Friedrich Wilhelm von Hohenzol-
lern-Hechingen107, Eberhard Ludwig solle zum Katholizismus konvertieren und in 
Rom seine erste Ehe annullieren lassen. Papst Klemens XI. schrieb im August 1708 
dazu sogar an die benachbarten Kirchenfürsten. Das Volk war zutiefst beunruhigt 
und der Prälat Osiander warnte die Landschaft ausdrücklich, man möchte auf der 
Hut seyn, indeme große und gefährliche Veränderungen obhanden seyn108. Eber-
hard Ludwig selbst schwieg sich verstimmt in der Sache aus und kehrte erst zwei 

102 Ebd., S.  26 f.; Vann: Württemberg, S.  202.
103 Vgl. zur Pietas Austriaca im allgemeinen: Coreth: Pietas Austriaca; Vocelka/Heller: 

Die Lebenswelt der Habsburger, S.  13 f. Zu Karl VI.: Braubach: Karl VI.; Schindling: 
Karl VI.

104 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  25.
105 Ebd., S.  23.
106 Ebd., S.  6.
107 Fürst Friedrich Wilhelm von Hohenzollern-Hechingen (1663–1735) war Generalfeld-

marschallleutnant in kaiserlichen Diensten und kämpfte im Spanischen Erbfolgekrieg an 
der Seite Eberhard Ludwigs. Die beiden regierenden Fürsten verband eine enge Freund-
schaft. (Baur von Breitenfeld: Geschichte der Hohenzollernschen Staaten, S.  64 f.). 
Auch Friedrich Wilhelm regierte absolutistisch, worüber es schließlich zum Konfl ikt vor 
dem Reichshofrat kam (vgl. Wahrhaffte und Acten-mässige kurtze Erzehlung).

108 Bericht des Prälaten Osiander in der Landschaft von verschiedenen Unterredungen mit 
Herzog Eberhard Ludwig am 7. Juni 1708, HStAS L 5 Bd.  147 f. 837v-838r.
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Jahre später wieder nach Stuttgart zurück109. Insofern wäre es interessant, die Mei-
nung Eberhard Ludwigs über Karl Alexanders Glaubenswechsel zu kennen.

Die einzige erhaltene explizite Reaktion auf die Konversion 1712 ist die der Mut-
ter Karl Alexanders, der Markgräfi n Eleonore Juliane von Brandenburg-Ansbach. 
Sie war aufs tiefste bekümmert und einen Bruch zwischen Mutter und Sohn konn-
te letzterer nur durch ein ausführliches Schreiben, das seine Beweggründe enthielt, 
verhindern110. Erhalten ist nur das Konzept eines Abschiedsschreibens der Herzo-
gin an ihre Kinder, in dem sie nach kürzeren, an ihre beiden jüngeren Söhne gerich-
teten Abschnitten ausführlich ihrem Schmerz über die Konversion ihres Erstgebo-
renen Ausdruck verlieh. Ach wie vielen Seufzen und Threnen hab ich bißher auf 
die Wiederkehr meines verfallenen Sohn Alex[ander] gewandt, daß mir darüber 
der Elend Nächte und Tage viel worden sein. Wie gern hätt ich in wieder alß ein 
gehorsames Kind angenommen, wenn er sich wieder zu unserm wahren allein see-
ligend [d. i. seligmachenden] Glauben gewend hätt. [. . . Ich] bitte Gott, daß er im 
die Threnen und die vielen bittren Stunden nicht seiner Seel zu rechnen woll, die 
mir durch seine Verenderung gemacht. Ich vergeb in [. . .] und fl ehe hier mit noch 
einmall die gottliche Barmhertzigkeit an, daß sie sich über in erbarm und zur rech-
ten Kentniß und Lieb Gottes wieder bringen wole, damit seine Seele Ewig gerettet 
werde [. . .]111

4. Türkenkrieg und Statthalteramt in Belgrad

Im Laufe des Winters 1712/13 verlagerte sich der Hauptschauplatz im Spanischen 
Erbfolgekrieg wieder an den Oberrhein. Dadurch wurde die Festung Landau zum 
Prellbock112 gegen die französischen Kräfte: Allsdenn ging es 1713 wieder über die 
arme Vestung113.

Am 12. Juni 1713 schloss der französische Marschall Jacques Bazin de Bezons, 
geschützt von Marschall Villars, Landau ein114. „Prinz Alexander von Württem-
berg führte die Verteidigung mit zäher Tapferkeit. Aber Landau war nun bereits 
auf verlorenem Posten.“115 Ein in die Festung geschmuggeltes Schreiben des Prinzen 
Eugen116 ermächtigte Karl Alexander zur Kapitulation, um die Besatzung zu scho-

109 Schuster: Johannes Osiander, S.  113 ff.
110 Laut Tüchle ist das Schreiben nicht mehr aufzufi nden und wurde vermutlich nach dem 

Tod Eleonore Julianes (1663–1724) vernichtet (Tüchle: Kirchenpolitik, S.  25).
111 Undatiertes Schreiben der Herzogin an ihre Kinder, HStAS G 137 Bü 9; teilweise in: 

Tüchle: Kirchenpolitik, S.  25.
112 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  112.
113 Nothmünze, S.  215.
114 Quincy: Histoire militaire, S.  221–258.
115 Erdmannsdörffer: Deutsche Geschichte, S.  284.
116 Schreiben des Prinzen Eugen an Karl Alexander vom 9. August 1713, in: Arneth: Prinz 

Eugen, Bd.  2, S.  506 f.
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nen117. Am 19. August bot er schließlich dem Marschall Villars die Übergabe der 
Festung gegen freien Abzug der Besatzung an, was dieser allerdings ablehnte. 
M[onsieu]r de Wirtemberg demanda la même capitulation que [. . .] en 1703 [. . .] 
mais le maréchal de Villars [. . .] lui dit d’éclarer qui n’en avoir point d’autre que 
celle de se rendre prisonnier de guerre [. . .]118 Am 20. August musste die Festung 
dann zu den französischen Bedingungen kapitulieren. Am 22. August wurden 
etwa 6.000 Mann Besatzung nach Haguenau in französische Kriegsgefangenschaft 
abgeführt. Karl Alexander selbst erhielt drei Monate Hafturlaub zur Berichterstat-
tung in Wien. „Daß die Franzosen auf Karl Alexanders Rückkehr aus dem Urlaub 
bestanden, ist kaum anzunehmen.“119

Die nächste Möglichkeit, sich kriegerisch zu betätigen, fand Karl Alexander erst 
wieder 1716 nach dem Ausbruch eines neuen Krieges gegen die Türken120. Er wurde 
Infanterieführer mit acht Bataillonen im Feldzug des Prinzen Eugen. Am 9. Juli 
1716 sammelte sich die kaiserliche Hauptmacht westlich der Festung Peterwardein 
an der Donau; am 3. August traf Karl Alexander dort ein, der mit sechs seiner Ba-
taillone den linken Flügel der Schlachtordnung bilden sollte121. Schon seit April 
hatte sich eine türkische Streitmacht mit etwa 120.000 Mann bei Adrianopel ver-
sammelt, war im Juli nach Belgrad vorgerückt und belagerte schließlich Peterwar-
dein122. Am 5. August eröffnete Prinz Eugen den Angriff gegen die dreifache Über-
macht. Das osmanische Heer wurde vollständig geschlagen123. „Das Standhalten 
des Prinzen von Württemberg, so heißt es in jedem Werk, bildete den Glanzpunkt 
der Schlacht und trug viel zu dem großartigen Siege bei.“124 Auch Prinz Eugen 
selbst schrieb: Dieser Prinz hat vorzüglich den Truppen ein nie gesehenes Beispiel 
eines festen und beharrlichen Muths gerade und stets auf dem Punkt der höchsten 
Gefahr, die er mit seinem scharfen Auge richtig beurtheilt, gegeben, und gewiß das 
allermehrste zu diesem Siege beigetragen125.

Von Peterwardein zog das Heer sofort weiter nach Temesvar. Dort deckte Karl 
Alexander zunächst mit der Infanterie die Arbeiten an den Laufgräben und führte 

117 Schilderung der Belagerung bei: Lehmann: Urkundliche Geschichte, S.  271 f.; Heuser: 
Die dritte und vierte Belagerung Landaus, S.  163 f.; Stadt und Festung Landau; Brau-
bach: Schwäbischer Paladin, S.  113 f.

118 Aus dem Belagerungstagebuch des Marquis de Gusiny, StadtA Ld AA 196.
119 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  117.
120 Charta von allen eroberten Landen und gemachten Progreßen der siegreichen Waffen der 

Röm. Kay. May. unter glorieuser Anführung I. H. Fr. Dr. Princen Eugenii von Savoyen 
alls Gen.Leut. in abverwichenem TürckenKrig in 2 Campagnien 1716 et 1717 zu ewigem 
Ruhm und Nuzen der Christenheit vollführt (Karte mit ausführlichen Anmerkungen 
von Ingenieurleutnant Weiss 1718), HStAS A 30d Bü 62.

121 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  118 f.
122 Broucek/Hillbrand/Vesely: Prinz Eugen, S.  28.
123 Braubach: Prinz Eugen, Bd.  3, S.  316 ff.
124 Ders.: Schwäbischer Paladin, S.  119.
125 Schreiben des Prinzen Eugen an Fürst Anton von Lichtenstein vom 9. August 1716, in: 

Sartori: Sammlung, Bd.  4, S.  96.
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Abb.  2: Karl Alexander als Sieger der Schlacht von Temesvar 1716.
Das Medaillon mit dem Brustbild Karl Alexanders in der oberen Bildhälfte wird fl ankiert 
von Herkules und Perseus. Darüber schwebt die Fama, die den Ruhm des siegreichen Feld-
herrn verkündet. Karl Alexander ist als junger Mann mit Allongeperücke und Brustpanzer 
dargestellt. Die militärischen Attribute und die abgebildeten Personen weisen ihn als Sieger 
über die Türken aus.
Auf der unteren Bildhälfte befi nden sich drei Ansichten Temesvars. Zwei querovale Szenen 
zeigen die Belagerung und die Schlacht, auf dem großen rechteckigen Bild ist die Schlüssel-
übergabe dargestellt, dahinter die brennende Stadt und die abziehenden Türken.
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dann am 1. Oktober den Angriff auf die große Palanka, die befestigte Vorstadt im 
Norden Temesvars. Es gelang ihm, diese zu erobern, wodurch die Verteidigungs-
kraft der Festung gebrochen wurde und sich die Besatzung ergab126. Allerdings 
wurde er dabei im Gesicht verwundet, und zwar „offenbar nicht unerheblich, da er 
sich gezwungen sah, am Abend das Kommando abzugeben“ bis zum 12. Okto-
ber127. Karl Alexander erhielt daraufhin vom Kaiser den Orden vom Goldenen 
Vlies verliehen128, die höchste Ehrung, die der Kaiser vergeben konnte129, und wur-
de am 4. Mai 1717 mit 33 Jahren zum Feldmarschall ernannt, erhielt also den höchs-
ten militärischen Rang130. „Es war für ihn die Genugtuung für Landau.“131

Ab Juni 1717 wurde Belgrad belagert. Karl Alexander führte zunächst die Ober-
inspektion über die angelegten Werke und Laufgräben, beim Angriff auf das her-
ankommende Entsatzheer des Sultans am 16. August schließlich den Oberbefehl 
über die Infanterie im Zentrum. Obwohl das türkische Heer drei- bis viermal so 
groß war, wurde es geschlagen. Am 17. August 1717 kapitulierte die Besatzung der 
Festung Belgrad132. Karl Alexander kämpfte sich in der Schlacht vom 16. August 
zusammen mit Graf Pálffy sogar bis zum Zelt des Großwesirs durch133. In einem 
Schreiben an den Kaiser vom 25. August 1717 empfahl Prinz Eugen Karl Alexander 
als Statthalter für Serbien und setzte sich auch in Wien persönlich für ihn ein134, 
„auf daß ihm in seiner mittellosen Lage etwas geholfen werde“135.

Am 21. Juli 1718 wurde der Friede von Passarowitz geschlossen, durch den das 
Osmanische Reich das ganze Banat, das nördliche Serbien mit Belgrad, einen Teil 
der kleinen Walachei und einige bosnische Distrikte an den Kaiser verlor. Am 4. 
August 1719 wurde Karl Alexander Präsident der serbischen Administration und 
Statthalter von Belgrad und Serbien136. Außerdem wurde er vom Kaiser zum Ge-
heimen Rat ernannt137, was allerdings nur ein Ehrenamt ohne politische Funktion, 
dafür aber mit hohem Prestige war138. Im Oktober 1720 traf er in Belgrad ein und 
reiste zunächst durch die ihm anvertraute Provinz, um sich ein Bild von deren Zu-

126 Braubach: Prinz Eugen, Bd.  3, S.  322 f.
127 Ders.: Schwäbischer Paladin, S.  120.
128 Mitteilung der Ernennung durch ein Schreiben des Barons von Imbsen vom 23. Mai 1721, 

HStAS G 196 Bü 11.
129 Pec̆ ar: Die Ökonomie der Ehre, S.  40.
130 Kaiserliches Patent vom 4. Mai 1717, HStAS G 196 Bü 11.
131 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  121.
132 Ders.: Prinz Eugen, Bd.  3, S.  341 f.; Broucek/Hillbrand/Vesely: Prinz Eugen, S.  30.
133 Oppenheimer: Prinz Eugen, S.  104.
134 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  122.
135 Arneth: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  439.
136 Kaiserliches Patent vom 4. August 1719, HStAS G 196 Bü 11.
137 Kaiserliche Ernennung vom 20. September 1720, ebd.
138 Unter Karl VI. sind 247 Ernennungen zum Geheimen Rat dokumentiert, es ist aber von 

einer noch höheren Anzahl auszugehen. Die wirklichen politischen Entscheidungen 
wurden in der Geheimen Konferenz getroffen. Vgl. Pec̆ ar: Die Ökonomie der Ehre, 
S.  22–41.
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Abb.  3: Die ummauerte Festung Belgrad, seit 1699 osmanisch, auf einem Plan der Belage-
rung durch kaiserliche Truppen von 1688/89.
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Abb. 4: Plan der Belagerung Belgrads durch kaiserliche Truppen und des Angriffs der 
Donaufl otte, 6. bis 23. Juli 1717.
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stand zu machen139. Das Land war nahezu entvölkert, die verbliebenen Bewohner 
lebten in tiefer Armut. Somit war die „Neuorganisierung [der Provinz] eine wür-
dige Aufgabe für jeden Staatsmann“140. Karl Alexander nahm sich vor allem der 
wirtschaftlichen und militärischen Entwicklung des Landes an.

Im Jahr 1733 verließ Karl Alexander Belgrad, um sein Erbe in Stuttgart anzutre-
ten. Er behielt seinen Gouverneursposten nominell auf Veranlassung Prinz Eugens 
bis zu seinem Tode, vertreten wurde er in Belgrad von Graf Marulli141. Nach dem 
Krieg mit den Türken 1737 bis 1739 verlor Österreich die serbische Provinz wieder, 
an das Wirken Karl Alexanders erinnerten nur noch einige Befestigungen142.

5. Regierender Herzog in Württemberg

Die Erbfolge Karl Alexanders in Württemberg schien zunächst unwahrscheinlich, 
obwohl Eberhard Ludwig lange von seiner Frau getrennt lebte und seine Zeit lieber 
mit seiner Mätresse Wilhelmine von Grävenitz verbrachte. Aus seiner Ehe mit Jo-
hanna Elisabeth von Baden-Durlach, einer Tochter des Markgrafen Friedrichs 
VII., war ein gesunder Erbprinz, Friedrich Ludwig (1698–1731), entsprossen, des-
sen Frau Henriette Luise von Brandenburg-Schwedt wiederum 1718 einem Sohn, 
dem Prinzen Eberhard Friedrich, das Leben schenkte. Die direkte Erbfolge schien 
also für die nächsten zwei Generationen gesichert. Dann allerdings starb am 18. 
Februar 1719 Eberhard Friedrich, der Enkel Eberhard Ludwigs, und 1729 begann 
der Erbprinz Friedrich Ludwig zu kränkeln. Nach ihm war Karl Alexander der 
nächste Agnat und damit Thronerbe143.

Der Vater Karl Alexanders, Friedrich Karl von Württemberg-Winnental (1652–
1698), war ein Onkel Eberhard Ludwigs und führte während dessen Unmündig-
keit von 1677 bis 1692 die Regentschaft. Crusius beschreibt ihn in seiner Schwä-
bischen Chronik als einen Herr[n] von sonderbarem Helden-Muth, lebhafften, 
feurigen und heroischen Geist, und eines aufrichtigen Teutsch-Patriotischen Ge-
müths144.

Bereits ab 1727 stand Karl Alexander in Kontakt mit Eberhard Ludwig wegen 
einer potentiellen Erbfolge145. Als Erbprinz Friedrich Ludwig am 23. November 
1731 an der Schwindsucht starb, begannen ernsthafte Verhandlungen zwischen 
Eberhard Ludwig, Karl Alexander und den Landständen. Die Hauptprobleme wa-
ren die katholische Konfession Karl Alexanders und die verlangte Garantie der 
evangelischen Landesreligion146.

139 Langer: Serbien, S.  192.
140 Ebd., S.  157.
141 Stefanović -Vilovsky: Belgrad, S.  80.
142 Pavlowitch: Serbia, S.  21.
143 Dizinger: Beiträge, S.  7 f.; Mosapp: Religionsreversalien, S.  54 f.
144 Crusius/Moser: Schwäbische Chronick, S.  548.
145 Tüchle: Herzog Carl Alexander, S.  228; Sauer: Eberhard Ludwig, S.  239–245.
146 Dizinger: Beiträge, S.  7 f.
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Gleichzeitig versuchte Eberhard Ludwig, nachdem er die Grävenitz 1731 versto-
ßen und sich mit seiner Frau versöhnt hatte, die protestantische Erbfolge in Gestalt 
eines männlichen Nachkommen zu sichern147. „[. . .] man ordnete sogar in den Kir-
chen deßwegen öffentliche Gebete an. Man betete [. . .], aber Eberhard Ludwigs und 
vieler Anderer Wünsche wurden nicht erfüllt.“148 In einem Reisebericht aus dem 
Jahr 1729 wird die Lage so beschrieben: Das Land seufzet sehr nach einem männ-
lichen Erben [. . .], aus Furcht, es mögten durch eine Catholische Erb-Folge viele 
verdrießliche Folgerungen über das Land erwachsen. Der Prinz Carl Alexander ist 
zwar ein Herr, den jedermann hoch achtet, allein ob gleich unter seiner Regierung 
nichts zu fürchten wäre, so stehet es doch kaum in seinem Vermögen zu verhindern, 
daß nicht einige seiner Nachkommen, [. . .] den Pfaffen und andern Gemüthern [. . .] 
mehr Gehör geben, als der Wohlfahrt des Landes zuträglich seyn mögte149.

Im März 1733 wurde Karl Alexander nach Unterzeichnung der Religionsrever-
salien schließlich als Erbprinz anerkannt. Im Frühjahr erkrankte Eberhard Lud-
wig an einem Brustleiden. Auf die letzte Nachricht von der große[n] und schwehre[n] 
Krankheit150 seines Vetters hin, die immer schlimmer wurde, wollte Karl Alexan-
der sogleich von Belgrad nach Stuttgart kommen, allerdings war er selbst ans Bett 
gefesselt. Eberhard Ludwig starb schließlich am 31. Oktober 1733, ohne dass Karl 
Alexander vorher hätte nach Stuttgart kommen können. Noch in derselben Nacht 
richtete der Geheime Rat an Karl Alexander die Bitte, die Regentschaft zu über-
nehmen, und versicherte ihn seiner Unterstützung151. Übergangsweise, bis zur An-
kunft Karl Alexanders in Stuttgart, führte Herzog Karl Rudolf von Württemberg-
Neuenstadt die Regierung152.

„So trat Karl Alexander die Regierung Wirtembergs an, unter großer Freude des 
Landes, das sich zu schönen Hoffnungen berechtigt glaubte, und keine Wiederkehr 
der kaum vergangenen Zeiten fürchtete.“153 Aber Karl Alexander trat kein ein-
faches Erbe an: Die Herrschaft Eberhard Ludwigs hatte unter dem Einfl uss der 
Grävenitz schwer auf dem völlig verschuldeten Herzogtum gelastet154. Aber so zer-
rüttet die Zustände in Württemberg auch waren, die Motivation Karl Alexanders, 
ein geordnetes Staatswesen aufzubauen, war umso größer. Johann Jakob Moser 
beklagte sich dann allerdings über die hohe Arbeitsbelastung für die württember-
gischen Beamten, da Karl Alexander mit sehr großer Motivation seine Reformen 
anging155.

147 Sauer: Eberhard Ludwig, S.  218–238; Huss: Eberhard Ludwig, S.  248–251.
148 Dizinger: Beiträge, S.  8.
149 Keyßler: Neueste Reise, S.  96 f.
150 Schreiben Karl Alexanders an Herzog Karl Rudolf von Württemberg-Neuenstadt vom 

30. Oktober 1733, WLB Cod. hist. fol.  39.
151 Dizinger: Beiträge, S.  9 f.
152 Dankesschreiben Karl Alexanders an Karl Rudolf deswegen vom 24. Dezember 1733, 

WLB Cod. hist. fol.  39.
153 Pfaff: Geschichte des Fürstenhauses, S.  191.
154 Vgl. Spittler: Geschichte Wirtembergs, S.  307; Dizinger: Beiträge, S.  17.
155 Moser: Lebens-Geschichte, S.  114.
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Seine Herrschaft begann sehr glücklich. Er setzte dem Einfl uss der Grävenitz-
schen Partei, der Anhänger der Wilhelmine von Grävenitz, ein Ende und refor-
mierte Kammergut und Staatshaushalt. Im Polnischen Thronfolgekrieg schützte er 
Württemberg geschickt vor Einquartierung, Zerstörung und Plünderung. Er setzte 
dazu an, Württemberg im Geiste von Absolutismus und Merkantilismus in ein 
modernes Territorium umzugestalten.

Darüber aber kam es zum Zerwürfnis mit der Landschaft. Neben der katho-
lischen Konfession des Herzogs war vor allem der Jude Joseph Süß Oppenheimer, 
sein Finanzexperte, der Landschaft ein Dorn im Auge. Nachdem die Proteste der 
Landstände gegen die herzogliche Politik immer stärker wurden, entwickelte Karl 
Alexander mit Hilfe seines Freundes Schönborn, des Bischofs von Würzburg und 
Bamberg, Pläne, um die politische und konfessionelle Verfassung Württembergs 
zu reformieren. Die Verwirklichung dieses Vorhabens scheiterte am Tod des Her-
zogs am 12. März 1737. Um den Umfang und den Inhalt dieser Pläne rankten sich 
bald die wildesten Gerüchte. Als Sündenbock wurde ein knappes Jahr später Süß 
hingerichtet. Während der Regentschaftszeit 1737 bis 1744 dominierten die Land-
stände die Regierung.

6. Politische Vertraute

Herzog Karl Alexander verärgerte die Württemberger schon nach kurzer Zeit 
durch die Auswahl der Männer, derer er sich für seine Regierung bediente. Er 
stützte sich auf einen Kader von Finanzspekulanten, kommerziellen Unterneh-
mern, Höfl ingen und Offi zieren, die zumeist landfremd, zum Teil sogar Juden 
oder Katholiken waren. Das war völlig neu in Stuttgart, wo zuvor einheimische 
Berufsbeamte die Geschicke des Landes gelenkt hatten156. Landfremde hatten bis-
her nur Hofämter inne, waren aber nicht in der Regierung vertreten. Als Reaktion 
auf diese neuen Männer und ihre neuen Methoden und Ziele entwickelte sich 
schnell die Legende von den schlechten Ratgebern des Herzogs. Dass nicht den 
Herrscher, sondern dessen Diener in den Augen des Volkes die Schuld an allem 
Übel traf, hatte Tradition in Württemberg157. Die beiden wichtigsten Männer am 
Hofe Karl Alexanders waren Joseph Süß Oppenheimer und Franz Joseph von 
Remchingen158. Die beiden wichtigsten Vertrauten und Ratgeber außerhalb des 
Landes waren Prinz Eugen von Savoyen und Fürstbischof Friedrich Karl von 

156 Vann: Württemberg, S.  206.
157 So zum Beispiel der Kanzler Ambrosius Volland für Herzog Ulrich oder der Geheimrat 

Matthäus Enzlin für Herzog Friedrich. Vgl. Marquardt: Geschichte Württembergs, 
S.  185.

158 Weitere Personen, die immer wieder im Umkreis der Regierung Karl Alexanders genannt 
werden, sind der Hofkanzler Scheffer, der Geheimrat Pfau, die Räte Bühler, Metz, Lang, 
Thill von Grunweiler, Lamprecht, der Expeditionsrat und Waisenhauspfl eger Hallwachs 
oder der Requettenmeister Knab. Diese hier einzeln vorzustellen würde den Rahmen 
dieser Arbeit sprengen. Vgl. Dizinger: Beiträge, S.  25 f.
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Abb.  5: Prinz Eugen von Savoyen.
Prinz Eugen ist dargestellt als Feldherr des Kaisers in Brustharnisch mit Feldherrnstab und 
dem Orden vom Goldenen Vlies. Die Bildunterschrift weist ihn zudem als kaiserlichen Ge-
heimrat und Vorsitzenden des kaiserlichen Hofkriegsrats aus.
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Schönborn. Außerdem scheint von der Herzogin Maria Augusta ein nicht zu ver-
nachlässigender Einfl uss ausgegangen zu sein.

Die Wirtschafts- und Finanzpolitik Karl Alexanders ist untrennbar verbunden 
mit dem Namen Joseph Süß Oppenheimer. Der Heidelberger Jude begleitete die 
komplette Regierungszeit Karl Alexanders und wurde herzoglicher Hof- und 
Kriegsfaktor, württembergischer Resident in Frankfurt und schließlich Geheimer 
Finanzrat. Auf seine Person und seine Rolle in der Politik Karl Alexanders soll 
weiter unten ausführlicher eingegangen werden.

Auch der Chef des württembergischen Militärwesens war ein Landfremder. 
Franz Joseph Eustach von Remchingen (1684–1757) war Sohn eines Pfl egers und 
Rats des Hochstifts Augsburg, die Familie wurde 1729 in den Freiherrenstand er-
hoben159. Sein Bruder Franz Christoph war Großkreuz und General des Johanni-
terordens, sein Bruder Ferdinand Ignaz Stiftsherr in Kempten und sein jüngster 
Bruder Franz Xaver ebenfalls Johanniterordensritter und Generalmajor des Schwä-
bischen Kreises. Franz Joseph von Remchingen wurde unter Karl VI. kaiserlicher 
General und Generalfeldwachtmeister des Schwäbischen Kreises. So traf er auch 
Karl Alexander, der im Dezember 1735 anordnete, dass Remchingen den gleichmä-
ßigen Character und Würcklichkeit eines General-Wachtmeisters beygeleget und 
demselben über Unsere sämtliche Hauß- wie auch in Kayserl[ichem] Sold stehende 
Trouppen, ingleichen all Unsere Vestungen das Commando und die General-In-
spection, so dem Militari alß deßen Oeconomico nach anvertrauet160 werde. Rem-
chingen wurde also zum Chef der württembergischen Armee und 1736 zudem 
zum Oberhofmeister der Kinder des Herzogs ernannt161. Er war – genau wie seine 
Brüder – stark katholisch geprägt und gläubiger Katholik und stand ohne Ein-
schränkung hinter den militärischen Plänen Karl Alexanders. Berüchtigt war er 
vor allem für seine Ausfälle gegenüber württembergischen Beamten und der Land-
schaft162. „Er verachtete alles, was nicht zum Militär gehörte, schimpfte öffentlich 
auf die Beamten, auf die Landstände und auf den protestantischen Glauben, war 
höchst prahlerisch und unbesonnen in seinen Reden.“163

Der einfl ussreichste militärische Mentor im Leben Karl Alexanders aber war 
Prinz Eugen von Savoyen. Er kann für diese Zeit generell als einer der wichtigsten 
Männer im Reich bezeichnet werden. Er war nicht nur der große Feldherr, der 
Türken und Franzosen schlug, der Politiker, der das Geschehen am Wiener Hofe 
über längere Zeit maßgeblich prägte, sondern auch ein großer Bauherr, Sammler 
und Mäzen für Kunst und Philosophie. Prinz Eugen wurde 1663 als Spross einer 

159 Sein Großvater war der 1640 konvertierte Philipp Julius von Remchingen zu Hohenent-
ringen, der 1648 von Württemberg nach Augsburg übersiedelte. Vgl. zur Familie Rem-
chingen: Steichele/Schröder: Das Bistum Augsburg, S.  54 f.

160 Staat für den Generalmajor von Remchingen vom 19. Dezember 1735, HStAS A 202 Bü 
1820.

161 Patent vom 12. April 1736, ebd.
162 Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  371.
163 Pfaff: Geschichte des Fürstenhauses, S.  219.
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Seitenlinie der Savoyer in Paris geboren. Er trat 1683 in kaiserliche Dienste, ab 1703 
war er Präsident des Hofkriegsrats in Wien, ab 1707 Reichsfeldmarschall. 1714 
wurde er außerdem Statthalter der Österreichischen Niederlande. Die wichtigsten 
Schlachten der Zeit wurden unter seinem Kommando geschlagen: bei Zenta, 
Höchstädt, Turin, Oudenaarde, Malplaquet, Peterwardein und Belgrad164. Legen-
där waren seine Bibliothek mit einem „quantitativ wie qualitativ einzigartigen Be-
stand“165 und seine Schlossbauten: die Wiener Belvedere-Schlösser, Schloss Rá-
ckeve oder Schloss Schlosshof166. Er stand mit den größten Philosophen seiner Zeit 
in briefl ichem Kontakt: mit Leibniz, Voltaire, Rousseau, Montesquieu und ande-
ren167. Politisch trat er für die Reichsidee ein, aber noch viel mehr für die Interessen 
des Hauses Habsburg: „Dem Kaiser, dem Erzhaus, Österreich hatte er sich ver-
schrieben.“168

Karl Alexander verbrachte sowohl im Feld als auch in Wien viel Zeit mit Prinz 
Eugen und wurde von ihm 1699 auf Empfehlung des Markgrafen Ludwig Wilhelm 
von Baden-Baden in die Wiener Hofkreise eingeführt169. Eugen, der den württem-
bergischen Prinzen sehr schätzte170, scheint ihn in vielem geprägt zu haben. Die 
Wertschätzung beruhte so sehr auf Gegenseitigkeit, dass Karl Alexander allen sei-
nen fünf Söhnen den im Haus Württemberg ungebräuchlichen Namen Eugen gab, 
„zu Ehren des berühmten Prinzen“171.

Der andere wichtige und prägende Mentor im Leben Karl Alexanders – aller-
dings mehr in zivilen Fragen der Politik – war Friedrich Karl Graf von Schönborn, 
Reichsvizekanzler, Fürstbischof von Würzburg und Fürstbischof von Bamberg. In 
jedem Werk zur württembergischen Geschichte im 18. Jahrhundert taucht er als 
der Bischof von Würzburg auf, mit dessen Hilfe Karl Alexander Württemberg re-
katholisieren wollte. Vor allem in der älteren württembergischen Historiographie 
wurde er als Inbegriff des bedrohlichen Nachbarn geschildert172. Ein ganz anderes 
Bild bietet sowohl die Würzburger als auch die Bamberger Historiographie. Darin 
wird der Erbauer der Würzburger Residenz und Reformator der Universitäten von 
Würzburg und Bamberg173 als überragender Geist gewürdigt, der mit außerordent-

164 Vgl. Braubach: Karl VI.
165 Strnad: Le philosophe guerrier, S.  92. Vgl. auch: Braubach: Prinz Eugen, Bd.  5, S.  92 f.
166 Ebd., S.  28 f.; Bellot: Prinz Eugen.
167 Strnad: Le philosophe guerrier, S.  95 f.; Braubach: Prinz Eugen, Bd.  5, S.  168.
168 Ebd., S.  358.
169 Fassmann: Gespräche, S.  32; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  21; Vann: Württemberg, 

S.  201.
170 Arneth: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  289; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  368; Braubach: 

Prinz Eugen, Bd.  3, S.  165; Ders.: Karl Alexander, S.  104.
171 Krauß: Die männlichen Vornamen, S.  380.
172 Vgl. Hauff: Jud Süß, S.  206; Pfaff: Biographie, S.  3.
173 Vgl. zu Schönborns Bautätigkeit: Hubala: Die Grafen von Schönborn, S.  31 f.; zu Würz-

burg: Schindling: Die Julius-Universität, S.  78 f.; Süß: Zu des Landes wahrer Wohl-
fahrt; zu Bamberg: Grasmück: Fürstbischof; allgemein zur Universitätsreform: Schind-
ling: Bildungsreformen.



38

lichen Leistungen auf politischem, wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet auf-
wartete, als einer der bedeutendsten Männer im Reich174. Der Würzburger Dom-
prediger Johannes Preis bezeichnete ihn als einen nicht nur von dem ganzen 
Römischen Reich, sondern auch von allen Europäischen Höfen bewunderten gros-
sen Fürsten175, der die klügsten Ratschläge erteilte, wie dann solches bezeugten die 
immerdar an- und abgehende hohe Gesandschafften [. . .], daß er als ein allgemeines 
Oraculum von Europa verehrt und geliebt wurde176.

Friedrich Karl Graf von Schönborn wurde 1674 geboren und schon früh für die 
geistliche Laufbahn bestimmt. Er studierte bei den Jesuiten in Aschaffenburg, in 
Würzburg, Mainz und Rom. 1701 empfi ng er die niederen, 1728 die höheren Wei-
hen. Zunächst begann der Lieblingsneffe des Mainzer Kurfürsten Lothar Franz 
von Schönborn aber eine steile weltliche Karriere. 1705 wurde er Reichsvizekanz-
ler in Wien unter Kaiser Karl VI. und verfügte über einen sehr großen Einfl uss. 
1708 wurde er in Bamberg einstimmig zum Koadjutor mit Nachfolgerecht gewählt, 
1728 zum Dompropst in Würzburg. Lothar Franz wollte ihn außerdem zu seinem 
Nachfolger in Mainz lancieren, was aber scheiterte. 1729 wurde er dann kurz hin-
tereinander zum Bischof von Bamberg und zum Bischof von Würzburg gewählt. 
Reichsvizekanzler blieb er bis 1734177. In den Hochstiften Bamberg und Würzburg 
wurde seine Regierungszeit als Zeit des Fortschritts gewertet178. Er reformierte 
Verwaltung, Universität, Justiz und Wirtschaft und errichtete zahlreiche profane 
und kirchliche Prachtbauten, ohne sich dabei zu verschulden179.

Mit Karl Alexander verbanden ihn seine absolutistische Herrschaftsauffassung 
und seine kaisertreue Haltung. So geriet er bereits kurz nach seiner Wahl in Kon-
fl ikt mit dem Bamberger Domkapitel, da er sich weigerte, eine Wahlkapitulation 
zu unterschreiben. Im Laufe seiner Regierungszeit häuften sich die Streitfälle mit 
den Würzburger und Bamberger Kapiteln, mehrere Prozesse vor dem Reichskam-
mergericht wurden gegen ihn angestrengt180. Als „begeisterter Anhänger des 
Hauses Habsburg“181 betrachtete er, wie auch Prinz Eugen und Karl Alexander, 
das Kaisertum und die teutsche Libertät als Säulen des Reiches und konstituieren-
de Momente des Reichsgedanken selbst. Unermüdlich trat er im Reich und in der 
Reichskirche für beides ein182.

174 Domarus: Würzburger Kirchenfürsten, S.  157; Schraut: Das Haus Schönborn, S.  228 f.
175 Preis: Verewigte Großthaten, S.  18.
176 Ebd., S.  20.
177 Vgl. zur Biographie von Schönborns: Hantsch: Reichsvizekanzler; Jürgensmeier: 

Friedrich Karl; Ders.: Politische Ziele, S.  18 f.
178 Ebd., S.  19; Wild: Staat und Wirtschaft, S.  213.
179 Vgl. ebd.
180 Ebd., S.  94 f.; Looshorn: Graf Friedrich Karl, S.  165 f.; Schraut: Das Haus Schönborn, 

S.  235 f.
181 Hohenlohe: Friedrich Karl, S.  9.
182 Ebd., S.  9 f., 18 f.; Jürgensmeier: Politische Ziele, S.  18; Hantsch: Reichsvizekanzler, 

S.  317 f.
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Abb.  6: Herzogin Maria Augusta.
Der Porträtstich zeigt Maria Augusta mit den zwei sich zugeneigten Wappen als Herzogin 
von Württemberg und als Fürstin von Thurn und Taxis. In stolzer Pose mit Hermelinmantel 
und Malteserkreuz, weisen sie die Inschriftenfelder bereits als Witwe aus.
Das Wappen der Fürsten von Thurn und Taxis zeigt im Herzschild den schreitenden Dachs, 
das Stammwappen der Taxis (abgeleitet vom Berg Tasso bei Bergamo, dem „Dachsberg“). Im 
17. Jahrhundert wurde das Wappen vermehrt um den dreizinnigen Turm (das Wappenbild 
der italienischen Familie della Torre, zu deutsch: „Thurn“, als deren Nachfahren sich die 
Thurn und Taxis sehen) und den gekrönten steigenden Löwen (das Wappenbild der italie-
nischen Familie Valsassina).
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Gleichzeitig war er überzeugter Katholik und entschiedener Gegner des Protes-
tantismus. Keinesfalls aber war er ein religiöser Fanatiker. „Daß er je daran gedacht 
hat, den Protestantismus mit anderen als geistigen Waffen zu bekämpfen, ist zu 
bezweifeln.“183 In der Konversionsbewegung an der Wende vom 17. zum 18. Jahr-
hundert wurde Schönborn von der Forschung eine bedeutende Rolle zugeschrie-
ben184, besonders bei der Konversion Karl Alexanders185. Gegenüber dem Einzel-
nen allerdings war er trotz allem tolerant. So respektierte er das lutherische 
Bekenntnis Johann Jakob Mosers, mit dem er in engem Kontakt stand186. Mit Karl 
Alexander war er aber nicht nur abstrakt durch die Konfession, die absolutistische 
Herrschaftsauffassung und den Reichsgedanken verbunden; die beiden Reichs-
fürsten pfl egten auch eine tiefe und langjährige Freundschaft. Zugleich war Schön-
born Karl Alexanders Mentor und Ratgeber vor allem in Regierungsfragen187.

Erstmals trafen sie sich 1697/98, dann wieder 1703 im Feldlager Prinz Eugens. 
Im Folgenden sahen sie sich immer wieder, wenn Karl Alexander sich in Wien auf-
hielt. Neben einer regen Korrespondenz kam später noch ein politischer Kontakt 
über verschiedene Hofräte hinzu. Im Februar 1736 vermittelte Schönborn sogar 
erfolgreich in einer Ehekrise des württembergischen Herzogspaares188. Im Mai 
1736 war Schönborn mehrere Wochen zu Besuch in Württemberg, was Anlass zu 
prunkvollen Festen, politischen Konferenzen und freundschaftlichen Kontakten 
bot189. Das politische Ergebnis war die Anfertigung dreier Gutachten in Würzburg 
zur Geistlichkeit am württembergischen Hof, zur Prinzenerziehung und zu den 
württembergischen Landständen. Zudem wurde das Testament Karl Alexanders in 
einer neuen Fassung aufgesetzt190. In einem Schreiben vom 3. Juni 1736 dankte der 
Bischof dem Herzog für die in Meinem dorthigen Ahnweesen von Ihro ahngefan-
gene überhaufte Höfl ich- und Güthigkeiten191. Am 26. Juli 1746 starb Schönborn, 
der letzte bedeutende Reichsvizekanzler, eine brillante und politisch wirkungs-
volle Persönlichkeit192.

Als letzte wichtige Person im politischen Umfeld des Herzogs bleibt seine Frau 
zu nennen193. Prinzessin Maria Augusta von Thurn und Taxis wurde am 11. August 

183 Ebd., S.  361.
184 Hohenlohe: Friedrich Karl, S.  16; Marigold: Bekehrungswelle.
185 Domarus: Würzburger Kirchenfürsten, S.  177; Elser: Zeitalter des Absolutismus, S.  10.
186 Hantsch: Reichsvizekanzler, S.  362.
187 Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  130 f.
188 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  129 f.
189 Ausführliche Beschreibungen des Aufenthalts bei: Looshorn: Graf Friedrich, S.  86 f.; 

Tüchle: Kirchenpolitik, S.  132 f.
190 Ebd.
191 Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 3. Juni 1736, HStAS A 6 Bü 159. Antwort-

schreiben Karl Alexanders vom 7. Juni 1736, ebd. A 7 Bü 45.
192 Jürgensmeier: Politische Ziele, S.  19.
193 Zu Maria Augusta: Schön: Herzogin Maria Augusta; Haug-Moritz: Maria Augusta; 

Decker-Hauff: Frauen im Hause Württemberg, S.  155–166; Seeger: Zwischen Hofro-
ben.
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1706 in Brüssel geboren, wo sie auch ihre Jugend verbrachte. 1724 übersiedelte ihre 
Familie nach Frankfurt am Main194, wo sie am 1. Mai 1727 Karl Alexander heirate-
te195. Sie gebar dem Herzog von Württemberg sechs Kinder, eine Tochter und fünf 
Söhne, von denen zwei Söhne sehr jung starben und drei nacheinander den würt-
tembergischen Thron bestiegen196. Maria Augusta galt als „eine der schönsten 
Frauen ihrer Zeit“, als charmant, kapriziös und hochbegabt197. Sie war eine fromme 
Katholikin und große Kunstförderin. In Württemberg fühlte sie sich überhaupt 
nicht wohl und fand keinen Anschluss an die einheimischen Familien, stand aber 
mit vielen Größen des Reichs in regem Kontakt198. In der Literatur wird sie sehr oft 
als launisch oder schlecht erzogen dargestellt199; sie war aber wohl eher eine ein-
same und unterforderte Frau, deren Mann meist im Krieg war, während sie in 
einem weder von ihr geliebten noch sie liebenden Land warten musste200. Werner 
Fleischhauer beschreibt sie als eine kultivierte Person, die eine Neigung zu Ver-
schwendung und Luxus besaß201.

Nach dem Tod ihres Mannes versuchte sie gemäß den testamentarischen Bestim-
mungen die Vormundschaft für Karl Eugen zu übernehmen, wurde aber nach 
Heimsheim, später nach Göppingen verbannt. Dennoch gelang es ihr, ein gewisses 
politisches Gewicht zu behalten, indem sie in Preußen Unterstützung suchte. 1741 
erhielt sie sogar den preußischen Schwarzen Adlerorden, 1745 den brandenburg-
kulmbachischen Roten Adlerorden und den russischen Katharinenorden. Bereits 
1735 hatte sie den Malteserorden erhalten202. 1756 starb sie im Alter von 48 Jahren 
im Göppinger Schloss, wohin sie von ihrem Sohn Karl Eugen in Hausarrest ge-
bracht worden war203.

194 Zur Familie Thurn und Taxis: Vehse: Geschichte der kleinen deutschen Höfe, T. 9, 
S.  129 f.; Piendl: Das fürstliche Haus; Behringer: Thurn und Taxis; Dallmeier: Das 
Fürstliche Haus; Ders./Schad: Das Fürstliche Haus; Ders./Knedlik/Styra: Dieser 
glänzende deutsche Hof; Lübbecke: Das Palais Thurn und Taxis.

195 Heiratsvertrag vom 12. März/30. April 1727, HStAS G 197 Bü 1; UB Tü Mh 305. Schrift-
wechsel mit den Heiratsverhandlungen, HStAS G 197 Bü 1, 2; TTZA HFS Bü 2065.

196 Karl Eugen (1728–1793), Eugen Ludwig (1729), Ludwig Eugen (1731–1795), Friedrich Eu-
gen (1732–1797), Alexander (1733–1734), Auguste Elisabeth (1734–1787).

197 Schön: Herzogin Maria Augusta, S.  85; Decker-Hauff: Frauen im Hause Württem-
berg, S.  158.

198 Z. B. mit Lothar Franz von Schönborn, StA Wü Lothar Franz, ungebundene Korrespon-
denz Nr.  702.

199 Die negative Beurteilung stützt sich in der Regel auf das zeitgenössische Urteil der Mark-
gräfi n Wilhelmine von Brandenburg-Bayreuth, der Schwiegermutter ihres ältesten 
Sohnes. Grund dafür ist aber nicht die Persönlichkeit der Herzogin, sondern die Abnei-
gung der Markgräfi n (Decker-Hauff: Frauen im Hause Württemberg, S.  163).

200 Ebd., S.  162 f.
201 Fleischhauer: Barock, S.  307.
202 Herzogliches Reskript vom 10. November 1735, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
203 Haug-Moritz: Maria Augusta, S.  258.
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„Die Herzogin Wittwe [. . .] war eine sehr galante Dame, die einen Platz in den 
Reihen der Löwinnen des 18. Jahrhunderts einnimmt.“204 Ihr Einfl uss auf die Poli-
tik kann in den Quellen nicht mehr nachvollzogen werden. Weder im württember-
gischen Hausarchiv205 noch im Thurn-und-Taxis-Archiv in Regensburg206 gibt es 
Dokumente, die davon Zeugnis ablegen könnten. Sämtliche erhaltenen Schriftstü-
cke sind rein privater Natur. Man muss aber von einer politischen Aktivität der 
Herzogin ausgehen. Sie war hochgebildet, blieb aber in Württemberg völlig iso-
liert. Sie hatte also kein anderes Betätigungsfeld als – über ihren Mann – die Politik. 
Karl Alexander berücksichtigte ihre Fähigkeiten an zwei Stellen explizit: in der 
Übergangsregelung für die Regierung in seiner Abwesenheit im Frühjahr 1737 und 
in seinem Testament.

Im März 1737 plante Karl Alexander eine Reise nach Danzig zu einem Dr. Hul-
derop, den er schon früher wegen seiner Kriegsverletzung am Bein konsultiert hat-
te207, zu bevestigung Unserer gesundheit und deren vollkommener Erlangung208. 
Auf der Reise nach Danzig wollte er außerdem unterwegs mit Schönborn konferie-
ren. Für die Zeit seiner Abwesenheit setzte er eine Interimsregierung ein. Den Vor-
sitz sollte seine Frau Maria Augusta führen. Angehören sollten dem Gremium au-
ßerdem der Oberburggraf und Oberstallmeister Röder, General Remchingen, 
Oberhofkanzler Scheffer, Geheimrat Pfau und Regierungsrat Lautz. Entschei-
dungen sollten per Mehrheitsbeschluss gefällt werden209.

In seinem Testament von 1737210 bestimmte Karl Alexander seine Frau zur Vor-
münderin über ihren minderjährigen Sohn und zum Administrator für Württem-
berg. Sie sollte dieses Amt gemeinsam mit dem Bischof von Würzburg ausüben, 
dem in allen politischen Fragen bedeutende Rechte eingeräumt wurden. In der äl-
teren Fassung des Testaments von 1735 verfügte der Bischof von Würzburg nur 
über konsultative Rechte211.

Auch ihre sehr intensiven Einmischungen in die Regierungsgeschäfte ihres 
Sohnes Karl Eugen, die schließlich zu ihrer Verbannung aus Stuttgart führten, las-
sen darauf schließen, dass Maria Augusta schon vor 1737 politisch aktiv war. Zu-
dem fi ndet sich im Hausarchiv ein Schreiben Maria Augustas an Karl Alexander, in 
dem sie sich für ihr Verhalten entschuldigt und verspricht, sich viel weniger in et-

204 Vehse: Geschichte der Höfe, T. 3, S.  227.
205 HStAS G 197 Herzogin Maria Augusta.
206 TTZA Haus- und Familiensachen (HFS).
207 Dizinger: Beiträge, S.  56; Schön: Herzogin Maria Augusta, S.  130.
208 Instruktionen für die Interims-Regierung vom 9. März 1737, HStAS A 48/13 Bü 2, G 196 

Bü 24; StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396.
209 Ebd. In der Verordnung ist außerdem eine ausführliche Aufl istung von Befugnissen und 

Verfahrensstrukturen des Gremiums enthalten. Zusätzliche Instruktionen vom selben 
Tag, HStAS G 196 Bü 24.

210 Testament Herzogs Karl Alexander vom 12. März 1737, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, 
S.  478–512 (Kodizille vom 12. Juni 1736: S.  512 ff., 514 ff.).

211 Testament vom 27. Juni 1735, HStAS G 196 Bü 20; UA Tü U 150, S.  32–42; StA Wü, Ab-
gabe Ludwigsburg, B 540 Bü 414.
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was, so mich nichts angehet, [zu] meliren212. Sie scheint sich also nicht erst bei ihrem 
Sohn in Regierungsgeschäfte eingemischt zu haben.

7. Herrschaftsverständnis und Regierungsstil

Die Politik Karl Alexanders erfüllte alle Kriterien des klassischen Absolutismus: 
Er richtete sein Augenmerk auf den Ausbau von Heer und Verwaltung, er ver-
suchte seine Position gegenüber den Ständen zu konsolidieren und sein Territori-
um nach außen expansiv zu arrondieren213. Charakteristisch für ihn war seine Ten-
denz zum Alleingang, was seine Politik vor allem aus der Perspektive der Landschaft 
undurchsichtig und gefährlich machte214. Seine Eigenmächtigkeit und sein autori-
täres Selbstbewusstsein fi elen bereits in Landau und Belgrad auf215. So begab er sich 
in Württemberg nach anfänglicher Verständigung mit der Landschaft immer stär-
ker auf einen Konfrontationskurs216.

Sein Regierungsstil ist in der Verteidigungsschrift für Süß von 1737 sehr detail-
liert geschildert. Der Angeklagte wollte damit dem Vorwurf begegnen, er habe den 
Herzog dominiert. Vor allem der militärische Führungsstil Karl Alexanders wird 
hier betont: [. . .] wann nicht alles, nach Höchstdero Willen, augenblicklich wie eine 
militarische Ordre, ohne Wieder-Rede ausgeführet worden, [. . .] Höchstdieselbe in 
dem höchsten Grad ungnädig worden, so daß keine Mittel waren, dawieder zu 
streben217. Er habe alles auf Militairischen Fuß hart eingerichtet, hingegen den soge-
nannten alten Schlendrian aufgehoben wißen wollen218. Ähnlich hat Karl Alexan-
der auch in Reskripten für seine Beamten verlauten lassen, dass Ihro Hochfürstl[iche] 
Durchl[aucht] aber gnädigst wollen, daß, was Höchstdieselbe einmahl befohlen, 
schleünigst befolgt [. . .] werden möge219 und daß alle und jede von Unß immediaté 

212 Schreiben der Herzogin an den Herzog vom 10. März 1736, HStAS G 197 Bü 3.
213 Vgl. dazu: Vierhaus: Absolutismus, S.  74 f.
214 Borst: Geschichte Baden-Württembergs, S.  132.
215 Tüchle: Herzog Carl Alexander, S.  228.
216 Pfi ster: Geschichte der Verfassung, S.  454.
217 Natürlich ist eine Verteidigungsschrift mit Vorsicht zu genießen. Das Hauptinteresse des 

Angeklagten und des Verteidigers war eine Schuldminderung, zur Not auch auf Kosten 
anderer. Das zeigen vor allem die Prozesse gegen die anderen Angeklagten, die ver-
suchten, möglichst viel Belastendes auf Süß abzuwälzen. Die Verteidigungsschrift des 
Süß kann hier dennoch als Quelle verwendet werden, da sich die Aussagen in Bezug auf 
den Regierungsstil Karl Alexanders mit anderen Quellen decken, wie zum Beispiel mit 
den weiter unten zitierten Reskripten Karl Alexanders. Michael Andreas Mögling: 
Rechtliche DefensionsSchrifft des Juden Joseph Süs Oppenheimers, pcto. imputat. diver-
sor. criminum peinl. Beklagten, an ein Hochansehnlich-Peinliches Inquisitions-Gericht 
zu Stuttgart, vom 11. November 1737, UB Tü Mh 470, S.  5v.

218 Ebd., S.  5v f.
219 Herzogliches Reskript vom 6. März 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24. Her-

zogliches Reskript vom 21. Januar 1735, in: Reyscher, Sammlung, Bd.  14, S.  155 f.
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ausgehende Befehle so gleich und ohne einige darüber zu machende Critique sollen 
befolgt werden220.

Seiner Prägung durch den Militärdienst im kaiserlichen Heer verlieh Karl Alex-
ander auch Ausdruck in seinen Porträts, die als Ölgemälde, Druckgraphiken und 
Münzprägungen vor und während seiner Regierungszeit entstanden221. Die Dar-
stellung des Souveräns in seinen Bildnissen dokumentierte im Barock stets das 
Selbstverständnis des Dargestellten in seinem Amt und seiner sozialen Stellung222. 
Karl Alexander ließ sich ausnahmslos als Soldat darstellen, nie als Herzog in Zivil. 
Das gilt sowohl für die für die Verbreitung bestimmten Darstellungen in der 
Druckgraphik223 und den Münzprägungen224 als auch für die nur einem kleineren 
Kreis zugänglichen Darstellungen in Öl225. Zur Ausstaffi erung des Porträtierten 

220 Herzogliches Reskript vom 9. März 1737,WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  26.
221 Zur Behandlung des Bildes als historische Quelle vgl.: Hauenfels: Visualisierungen, 

S.  78–103.
222 Hagenow: Bildniskommentare, S.  91.
223 Trotz der kurzen Regierungszeit Karl Alexanders gab es zahlreiche Darstellungen des 

Herzogs sowohl in Druckgraphiken als auch in Ölgemälden. In der zeitgenössischen 
Druckgraphik lassen sich drei verschiedene Darstellungstypen unterscheiden: Der erste 
Typus entstand bereits zwischen 1716 und 1719 und zeigt den Herzog im Harnisch, ohne 
den Orden vom Goldenen Vlies, zum Teil mit einer Darstellung der Belagerung der Fes-
tung Temesvar. Solche Darstellungen liegen in drei verschiedenen Ausführungen in der 
Graphischen Sammlung der WLB, in der Porträtsammlung des StadtAS (B 4126), im 
Archiv des Hauses Württemberg in Altshausen und im Bildarchiv der Österreichischen 
Nationalbibliothek Wien. Der zweite Typus zeigt Karl Alexander als regierenden Her-
zog. Dieses Brustbild des Herzogs, in dem er sich im Harnisch mit nach links abgewen-
detem Oberkörper dem Betrachter zuwendet, ist die am weitesten verbreitete Darstel-
lungsform. Von ihr konnten zehn verschiedene Formen ausgemacht werden, und zwar in 
der WLB, im HStAS (J 300 Nr.  248), im Archiv des Hauses Württemberg, in der Öster-
reichischen Nationalbibliothek und im StadtAS (B 2025 und B 5203). Ein dritter Typus 
konnte in der WLB, im Archiv des Hauses Württemberg und im StadtAS (B 5939) festge-
stellt werden: Karl Alexander in Dreiviertelansicht, ebenfalls im Harnisch und mit Her-
melinmantel, mit dem Orden vom Goldenen Vlies und Marschallstab. Bei allen weiteren 
graphischen Darstellungen in den genannten Sammlungen handelt es sich um Posthumes 
aus dem 19. Jahrhundert.

224 Auf allen Münzen, die ein Bildnis des Herzogs zeigen, ist Karl Alexander als Soldat im 
Harnisch dargestellt. Vgl. dazu: Binder: Württembergische Münz- und Medaillen-Kun-
de, H. 5, S.  163–177; Nau: Gold und Silber, S.  65; Klein/Raff: Die Württembergischen 
Münzen, S.  68–99; Dies.: Die Württembergischen Medaillen, S.  229–241.

225 Bei den Darstellungen in Öl war das Porträt von Jan Philipp van der Schlichten (1682–
1745), das sich heute in der Ahnengalerie im Schloss Ludwigsburg befi ndet, das wir-
kungsmächtigste. Es zeigt Karl Alexander stehend in voller Rüstung, mit Hermelinman-
tel und Feldherrnstab, vor einer Darstellung der Schlacht von Belgrad. An dieses Porträt 
lehnen sich das Brustbild von Ferdinand Stenglin im StadtAS (B 1037), das Brustbild im 
Depot des Württembergischen Landesmuseums in Stuttgart (Inv.-Nr.  1972–116) und das 
Brustbild im Schloss Altshausen an. In der Galerie zum Hoftheater des Schlosses Lud-
wigburg hängt das überlebensgroße Reiterbildnis Karl Alexanders von August Querfurt 
(1696–1761), das ihn in Brustharnisch mit Uniformrock und Feldherrnstab zeigt. Im Rie-
senbau des Schlosses hängen ein Ganzporträt mit Brustharnisch und Hermelinmantel 
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dienten stets Requisiten aus dem militärischen Bereich, beispielsweise Feldherrn-
stab, Helm, Waffen oder Fahnen. Immer wieder taucht auch das Motiv des Lor-
beerkranzes auf, der den siegreichen Helden ziert. Im Hintergrund sind oft 
Schlachtenszenen zu erkennen, die zum Teil identifi zierbar sind, beispielsweise die 
Belagerung von Temesvar226, die Schlacht von Belgrad227 oder Schlachten gegen die 
Franzosen am Rhein228.

In der Druckgraphik und auf den Medaillen fi nden sich allegorische Gestalten 
wie Herkules, der die Stärke des kriegerischen Herrschers versinnbildlicht, der 
Held Perseus mit dem Haupt der Medusa auf seinem Schild, der Kriegsgott Mars 
oder die gefl ügelte Fama, die mit der Posaune den Ruhm des Feldherrn Karl Alex-
ander verkündet. Manchmal sind auch Löwen oder Adler abgebildet. Die mytho-
logischen Figuren und allegorischen Tiere weisen ebenfalls auf militärische 
 Tugenden wie Stärke oder Tapferkeit hin. „Dieses Decorum defi niert das Selbst-
verständnis des Dargestellten [. . .]“229 Das Motto des mythologischen Kriegers, 
Helden und Königs Herkules230 führte Karl Alexander als Wahlspruch: „Per ardua 
virtus“ („Durch Schwierigkeiten zur Tugend“)231.

Karl Alexander war also stark geprägt von seinem jahrelangen Dienst im kaiser-
lichen Heer und sah sich selbst ausschließlich als Soldaten. Damit unterschied sich 
seine Herrschaftsauffassung völlig davon, wie die Landschaft die Rolle des Her-
zogs defi nierte, und auch wesentlich von der Herrschaftsauffassung seiner Vorgän-
ger auf dem Herzogsthron232. Diesem militärischen Regierungsstil widersprach 
das württembergische System des Tübinger Vertrags zur Gänze. Karl Alexander 
wollte keine langwierigen Verhandlungen um Zugeständnisse von Seiten der Land-
schaft. Ihm lag an einer schnellen Umsetzung seiner Reformen. Die Landschaft 
betrachtete der Herzog mehr als beratende denn als mitregierende Körperschaft233. 
So bestand er in einem Schreiben an die Herren der Landschaft darauf, dass Sie in 
ihre billichen Schranken gehalten werden und niemahlen Sich als Cor-Regent auf-
führen dürften234. Er verlangte von ihnen den natürlichen Gehorsam in der That 
und in dem Werck [. . .] Dieses ist, was wir Euch als Unserer Treugehorsamsten 

sowie ein kleinformatiges Dreiviertelporträt in vollem Harnisch, mit Hermelinmantel 
und Feldherrnstab, von Johann Friedrich Gerhard (1695–1748).

226 So in den älteren Stichen, die Karl Alexander vor seinem Herrschaftsantritt zeigen (Gra-
phische Sammlung der WLB, Bildarchiv der Österreichischen Nationalbibliothek).

227 So im Porträt in der Ahnengalerie des Schlosses Ludwigsburg von Jan Philipp van der 
Schlichten.

228 So in einem Kupferstich im StadtAS (B 6317).
229 Haak: Das barocke Bildnis, S.  12.
230 Vgl. zur Herkules-Ikonographie in Württemberg: Zahlten: Hercules Wirtembergicus.
231 Ebd., S.  39; Binder: Württembergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  171 f.
232 Vann: Württemberg, S.  200.
233 So das Fazit des 1737 für ihn in Würzburg angefertigten Gutachtens zur Landschaft, StA 

Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 413.
234 Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 16. Oktober 1736, HStAS L 3 Bü 403, L 5 

Bd.  174 f. 460r-461v.
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Landschafft [. . .] auff alle Zeit vor eine Richtschnur und ohnveränderliches Gesez 
vorschreiben wollen235.

Über die Auffassung des Herzogs, was ihm auf wirtschaftlichem Gebiet zuste-
he, äußerte sich Süß: Er habe von S[erenissi]mo öfters gehöret, dass er als Landes-
Herr in Admodiationen [d. i. Verpachtungen] und anderen Einrichtungen machen 
könne, was er wolle236. Ausdruck fand diese Interpretation der politischen Rolle 
der Landschaft auch in dem 1735 wiedererrichteten Konferenzministerium237 und 
in den verfassungspolitischen Reformplänen.

Trotz seines militärisch geprägten Auftretens konnte Karl Alexander seinen Jäh-
zorn nicht beherrschen. Laut Süß war es vor allem wichtig, desselbigen humeur 
kennen zu lernen, und sich nach selbigem zu richten [. . .]238 Karl Alexander wurde 
posthum folgende Aussage in den Mund gelegt: Meine Courage [. . .] war mit einer 
übermäßigen Hitze vermischet, und diese machte auch, daß eine grosse Ungedult in 
Betrachtung vieler Dinge in mir herrschete239.

Als Ziel seiner Herrschaft und der Fürstenherrschaft in Württemberg überhaupt 
formulierte der Herzog in seinem Testament von 1735 hehre Ideale240. Er war im 
Gegensatz zu seinem Vorgänger übermäßigem Pracht, Wohllust und Eitelkeit241 
gegenüber skeptisch, nichts war ihm mehr verhasst als Schmeichelei. So verbot er 
1734 Bittstellern, sich kniend zu nahen: „[. . .] daß solches keinem Menschen zukom-
me, folglich diese, Gott allein schuldige Ehrerbietung, bey Menschen, ein ärger-
licher Mißbrauch ist [. . .]242 Wichtigstes Ziel des Souveräns müsse es sein, das Wohl 
des Landes zu mehren und ein offenes Ohr für Klagen und Probleme des Volkes zu 
haben. Schulden seien zu vermeiden und Gerechtigkeit ohn Ansehen der Persohn 
zu bewahren, Herr und Land [sollen] in beständig gutem Vertrauen bleiben243.

235 Neujahrsschreiben des Herzogs an die Landschaft vom 1. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404, L 
5 Bd.  174 f. 611v-613v, A 34 Bü 55.

236 Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrift, UB Tü Mh 470, S.  76v.
237 Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  69 f.
238 Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrift, UB Tü Mh 470, S.  5v.
239 Fassmann: Gespräche, S.  25.
240 Vgl. zu politischen Testamenten: Dietrich: Die politischen Testamente; Duchhardt: 

Politische Testamente; Müller: Die deutschen Fürstenspiegel.
241 Testament vom 27. Juni 1735, UA Tü U 150.
242 Reskript vom 23 April 1734, HStAS L 3 Bü 393.
243 Testament vom 27. Juni 1735, UA Tü U 150.
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II. Die Landstände

1. Die württembergischen Landstände

Die politischen Gegenkräfte des Herzogs waren die bürgerlichen Landstände, die 
sich auf sehr weitreichende Mitbestimmungsrechte stützen konnten. Die politische 
Verfassung Württembergs bildete im 18. Jahrhundert sowohl im Reich als auch in 
Europa eine Ausnahme. In diesem mittleren Territorium im Südwesten des Reichs 
gab es keinen Adel mehr, dagegen hatte die Bürgerschaft im Tübinger Vertrag von 
1514 so weitgehende Rechte erkämpft, dass sie bei fast allen politischen Entschei-
dungen mitreden durfte. „None of the communities of ancient or modern times, 
with those names we associate so many ideas of popular freedom, enjoyed a happier 
government than Ducal Wirtenberg; and its obscure annals are not unworthy of 
being placed by the side of the volumes which record the rise of the liberties of 
Holland, or Switzerland, or England, or America.“1 So lautete das Urteil des eng-
lischen Unterhausabgeordneten James Fox, dessen Authentizität allerdings immer 
wieder bezweifelt wird2.

Inhaltlich wurde es allerdings vom Staatsrechtler Ludwig Timotheus Spittler be-
stätigt: Das ständische Repräsentations-System ist dort so vortreffl ich eingerichtet, 
als in keinem aller übrigen Deutschen Länder, denn meines Wissens in keinem aller 
übrigen hat der so genannte dritte Stand eine so vollständige Repräsentation als 
hier3. An anderer Stelle schrieb er: Die Geschichte der Wirtembergischen Land-
stände hat [. . .] etwas so ausgezeichnetes und eigenthümliches, daß sie wohl die 
schönste und lehrreichste ihrer Art ist4.

Auch der württembergische Kabinettssekretär Heinrich August Krippendorf5 
nahm 1740 Bezug auf das englische Parlament bei seiner Beschreibung der würt-
tembergischen Landstände: Im Herzogthum Alemannien [Württemberg] ist eine 
so genante Landschafft, fast nach Arth des Unterhauses des Albionischen [eng-
lischen] Parlaments, die vor diesem aus dreyen Ständen nemlich dem Adel, denen 
Prelaten und dann den Gemeinden bestanden. Der Adel ist etwa seither 100 Jahren 
ausgemerzt [. . .] Es seynd also nur noch die zwey leztern Stände, die zu Statugirda 
[Stuttgart] ein eigenes großes Haus haben, worinnen gemeiniglich der so genante 

 1 Proceedings in the Assembly, S.  338.
 2 Z. B. bei: Brandt: Früher Liberalismus, S.  79.
 3 Spittler: Sammlung, Vorwort S.  2.
 4 Ders.: Zweite Sammlung, S.  353.
 5 Heinrich August Krippendorf (1692/93–1743) war ab 1725 württembergischer Kabi-

nettssekretär, ab 1729 Geheimer Sekretär und trat, nach dem Tod Karl Alexanders, wohl 
in die Dienste des kurpfälzischen Hofs in Mannheim. Als Schriftsteller verwendete er das 
Pseudonym Procopius Vessadiensis. Vgl. zu Krippendorf: Oßwald-Bargende: Sicht 
eines Insiders.
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Engere Ausschuß, bißweilen auch der Größere, zusammen ist [. . .]6 Allerdings be-
urteilte Krippendorf die Arbeit der Landschaft alles andere als positiv. Er war der 
Ansicht, dass wenig oder nichts ausgenommen freßen und saufen auf der armen 
Unterthanen Unkosten darinnen gethan wird7.

Ähnlich urteilte Wilhelm Ludwig Wekhrlin 1778 auf seiner Reise durch Würt-
temberg: „Dieses Parlament, welches [. . .] eines von den unglücklichsten Schicksalen 
Wirtembergs ausmacht, bestehet in einem Ausschusse der trotzigsten Köpfe der Na-
tion. Sein System ist, die Unternehmungen und Absichten des Hofs in allen Stücken 
zu scheniren, und sich so viel als möglich der Novität zu widersetzen. Zum Unglück 
für die Nation ist das Daseyn dieser verhaßten Stelle nur allzufest gegründet8.

Dass Württemberg im 18. Jahrhundert eine ganz eigene und ungewöhnliche Ver-
fassung besaß, ein System sui generis, das ist die übereinstimmende Meinung aller 
dieser Autoren9. In diesem System dominierten die Landstände das Staatsleben. 
Ihre tragende gesellschaftliche Schicht war die württembergische Ehrbarkeit. Die 
Landstände stützten sich auf Rechte und Privilegien, die ihnen im Tübinger Ver-
trag 1514 verliehen worden waren. Ihre politische Arbeit vollzog sich auf den Land-
tagen und, wenn kein Landtag einberufen war, in den beiden Ausschüssen. Die 
Position der Landstände wurde vor allem in den Landesgravamina formuliert und 
dem Herzog gegenüber zum Ausdruck gebracht.

Zunächst muss allerdings auf die beiden Begriffe Landstände und Landschaft 
eingegangen werden. Nach dem Ausscheiden der Ritterschaft bestanden die würt-
tembergischen Landstände in der Frühen Neuzeit nur noch aus den beiden Stän-
den der Prälaten und der Landschaft, also den Vertretern der Geistlichkeit sowie 
der Städte und Ämter, die der Ehrbarkeit angehörten. Allerdings stammten die 
Prälaten im postreformatorischen Württemberg ebenfalls ausschließlich aus dieser 
Schicht. Dadurch können die Begriffe Landschaft und Landstände eigentlich syn-
onym verwendet werden, da die beiden verbleibenden Landstände nach außen hin 
stets als Einheit auftraten und die Prälaten nur intern einige Sonderrechte und ein 
etwas höheres Ansehen bewahren konnten.

 6 Procopius Vessadiensis: Anecdota von dem Alemannischen Hofe sonderlich von der Fre-
degonden bis zum Tode Herzog Artamenis, [1740],WLB Cod. hist. fol.  1115, S.  45 f. Alle 
enthaltenen Namen sind verändert, teilweise auch anagrammiert.

 7 Ebd., S.  46.
 8 Wekhrlin: Reise durch Ober-Deutschland, S.  55. Wilhelm Ludwig Wekhrlin (1739–

1792), ein geborener Württemberger, verfasste 1778 unter dem Pseudonym Anselmus 
Rabiosus eine sehr spöttische Beschreibung Württembergs und seines politischen Sys-
tems. Vgl. Rümelin: Altwürttemberg, S.  29–35; Wekhrlin: Reise durch Oberdeutsch-
land, S.  135 f.

 9 Lang: Auswärtige Politik, S.  373.
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2. Die Ehrbarkeit

Drei ding hindern iustitiam in Wirttemberg: verschwegerte theologi, verschweger-
te politici, [. . .] dauzbrieder10. Diese Verse des späten 16. Jahrhunderts bestätigte 
1740 der schon zitierte Krippendorf: Mit diesen Landschafftsgliedern ist nun ganz 
Alemannien [d. i. Württemberg] verbrudert, vervettert, verschwägert und verge-
vattert und bläset alles zusammen in ein Horn [. . .]11 Das Ziel der Landschaft sei es 
lediglich gewesen, ihre Famillen in die Höhe zu bringen und sich zu bereichern12.

Die württembergische Ehrbarkeit und ihre Herrschaft in allen Bereichen des 
Herzogtums ist eines der charakteristischen Merkmale Altwürttembergs13. „Alles 
[. . .] trug den Stempel dieser Herrschaft: Landstände, Beamtenkörper, Recht und 
Verwaltung, Kirche und Schule, Universität und geistiges Leben [. . .] Bis hinaus in 
das innere Gefüge des entferntesten Albdorfes reichten die Fäden, mit denen sich 
eine zahlenmäßig geringe Schicht tonangebender, führender Familien jenes Netz 
von Verbindungen schuf, dessen sie bedurfte, um ihre mächtige, ja einzigartige 
Stellung innerhalb des württembergischen Staates zu festigen, zu halten und aus-
zubauen.“14

Hansmartin Decker-Hauff defi nierte die Ehrbarkeit in seiner Dissertation, dem 
bisher wichtigsten Werk zu dieser Schicht, als eine „Spitzengruppe aristokratischer 
Funktionen, aber durchaus bürgerlichen Zuschnittes, eine staatstragende Schicht 
mit Aufgaben, die in den übrigen deutschen Staatswesen dem alten und oder zu-
mindest einem neugebildeten Brief- und Beamtenadel zufi elen, eine Auswahl poli-
tisch begabter und im Staatsdienst bewährter Sippen, die die erworbene Stellung 
durch bewußte und betonte Familienpfl ege ausbauten“15. Das Verwandtschafts-
netz der Ehrbarkeit kann durchaus als geschlossenes Patronats- und Klientelsys-
tem in Württemberg begriffen werden16.

Die Bezeichnung Ehrbarkeit hatte – ganz im Gegensatz zum modernen Sprach-
gebrauch – keine moralische Konnotation. Sie ist nichts anderes als ein Sammelbe-
griff für alle Amtsträger oder Amtsfähigen, die mit ehrbar, ehrsam oder einem 
ähnlichen Titel angesprochen wurden. Der Begriff wurde in Württemberg bereits 
im 13. Jahrhundert verwendet17. Seit Beginn des 15. Jahrhunderts bezeichnete er 

 10 Trias Wirttembergica: Was in Württemberg zu loben und zu tadeln ist (zwischen 1550 
und 1610), Strophen 7 und 8, in: Steiff/Mehring: Geschichtliche Lieder, S.  490.

 11 Procopius Vessadiensis: Anecdota, WLB Cod. hist. fol. 1115, S.  47.
 12 Ebd.
 13 Vgl. zur Ehrbarkeit v. a.: Decker-Hauff: Entstehung; Haug-Moritz: Die württember-

gische Ehrbarkeit. Außerdem: Hasselhorn: Der altwürttembergische Pfarrstand; Sei-
gel: Gericht und Rat, S.  47 f.; Decker-Hauff: Die geistige Führungsschicht; Sabean: 
Property; Ders.: Kinship in Neckarhausen; Ders.: Allgemeine Fragen.

 14 Decker-Hauff: Entstehung, S.  3 f.
 15 Ebd., S.  15.
 16 Moraw: Über Patrone und Klienten; Press: Patronat und Klientel.
 17 Kübler: Ehrbarkeit, S.  45.
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auch die Familien der Amtsträger und damit die ganze Schicht18. So defi nierte sich 
die Ehrbarkeit über die von ihr ausgeübten Ämter und nicht über ihre ökonomische 
Situation, auch wenn die ehrbaren Familien in der Regel relativ vermögend waren. 
Erfolgreiche Kaufl eute wurden erst gegen Ende des 18. Jahrhunderts in ihren Kreis 
aufgenommen19.

Die ältere Ehrbarkeit entstand im Laufe des 15. und frühen 16. Jahrhunderts, als 
der württembergische Adel reichsunmittelbar geworden und damit aus dem würt-
tembergischen Territorialverband ausgeschieden war20. In dieses machtpolitische 
Vakuum rückte nun eine Gruppe von etwa 60 Familien in den 20 großen Landstäd-
ten nach, die sich in Lebensstil und Nepotismus adelsähnlich verhielten21.

Das Jahr 1534 bildet die wichtigste Zäsur in der Entwicklung der Ehrbarkeit. 
Unmittelbar nach der Schlacht von Lauffen und der Rückkehr Herzog Ulrichs 
nach dem österreichischen Interim22 wanderte fast die komplette Ehrbarkeit aus 
dem Herzogtum in benachbarte Territorien aus, wo sie schnell mit dem landsäs-
sigen Adel verschmolz. Anlass zu dieser Massenfl ucht war die Politik Herzog Ul-
richs, die die Sprengung des Tübinger Vertrags von 1514 zum Ziel hatte und damit 
die Beseitigung der politischen Vorrangstellung der Ehrbarkeit23. So entstand in 
den folgenden Jahren die sogenannte jüngere Ehrbarkeit nach dem Vorbild der äl-
teren, die sich vor allem ab 1550 unter Herzog Christoph (1550–1568) zur gesell-
schaftlichen Schicht verfestigte. Unter Herzog Ludwig (1568–1593) war sie bereits 
voll entwickelt, unter Herzog Friedrich I. (1593–1608) schon so stark, um auf Kon-
frontationskurs zum Herzog gehen zu können. Eine gewisse familiäre Kontinuität 
zur älteren Ehrbarkeit entstand durch die Töchter der ausgewanderten Familien, 
die oft in den württembergischen Klöstern untergebracht waren und nach der Re-
formation in die neue Führungsschicht einheirateten24.

Die jüngere Ehrbarkeit rekrutierte sich vor allem aus dem Pfarrerstand und war 
im Ursprung meist landfremd. Nach der Reformation herrschte in Württemberg 
ein Mangel an protestantischen Pfarrern, die Familien wie die Andreae, Osiander 
oder Daser zu nutzen verstanden. Parallel zur Entwicklung der älteren Ehrbarkeit 
begann die neue Schicht im 17. Jahrhundert, sich abzuschotten, so dass es im 18. 
Jahrhundert kaum noch eine Möglichkeit gab, von außen oder von unten in diese 
Schicht aufgenommen zu werden25. Der Kreis der jüngeren Ehrbarkeit war etwas 
größer als der der älteren. Zwischen 1648 und 1805 können mehr als 200 ehrbare 

 18 Decker-Hauff: Entstehung, S.  204–209.
 19 Haug-Moritz: Die württembergische Ehrbarkeit, S.  65–85.
 20 Vgl. zur Ritterschaft und den württembergischen Landständen: Dies.: Ritterschaftliche 

Organisationen; Lorenz: Vom herrschaftlichen Rat.
 21 Vgl. zur älteren Ehrbarkeit: Decker-Hauff: Entstehung, S.  120–139; Ders.: Die geistige 

Führungsschicht, S.  57 f.; Hesse: Amtsträger; Haug-Moritz: Die württembergische 
Ehrbarkeit, v. a. S.  87–93.

 22 Vgl. dazu: Bossert: Interim; Brendle: Dynastie, Reich und Reformation, S.  169 f.
 23 Decker-Hauff: Entstehung, S.  87–105.
 24 Ebd., S.  105–119.
 25 Ders.: Die geistige Führungsschicht, S.  65 f.
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Familien in der württembergischen Staats- und Kirchenverwaltung nachgewiesen 
werden26. Es gelang ihnen in der Folge, alle wichtigen Ämter im Herzogtum Würt-
temberg zu monopolisieren und innerhalb ihrer Familien zu vererben. So wurde 
1714 im Konsistorium die Dominanz der Familie Hochstetter beklagt27, die Fami-
lie Osiander erreichte ihre Blütezeit bereits im 17. Jahrhundert vor allem in Tübin-
gen28. Viele Ämter der Universität und der Stadt Tübingen waren fest in Händen 
der Familie Gmelin. So stellte sie im 18. Jahrhundert unter anderem acht Profes-
soren29. Die Familien Forstner, Autenrieth und Stockmayer30 waren sehr oft in hö-
heren Ämtern der weltlichen Verwaltung des Herzogtums in Stuttgart zu fi nden. 
Aber auch kleinere Pfarreien waren in festem Familienbesitz31. Zeugnis davon le-
gen die württembergischen Dienerbücher ab32.

Der Aufl ösungsprozess der Ehrbarkeit begann erst im 19. Jahrhundert. Mehrere 
Bestimmungen König Wilhelms I. hatten die Entmachtung der Ehrbarkeit zum 
Ziel33. Entsprechende Paragrafen sind in der Verfassung von 181934 und in den Ge-
meindeedikten von 1818 und 182235 zu fi nden. Aber noch im 20. Jahrhundert sind 
die ehrbaren württembergischen Familien an vielen einfl ussreichen Positionen des 
Landes zu fi nden. So stellte zum Beispiel die Familie Gmelin in der Nachkriegszeit 
einen Oberbürgermeister der Stadt Tübingen und unter Bundeskanzler Gerhard 
Schröder eine Bundesjustizministerin36. Für diesen württembergischen Nepotis-

 26 Haug-Moritz: Die württembergische Ehrbarkeit, S.  19.
 27 Hasselhorn: Der altwürttembergische Pfarrstand, S.  26.
 28 Ebd.; Lehmann: Stammtafel. Vgl. auch: Angerbauer: Kanzleramt.
 29 Decker-Hauff: Die geistige Führungsschicht, S.  68; Hasselhorn: Der altwürttember-

gische Pfarrstand, S.  26; Die Familie Gmelin; Gmelin: Gmelin.
 30 Zur Familie Forstner: Bacmeister: Die Forstner; zur Familie Autenrieth: Gebhardt: 

Bürgertum in Stuttgart; zur Familie Stockmayer: Haug-Moritz: Die württembergische 
Ehrbarkeit, S.  23–34.

 31 So in Bulach: Familie Grüchler, in Kornwestheim: Familie Hauff, in Ofterdingen: Fami-
lie Wucherer (Decker-Hauff: Die geistige Führungsschicht, S.  66 f.).

 32 Georgii-Georgenau: Dienerbuch; Pfeilsticker: Neues Württembergisches Diener-
buch.

 33 Vgl. Lipp: Die Macht der Verwandtschaft.
 34 §  148: „Tritt der Fall ein, daß Vater und Sohn zugleich Mitglieder der Stände-Versamm-

lung werden, so wird, wenn der Vater nicht aus eigener Entschließung zurücktritt, der 
Sohn durch denselben ausgeschlossen“ (Verfassungs-Urkunde für das Königreich Würt-
temberg vom 25. September 1819, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  3, S.  538).

 35 Wortgleich jeweils §  6: „Ausgeschlossen sind von der Wählbarkeit [zum Stadt- oder Ge-
meinderat . . .] alle diejenigen Bürger, welche mit dem Vorstande oder einem anderen Mit-
gliede des Stadt- oder Gemeinde-Rathes im ersten oder zweiten Grade [. . .] verwandt oder 
verschwägert sind“, Edict über die Gemeindeverfassung vom 31. Dezember 1818, in: 
Reyscher: Sammlung, Bd.  15, Abt. 1, S.  1018; Verwaltungsedict für die Gemeinden, 
Oberämter und Stiftungen vom 1. März 1822, in: ebd., Bd.  15, Abt. 2, S.  87.

 36 Hans Gmelin (1954–1974), vgl. Setzler/Schönhagen/Binder: Kleine Tübinger Stadt-
geschichte, S.  209. Herta Däubler-Gmelin (* 1943), Tochter von Hans Gmelin, Justizmi-
nisterin 1998–2002, vgl. Süskind: Machtwechsel, S.  240.
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mus auf Dorf-, Amts- und Landesebene tauchte erstmals in den vierziger Jahren 
des 18. Jahrhunderts der Begriff Vetterleswirtschaft auf37.

Die Ehrbarkeit war also im 18. Jahrhundert eine verfestigte und abgeschottete 
Gruppe von Familien, die untereinander die wichtigsten Ämter monopolisiert hat-
ten und die Geschicke Württembergs maßgeblich mitbestimmten: Ein Grundge-
setz in W[ürttemberg] ist: Wer empor kommen will, muß entweder ein Herren-
Sohn seyn, oder sich in eine solche Familie durch Heirath begeben38. „Diese 
[Ehrbarkeit] war [aber] keine über das ganze Land hin einheitliche Klasse; sie 
reichte von großen, adelsähnlichen Patrizierfamilien in Stuttgart oder Tübingen 
bis hinab zu einer recht kleinbürgerlichen und ackerbürgerlichen Ehrbarkeit etwa 
in Güglingen oder Großbottwar.“39 Sie gliederte sich in drei Untergruppen. Der 
Spitzengruppe gehörten die Landschaftsmitglieder und die Träger der vom Lan-
desherrn geschaffenen Regierungsämter an. Die Mittelgruppe umfasste die geistli-
che und weltliche Obrigkeit, die untere Gruppe schließlich die städtischen Ämter. 
Die vertikale Trennung in geistliche und weltliche Ehrbarkeit war relativ unbedeu-
tend, da die Trennlinie meist innerhalb von Familien verlief. Eine gesetzliche Defi -
nition für die Zugehörigkeit zur Ehrbarkeit gab es nie, maßgeblich für die Einord-
nung einer Familie war das Amt des Vaters40. Die Söhne genossen in der Regel eine 
sehr gute Erziehung und Ausbildung, vor allem an der Universität Tübingen41. Ob-
wohl die Familien der Ehrbarkeit in sehr guten Verhältnissen leben konnten, sehr 
gebildet und politisch sehr gewichtig waren42, bestand eine tiefe Kluft zwischen 
dieser bürgerlichen Schicht und dem höfi schen Gefolge in Ludwigsburg und Stutt-
gart, die durch die Konfession Karl Alexanders noch vertieft wurde. Im Gegensatz 
zur älteren Ehrbarkeit war die jüngere im Habitus weniger aristokratisch geprägt, 
sondern mehr bürgerlich. Das Zentrum der jüngeren Ehrbarkeit war und blieb das 
Pfarrhaus43.

 37 Sabean: Kinship in Neckarhausen, S.  10.
 38 So der württembergische Theologe Johann Albrecht Bengel (1687–1752), zitiert nach: 

Burk: Dr. Johann Albrecht Bengel’s Leben, S.  500.
 39 Grube: Stände in Württemberg, S.  31.
 40 Decker-Hauff grenzt die Ehrbarkeit nach außen und die Gruppen innerhalb der Ehrbar-

keit ab über die Bestimmungen der württembergischen Familienstiftungen zur Aufnah-
me in ein Stipendium. Eine klarere Abgrenzung scheint nicht möglich, da keine entspre-
chenden Selbstzeugnisse vorliegen (Decker-Hauff:  Entstehung, S.  19–86). Vgl. zu den 
Familienstiftungen: Faber: Die Württembergischen Familien-Stiftungen. Darin sind 
v. a. die Stiftungen des 18. Jahrhunderts von Interesse: die Stiftungen der Familie Cotta 
und Kapff 1779 (H. 13, S.  43–62), der Familie Heß 1758 (H. 1, S.  125 ff.) und der Familie 
Tritschler 1790 (H. 21, S.  39–46).

 41 Hasselhorn: Der altwürttembergische Pfarrstand, S.  39–49; Holtz: Bildung und Herr-
schaft, S.  340 f.

 42 Vgl. dazu: ebd., S.  339–359; Haug-Moritz: Die württembergische Ehrbarkeit, S.  45–63.
 43 Hasselhorn: Der altwürttembergische Pfarrstand, S.  36 ff.
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Abb.  7: Prälat Christoph Friedrich Stockmayer.
Stockmayer (1661–1749) war als Prälat von Bebenhausen einer der beiden wichtigsten Präla-
ten Württembergs. Während der Regierungszeit Karl Alexanders war er Mitglied des Enge-
ren Ausschusses und damit stetiger Verhandlungspartner und häufi g Opponent für den Her-
zog und seine Politik.
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Abb.  8: Prälat Augustin Hochstetter.
Hochstetter (1671–1748) war als Prälat des Klosters Maulbronn der zweite der beiden mäch-
tigsten Prälaten Württembergs. In der Regierungszeit Karl Alexanders war er aller dings nur 
mit einem Sitz im Großen Ausschuss bei der Landschaft vertreten.
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Abb.  9: Christoph Wilhelm Fink.
Fink (1673–1738) war Kaufmann und Bürgermeister der württembergischen Stadt Calw. Er 
war einer der zwölf Vertreter der Städte und Ämter im Großen Ausschuss der Landschaft. 
Während der Regierungszeit Karl Alexanders saßen im Großen Ausschuss die Vertreter von 
Backnang, Böblingen, Brackenheim, Calw, Cannstatt, Kirchheim, Ludwigsburg, Stuttgart, 
Sulz, Tübingen, Waiblingen, Weinsberg und Winnenden. Die Kloster ämter waren vertreten 
durch die Prälaten von Adelberg, Bebenhausen, Hirsau und Maulbronn.
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Eine Sonderrolle innerhalb der württembergischen Ehrbarkeit spielten die Prä-
laten44. Sie waren die Vorsteher der nach der Reformation meist in Schulen umge-
wandelten Klöster45. Seit der Zeit Herzog Christophs wurden sie vom Konsistori-
um ausgewählt und vom Herzog auf Lebenszeit eingesetzt46. Sie repräsentierten die 
Klostergüter in den württembergischen Landständen und bildeten über das Kon-
sistorium die Führungsschicht der württembergischen Kirche47. Da die Prälaten 
stets den ehrbaren Familien entstammten, galten sie innerhalb von Landschaft und 
Ehrbarkeit nicht als Fremdkörper. „Beide bildeten ein unaufl ösliches Ganzes.“48

3. Landschaftliche Rechte und Privilegien

Der Ehrbarkeit gelang im Laufe der Jahrhunderte nicht nur eine faktische Macht-
konzentration, sie erreichte auch gesetzliche Zugeständnisse der Herzöge, die ihr 
eine breite politische Mitbestimmung sicherten49. Im dynastisch instabilen 15. 
Jahrhundert konnten sich die Landstände als Teilhaber der Herrschaft in Würt-
temberg etablieren und dies in den ersten Landtagen nach 1457 fi xieren50.

Die eigentliche Basis dieser weitreichenden Rechte der Landschaft wurde zu Be-
ginn des 16. Jahrhunderts der Tübinger Vertrag vom 8. Juli 151451. Während des 
Bauernaufstandes des Armen Konrad52 sahen sich Landschaft und Herzog glei-
chermaßen in ihrer Position bedrängt und mussten sich im gemeinsamen Interesse 
zusammenschließen, um den württembergischen Staat selbst zu erhalten53. Der 
Tübinger Vertrag wurde zur wichtigsten Verfassungsurkunde des Herzogtums 
Württemberg54 und regelte die politischen Prozesse des Territoriums bis zum Be-
ginn des 19. Jahrhunderts. Streng juristisch gesehen war er kein Vertrag, sondern 
ein Schiedsspruch zwischen den beiden Konfl iktparteien Herzog und Ehrbar-
keit55.

Zunächst übernahmen die Landstände die Schulden des Herzogs Ulrich. Sie si-
cherten ihm auf fünf Jahre je 22.000  fl . für seine Verpfl ichtungen zu und dann so 
lange weiterhin jährlich diese Summe, bis die herzoglichen Schulden von 800.000  fl . 

 44 Kolb: Zur Geschichte der Prälaturen; Hasselhorn: Der altwürttembergische Pfarr-
stand, S.  71 f.; Grube: Altwürttembergische Klöster; Deiß/Rückert: Prälaten.

 45 Vgl. zur Geschichte der Prälaten in der Reformation: Kolb: Zur Geschichte der Präla-
turen, S.  22–37.

 46 Ebd., S.  37–44.
 47 Hasselhorn: Der altwürttembergische Pfarrstand, S.  81.
 48 Ebd., S.  74.
 49 Grube: Stände in Württemberg, S.  32 ff.
 50 Lorenz: Vom herrschaftlichen Rat, S.  21.
 51 Abgedruckt in: Grube: Der Tübinger Vertrag; Näf: Herrschaftsverträge des Spätmittel-

alters, S.  71 f.; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  40–45.
 52 Öhler: Der Aufstand des Armen Konrad; Grube: Württembergische Verfassungs-

kämpfe; Schmauder: Württemberg im Aufstand.
 53 Näf: Herrschaftsverträge und die Lehre, S.  228.
 54 Fricker/Gessler: Geschichte der Verfassung, S.  80.
 55 Schmauder: Der Tübinger Vertrag, S.  12.
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völlig abgelöst sein würden56. Daraus leitete sich das Steuerbewilligungsrecht der 
Landschaft ab. Außer diesen zugesicherten Leistungen für den Schuldenausgleich 
sollte der Herzog keine weiteren Einnahmen aus dem Land ziehen dürfen. Auch 
Kriege sollten ausschließlich über die landschaftliche Kriegshilfe fi nanziert wer-
den. Im Gegenzug erhielten die Landstände weitreichende politische Mitbestim-
mungsrechte. Mit rat und wissen der Landschaft sollte der Herzog künftig seine 
Außenpolitik führen, Defensivkriege zur Verteidigung eingeschlossen. Nur mit 
rat, wissen und willen der Landschaft durfte er Kriege erklären oder Landesteile 
veräußern.

Weitere Bestimmungen betrafen alle württembergischen Untertanen. Ihnen 
wurden im Tübinger Vertrag Grundrechte zugesichert. Jedermann sollte Rechts-
schutz im peinlichen Gericht erhalten: Es soll ouch niemands in pynlichen sachen, 
wa es eer, lyb oder leben antrifft, anders dann mit urtail und recht gestraft oder 
getötet, sondern ainem yeden nach seinem verschulden rechts gestattet werden 
[. . .]57 Zudem wurden den württembergischen Untertanen eine unbeschränkte 
Auswanderungsfreiheit, die Unverletzlichkeit des Eigentums, das Recht des Waf-
fentragens, die Befreiung vom Kriegsdienst nach Friedensschluss und von allen 
nicht verwilligten Steuern garantiert. Allerdings wurde die Forderung des gemei-
nen Mannes nach politischer Mitbestimmung ignoriert und damit der Sieg der Ehr-
barkeit, also der städtischen Oberschicht, zementiert58.

Die Beschwörung des Tübinger Vertrags durch den neuen Herzog sollte von nun 
an die Voraussetzung für die Huldigung der Landstände sein, und damit die Vor-
aussetzung für den Herrschaftsantritt59. Der Kaiser bestätigte den Vertrag am 10. 
Januar 151560. So bildete sich neben dem Herzog eine zweite Staatsgewalt; der Du-
alismus von Fürst und Ständen wurde verfassungsmäßig festgeschrieben61.

4. Die landschaftlichen Organe

Das landschaftliche Mitspracherecht artikulierte sich in drei Gremien: im Landtag 
als der Vollversammlung der landständischen Abgeordneten sowie im Großen und 
im Engeren Ausschuss, die die landschaftlichen Geschäfte zwischen der Abhal-
tung zweier Landtage zu führen hatten.

 56 Näf: Herrschaftsverträge und die Lehre, S.  228.
 57 Ders.: Herrschaftsverträge des Spätmittelalters, S.  74.
 58 Schmauder: Der Tübinger Vertrag, S.  21 f.
 59 Vgl. zum Tübinger Vertrag: Fricker/Gessler: Geschichte der Verfassung; Grube: Der 

Stuttgarter Landtag, S.  74–86; Ders.: Der Tübinger Vertrag; Müller: 450 Jahre Tübin-
ger Vertrag; Stern: Jud Süß, S.  37; Näf: Herrschaftsverträge und die Lehre, S.  218–230. 
Vgl. zu Herrschaftsverträgen allgemein: Hartung: Herrschaftsverträge; Näf: Herr-
schaftsverträge des Spätmittelalters; Ders.: Herrschaftsverträge und die Lehre;  Oest-
reich: Vom Herrschaftsvertrag zur Verfassungsurkunde.

 60 Fricker/Gessler: Geschichte der Verfassung, S.  84.
 61 Hartung: Herrschaftsverträge, S.  42 f.
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Der erste württembergische Landtag fand 1457 statt62. Bis 1805 wurde die Ver-
sammlung in unregelmäßigen Abständen vom Herzog einberufen, konnte sich also 
nicht selbst versammeln. Ihren Höhepunkt und die Zeit ihres größten Einfl usses 
erlebten die Landtage im 17. Jahrhundert. So wurden sie unter Eberhard III. sogar 
etwa alle zwei Jahre einberufen. Ganz anders sah es dann im 18. Jahrhundert aus. 
1699 wurde ein Landtag einberufen, der für etwa 40 Jahre der letzte war, ein Land-
tagsabschied konnte nicht beschlossen werden. Erst nach dem Tod Herzog Karl 
Alexanders fand, während der Zeit der Administration, 1737 bis 1739 der nächste 
Landtag statt. Nach diesem kam es nur noch 1763, 1770 und 1797 zu Plenarver-
sammlungen der württembergischen Landschaft, wobei der Landtag von 1770 als 
der Landtag des Erbvergleichs zwischen Karl Eugen und den Ständen besonders 
hervorzuheben ist63.

Beschickt wurde der Landtag von den etwa 65 württembergischen Städten und 
Ämtern. Gemäß der Landtagsverordnung von 1515 entsandten diese je zwei Abge-
ordnete, von denen ein Abgeordneter sein Gewalt vom Gericht und einer vom Rat 
der Amtsstadt erhielt64. Unter Gewälten verstand man die Vollmachten der Städte 
und Ämter an ihren Abgeordneten, „um diesem Vollmacht und Instruktion zu 
erteilen, damit er anstelle des Mandanten [d. i. die entsendende Stadt] handeln kön-
ne, so dass dieser dadurch rechtlich gebunden“65 war. Die Gewälte waren Antwor-
ten auf die herzogliche Landtagsausschreibung, also Anweisungen an die Abge-
ordneten, wie sie in den zur Debatte stehenden Fragen abzustimmen hatten. Der 
Abgeordnete handelte folglich mit imperativem Mandat und hatte keinerlei eigene 
Entscheidungsfreiheit66. Neben den Deputierten der Städte und Ämter saßen im 
Landtag die 14 Prälaten der württembergischen Klöster. Diese wurden nicht ge-
wählt und hatten keine Gewälte zu beachten. Sie waren allein durch ihr Amt land-
tagsfähig und verfügten über ein freies Mandat67.

Eine Übertragung des Gewalts auf einen anderen Landtagsabgeordneten war 
möglich. Dieses Recht wurde vor allem von den kleineren oder abgelegeneren Äm-
tern genutzt. In der Regel wurden solche Stimmen auf Prälaten übertragen, die in 
der Versammlung ein hohes moralisches Ansehen und, trotz ihrer geringen Zahl, 
ein entsprechendes Gewicht besaßen68.

Vertreten waren auf dem Landtag nur die städtische Oberschicht und die Präla-
ten. Die Bauern hatten keinen Zugang zur landschaftlichen Mitbestimmung. Durch 

 62 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  11–18.
 63 Lehmann: Die württembergischen Landstände, S.  192 f.; Erbe: Deutsche Geschichte, 

S.  112 f.
 64 Herzog Ulrichs Einsicht der kaiserlichen Bestätigung des Tübinger Vertrags und Verord-

nung wegen Abhaltung der Landtage vom 23. April 1515, in: Reyscher: Sammlung, 
Bd.  2, S.  53–57; Bestimmungen zu den Abgeordneten in: ebd., S.  56.

 65 Benzing: Vertretung, S.  111 f.
 66 Ebd., S.  111–118; Fuhrmann: Amtsbeschwerden, S.  97–108.
 67 Erbe: Deutsche Geschichte, S.  112; Fuhrmann: Amtsbeschwerden, S.  98.
 68 Benzing: Vertretung, S.  124.



59

diese Dominanz der Ehrbarkeit auf den Landtagen waren diese sozial sehr homo-
gen69. Die Vertretenen konnten ihren Willen nicht äußern. „Sie gelten als politisch 
unmündig oder wenigstens als unselbständig. Sie werden kraft geltenden Rechts 
von den landtagsfähigen Elementen vertreten, wie etwa eine Familie durch den 
Hausvater oder ein Mündel durch den Vormund.“70 Dennoch wurden die Land-
stände in Württemberg als Vertretung der Bevölkerung anerkannt wie in keinem 
anderen deutschen Territorium71. Dazu meinte der Landschaftskonsulent Fried-
rich Heinrich Georgii72 auf dem Landtag 1737/38: Wir reden in dem Namen und in 
Vollmacht eines ganzen Volks, vor dessen Conservation wir auf dem [. . .] Landtag 
zu sorgen verpfl ichtet seyn, und zwar im Namen eines Volks, welches sich von ural-
ten Zeiten mit einer unbefl eckten alten deutschen Redlichkeit distinguirt [. . .] 
hat73.

Die beiden anderen wichtigen Gremien der Landschaft waren der Große und der 
Engere Ausschuss. Die beiden Ausschüsse existierten seit 1551 und hatten die Auf-
gabe, den Landtag zu beraten und die Sitzungen vorzubereiten. Eingesetzt wurden 
sie vom Landtag. Mit dem Landtagsabschied 155474 wurden sie zu permanenten 
Einrichtungen75 und bildeten so die eigentliche ständige landschaftliche Vertre-
tung in Württemberg in den Zeiten, in denen kein Landtag einberufen war. Vor 
allem im 18. Jahrhundert waren sie die Dialogpartner der Herzöge in allen Fragen, 
die die Landschaft betrafen. Die Ausschüsse waren allerdings kein Landtagsersatz. 
Sehr oft verweigerten sie Entscheidungen mit der Begründung, dass bestimmte 
Fragen nur auf einem Landtag verhandelbar seien.

Im Engeren Ausschuss saßen sechs Vertreter der Städte und Ämter sowie zwei 
Prälaten. Die vertretenen Städte und Ämter waren meist Stuttgart, Tübingen, 
Urach, Schorndorf, Kirchheim und Göppingen, die Prälaten kamen oft aus Beben-
hausen und Hirsau76. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich allerdings, dass nicht 
nur die größeren Ämter und Klöster im Ausschuss vertreten waren. Auch Vertreter 
kleinerer Verwaltungseinheiten hatten durchaus Chancen auf einen Sitz in einem 
der beiden Ausschüsse77. Anders als der Landtag musste dieser Ausschuss nicht 
einberufen werden, sondern konnte sich auf eigene Initiative versammeln. Auch 
ergänzte er sich im Vakatur-Falle78 selbst. Er hatte ein Petitionsrecht in praktisch 
allen Fragen des Landes, vor allem aber oblagen ihm die Kontrolle der landschaft-

 69 Blickle: Landschaften, S.  90.
 70 Hintze: Typologie, S.  121.
 71 Vierhaus: Land, Staat und Reich, S.  52.
 72 Friedrich Heinrich Georgii (1692–1755), Landschaftskonsulent ab 1737, vgl. Pfeil-

sticker: Neues Württembergisches Dienerbuch, Bd.  1, §  1446.
 73 Zitiert nach: Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  417.
 74 Landtags-Abschied vom 8. Januar 1554, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  112–121; Be-

stimmungen zu den Ausschüssen in: ebd., S.  116.
 75 Fuhrmann: Amtsbeschwerden, S.  80.
 76 Spittler: Zweite Sammlung, S.  370 f.
 77 Haug-Moritz: Die württembergische Ehrbarkeit, S.  17 ff.
 78 Spittler: Zweite Sammlung, S.  414.
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lichen Gelder und die Aufsicht über die landschaftlichen Beamten. Der Engere 
Ausschuss nahm also die ständischen Rechte wahr, solange kein Plenarlandtag ein-
berufen war79.

Der Große Ausschuss umfasste neben den Mitgliedern des Engeren Ausschusses 
noch einmal die gleiche Anzahl an Deputierten und Prälaten. Ihm oblagen die Be-
willigung der laufenden Gelder und die Vorbereitung der Landtagssitzungen80. 
Beide Ausschüsse waren, wie auch die Landtage, über besondere Gewälte an den 
Konsens der Städte und Ämter gebunden. Es galten die gleichen Bestimmungen 
wie für die Gewälte der Landtage81.

Für die vorliegende Untersuchung spielt die personelle Besetzung der beiden 
Ausschüsse keine Rolle82. Beide Gremien traten dem Herzog gegenüber stets als 
Einheit auf und sind deshalb auch nur als Kollektiv fassbar. Im internen Meinungs-
bildungsprozess gab es zwar Diskussionen, aber keine schwerwiegenden Mei-
nungsverschiedenheiten83. Interne Konfl ikte traten in der Landschaft erst nach 
dem Tod Karl Alexanders während des Landtags ab 1737 auf. In seiner Regierungs-
zeit waren beide Gremien personell sehr stabil. Es kam nur zu sehr wenigen Neube-
setzungen, die der Herzog anstandslos bestätigte84.

Die einzigen Voraussetzungen, um Mitglied in einem der beiden Ausschüsse zu 
werden, waren theoretisch, dass der Betreffende Württemberger und geeignet sein 

 79 Lehmann: Die württembergischen Landstände, S.  190.
 80 Ebd.
 81 Benzing: Vertretung, S.  114 f.; Fuhrmann: Amtsbeschwerden, S.  108.
 82 Zwischen 1733 und 1737 saßen im Engeren Ausschuss: Johann Friedrich Bellon (Weins-

berg), Johann Daniel Hoffmann (Stuttgart), Johann Friedrich Jäger (Brackenheim), Abel 
Renz und Johannes Harpprecht (Tübingen), Johann Friedrich Spittler (Cannstatt), Chris-
toph Friedrich Stockmayer (Bebenhausen), Philipp Heinrich Weißensee (Hirsau), Johann 
Wilhelm Wild (Ludwigsburg), vgl. dazu: Pfeilsticker: Neues Württembergisches Die-
nerbuch, Bd.  1, §§  1408, 1419, 1422, 1428, 1432, 1433, 1435, 1436. Im Großen Ausschuss 
saßen: Georg Leonhard Andreae (Kirchheim), Philipp Friedrich Faber (Sulz), Christoph 
Wilhelm Fink (Calw), Johann David Frisch (Adelberg), Augustin Hochstetter (Maul-
bronn), Johann Sack (Waiblingen), Gottfried Martin Spindler (Backnang), Georg Fried-
rich Steck (Böblingen), Joseph Weihenmaier (Winnenden), vgl. dazu: ebd., §§  1047, 1417, 
1418, 1421, 1429, 1432, 1433, 1435.

 83 Interessant für die internen Strukturen der Landschaft wären die verwandtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den Landschaftsmitgliedern. Diese Frage ist aber weitgehend un-
erforscht. Bisher liegen außer der Dissertation von Decker-Hauff nur Studien zu einzel-
nen Familien vor.

 84 Nach dem Tod des Tübinger Bürgermeisters Abel Renz wurde dessen Nachfolger Jo-
hannes Harpprecht in den Engeren Ausschuss berufen, vgl. dazu: herzogliches Konfi r-
mations-Dekret vom 15. Mai 1734, HStAS L 6 Bü 92; Pfeilsticker: Neues Württember-
gisches Dienerbuch, Bd.  1, §§  1419, 1428. Bürgermeister Christoph Wilhelm Fink aus 
Calw wurde Mitglied des Großen Ausschusses, vgl. dazu: herzogliches Konfi rmations-
Dekret vom 12. April 1736, HStAS L 6 Bü 92; Pfeilsticker, Bd.  1, §  1417. Bürgermeister 
Georg Leonhard Andreae aus Kirchheim schied aus dem Engeren Ausschuss aus, da er 
Bebenhauser und Denkendorfer Pfl eger in Esslingen geworden war, vgl. dazu: herzog-
liches Dekret vom 18. Februar 1736, HStAS L 6 Bü 92; Pfeilsticker, Bd.  1, §§  1407, 
1419, 1428.
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musste85. De facto aber rekrutierten sich die Mitglieder aus einem kleinen Kreis 
von Familien der oberen Ehrbarkeit. Das Machtstreben dieser Familien war ein 
zusätzlicher Grund dafür, dass Plenarlandtage im 18. Jahrhundert so selten einbe-
rufen wurden, denn die Ausschüsse hatten viel mehr Einfl uss, wenn kein Landtag 
tagte86.

Den beiden Ausschüssen standen als juristische Berater zwei Landschaftskonsu-
lenten zur Seite. Diese mussten ausgebildete Juristen sein und entstammten in der 
Regel auch den ehrbaren Familien87. In der Regierungszeit Karl Alexanders waren 
diese beiden Stellen mit Veit Jakob Neuffer, Heinrich Sturm und Philipp Ludwig 
Brenner besetzt88. Der bekannteste Landschaftskonsulent des 18. Jahrhunderts 
war wohl der Staatsrechtler Johann Jakob Moser, der dieses Amt ab 1751 aus-
übte89.

5. Arbeitsmodus der Ausschüsse: die Verhandlung in der Hauptsache

Die normale Interaktion zwischen Herzog und Ausschüssen erfolgte auf schrift-
lichem Wege. Beispielhaft sollen hier die Verhandlungen in der Hauptsache nach-
gezeichnet werden, also die zweimal jährlich stattfi ndende Beratung zwischen 
Herzog und Großem Ausschuss um die landschaftlichen Zahlungen an den Herr-
scher.

Zweimal im Jahr, in der Regel im Mai oder Juni und im November, berief der 
Herzog eine Sitzung des Großen Ausschusses ein90, der Engere Ausschuss dagegen 
tagte permanent. Die Einberufungsdekrete legten nicht nur Ort und Datum des 
Konvents fest, sondern auch die zu verhandelnden Themen und die vom Herzog 
geforderten Summen. Dies war im Vorfeld nötig, um die entsprechenden Gewälte 
im Land einholen zu können. Bei Fragen, die während der Verhandlung neu aufka-
men, verweigerte der Ausschuss seine Entscheidung oft mit dem Verweis auf feh-
lende Gewälte91.

 85 Spittler: Zweite Sammlung, S.  414 f.
 86 Lehmann: Die württembergischen Landstände, S.  191.
 87 Ebd., S.  190; Erbe: Deutsche Geschichte, S.  113.
 88 Resignation Neuffers vom 12. Januar 1734, HStAS L 5 Bd.  171 f. 8r. Herzogliches Ernen-

nungsdekret für Sturm vom 6. März 1734 und Dekret des Engeren Ausschusses für einen 
Besoldungszuschlag Brenners vom 1. März 1734, ebd., L 6 Bü 160; Pfeilsticker: Neues 
Württembergisches Dienerbuch, Bd.  1, §§  1445, 1448, 1449.

 89 Ebd., §  1447; Adam: Johann Jakob Moser.
 90 Konvokationsreskript für Winter 1733/34 vom 26. Dezember 1733 auf Januar 1734 

(HStAS L 3 Bü 391, L 6 Bü 99), für Sommer 1734 vom 7. April 1734 auf Mai 1734 (L 3 Bü 
393), für Winter 1734/35 vom 27. Oktober 1734 auf November 1734 (L 3 Bü 395, L 6 Bü 
99), für Sommer 1735 vom 3. Mai 1735 auf Juni 1735 (L 3 Bü 398a, L 6 Bü 99), für Winter 
1735/36 vom 18. Oktober 1735 auf November 1735 (L 3 Bü 399, L 6 Bü 99), für Winter 
1736/37 vom 1. Oktober 1736 auf November 1736 (L 3 Bü 403).

 91 Z. B. Gewälte für den Sommerkonvent 1736, in: ebd. L 3 Bü 402.
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Auf dieses Einberufungsdekret antwortete der Ausschuss mit einer ausführ-
lichen Stellungnahme zu den Forderungen des Herzogs. Diese Schreiben umfass-
ten in der Zeit Karl Alexanders etwa 50 bis 250 Seiten. An die Kommentare zu den 
herzoglichen Forderungen schlossen sich dann die ausführlichen Landesgravami-
na an, deren Erledigung die Landschaft zur Voraussetzung machte, um auf die 
Forderungen des Herzogs einzugehen.

Auf diese Stellungnahme reagierte der Herzog wiederum mit einem neuen 
Schreiben. Darin dankte er zunächst für die bereits erfolgten Zusagen der Land-
schaft, beharrte auf abgelehnten Forderungen und rechtfertigte seine Position zu 
den Gravamina der Landschaft.

Dieser Schriftwechsel wurde so lange fortgeführt, bis entweder zu jedem Streit-
punkt ein Kompromiss gefunden war oder man sich auf die Vertagung der strit-
tigen Fragen auf den nächsten Ausschusskonvent geeinigt hatte, was nicht selten 
geschah. Manche Themen wurden vom Herzog bei jedem Konvent vorgebracht 
und wurden von der Landschaft jedes Mal wieder abgelehnt, wie zum Beispiel der 
Schuldenausgleich für Herzog Heinrich Friedrich nach seinem Tod 1734.

Ergänzt wurde dieser Austausch von Schreiben je nach Bedarf durch landschaft-
liche Abordnungen bei Hof. Bei besonders strittigen Fragen wurde auch direkt 
verhandelt. Dabei entsandte der Ausschuss diejenigen Abgeordneten oder Präla-
ten, die am besten mit der zu verhandelnden Materie vertraut waren. Diese trafen 
dann im Schloss in der Regel zunächst nicht auf den Herzog selbst, sondern erst 
einmal auf die entsprechenden Kriegs-, Regierungs- oder Expeditionsräte oder 
aber auf den Oberhofkanzler. Zum Teil nahm der Herzog auch selbst an den Ver-
handlungen teil.

Die Verhandlungsdauer war höchst unterschiedlich und schwankte zwischen 
zweieinhalb Monaten im Sommer 1734 und sechs Monaten im Winter 1735/36. Die 
Ergebnisse der schriftlichen und mündlichen Verhandlungen wurden nach Ab-
schluss derselben im Ausschuss-Rezess veröffentlicht und galten dann als für beide 
Seiten bindend.

6. Landesgravamina und ständisches Beschwerderecht

Ein besonderes Anliegen der Landschaft bei allen Verhandlungen waren die Lan-
desgravamina, die immer wieder sehr geschickt als Druckmittel eingesetzt wur-
den. „Gravamina im eigentlichen Sinne sind [. . .] kollektiv verfaßte Beschwerden, 
Klagen und Wünsche, die [. . .] gegenüber der Obrigkeit/Regierung schriftlich for-
muliert wurden.“92 Johann Jakob Moser drückte den Sachverhalt 1769 so aus: Hin-
wiederum seynd Landes-Beschwerden Klagen derer Land-Stände und Untertha-
nen über Unterlassung desjenigen, was der Landes-Herr, oder die Seinigen, nach 
der Landes-Verfassung zu thun schuldig seynd, oder über Begehrung solcher Dinge, 
welche der Landes-Verfassung zuwider, denen Rechten der Unterthanen nachthei-

 92 Würgler: Bitten und Begehren, S.  19.
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lig, oder sonsten dem Land oder dessen Eingesessenen schädlich seynd; worinn also 
die Land-Stände und Unterthanen ein wahres und völliges Recht haben, zu verlan-
gen, daß der Regent etwas thue, oder unterlasse93.

Die Gravamina haben ihren Ursprung in lehnsrechtlichen Prinzipien des mittel-
alterlichen Feudalismus und lassen sich konkret ableiten von auxilium und consili-
um der Gefolgsmannen dem Lehnsherrn gegenüber. Dabei bedeutet auxilium nicht 
nur die fi nanzielle Hilfe, die der Lehnsmann seinem Herrn zu leisten hatte, son-
dern auch seine Haftungspfl icht für die herrschaftlichen Schulden in der Höhe des 
Wertes seines Lehens. Im Gegenzug wurde dem Lehnsmann ein Prüfungsrecht der 
Hilfspfl icht zugestanden, also ein Mitspracherecht bei wichtigen Entscheidungen, 
das consilium. Die wichtigste Form des consiliums war das Gravamen94. „Die Stän-
de erkennen die Bedeutung dieses Mittels als Vehikel politischen Einfl usses, ja be-
zeichnen es geradezu als ihre Pfl icht gegenüber dem Land, auf Mißstände aufmerk-
sam zu machen, und bedienen sich seiner häufi g.“95 So bekamen die Gravamina im 
Absolutismus den Charakter eines ständischen Widerstandsrechts, mit dessen Hil-
fe die Stände gegen die Verletzung ihrer Rechte durch den Landesherrn protestier-
ten96. In Württemberg sind Gravamina seit 1496 nachweisbar97; die bekanntesten 
Beschwerdebriefe sind wohl die französischen Cahiers de doléances von 178998.

Abzugrenzen sind die Gravamina als kollektive Beschwerden von den Supplika-
tionen, die in der Regel von Einzelpersonen vorgebracht wurden, von den Interzes-
sionen im Interesse eines Dritten, von den Petitionen im Parlamentarismus und 
von Klagen vor Gericht99.

Vor allem während der Verhandlung um die Erbhuldigung beim Regierungsan-
tritt eines neuen Fürsten – wie es auch 1733 im Falle Karl Alexanders geschah – und 
bei Landtagen wurden Gravamina übergeben100. Da im 18. Jahrhundert in Würt-
temberg nur sehr wenige Landtage einberufen wurden, brachten die Landstände 
die Landesgravamina in jede Hauptsachen-Verhandlung ein. So wurde also zwei-
mal jährlich ausführlich über die landschaftlichen Beschwerden diskutiert. Dass 
manches Gravamen immer wieder vorgebracht wurde, zeugt von der mangelnden 
Durchsetzungskraft der Landstände in vielen Bereichen. In Württemberg hatte je-
der Ort des Landes das Recht, Gravamina beim Herzog vorzubringen, also nicht 
nur diejenigen Städte, die den Landtag beschicken durften. In der Regel wurden die 

 93 Moser: Von der Teutschen Reichs-Stände Landen, S.  1189–1356, Zitat S.  1190.
 94 Spangenberg: Vom Lehnstaat zum Ständestaat; Mitteis: Lehnrecht und Staatsgewalt, 

v. a. S.  591–625; Wittmütz: Gravamina, S.  3 f.
 95 Ebd., S.  3.
 96 Ebd., S.  4.
 97 Moser: Von der Teutschen Reichs-Stände Landen, S.  1287–1293.
 98 Würgler: Bitten und Begehren, S.  19.
 99 Ebd., S.  20–23; Neuhaus: Supplikationen, S.  63; Pauser: Gravamina und Policey, S.  18.
100 Ebd., S.  19 f.
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einzelnen Beschwerden allerdings in den Ausschüssen gesammelt, um dann dem 
Herzog geschlossen übergeben werden zu können101.

7. Politische Haltung und Herrschaftsverständnis

Aus den Gravamina der Landschaft lassen sich nicht nur die konkreten Probleme 
des Landes herauslesen, sondern auch die grundsätzliche Haltung und das Herr-
schaftsverständnis der Landstände, die die Einzelbeschwerden in den Ausschüssen 
sammelten und formulierten. Der Fixpunkt im Denken und Handeln der würt-
tembergischen Landschaft war die Bewahrung des Tübinger Vertrages und ihrer 
Privilegien. „Je mehr die Landschaft an Einfl uß verlor, um so hartnäckiger ver-
steifte sie sich auf das ‚Alte Recht‘, d. h. im wesentlichen auf den Tübinger Ver-
trag.“102 Dies war die typische landschaftliche Reaktion auf Druck von fürstlicher 
Seite im 17. und 18. Jahrhundert.

Rechtssicherung und Rechtskontinuität im Tübinger Vertrag und den nachfol-
genden Landtagsabschlüssen waren genauso zentral wie die Sicherung der Landes-
religion, was in den Verhandlungen um die Religionsreversalien deutlich zu Tage 
trat103. Allerdings waren für die Landstände Freiheits- und Rechtsbewahrung un-
trennbar verbunden mit ihren Besitzstandsinteressen. Man kann ihnen also weder 
ein heroisches Freiheitsbewusstsein noch eine reine Interessenpolitik unterstel-
len104. Sie sahen sich selbst in der Tradition der römischen Antike als procuratores 
patriae, also einerseits als Verwalter und Bewahrer des Territoriums, andererseits 
gleichzeitig aber auch als Stellvertreter des Herzogs oder des Administrators im 
Falle einer Minderjährigkeit des Fürsten. Diese Position legitimierten sie zum ei-
nen über den Tübinger Vertrag, die Landtagsabschlüsse und die herzoglichen Tes-
tamente, zum anderen über Herkommen und Tradition105.

Der Herzog wurde analog als Pater patriae gesehen. Demnach war es seine 
Pfl icht, daß er alß Vatter deß Vatterlandes alle untergebenen Land und Leuth mit 
reichem Trost und starckher Hülff versorgen, schirmen, und zu allem erwünschtem 
Wohlstand befördern [solle]: gar aber nicht solch empfangene große Ehre und Ge-
walt zu aigenem schädlichem Wollust, Pracht und mehrerley Vanitaeten mißbrau-

101 Benzing: Vertretung, S.  122.
102 Vierhaus: Land, Staat und Reich, S.  51.
103 Lehmann: Die württembergischen Landstände, S.  202 f.
104 Vierhaus: Land, Staat und Reich, S.  55.
105 Die Verwendung der Bezeichnung procuratores patriae konnte in den Landtagsakten 

während der Regierungszeit Karl Alexanders nur im Kontext der Hauptsache-Verhand-
lung im November und Dezember 1736 festgestellt werden. Der Herzog verwahrte sich 
ausdrücklich gegen diese Titulatur, die Landschaft berief sich auf eine lange Tradition des 
Begriffs. Dennoch kann die Bezeichnung procuratores patriae als grundlegend für das 
Selbstbild der Landschaft betrachtet werden, da sie die Herrschaftsauffassung der Land-
stände pointiert wiedergibt (HStAS L 5 Bd.  174, z. B. f. 549v f.).
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chen, sondern als ein christlich und löblicher Regent die angebohrne und anver-
trautte Unterthanen wohl regiren106 müsse.

So formulierte die Landschaft ihr Herrscherbild in einem Entwurf zum Testa-
ment für Herzog Karl Alexander, den sie ihm am 18. November 1734 übergab107. 
Auch die darin enthaltene Liste von Herrscherpfl ichten und -aufgaben lässt klar 
die Formulierungen des Tübinger Vertrags erkennen und unterstreicht das Selbst-
bild der Landschaft als Bewahrerin von Recht und Tradition: Der Herzog sei vor 
Gott verantwortlich und müsse den Nutzen seiner Untertanen vor seinen eigenen 
stellen. Er solle keinen Krieg ohne stattliche reiffe Berathschlagung mit der Land-
schaft führen, das Recht bewahren und keine Schulden machen. Er solle also seine 
Macht nicht zu seinem eigenen Nutzen missbrauchen, sondern aber in bestfor-
mirter Landesoeconomie und löbl[ich] gefaßtem wohleingezogenem Hoff-Staath, 
männiglich ein Werck vor Augen lege[n], daß Ihme über alle zeitliche Ehrentitul, 
der angenehmste seyn würde, von allen Seinen Unterthanen ein Vatter deß Vatter-
landes mit Frohlocken geprißen werden zu können108.

Da aber das sogenannte Alte Recht, das die Landschaft zu bewahren suchte, sehr 
infl exibel war, war ihre Haltung Neuerungen und Reformen gegenüber gleichfalls 
unbeweglich. So äußerten viele zeitgenössische Kritiker Zweifel an der Reformfä-
higkeit und am Modernisierungswillen der Landstände. Ihre Tätigkeit war im 18. 
Jahrhundert meist eine Reaktion auf herrschaftliche Aktivitäten; sie versuchten, 
fortschrittshemmend und retardierend auf den Herzog einzuwirken109: „[. . .] es sei 
nicht ihre Aufgabe, Neues zu unternehmen, sondern das Alte zu bewahren“110. Die 
Stagnation des staatlichen Lebens kann aber nicht allein der Landschaft zu Lasten 
gelegt werden. So war auch die wirtschaftliche Struktur immobil, die sozialen Ver-
hältnisse waren verkrustet und durch die Zersplitterung der meisten Territorien 
war eine geschlossene Territorialbildung unmöglich111.

Außerdem boten die Landstände keine Alternative zur fürstlichen Politik. „Für 
Carl Alexander waren die [. . .] Landstände die Protagonisten des Rückschritts, der 
Enge und eines intoleranten Protestantismus, die den von ihm angestrebten mo-
dernen Staat mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln verhindern wollten.“112 
Folgerichtig wurden mit dem Landtagsabschied 1738 die Reformen und Reform-
ansätze Karl Alexanders fast ausnahmslos zurückgenommen, nachdem die Land-
stände während der Zeit der Administration nach seinem Tod wieder die Ober-
hand gewonnen hatten. Der Status quo ante war somit wiederhergestellt.

Der Tübinger Vertrag behielt seine Gültigkeit bis zum Ende des Herzogtums 
Württemberg. Erst mit der Erhebung zum Königreich wurde das Alte Recht von 

106 Notanda bey der Errichtung eines fürstlichen Testaments, ebd. L 3 Bü 396a.
107 Schreiben der Landschaft an den Herzog vom 18. November 1734, ebd. Bü 397b.
108 Notanda bey der Errichtung eines fürstlichen Testaments, ebd. Bü 396a.
109 Vierhaus: Land, Staat und Reich, S.  44; Erbe: Deutsche Geschichte, S.  115.
110 Lehmann: Die württembergischen Landstände, S.  203.
111 Vierhaus: Land, Staat und Reich, S.  58.
112 Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  272.



66

König Friedrich I. im Januar 1806 außer Kraft gesetzt. Die Wiederherstellung der 
alten Zustände blieb das vorherrschende Ziel der Landstände, nicht nur im Verfas-
sungskonfl ikt von 1815 bis 1819, sondern bis weit ins 19. Jahrhundert hinein113. 
Demzufolge betrachteten die Württemberger ihr Land als den deutschen Staat mit 
der ältesten demokratischen Tradition: „Wir hatten eine Verfassung, eine Vertre-
tung, welche den Schlüssel der Staatskasse führte, schon zu einer Zeit, wo man in 
Preußen noch Jahrhunderte lang mit dem Stock regierte [. . .]“114

113 Mann: Kleine Geschichte, S.  40–50, 82–100.
114 Verteidigungsrede des württembergischen Demokraten Ludwig Pfau am 19. Februar 

1877 in einer Gerichtsverhandlung in Frankfurt am Main, in: Der Beobachter. Ein Volks-
blatt aus Württemberg, vom 23. Februar 1877. Vgl. auch: Maier: Borussiam esse delen-
dam, S.  133–153.



C. Vorspiel zur Stuttgarter Regentschaft

I. Karl Alexander als Gouverneur von Landau

Bevor Karl Alexander Ende 1733 regierender Herzog von Württemberg wurde, 
hatte er bereits zweimal die Gelegenheit, sich als Regent zu erproben. „Ihm war 
vom Schicksal die Regierung seines Vaterlandes zugedacht, und es wollte ihm nun 
eine Vorübung dazu in den Künsten des Friedens geben [. . .]“1 Von 1709 bis 1713 
war er Gouverneur der Festung Landau, von 1720 bis 1737 kaiserlicher Statthalter 
für Serbien und Präsident der dortigen Administration. „Das neu eroberte Serbien 
bildete [. . .] für ein absolutistisches Regiment das ideale Experimentierfeld.“2

Beide Episoden im Leben des späteren regierenden Herzogs von Württemberg 
sind von der württembergischen Historiographie stark vernachlässigt worden. Aus 
Landauer Perspektive allerdings waren die Jahre unter dem Gouverneur Karl Alex-
ander, die mit der französischen Eroberung endeten, kaum bemerkenswert. Auch 
die Zeit des österreichischen Interregnums in Serbien ist bisher auf kein besonders 
starkes Interesse der Historiker gestoßen. Dazu liegen nur ältere Publikationen der 
österreichischen Kaiserzeit vor.

In unserem Kontext sind diese Jahre allerdings von Bedeutung und sollen des-
halb trotz des schlechten Forschungsstandes hier behandelt werden, prägten sie 
doch Karl Alexander, der als General in Diensten des Kaisers noch keinerlei Erfah-
rungen im Regieren hatte und so die Gelegenheit erhielt, auf verschiedenen Gebie-
ten neue Wege zu beschreiten. Nicht nur der Aspekt der Erprobung ist hier von 
Bedeutung, sondern vielmehr auch die Tatsache, dass Karl Alexander gezwungen 
war, mit Kollektivgremien zu kooperieren. So wie er es später in Stuttgart mit der 
Landschaft zu tun hatte, so musste er sich schon in Landau mit dem Magistrat und 
dem Bürgermeister und in Belgrad mit dem Wiener Hofkriegsrat und der Hofkam-
mer sowie mit den von Wien nach Belgrad entsandten Räten auseinandersetzen. In 
dieser Zeit zeigen sich schon Verhaltensmuster des späteren Herzogs und sein Ver-
hältnis zu den württembergischen Landständen wird schon vorweggenommen.

1. Die Stadt Landau als Festung

Am 12. März 1709 wurde Karl Alexander von Kaiser Joseph I. zum Gouverneur 
der Festung Landau ernannt. Für ihn bedeutete dieser fest besoldete Posten, dass 
er als Generalfeldzeugmeister auch in Friedenszeiten weiter bezahlt wurde und 
vorerst von Geldsorgen befreit war3. Karl Alexander war, nach Julius Heinrich 

 1 Hoch: Würtembergische Denkwürdigkeiten, S.  18.
 2 Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  130.
 3 Festgelegt in einem Schreiben des Wiener Hofkriegsrats an Karl Alexander vom 10. Juli 

1709, HStAS G 196 Bü 11.
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Graf von Friesen4 und Georg Friedrich Freiherr von Kriechbaum5, der dritte Gou-
verneur von Landau seit der deutschen Rückeroberung 17026.

Die Stationierung der Garnison und der Festungscharakter bestimmten die Ge-
schicke und Probleme der freien Reichsstadt Landau im späten 17. und 18. Jahrhun-
dert. Die Stadt wurde 1680 von den Franzosen erobert und 1688 bis 1691 von deren 
Baumeister Vauban zur Festung ausgebaut7. 1702 wurde die neue Festung von den 
Reichstruppen zurückerobert, woran auch Karl Alexander beteiligt war. Aller-
dings fi el sie 1703 schon wieder in französische Hand. Von 1704 bis 1713 stand sie 
unter deutscher Verwaltung, wurde 1713 wieder von Frankreich erobert und blieb 
bis zum Wiener Kongress französisch8.

Für die Stadt – und für ihre Bürger – hatte es nur eine relativ geringe Bedeutung, 
ob sie unter französischer oder kaiserlicher Verwaltung stand. Die Probleme wie 
auch die Vorzüge der Festungssituation waren jeweils sehr ähnlich. In den harten 
Belagerungen von 1702, 1703, 1704 und 1713 „mussten die Landauer am eigenen 
Leib die Nachteile erfahren, in einer wichtigen Schlüsselfestung zu leben“9. Auch 
im Polnischen Thronfolgekrieg spielte die Stadt eine wichtige Rolle, da sie die Aus-
gangsbasis für viele französische Offensiven wie zum Beispiel gegen Philippsburg 
bildete10.

In der älteren Literatur wurde die Situation der Stadt stets sehr negativ darge-
stellt11. Die Betonung lag vor allem auf der schweren Last, die die Stadt durch die 
Existenz von Garnison und Festung zu tragen hatte. So erdrückend, wie es oft 
dargestellt wurde, war die Situation für die Stadt allerdings nicht. In seiner Disser-
tation kommt Andreas Imhoff12 zu dem Schluss, dass die Stadt auch stark von der 
Garnison profi tierte. Imhoff untersucht in seiner Arbeit die französische Zeit nach 
1713. Die Ergebnisse können aber auch auf die deutsche Zeit von 1702 und 1704 bis 
1713 übertragen werden. Die deutsche Episode zwischen den beiden langen fran-
zösischen Besatzungszeiten war zu kurz für tiefgreifende Veränderungen13. Außer 
den Ratsprotokollen, die diese These stützen, sind im Stadtarchiv kaum Quellen zu 

 4 Friesen war Gouverneur von 1702–1703 und 1704–1706, vgl. dazu: Friesen: Julius Hein-
rich Graf von Friesen.

 5 Liste der Landauer Gouverneure, StadtA Ld B I Nr.  48 f. 84; Stadt und Festung Landau.
 6 Eine Liste der Gouverneure liegt in: StadtA Ld AA 171.
 7 Heß: Der Bau der Festung Landau.
 8 Heuser: Die Belagerungen von Landau; Ders.: Die dritte und vierte Belagerung Land-

aus; Imhoff: Landau, S.  15–26.
 9 Ebd., S.  17.
 10 Ebd., S.  18.
 11 Heuser: Die Belagerungen von Landau; Ders.: Die dritte und vierte Belagerung Land-

aus; Henrich: Landau, S.  212.
 12 Imhoff: Landau.
 13 Henrich: Landau, S.  211; Raithel/Übel: 300 Jahre Festung Landau, S.  30; Martin: 

Revolution in der Provinz, S.  10.



69

dieser Zeit erhalten14. Ähnlich sieht die Situation in den Pariser15 und Wiener16 Ar-
chiven und dem Bayerischen Kriegsarchiv17 aus.

Nach der deutschen Rückeroberung 1702 bemühte sich Landau sofort um eine 
Wiederaufnahme in den Oberrheinischen Kreis und den Reichstag. Am 22. Mai 
1703 wurde die Stadt beim Kreistag zugelassen, am 19. Februar 1706 beim Reichs-
tag. Damit erhielt Landau wieder den Status einer freien Reichsstadt18.

Trotz der häufi gen Belagerungen nahm die Bevölkerung zu Beginn des 18. Jahr-
hunderts stetig zu19. Die Mehrheit der Familien war bis zum Beginn der franzö-
sischen Rekatholisierungspolitik 1713 protestantisch. Die Stadt befand sich damit 
in einer konfessionellen Insellage20. Etwa ein Drittel der Einwohner lebte vor der 
Errichtung der Festung vom Weinbau. Nachdem allerdings viele Weinbauern im 
Zuge der Arbeiten an der Festung ihren Grund und Boden verloren, verschob sich 
der wirtschaftliche Schwerpunkt der Stadt zu Kleingewerbe und Handwerk. Beide 
konnte gleichermaßen von der stationierten Garnison profi tieren, mussten doch 
„neben der Zivilbevölkerung mehrere tausend Soldaten ernährt und bekleidet wer-
den“21, die zudem ihren Sold in der Stadt ausgaben. Allerdings wurde der Großteil 
des Garnisonsbedarfs über garnisonseigene Handwerker abgedeckt. So profi tierten 
Einzelhandel und Gastgewerbe und auch die gewerbsmäßige Prostitution in der 
Stadt vor allem von der individuellen Nachfrage der einzelnen Soldaten nach 
Dienstleistungen.

Problematisch wurde die Situation erst, als sich die französische Garnison in den 
siebziger Jahren des 18. Jahrhunderts zur autarken Wirtschaftseinheit entwickelte 
und damit vielen Bürgern der Stadt die Existenzgrundlage entzogen wurde22. Eine 

 14 Ratsprotokolle für die Zeit von 1709 bis 1713 in: StadtA Ld B I Bd.  45–50. Die Bestände 
des Stadtarchivs Landau wurden durch die wechselvolle Geschichte der Stadt im 18. Jahr-
hundert immer wieder dezimiert. Die größten Verluste erlitt das Archiv beim Brand des 
benachbarten Zeughauses 1795.

 15 In den Pariser Archiven fi nden sich lediglich Unterlagen zu den Belagerungen der Stadt 
1702 bis 1704 und diverse Pläne. Erstaunlicherweise gibt es dort keine Hinweise auf die 
französische Belagerung von 1713 außer einem Plan der Festungssüdseite (BnF Paris FR 
Nr.  6175). Belagerungstagebuch von 1702 in: KA Vinc 1 M Nr.  124 und Nr.  1828; BnF 
Paris NAF Nr.  275; Unterlagen zum Angriff von 1703 in: KA Vinc 1 M Nr.  124 und 
Nr.  1828; Belagerungstagebücher von 1704 in: KA Vinc 1 M Nr.  124 und 125; BnF Paris 
FR Nr.  21492, NAF Nr.  1222; weitere Unterlagen zu Landau in: KA Vinc 1 M Nr.  1071, 
Nr.  1572, Nr.  1939. 

 16 In den Reichsarchiven des HHStA Wien fi nden sich einige Schreiben von Bürgermeister 
und Magistrat aus der Zeit zwischen 1702 und 1713, die allerdings von relativ belang-
losem Inhalt sind, HHStA Wien RHK Kleinere Reichsstände Fasz. 325.

 17 Im BKAM liegen im Bestand zur Festung Landau aus dem 18. Jahrhundert ausschließlich 
französische Akten, C Nr.  73, 74, 89, 96.

 18 Henrich: Landau, S.  211 f.
 19 1687: 1.993 Einwohner, 1698: 2.200 Einwohner, 1720: 2.750 Einwohner; vgl. dazu: Im-

hoff: Landau, S.  27–39.
 20 Ebd., S.  30–35.
 21 Ebd., S.  125.
 22 Ebd., S.  99–136.
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Belastung der Bürger bildeten die Einquartierungen der Garnison, zu denen die 
Stadt verpfl ichtet war. Die Reichsstadt hatte aber das Privileg, Einquartierungsfra-
gen selbstständig im Magistrat zu regeln, der Quartiermeister war städtischer Be-
amter. Bestimmte Einwohnergruppen waren aber von Einquartierungen befreit. 
Außerdem wurden den Bürgern der Stadt immer wieder beim Bau und Ausbau der 
Festungsanlagen Lasten auferlegt, was stets auch mit Enteignungen von Grund 
und Boden verbunden war. Schließlich hatte die Stadt für Kost und Logis der Of-
fi ziere zu sorgen23. Was dem Gouverneur und anderen Militärs zustand, wurde 
immer wieder genau festgelegt. So wurde 1707 beispielsweise der Aufwand für den 
Gouverneur auf höchstens 600  fl . jährlich beschränkt24.

Ein größeres Problem für die Bürger als die Anwesenheit der Garnison und die 
dadurch zu tragenden Lasten war die Konkurrenz, in die die städtischen Handwer-
ker mit den Handwerkern des Militärs zu treten hatten25. Zu einer ähnlichen Beur-
teilung, die im Vergleich zu älteren Forschungen sehr viel ausgewogener erscheint, 
kommen verschiedene Publikationen zur Situation von Bürgerschaften in Fes-
tungsstädten26. Die Probleme waren in allen Festungsstädten fast identisch, ebenso 
wie auch die Vorteile, die die Bürger aus ihrer Sondersituation ziehen konnten. 
Auch wenn die Lebensbedingungen in zeitgenössischen Suppliken – so auch 1713 
in Landau – interessenbedingt sehr negativ dargestellt wurden, gab es doch nie 
offenen Widerstand von bürgerlicher Seite gegen die stationierten Garnisonen27.

2. Das Gouvernement

Die Zeit von 1709 bis 1713, als Karl Alexander Gouverneur der Garnison war, war 
verhältnismäßig ruhig. Die Stadt Landau war nicht unmittelbar von Kriegsereig-
nissen betroffen, hielt sich aber in stetiger Kriegsbereitschaft28. Die fi nanzielle Si-
tuation der Garnison war nicht gut29, man war also auf eine Kooperation mit dem 
Magistrat angewiesen.

Anlässlich seiner Ernennung erhielt Karl Alexander von Kaiser Joseph I. eine 
Instruktion, wie er seine Aufgabe in der Festung zu erfüllen habe30. Angesichts der 
Bedeutung der Festung musste er seinen Dienst sofort antreten, durfte den Ort 
nicht verlassen und sollte im Kriegsfall die Festung bis zum letzten Blutstropfen 
verteidigen. Er sollte sofort einen Bericht über den Zustand der Festung und die 

 23 Lehmann: Urkundliche Geschichte, S.  264 f.; Raithel/Übel: 300 Jahre Festung Land-
au, S.  30.

 24 Instruction dienend in der Angelegenheit der Statt Landau und die ustenciles ihres jewei-
ligen Gouverneurs, [1707], HHStA Wien RHK Kleinere Reichstände Fasz. 325.

 25 Martin: Revolution in der Provinz, S.  11.
 26 Für Würzburg: Sicken: Residenzstadt; für Norddeutschland: Eichberg: Zirkel der Ver-

nichtung.
 27 Ebd., S.  113 f.
 28 Heuser: Die dritte und vierte Belagerung Landaus, S.  147.
 29 Ebd., S.  147 f.
 30 Instruction für den Gouverneur von Landau vom 12. März 1709, HStAS G 196 Bü 11.
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Vorräte an Proviant, Waffen und Munition beim Hofkriegsrat in Wien erstatten. 
Außerdem sollte der neue Gouverneur in allweeg Bedacht seyn, der Bürgerschafft 
zu Landau in Ihren habenden Privilegiis, bürgerlichen Handl und Wandl, und 
Rechten kräfftigen Schuz zu halten31.

Im Gegensatz zu den Darstellungen der älteren Literatur32 war das Verhältnis 
des neuen Gouverneurs zum Magistrat gut. Am 21. April 1709 berichtete der Bür-
germeister im Magistrat, daß Ihre D[urc]hl[aucht] Prinz Alexander von Würtem-
berg allhier Gouverneur worden seye, und bereits morgen anhero kommen wür-
den33. Man beschloss, ihn mit Wein und victualien34 zu empfangen. Die Ratsbücher 
der Stadt zeugen von einer gut funktionierenden Kooperation zwischen dem Gou-
verneur und dem Magistrat. Bei Aussprachen im Magistrat, die sich mit der Garni-
son befassten, ging es in der Regel um die von der Stadt zu leistenden Beiträge, die 
nicht besonders hoch waren und auch keinen Unwillen oder Widerstand hervorrie-
fen35.

Erste Probleme entstanden erst 1711, nach über zwei Jahren. Die Gravamina des 
Magistrats wurden vom Gouverneur sehr offen angenommen und beide Seiten be-
mühten sich um schnelle Abhilfe. Inhalt der Gravamina vom 11. August 1711 wa-
ren Streitigkeiten zwischen Händlern der Stadt und Marketendern der Garnison36. 
Schon am 30. August konnte der Bürgermeister im Magistrat berichten, dass der 
Gouverneur Karl Alexander versprochen habe, den regelwidrigen Handel inner-
halb von 24 Stunden abstellen zu lassen37. Einige Monate später beschwerte sich der 
Magistrat über den Hofmeister des Gouverneurs, der einen eigenen Weinhandel 
betrieb und seinem Bäcker und seinem Metzger gestattete, ihre Erzeugnisse auch 
in der Stadt zu verkaufen38. Diese Probleme scheinen rasch beseitigt worden zu 
sein, sie tauchten vorerst nicht mehr in den Protokollen auf. Erst im September 
1712 wurde derselbe Metzger wieder erwähnt39. Der Gouverneur schien sich also 
um ein gutes Verhältnis zum Magistrat zu bemühen. Große Probleme gab es wohl 
nicht und die kleinen wurden sehr schnell gelöst.

Der Ausbau der Festungsanlage lag Karl Alexander sehr am Herzen und wurde 
von ihm vorangetrieben. An der Südseite der Festung, ihrer schwächsten Stelle, 
ließ er vom Ingenieurhauptmann Le Comte, einem „Franzosen, der den 
Vauban’schen Anlagen Treffl iches hinzugefügt hat“40, auf dem ehemaligen Hoch-

 31 Ebd.
 32 Heuser: Die dritte und vierte Belagerung Landaus, S.  155–159.
 33 Protokoll der Ratssitzung vom 21. April 1709, StadtA Ld B I Nr.  49 f. 54.
 34 Ebd.
 35 So zum Beispiel am 26. April 1709 (ebd.), am 3. Mai 1709 (f. 55), am 9. Juli 1709 (f. 75), am 

6. November 1709 (f. 129), am 3. Dezember 1710 (f. 417), am 31. Juli 1712 (Nr.  50 f. 12) und 
am 28. April 1713 (f. 143).

 36 Protokoll der Ratssitzung vom 11. August 1711, ebd. Nr.  49 f. 505, 554.
 37 Ebd. f. 566.
 38 Protokoll der Ratssitzung vom 8. Dezember 1711, ebd. f. 609 f.
 39 Protokoll der Ratssitzung vom 23. September 1712, ebd. Nr.  50 f. 37.
 40 Stadt und Festung Landau.
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gericht eine schwalbenschwanzförmige Schanze anlegen, die mit dem äußeren 
Hauptgraben durch gemauerte unterirdische Gänge verbunden wurde41. Die Bau-
arbeiten wurden im Mai 1711 begonnen, machten aber wegen des bereits erwähnten 
Geldmangels nur langsame Fortschritte. Abgeschlossen wurden die Arbeiten an 
der neuen Prinz-Eugen-Schanze im Frühjahr 171342. Laut Heuser und Lehmann43 
ließ Karl Alexander die dazu nötigen Felder der Bürger sowie das städtische Hoch-
gericht ohne Genehmigung und entschädigungslos enteignen. Das erscheint sehr 
unrealistisch. Karl Alexander war stets um ein gutes Verhältnis zum Magistrat be-
müht, wie die Analyse der Ratsbücher gezeigt hat. In den Magistratsprotokollen 
fi nden sich keinerlei Hinweise auf solche Vorgänge. Auch die Gravamina vom 14. 
Januar 1713 enthalten nichts, was ein solches Vorgehen bestätigen könnte.

Erste Spannungen zwischen Gouverneur und Magistrat entstanden Ende 1712. 
Die zunehmende Kriegsgefahr zwang Karl Alexander, die Lasten für die Stadt zu 
erhöhen. Diese Maßnahmen waren nicht ungerechtfertigt, begann doch wenige 
Monate später die französische Belagerung der Stadt. Der Magistrat reagierte auf 
den zunehmenden Druck mit einer Beschwerde an den Herzog von Württemberg 
im Januar 171344. Eine Antwort erhielt die Stadt aber nicht mehr vor der franzö-
sischen Eroberung im selben Jahr. Konkret beschwerte sich der Magistrat darüber, 
dass zu hohe Frondienste am Festungsbau und zu viele Materiallieferungen an die 
Garnison, wie Holz, Öl, Stroh und andere Mobilien, gefordert wurden. Auch hier 
taucht wieder die Konkurrenz der Marketender und Metzger der Garnison auf. Es 
handelte sich also nicht um grundsätzliche Differenzen mit der Garnison, sondern 
um eine Beschwerde wegen der verschärften Situation unmittelbar vor Kriegsbe-
ginn.

Nachdem die Franzosen mit der Belagerung Landaus begonnen hatten, handelte 
Karl Alexander gegenüber der Bevölkerung der Stadt sehr verantwortungsvoll. 
Sein Ansehen und seine militärische Ehre waren ihm weniger wert als das Leben 
der Landauer Bürger und seiner Garnisonssoldaten. So kapitulierte er, als er einse-
hen musste, dass er die Festung nur noch wenige Tage würde halten können und 
ein Sieg sehr unwahrscheinlich sei. Damit handelte er direkt gegen die kaiserlichen 
Instruktionen von 1709, die besagten, dass er die Festung auf ankhommende 
Feindts Gefahr biß auf den lezten Bluts-Tropffen tapffer und standhafft verthei-

 41 Lehmann: Urkundliche Geschichte, S.  269; Raithel/Übel: 300 Jahre Festung Landau, 
S.  12.

 42 Heuser: Die dritte und vierte Belagerung Landaus, S.  158 f.
 43 Ebd., S.  155 f.; Lehmann: Urkundliche Geschichte, S.  269.
 44 Beschwerdepunkte des Rates von Landau vom 14. Januar 1713, StadtA Ld B I Nr.  50 f. 

91–93; in: Heuser: Die dritte und vierte Belagerung Landaus, S.  284 f. Laut Heuser rich-
teten sich die Gravamina an Herzog Eberhard Ludwig von Württemberg, den Oberbe-
fehlshaber der Reichsarmee am Rhein. Dafür fi ndet sich im Ratsbuch kein Hinweis. Viel 
wahrscheinlicher und naheliegender war mit Hertzog von Würtemberg Karl Alexander 
selbst gemeint, da die Gravamina ausschließlich Landauer Interna betrafen (vgl. ebd., 
S.  157 f., 284).
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digen45 sollte. In seinem Belagerungsdiarium notierte Karl Alexander unter dem 
28. August 1713: Wann also von zwei Übeln das beste zu erwählen nämlich: da auf 
keine Weise weder der Platz, noch die Garnison länger zu erhalten war, gingen 
meine Gedanken dahin, daß der größte Dienst so ich Ihro Kays[erliche] May[estät] 
und dem Heyl[igen] Röm[ischen] Reich in diesen Frangenti [d. i. ausweglose Situa-
tion] thun können, zu verhüten, daß die Garnison nicht ganz und gar massacriert 
oder zertrennt werde [. . .]46 Die Verluste beliefen sich schließlich auf deutscher Sei-
te auf knapp 1.000 Tote und etwa 2.000 Verletzte. Die Franzosen hatten allerdings 
sehr viel mehr Tote zu beklagen47. Nach einer deutschen Quelle von 1741 handelte 
es sich um 25.000 Mann, was etwas unrealistisch erscheint. Die offi zielle franzö-
sische Zahl der Toten wird mit 2.980 angegeben48.

3. Bewertung der Amtszeit

Man kann Karl Alexander also durchaus als fähigen Gouverneur bezeichnen, auch 
wenn dieses Urteil der bisherigen Landauer Historiographie diametral entgegen-
steht. Keiner der oben erwähnten Historiker stützt sich in seinem Urteil auf die 
Quellen im Landauer Stadtarchiv. Trotz der sehr geringen Anzahl von erhaltenen 
Dokumenten aus der Zeit des Gouverneurs Karl Alexander muss von einer ruhigen 
Periode mit relativ wenigen Problemen im Verhältnis von Garnison und Magistrat 
ausgegangen werden. Diese bestanden vor allem in Konfl ikten der städtischen 
Handwerker mit denen der Garnison. Die der Stadt von der Garnison auferlegten 
Lasten waren durchaus zumutbar und wurden vom Magistrat ohne Äußerungen 
des Widerwillens und ohne Widerspruch getragen. Erst kurz vor der letzten fran-
zösischen Belagerung 1713 wurde die Lage etwas angespannter. Die in den städ-
tischen Gravamina aufgeführten Probleme können aber auf den bevorstehenden 
Krieg zurückgeführt werden. Das Verhalten des Gouverneurs während der Bela-
gerung und die schließlich von ihm erklärte Kapitulation rücken ihn in ein posi-
tives Licht.

Ähnlich positiv wurde diese Kapitulation auch von seinen Zeitgenossen beur-
teilt. So tat sie der Ehre und dem Ansehen Karl Alexanders keinen Abbruch. Viel 
schwerer wog der Verlust des Gouverneurpostens in materieller Hinsicht, denn er 
konnte in absehbarer Zeit nicht wieder besetzt werden, da die Festung Landau 
nach dem Friedensschluss von Rastatt 1714 bei Frankreich verblieb49. Auch Prinz 
Eugen beurteilte das Verhalten Karl Alexanders positiv: Den Herzog von Würt-
temberg muß man jetzt wegen seiner klugen Dispositionen, mit denen er das Vor-

 45 Kaiserliche Instruktion vom 12. März 1709, HStAS G 196 Bü 11.
 46 Abschrift des Originals aus dem Wiener Kriegsarchiv in: StadtA Ld AA 196 f. 58.
 47 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  116 f.
 48 Nothmünze, S.  216; Quincy: Histoire militaire, S.  250 f.
 49 Ebd., S.  118.
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rücken der Franzosen Einhalt that, vielen Dank wissen [. . .]50 In einem Schreiben an 
den Kaiser lobte er ausdrücklich Karl Alexanders tapfere conduite [. . .] und bra-
vour51.

Auf Unverständnis stießen die rücksichtsvolle Haltung des Gouverneurs und 
seine Kapitulation allerdings auf französischer Seite. So schrieb Charles Sevin de 
Quincy wenige Jahre später in seinem Werk zu den Kriegen Ludwigs XIV., dass 
Karl Alexander die Festung noch sehr viel länger hätte halten können und die Ka-
pitulation verfrüht gewesen sei52.

Diese positive Bewertung des Verhältnisses zwischen dem Gouverneur und dem 
Magistrat der Stadt Landau trifft allerdings nur auf Karl Alexander von Württem-
berg zu. Unter seinem Vorgänger, Gouverneur Julius Heinrich Graf von Friesen, 
gab es wohl große Spannungen, bedingt auch durch eine starke Belastung der 
Stadt53. Dies wird nur in der Biographie des Grafen abgestritten54. Die negative 
Beurteilung der Amtsführung Friesens wird gestützt durch eine kaiserliche Ins-
truktion von 1707, in der Friesens Nachfolger angewiesen wurde, sich besser als 
jener zu verhalten und von einer übermäßigen Belastung der Stadt zu seinem eige-
nen Vorteil abzusehen55. Georg Friedrich Freiherr von Kriechbaum, der Nachfol-
ger Friesens und Vorgänger Karl Alexanders, wirkte nur für eine sehr kurze Zeit 
als Gouverneur in Landau und konnte deshalb keinen großen Eindruck hinterlas-
sen.

 50 Schreiben des Prinzen Eugen an den Grafen von Sinzendorf vom 22. September 1713, in: 
Sartori: Sammlung, Bd.  3, S.  163.

 51 Schreiben des Prinzen Eugen an Kaiser Karl VI. vom 25. August 1713, zitiert nach: Ar-
neth: Prinz Eugen, Bd.  2, S.  507.

 52 Quincy: Histoire militaire, S.  250 f.
 53 Heuser: Die dritte und vierte Belagerung Landaus; Lehmann: Urkundliche Geschich-

te.
 54 Friesen: Julius Heinrich Graf von Friesen, S.  158, 188.
 55 Instruction dienend in der Angelegenheit der Statt Landau und die ustenciles ihres jewei-

ligen Gouverneurs, [1707], HHStA Wien RHK Kleinere Reichstände Fasz. 325.
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II. Karl Alexander als Statthalter in Belgrad

1. Die Ernennung zum Statthalter

Nachdem im Juli 1718 durch den Frieden von Passarowitz Nordserbien an Öster-
reich gekommen war, wurde Karl Alexander am 4. August 1719 zum Statthalter des 
Kaisers in Serbien ernannt1. Dieses Amt erhielt er in Ansehung deren Ihrer 
Kays[erlichen] May[estät] und dero durchleüchtigsten Erzhauß von denenselben in 
verschidenen wichtigen Begebenheiten langwiehrig trey eyfrig und ersprießlich 
auch jedesmahlen mit besondern Vernunfft, Tapffer- und Standthafftigkeit geleis-
teten Diensten2. Damit war er der kommandierende General aller dort stationierten 
Truppen und oberster Verwaltungschef des Landes. Die serbische Verwaltung war 
dem Hofkriegsrat und zugleich der Hofkammer in Wien unterstellt. Karl Alexan-
der erhielt als Besoldung für diesen Posten jährlich 6.000  fl ., war aber angehalten, 
keine zusätzlichen Einnahmen aus der Provinz zu ziehen. Seine Aufgabe war es, 
das Land für den Kaiser zu bewahren, zu bevölkern sowie die Untertanen zu be-
schützen3.

Der Kaiser hatte zu dieser Zeit zahlreiche Statthalterstellen zu vergeben, von 
denen Mailand, Neapel und die Österreichischen Niederlande sicherlich die wich-
tigsten waren. Dies wird vor allem aus der Höhe der Jahresgehälter ersichtlich. Der 
Statthalter von Neapel bezog jährlich etwa 84.000  fl ., die Statthalter in Mailand 
und Brüssel etwa 100.000  fl .4 Der innerösterreichische Statthalter für Steiermark, 
Kärnten und Krain, der böhmische sowie der mährische Statthalter erhielten 
12.000  fl . Jahresgehalt5. Daneben nehmen sich die 6.000  fl ., die Karl Alexander in 
Belgrad erhielt, sehr bescheiden aus.

In Ungarn hatte sich seit dem 16. Jahrhundert das königliche Amt des Statthal-
ters in Konkurrenz zum ständischen Palatin, der vom ungarischen Reichstag ge-
wählt wurde, entwickelt. Unter Karl VI. hatte unter anderem dessen späterer 
Schwiegersohn und Nachfolger als Kaiser, Franz Stephan von Lothringen, zu-
nächst das Amt des königlichen Statthalters inne, später wurde er von den Ständen 
zum Palatin gewählt6. Auch in den Ländern der Wenzelskrone, Böhmen, Mähren 
und Schlesien, gab es ähnliche Statthaltereien7. Außerdem fungierten die Landes-
hauptmänner in den Österreichischen Erblanden in statthalterähnlicher Funktion 

 1 Schreiben des Hofkriegsrats an Karl Alexander vom 4. August 1719, HStAS G 196 Bü 
11.

 2 Ebd.
 3 Ebd.
 4 Pečar: Die Ökonomie der Ehre, S.  50–53.
 5 Angaben für die Statthalter der zwanziger Jahre des 17. Jahrhunderts, in: Mell: Grund-

riß, S.  579; Thiel: Die innerösterreichische Zentralverwaltung, S.  510 f.
 6 Hellbling: Österreichische Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte, S.  237 f.; Bakács: 

Franz Stephan.
 7 Thiel: Die innerösterreichische Zentralverwaltung, S.  510 f.; Hellbling: Österrei-

chische Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte, S.  233 f.
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– als Stellvertreter des Kaisers und Landesherrn in dessen Abwesenheit. Diese wa-
ren zunächst Vertreter der Stände gewesen, entwickelten sich bis zum 17. Jahrhun-
dert aber immer mehr zu Organen des Landesfürsten, wobei sich die Stände bei der 
Ernennung gewisse Mitspracherechte bewahren konnten8. Daneben gab es in den 
österreichischen Erblanden das Amt des Gubernators, das nur unregelmäßig ver-
liehen wurde und in der Regel ein reines Ehrenamt war9.

Die Statthalterposten waren am Wiener Hof sehr begehrt, da sie hoch dotiert 
waren, großes Prestige verliehen und ein Sprungbrett in hohe und höchste Füh-
rungsämter in Wien darstellten. Nur besonders verdiente Amtsträger aus den 
wichtigsten Familien des Reiches erhielten solche Ämter10. Zur Zeit Karls VI. hat-
ten in erster Linie Familienmitglieder oder Angehörige des österreichischen Hoch-
adels die wichtigsten Statthalterposten inne. So waren die Erzherzogin Maria Eli-
sabeth, eine Schwester Karls VI., danach die Erzherzogin Maria Anna und Herzog 
Karl Alexander von Lothringen, Tochter und Schwiegersohn des Kaisers, Statthal-
ter der Österreichischen Niederlande11. Prinz Eugen von Savoyen hatte nacheinan-
der die Ämter des Generalgouverneurs des Herzogtums Mailand und des Statthal-
ters der Österreichischen Niederlande inne12. Kaiser Leopold I. ernannte den 
Gemahl der Schwester seiner Frau, den Gemahl seiner Schwester und den Bruder 
seiner Frau zu Gubernatoren in Tirol und Steiermark13. Nur die Landeshauptmän-
ner in den österreichischen Erblanden entstammten in der Regel lediglich dem 
Herrenstand14.

Die Funktion der Statthalter, Gouverneure und Landeshauptmänner war über-
all vergleichbar: Sie repräsentierten und vertraten den Landesherrn, der sich in der 
Regel nicht vor Ort aufhielt. Die Regentschaftsrechte der verschiedenen Statthalter 
waren dagegen sehr unterschiedlich. Während Karl Alexander für Belgrad aus-
führliche Instruktionen mit auf den Weg bekam und kaum selbstständige Ent-
scheidungen treffen durfte, war die Entscheidungsfreiheit der Statthalter in den 
Österreichischen Niederlanden sehr viel weitreichender; der Kaiser behielt sich für 
die Niederlande nur sehr wenige Rechte selbst vor. Außerdem war der kaiserliche 
Repräsentant in Brüssel nur dem Kaiser selbst unterstellt, während Karl Alexander 
sich vor dem Hofkriegsrat und der Hofkammer zu verantworten hatte15.

 8 Ebd., S.  231; Spreitzhofer: Die innerösterreichischen Zentralbehörden, S.  21; Braun-
eder: Österreichische Verfassungsgeschichte, S.  64–67; Baltl/Kocher: Österreichische 
Rechtsgeschichte, S.  140.

 9 Thiel: Die innerösterreichische Zentralverwaltung, S.  517 f.
 10 Pečar: Die Ökonomie der Ehre, S.  50–53.
 11 Vgl. die Ernennungspatente und Instruktionen 1725 und 1744, in: Kovács: Instrukti-

onen, S.  193–283, 411–423; außerdem: Urbanski: Charles de Lorraine; Kovács: Charles-
Alexandre; Galand: Charles de Lorraine.

 12 Kovács: Instruktionen, S.  39.
 13 Thiel: Die innerösterreichische Zentralverwaltung, S.  517 f.
 14 Mell: Grundriß, S.  581; Hellbling: Österreichische Verfassungs- und Verwaltungsge-

schichte, S.  231.
 15 Vgl. dazu die Instruktionen der niederländischen Statthalter, in: Kovács: Instruktionen.
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Der Belgrader Posten, den Karl Alexander erhielt, war also im Vergleich mit den 
anderen Führungsämtern im Herrschaftsbereich der Habsburger relativ unbedeu-
tend und bei weitem nicht der bestdotierte. Für den nachgeborenen württember-
gischen Herzog bedeutete diese Ernennung allerdings eine große Erleichterung, da 
nun seinen fi nanziellen Sorgen endgültig abgeholfen war. Seine Suche nach einem 
Einkommen, mit dem er auch in Friedenszeiten rechnen konnte, war nun erfolg-
reich beendet, denn er konnte die Belgrader Statthalterei bis zu seinem Tode behal-
ten. Auf einen Statthalterposten in Brüssel oder Mailand hätte sich Karl Alexander 
wohl sowieso keine Hoffnungen machen können, da er weder zum Habsburger 
Kaiserhaus noch zu den inneren Kreisen des katholischen Wiener Hochadels ge-
hörte.

2. Der Regierungsantritt

Die Provinz Serbien wurde nach dem Frieden von Passarowitz 1718 als absolutum 
domanium des Kaisers der Verwaltung des Hofkriegsrats und der Hofkammer un-
terstellt – entgegen der ungarischen Forderung, das neu eroberte Gebiet der Ste-
fanskrone zu unterstellen16. Eine Kommission aus beiden Behörden, die sogenann-
te Neoacquisistische Subdelegation, war in Wien für die neue Provinz zuständig17.

Das Land war als Folge des Krieges nahezu entvölkert18. Lady Mary Wortley 
Montague (1689–1762) beschrieb im Jahr 1717 auf einer Reise nach Konstantinopel 
Serbien als Wüste: We crossed the deserts of Servia, almost quite over-grown with 
wood [. . .]19 The desert woods of Servia are the common refuge of thieves, who rob 
fi fty in a company, so that we had need of all our guards to secure us; and the villages 
are so poor, that only force could extort from them necessary provisions20. Die Be-
wohner Serbiens lebten in tiefer Armut. Das Verhältnis der verschiedenen Ethnien 
untereinander war sehr gespannt. Einem offi ziellen Bericht von 1718 ist zu entneh-
men, dass fünf unbewohnte auf sechs bewohnte Ortschaften kamen, die jeweils 
wiederum durchschnittlich nur von sechs Familien bewohnt waren. Ingesamt wur-
den 2.456 Familien gezählt21. Ähnlich beschrieb Lady Wortley Montague auch die 
wirtschaftliche Situation der Bevölkerung22. Zudem waren die fi nanziellen Mittel 
des Kaisers nach den langen Kriegen erschöpft; er konnte die neue Provinz also 
nicht mit größeren Zahlungen unterstützen23.

 16 Langer: Serbien, S.  158 f.; Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  28 f.; Ćirković: The Serbs, 
S.  151 f.

 17 Langer: Serbien, S.  165 f.
 18 Ćirković: The Serbs, S.  153.
 19 Brief XXV vom 1. April 1717, in: Montague: Letters.
 20 Brief XXVII vom 1. April 1717, in: ebd.
 21 Langer: Serbien, S.  192 f.
 22 Brief XXIII vom 30. Januar 1717, Brief XXV vom 1. April 1717, in: Montague: Letters.
 23 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  123; Langer: Serbien, S.  192.
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Es gab in Serbien keine politische oder soziale Elite mehr, auf die sich eine kai-
serliche Reformpolitik hätte stützen können. Während der osmanischen Herr-
schaft war die serbische Königsfamilie ausgestorben und der Adel entweder emig-
riert oder zum Islam konvertiert und assimiliert. Allein die orthodoxe Geistlichkeit 
hatte sich als privilegierter Stand halten können. Im osmanischen Milletsystem, 
das Religionsgemeinschaften als Volksgruppen interpretierte, galten die Würden-
träger der orthodoxen Kirche gleichzeitig auch als politische Vertreter ihrer Eth-
nien. Sie übten die Gerichtsbarkeit über Serbien aus und waren dafür verantwort-
lich, dass die Bevölkerung ihren Verpfl ichtungen dem Osmanischen Reich 
gegenüber nachkam24. Durch diese nach dem Osten ausgerichtete Tradition war die 
serbische Geistlichkeit für den Kaiser nicht als Stütze oder Partner geeignet, zu-
dem verhielt sie sich wenig kooperativ. Sie befürchtete, dass durch Maßnahmen zur 
Förderung der serbischen Bevölkerung ihre bisherige privilegierte Situation ge-
fährdet würde.

Die kaiserliche Verwaltung, die nach 1717 in Serbien aufgebaut wurde, war ähn-
lich organisiert wie zuvor die osmanische: Während Führungspositionen von Wien 
aus mit Gefolgsleuten des Kaisers, zumeist Deutschen, besetzt wurden, wurden 
nur nachgeordnete Funktionen an Serben vergeben25. Durch die äußerst kompli-
zierten Rahmenbedingungen war die „Neuorganisierung [der Provinz] eine wür-
dige Aufgabe für jeden Staatsmann“26. Die erste ökonomische Aufbauarbeit leiste-
te Ferdinand Claudius Graf Mercy bereits ab 1718. Er versuchte, Kultur und 
Wohlstand zu heben, Landwirtschaft, Viehzucht, Weinbau und Industrie zu för-
dern sowie Straßen und Kanäle auszubauen. Diese Maßnahmen wurden von Te-
mesvar, dem Zentrum des Banats, aus eingeleitet, wo bereits 1716 die erste Wiener 
Kommission unter Graf Mercy eingetroffen und 1718 eine eigene Landesverwal-
tungsbehörde gegründet worden war. Der Graf wurde vom Kaiser auch mit der 
Aufbauarbeit im Banat betraut27. Daneben begann Johann Joseph Graf O’Dwyer, 
der seit September 1717 provisorisch das militärische Kommando in Belgrad führ-
te, schon mit Ausbesserungsarbeiten an der Festung28.

„Prinz Carl Alexander von Württemberg ging mit Eifer an seine schwierige Auf-
gabe, die militärische Sicherung des Landes nach Aussen und dessen politische und 
wirthschaftliche Organisierung im Innern.“29 „[. . .] Serbien [bildete für ihn] eine 
neue große, freilich gänzlich ungewohnte Herausforderung“30. Von der Hofkam-
mer und vom Hofkriegsrat bekam Karl Alexander als neuer Statthalter erste Ins-
truktionen mit auf den Weg, die sehr genau die Ziele und Methoden für alle Poli-

 24 Bremer: Kleine Geschichte, S.  14; Popovic: Serbien, S.  13.
 25 Ćirković: The Serbs, S.  151.
 26 Langer: Serbien, S.  157.
 27 Ebd., S.  164; Fata: Einwanderung, S.  148–153.
 28 Langer: Serbien, S.  158 f., 195 f.
 29 Ebd., S.  197.
 30 Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  112.
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tikbereiche seiner Zuständigkeit vorschrieben31. Als Präses der serbischen 
Administration wurden ihm vier Räte beigegeben, von denen je zwei vom Hof-
kriegsrat und von der Hofkammer bestellt wurden. Abgesehen vom militärischen 
Kommando hatte sich der Statthalter an die Weisungen der beiden Wiener Behör-
den zu halten. Einzig im Fall akuter Gefahr durfte er selbstständig entscheiden32.

Inhaltlich bekam Karl Alexander Anweisungen für die Politikbereiche Kirche, 
Finanzen, Justiz und Policey. So sollte in Belgrad der orthodoxe Bischof mit seinen 
Rechten und Privilegien bestätigt, aber auch vom Kaiser ein katholischer Erzbi-
schof eingesetzt werden. Die Protestanten erhielten ein limitirtes exercitium religi-
onis33 zugesichert. Juden durften sich nur in Belgrad aufhalten. Die Belgrader Pfar-
reien waren provisorisch an die Jesuiten übergeben worden. Außerdem sollten 
verschiedene katholische Orden, wie die Franziskaner, Minoriten, Kapuziner und 
Trinitarier, in Belgrad angesiedelt werden34.

Das Justizsystem sollte, wie es auch im Bezirk Temesvar geschehen war, nach 
erbländischem Vorbild aufgebaut werden und selbstständig sein. Belgrad sollte ein 
Landgericht als oberste serbische Instanz erhalten35.

Sehr detailliert waren die Anweisungen im Bereich des Kameralwesens und der 
Finanzen. Als Steuersystem war theoretisch eine Kombination von Grundsteuer, 
Vermögenssteuer, Kopf- und Konsumsteuer vorgesehen. Dieses wurde aber als zu 
kompliziert für eine neu eroberte Provinz erachtet. Deshalb sollte vorerst nur der 
Zehnt, und zwar als Decima fructuum, erhoben werden. Zum Aufbau einer Fi-
nanzverwaltung wurden Vorschläge gemacht, sie sollte aber nicht unabhängig von 
Wien sein: Keine Geldausgab [sollte] ohne vorläuffi g dahier beschehener gemain-
schäfftlicher concertation36 erfolgen; die Hofkammer erwartete regelmäßige Be-
richte über die Kassenstände37.

In den Städten sollte ein gutes Polizey-Weesen38 eingerichtet werden, es sollten 
also Krankenhäuser, Zuchthäuser und neue Wohnhäuser gebaut, die Handwerker-
zahl reguliert und die Lebensmittel rationiert werden. Zur besseren Hygiene sollte 
auf die Sauberkeit der Städte geachtet werden39.

 31 Instruktionen der Hofkammer vom 3. August 1719, in: Langer: Serbien, S.  165–184. 
Kaiserliches Reskript die Bestell- und Einrichtung der Administration in Servien betref-
fend vom 7. September 1720, KA Wien HKR Fasz. 148; auch in: Langer: Serbien, S.  185–
191.

 32 Kaiserliches Reskript, KA Wien HKR Fasz. 148.
 33 Instruktionen der Hofkammer vom 3. August 1719, in: Langer: Serbien, S.  168.
 34 Ebd., S.  167 ff.; kaiserliches Reskript, KA Wien HKR Fasz. 148.
 35 Instruktionen der Hofkammer, in: Langer: Serbien, S.  169 f.; kaiserliches Reskript, KA 

Wien HKR Fasz. 148.
 36 Ebd.
 37 Instruktionen der Hofkammer, in: Langer: Serbien, S.  170–174; kaiserliches Reskript, 

KA Wien HKR Fasz. 148.
 38 Instruktionen der Hofkammer, in: Langer: Serbien, S.  179.
 39 Ebd., S.  179–183.
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Im wirtschaftlichen Bereich wurde vor allem Wert auf einen funktionierenden 
Handel gelegt. Deshalb sollten zum Beispiel die Straßen erneuert, das Maß- und 
Gewichtssystem vereinheitlicht und ein Hafen in Belgrad angelegt werden. Die 
bereits bestehenden Bergwerke sollten visitiert, der Wachs- und Wollhandel geför-
dert werden40. In dem zu großen Teilen entvölkerten Land sollten neue Einwohner 
angesiedelt werden, wobei darauf zu achten sei, keine andere Insassen als Teutsche 
und Catholische als Burger anzunehmen41. An die Neusiedler sollte Ackerland ver-
teilt werden42.

Als Ergebnis all dieser Maßnahmen wurde angestrebt, dass das bemelte König-
reich Servien, gleich es von Gott mit verschidenen Flüssen, Bergwercken und an-
dern Vortheillen der Natur begabet undt dermahlen die Vormauer der gesambten 
wehrtisten Christenheit ist, in einen fl orissanten und rechtschaffenen Stand nach 
und nach hergestellet werde43.

3. Die Verwaltung Serbiens

Am 13. Oktober 1720 traf Karl Alexander als Chef der gesamten politischen und 
militärischen Verwaltung Serbiens in Belgrad ein. Vom 26. Oktober bis zum 20. 
November reiste er trotz widriger Wetterumstände und starken Schneefalls durch 
die ihm anvertraute Provinz, um sich ein Bild von deren Zustand zu machen44. In 
einem Schreiben an den Hofkriegsrat schilderte er seine Reiseroute und den Zu-
stand der von ihm besuchten Städte und machte erste Vorschläge, welche Maß-
nahmen durchgeführt werden müssten, um die Lage der Provinz zu verbessern45. 
Im Dezember 1721 schickte er dann eine Denkschrift nach Wien, in der er seine 
Empfehlungen zur Verbesserung der Situation in Serbien sehr detailliert dar-
legte46.

Darin setzte er sich für eine komplette Neuordnung des Steuersystems ein. Die 
bisher aus verschiedenen Komponenten bestehende Steuererhebung – unter aller-
hand Nahmen alß contribution, Robboth, Nachtrag, Services und dergleichen47 – 
sollte radikal vereinfacht werden und sich auf feste Steuersätze beschränken48. Da-
mit sollten Ungleichheiten in der Besteuerung beseitigt werden und die Unterthanen 

 40 Ebd., S.  174–178.
 41 Kaiserliches Reskript, KA Wien HKR Fasz. 148.
 42 Instruktionen der Hofkammer, in: Langer: Serbien, S.  174, 178; kaiserliches Reskript, 

KA Wien HKR Fasz. 148.
 43 Ebd.
 44 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  123; Langer: Serbien, S.  192.
 45 Schreiben Karl Alexanders an den Hofkriegsrat vom 11. Dezember 1720, KA Wien HKR 

Fasz. 148.
 46 Denkschrift Karl Alexanders über Serbien vom 14. Dezember 1721, ebd. Fasz. 150.
 47 Ebd.
 48 Für den Familienvater jährlich 16  fl .,den verheirateten Bruder 14  fl ., den unverheirateten 

Bruder 10  fl ., den verheirateten Sohn 8  fl .
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von übermässig-ungewissenhafften Lasten liberirt49 werden. Die Einnahmen dar-
aus schätzte er auf 137.800  fl . jährlich, wohingegen bisher durchschnittlich nur 
88.000  fl . eingenommen worden waren. Die Basis für das neue Steuersystem sollte 
eine alle drei Jahre stattfi ndende Konskription sein. Diese Volkszählung sollte so-
wohl die Untertanen als auch deren bewegliches und unbewegliches Vermögen er-
fassen50. Eine erste Konskription wurde bereits ab 1721 durchgeführt, die vorläu-
fi gen Ergebnisse schickte Karl Alexander mit einer Denkschrift nach Wien51.

Um die Wirtschaft in Schwung zu bringen, sollten vielfältige Maßnahmen er-
griffen werden. Beispielsweise wurde die Einführung eines Grundbuchs geplant. 
Die Importe sollten besteuert werden, vor allem die Waren der so sehr in disem 
Konigreich herumb vagirende[n], aber in dem türk[ischen] Territorio wohnhaffte[n] 
Kauffl euth griechisch- und türk[ischer] Nation52. Der Wachs-, der Honig- und der 
Salzhandel sollten monopolisiert, staatliche Mühlen errichtet und die bereits beste-
henden Bergwerke wieder in Betrieb genommen werden, wo sich aus sonderbah-
rem Seegen Gottes Gold, Silber, Kupfer und Bley gar reichlich spühren lassen53. 
Insgesamt erwartete der neue Statthalter durch diese Maßnahmen Mehreinnahmen 
von jährlich 337.444  fl . für die Staatskasse. So sollten nicht nur die in Serbien stati-
onierten Truppen und die dortige Verwaltung fi nanziert werden, sondern noch 
eine zimbliche Summa zum Fortifi kations-Bau employret werden54 können.

Außerdem wies Karl Alexander auf die ohnglaubliche[n] Extorsionen des allhie-
sigen Metropoliten und desselben Poppen55 hin und auf die damit verbundene fi -
nanzielle Ausbeutung der serbischen Bevölkerung. Dieses Verhalten der serbischen 
Geistlichkeit schilderte auch die bereits erwähnte Lady Wortley Montague in ih-
ren Briefen mehrfach: Their extreme ignorance gives their priests occasion to im pose 
several new notions upon them56. Das Urteil der englischen Reisenden über den 
serbischen Klerus fi el vernichtend aus: No body of men ever were more ignorant, or 
more corrupt57.

Am 16. Mai 1722 wurde die Denkschrift von Prinz Eugen und dem Hofkriegs-
rat, am 24. Juni 1722 von Kaiser Karl VI. genehmigt und die vorgeschlagenen Maß-

 49 Denkschrift Karl Alexanders, KA Wien HKR Fasz. 150.
 50 Die Untertanen waren in folgenden Kategorien zu erfassen: Hauswirte, bemittelte und 

arme Witwen, verheiratete und unverheiratete Söhne, arme Einwohner, Töchter, Invali-
den und Alte. Als „Mobilien“ wurden aufgeführt: Pferde, Fohlen, Ochsen, Kühe, Kälber, 
Schweine, Schafe, Ziegen, Bienenstöcke und Branntweinkessel. Als „Immobilien“ galten 
Weingärten, Äcker, Wiesen und Mühlen, jeweils in verschiedenen Qualitätsabstufungen. 
Die Land-Konskription von 1735 liegt in: KA Wien Administration Belgrad Fasz. 1.

 51 Diese Konskription ist als Anlage dem Schreiben des Prinzen Eugen an den Kaiser vom 
16. Mai 1722 beigefügt, ebd. HKR Fasz. 153.

 52 Denkschrift Karl Alexanders, ebd. Fasz. 150.
 53 Ebd.
 54 Ebd.
 55 Ebd.
 56 Brief XXIV vom 12. Februar 1717, in: Montague: Letters.
 57 Brief XXVII vom 1. April 1717, in: ebd.
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nahmen sollten daraufhin in Serbien in die Tat umgesetzt werden58. Prinz Eugen 
und die Mitglieder des Hofkriegsrats schätzten die Lage sogar noch optimistischer 
als Karl Alexander ein und waren der Ansicht, dass Eüer Kay[serlicher] May[estät] 
daselbstige Militar- und Cameraleinkünften nicht alleine auf die angesezte Sum-
mam, sondern auf ein noch mehreres Quantum erhöhet59. Trotz der grundsätz-
lichen Übereinstimmung wurden aber einzelne Projekte aus der Denkschrift abge-
lehnt, beispielsweise die Monopolisierung des Wachs- und des Honighandels.

Es gelang Karl Alexander, die Einkünfte aus Serbien, die in den ersten Jahren 
nach dem Frieden von Passarowitz 50.000–70.000  fl . betragen hatten, auf 105.000  fl . 
im Jahr 1722 zu steigern. Allerdings erwies sich die Besteuerung bald als zu hoch 
für die serbische Bevölkerung und wurde deshalb 1723 auf etwa 98.000  fl . und bis 
1728 auf etwa 88.000  fl . reduziert. Diese Einkünfte bestanden vor allem aus den 
Steuern, aber auch aus dem Kopfgeld der Juden und Zigeuner, den Gefällen der 
Mautämter und des Waldamtes, den Erlösen aus dem Salzmonopol und aus Straf-
geldern60. Die Einnahmen aus der serbischen Provinz blieben damit also weit hin-
ter der vom Statthalter und vom Hofkriegsrat erhofften Summe von 400.000  fl . 
zurück. Die Serben reagierten zudem mit starkem Widerstand auf die Steuerein-
treibungen der kaiserlichen Administration. Da die Summe bei weitem nicht für 
den Unterhalt der serbischen Administration ausreichte, herrschte zunächst großer 
Geldmangel. Im Jahr 1725 kam allerdings Papst Benedikt XIII. dem Statthalter 
und seiner Verwaltung zu Hilfe. Er genehmigte in einer Bulle die Besteuerung des 
Klerus in den deutsch-ungarischen Ländern, in Neapel, Sizilien und Mailand für 
fünf Jahre, um die Festungen Belgrad und Temesvar als Stützpunkte gegen die Un-
gläubigen auszubauen. Die Besteuerung der Geistlichkeit konnte auch unter Papst 
Klemens XII. fortgesetzt werden und brachte Karl Alexander Zusatzeinnahmen 
von etwa 2.000.000  fl .61

Für Siedler war Serbien vorerst wenig attraktiv62, denn die allgegenwärtige tür-
kische Bedrohung wirkte stark abschreckend. Dennoch gelang es Karl Alexander, 
mit Hilfe von Einwanderungsprivilegien neben Veteranen aus dem Heer des 
Prinzen Eugen auch zahlreiche Deutsche in die Provinz zu locken. Letztere kamen 
vor allem aus der Gegend um Worms, aber auch aus Österreich, Ungarn, Böhmen 
und Mähren63. So stieg die Anzahl der deutschen Familien, die Ende 1717 etwa 300 
betrug, auf etwa 1.000 im Jahre 173064.

 58 Schreiben des Prinzen Eugen an den Kaiser vom 16. Mai 1722, KA Wien HKR Fasz. 
153.

 59 Ebd.
 60 Langer: Serbien, S.  200 ff.
 61 Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  22.
 62 Vgl. zur sehr viel erfolgreicheren Siedlungspolitik Mercys im Banat: Fata: Einwande-

rung, S.  146–153.
 63 Langer: Serbien, S.  203; Brücker: Deutsche Spuren, S.  46, 54.
 64 Ebd., S.  54.
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Außerdem bemühte sich Karl Alexander sehr um Handel und Gewerbe der 
durch den Krieg geschwächten Region. Unter der osmanischen Herrschaft war ge-
werbliche Produktion jenseits des Eigenbedarfs nahezu unbekannt65. Serbien ver-
fügte somit kaum über Ausfuhrartikel. Der serbische Handel wurde vor allem von 
türkischen Kaufl euten dominiert. Ihre Waren wurden von der kaiserlichen Regie-
rung unter Karl Alexander mit hohen Importsteuern belegt. Wachs- und Honig-
handel wurden als Hauptwirtschaftszweige stark gefördert. Für beide Handels-
sparten wurden Monopole errichtet66, trotz der zunächst ablehnenden Haltung 
Wiens.

Die Basis für einen weiteren Wirtschaftszweig war mit den bereits bestehenden 
Bergwerken vorhanden. Diese waren unter der osmanischen Herrschaft größten-
teils verfallen. Karl Alexander ließ sie von Fachleuten untersuchen, wie es die In-
struktionen von 1719 und 1720 gefordert hatten, und konnte im Dezember 1721 
einen sehr positiven Bericht zur Nutzung und Ausbeutung der serbischen Berg-
werke an Prinz Eugen nach Wien schicken. Sofort danach wurden die alten Gold-, 
Silber-, Blei- und Kupferminen wieder in Betrieb genommen und sukzessive er-
weitert67. Die türkische Rückeroberung Serbiens 1739 beendete aber diese Initiati-
ve wieder, die Bergwerke verfi elen erneut. Erst im 19. Jahrhundert erwachte wieder 
das Interesse an der Ausbeutung der einheimischen Bodenschätze68. Als Novum 
ließ Karl Alexander die Seidenzucht einführen, die ebenfalls nach und nach ausge-
baut wurde, so dass schließlich 1736 eine größere Seidenhandelsgesellschaft eröff-
net werden konnte69.

Das Kirchenwesen in Serbien wurde komplett neu geordnet. Gemäß den Ins-
truktionen von 1719 und 1720 blieben die Privilegien der orthodoxen Kirche ge-
wahrt70, der Katholizismus wurde als Staatskirche aber bedeutend gestärkt. Die 
Ansiedlung deutscher Juden und Protestanten wurde bewusst erschwert71. Nach-
dem die Seelsorge zunächst von den Militärpatres wahrgenommen worden war, 
durften sich gleich in den ersten Jahren der Statthalterschaft in Belgrad Jesuiten, 
Trinitarier, Minoriten, Franziskaner und Kapuziner niederlassen72. Anfangs der 
dreißiger Jahre konnten Weltgeistliche die Seelsorge übernehmen73. Am 14. April 
1726 wurde die Errichtung eines katholischen Bistums für Serbien endgültig be-
schlossen74, wie es ja in den Instruktionen schon vorgezeichnet gewesen war. Am 1. 
Juni 1728 wurde Anton Casimir Graf von Thurn-Valsassina von Kaiser Karl VI. in 

 65 Sundhaussen: Historische Statistik, S.  279–282.
 66 Langer: Serbien, S.  213 f.
 67 Ebd., S.  214 ff.
 68 Sundhaussen: Historische Statistik, S.  277 ff.
 69 Langer: Serbien, S.  216.
 70 Vgl. zur Situation der orthodoxen Kirche in Serbien: Pavlovich: History, S.  98.
 71 Langer: Serbien, S.  221 f.; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  30.
 72 Ebd., S.  30; Langer: Serbien, S.  221 f.; Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  27, 71.
 73 Ebd., S.  37.
 74 Langer: Serbien, S.  223. Tüchle nennt als Errichtungsjahr des Bistums 1723, Tüchle: 

Kirchenpolitik, S.  30.
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seiner Funktion als König von Ungarn zum Bischof ernannt. Als Kathedrale wur-
de ihm 1730 in Belgrad eine ehemalige Moschee zur Verfügung gestellt. 1732 folgte 
ihm Anton Engl Graf von Wagrain im Amt nach. Der Bischof von Belgrad ent-
wickelte sich nach und nach zur einfl ussreichsten Persönlichkeit in Serbien nach 
dem Statthalter75.

Auch das Schulwesen wurde neu aufgebaut. 1724 gründeten die Jesuiten eine 
Lateinschule in Belgrad, bis 1726 folgten vier weitere76.

Die Stadt wurde unter Karl Alexander neu befestigt und zum „Bollwerk der 
Christenheit gegen die Ungläubigen“77 ausgebaut. Die Bauarbeiten dazu hatten 
schon 1718 begonnen, also noch vor der Ankunft des neuen Statthalters in Serbien. 
„Belgrad sollte [. . .] Schildwacht des Reiches sein.“78 Die Ausbaumaßnahmen wur-
den über zwei Jahrzehnte fortgeführt. „Die Bastionen, die Thore, die grosse in 
Felsen gehauene Pulverkammer, die in ganz Europa nicht ihres Gleichen hat, stam-
men aus dieser Zeit.“79 Mit dem Ausbau der Festung zwischen 1723 und 1736 wur-
de der Hofbaumeister Oberst Nikolaus Doxat von Morez beauftragt. Am Zusam-
menfl uss von Donau und Save wurde ein neues Befestigungswerk angelegt, die 
untere Burg. Zwei neue Tore wurden errichtet, das Prinz-Eugen-Tor, das zunächst 
nach Karl VI. benannt war, und das Württemberger oder Konstantinopler Tor. 
1731 wurde auf der oberen Burg ein 212 Stufen tiefer Brunnen gegraben. Auch die 
vorhandenen Stadtbefestigungen wurden ausgebaut80. In der Stadt ließ Karl Alex-
ander mehrere Kasernen errichten, zum Beispiel die Reiterkaserne an der Donau 
und die Alexander-Kaserne am Württemberger Tor, deren 312 große Fenster eine 
Seltenheit in Serbien darstellten und viel beachtet wurden81.

Des Weiteren gründete Karl Alexander eine Nationalmiliz für Serbien. Dabei 
konnte er auf die Erfahrungen aus ersten Versuchen von 1718 zurückgreifen. Nach-
dem er bereits 1720 Vorschläge nach Wien übermittelt hatte82, ordnete er die Miliz 
1728/29 komplett neu, so dass sie etwa 2.500 Mann stark war. Die Mehrzahl der 
Kompanien wurde an der türkischen Grenze stationiert83. Außerdem ließ Karl 
Alexander die Heerstraße nach Konstantinopel bis zur türkischen Grenze ausbes-
sern84 und die Festung Temesvar ausbauen85.

 75 Langer: Serbien, S.  223 f.; Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  36 ff.; Premrou: Serie; 
Tüchle: Kirchenpolitik, S.  30.

 76 Ebd.; Langer: Serbien, S.  225 f.
 77 Ebd., S.  217.
 78 Brücker: Deutsche Spuren, S.  47.
 79 Jirećek: Heerstrasse, S.  135.
 80 Brücker: Deutsche Spuren, S.  48 f.
 81 Ebd., S.  51.
 82 Schreiben Karl Alexanders an den Hofkriegsrat vom 11. Dezember 1720, KA Wien HKR 

Fasz. 148.
 83 Langer: Serbien, S.  218 ff.
 84 Jirećek: Heerstrasse, S.  135.
 85 Langer: Serbien, S.  216 f.
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Mit kaiserlichem Erlass vom 18. Februar 172486 wurde die Stadtverwaltung Bel-
grads neu organisiert. Urheber der neuen Verwaltungsordnung war der Hofkam-
merrat Friedrich Stadler, der bereits 1717 vom Kaiser zum Aufbau der Zivilverwal-
tung nach Serbien geschickt worden war87. Karl Alexander hatte dessen Projekt 
dem Kaiser empfohlen, der es auch, mit dem genannten Erlass, annahm88. Die Stadt 
war schon früher verwaltungsmäßig in eine Deutschenstadt und eine Serben- oder 
Raitzenstadt unterteilt worden89. Diese Trennung wurde nun dadurch zementiert, 
dass nur die Deutschenstadt eine beschränkte Gemeindeautonomie erhielt. Deren 
Bürgerschaft durfte nun den Stadtrichter und den Magistrat wählen. Unter ande-
rem wurde auch die deutsche Sprache als Unterrichts- und Amtssprache vorge-
schrieben. Wie schon 1719 wurde betont, dass nur deutsche Neubürger katho-
lischen Glaubens aufgenommen werden dürften90. Die serbische Teilstadt dagegen 
erhielt nur wenige Autonomierechte; diese wurden 1725 auf Betreiben Karl Alex-
anders vom Kaiser bestätigt91. 1725 erhielt Belgrad ein neues Wappen, das auf einem 
Entwurf von Karl Alexander beruhte und in dem das alte osmanische mit dem 
kaiserlichen Wappen kombiniert wurde. Es stellte den kaiserlichen Adler über drei 
Moscheen dar92.

4. Das Verhältnis zur Hofkammer und zum Hofkriegsrat in Wien

Im Laufe der Jahre kam es zu immer zahlreicheren Konfl ikten Karl Alexanders mit 
den übergeordneten Behörden in Wien wegen seiner Amtsführung in Serbien. Der 
Statthalter missachtete oft Anweisungen der Wiener Räte und führte Maßnahmen 
durch, ohne die in Belgrad dafür zuständigen Beamten einzuschalten. Gemäß sei-
nem Ernennungserlass von 1720 waren Karl Alexander als Statthalter vier Admi-
nistrationsräte zur Seite gestellt93. Zwei dieser Räte wurden von der Hofkammer, 
zwei vom Hofkriegsrat bestellt. Mit diesen hatte er gemeinsam zu regieren. Außer-
dem waren die beiden Wiener Behörden ihm gegenüber weisungsberechtigt, Aus-
gaben durften nur nach Genehmigung erfolgen, Berichte waren regelmäßig in 
Wien abzuliefern.

An diese Hierarchie hielt sich Karl Alexander nicht. Er setzte seine Politik selbst-
ständig um – über die Köpfe seiner Administrationsräte hinweg, wie er es vom 

 86 Kaiserliches Reskript mit der Stadtordnung der teutschen Stadt Belgrad vom 18. Februar 
1724, KA Wien HKR Fasz. 161. 

 87 Unvorgreiffl iches Project die künfftige Einrichtung der in dem Königreich Servien li-
genden Haubtstatt Belgrad betreffend, [1722], ebd.

 88 Schreiben Karl Alexanders an den Hofkriegsrat vom 13. August 1723, ebd.
 89 Brücker: Deutsche Spuren, S.  50.
 90 Ebd., S.  52–58; Langer: Serbien, S.  204–210; Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  30.
 91 Ebd., S.  32.
 92 Entwürfe Karl Alexanders in: KA Wien HKR Fasz. 164; Langer: Serbien, S.  210; Stefa-

nović-Vilovsky: Belgrad, S.  31.
 93 Kaiserliches Reskript die Bestell- und Einrichtung der Administration in Servien betref-

fend vom 7. September 1720, KA Wien HKR Fasz. 148; Langer: Serbien, S.  185–191.
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Militär gewöhnt war. In militärischen Angelegenheiten führte er allerdings eine 
ständige Korrespondenz mit Prinz Eugen94. Die Zivilverwaltung in Belgrad muss-
te sich immer mehr den militärischen Stellen unterordnen. Sie hatte ihnen wenig 
entgegenzusetzen, obwohl sie als gleichberechtigt und unabhängig eingerichtet 
worden war95. So häuften sich die Beschwerden der Beamten über ihren zu selbst-
ständigen Chef. „Selbstherrlichkeit und Eigenmächtigkeit, Verschwendungssucht 
und Protektionswirtschaft“96 wurden ihm vorgeworfen. Er setzte viele Maßnah-
men einfach um, ohne zuvor die zuständigen Stellen zu konsultieren97. Bereits in 
seiner Denkschrift von 1721 teilte er Hofkriegsrat und Hofkammer lediglich mit, 
dass er nach Protesten der Untertanen verschiedener Distrikte die dort eingesetz-
ten Kammerbeamten ausgetauscht habe98. Prinz Eugen räumte ein, dass die Verset-
zungen an sich richtig und angemessen gewesen sein mochten, bemängelte aber, 
dass in keinem Eüer Kay[serlicher] May[estät] Erbkönigreich und Landen die ein-
mahl angenohmenen Beambte und Bediente würcklich abzuandern üblich [. . .], 
derohalben auch dem Prinzen Alexander v[on] Würtenberg keiner Dingen gebüh-
ret hat, die in Servien angestelt gewesten Cameralbeambte [. . .] so aigenmächtig 
abzuändern und zu cassiren99. Nach Braubach kann man diese Klagen auch mit 
verletzten Eitelkeiten erklären: „Sollte bei solchen Vorwürfen nicht die Abneigung 
der Bürokratie gegen den hochgeborenen rauhen Soldaten, der ihr nicht den er-
strebten Einfl uß gewährte, eine Rolle gespielt haben?“100 Sicherlich handelte es sich 
um eine gegenseitige Abneigung.

Solche Emotionen mögen mit in den Konfl ikt hineingespielt haben, andererseits 
waren die Kompetenzen zwischen den militärischen und den zivilen Behörden 
nicht klar abgegrenzt. Oft widersprachen sich die Instruktionen von Hofkammer 
und Hofkriegsrat101. Theodor von Stefanović-Vilovsky führt die Belgrader Pro-
bleme auch auf Streitigkeiten zwischen den beiden Behörden in Wien zurück. 
Demnach hatte dieser Konfl ikt seine eigentlichen Ursachen in Wien und wurde 
nur auf serbischem Boden ausgetragen102. In dieser Situation hätte es wohl eher 
eines erfahrenen Diplomaten denn eines erfolgreichen Generals bedurft.

Bereits 1722 wurde in Wien eine Untersuchung der Vorgänge in Serbien be-
schlossen103, Karl Alexander wurde aber nicht von seinem Posten abgezogen, son-
dern behielt ihn auf Betreiben des Prinzen Eugen auch noch nach seinem Regie-

 94 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  123.
 95 Langer: Serbien, S.  199; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  31.
 96 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  123.
 97 Langer: Serbien, S.  199.
 98 Denkschrift Karl Alexanders über Serbien vom 14. Dezember 1721, KA Wien HKR Fasz. 

150.
 99 Schreiben des Prinzen Eugen an den Kaiser vom 16. Mai 1722, ebd. Fasz. 153.
100 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  124.
101 Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  41.
102 Ebd., S.  40 f.
103 Schreiben des Prinzen Eugen an den Kaiser vom 16. Mai 1722, KA Wien HKR Fasz. 

153.
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rungsantritt in Stuttgart 1733104. Kaiser Karl VI. und Prinz Eugen vertrauten Karl 
Alexander, da er als „unbedingt zuverlässiger Diener Österreichs“105 galt, und sa-
hen über die Konfl ikte hinweg. Als 1729 ein Artikel in einer württembergischen 
Zeitung publiziert wurde, der von äußerst schlechten Zuständen in Belgrad berich-
tete, setzte sich der Kaiser sogar für das Ansehen seines Statthalters ein106, indem er 
sich bei Herzog Eberhard Ludwig über eine solche Art der Berichterstattung be-
schwerte107.

5. Vorbild für das Reformwerk: die Wirtschaftspolitik Karls VI.

Viel interessanter und bedeutungsvoller als die die Frage nach der Ursache der 
Konfl ikte zwischen Zivil- und Militärverwaltung in Belgrad und Wien erscheint 
– vor allem im Hinblick auf die spätere Regierungszeit in Württemberg – die nach 
den Vorbildern Karl Alexanders für seine Regierungstätigkeit in Serbien. Soweit 
bekannt ist, standen ihm außer den ungeliebten Administrationsräten keine star-
ken oder erfahrenen Minister oder Berater zur Seite. Er selbst hatte kaum Erfah-
rung in Regierungsgeschäften, war er doch in Landau für vier Jahre lediglich Gou-
verneur der Garnison gewesen und beispielsweise mit Wirtschafts- oder Finanz-
fragen relativ selten befasst gewesen.

Die wichtigsten Anregungen fi nden sich in den Instruktionen von 1719 und 
1720, die dem unerfahrenen Statthalter das Regierungsprogramm vorgaben. Sie 
waren so detailliert abgefasst, dass Karl Alexander kaum Raum für Eigeninitiative 
blieb. So waren selbst einzelne Schritte zur Verbesserung des Handels oder der 
städtischen Hygiene festgelegt. Des Weiteren stand Karl Alexander in engem brief-
lichen Kontakt zu Prinz Eugen, der als langjähriger Politiker und General sicher-
lich die nötige Kompetenz auch in den serbischen Fragen hatte. So waren ja auch 
die Instruktionen von 1719 in der Neoacquisistischen Subdelegation unter seinem 
Vorsitz entstanden.

Die serbische Politik Karl Alexanders orientierte sich also sehr eng an der offi zi-
ellen Politik der Wiener Hofburg und beruhte auf den Gedanken des Prinzen Eu-
gen und des Kaisers selbst. Das Programm Karls VI. lässt sich vor allem in den 
wirtschaftlichen Maßnahmen Karl Alexanders in Serbien erkennen. Der Kaiser 
war an wirtschaftlichen Fragen sehr interessiert und setzte sich im Stile des Mer-
kantilismus intensiv für die ökonomische Förderung seiner Staaten ein108.

Von zentraler Bedeutung waren für Karl VI. die beiden Handelskompanien, die 
er zur Beförderung des Handels gründete. 1721 entstand an der Adria die Orienta-
lische Kompanie, deren Ziel vor allem der Zucker-, Kupfer- und Baumwollhandel 

104 Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  80.
105 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  124.
106 Auszug aus dem Stuttgartischen ordinar freytags Journal vom 21. Oktober 1729, in: 

HHStA Wien Wü Fasz. 19.
107 Schreiben des Kaisers an den Herzog vom 23. Februar 1730, ebd.
108 Schmidt: Karl VI., S.  212.



88

mit dem Osmanischen Reich war. Sie war allerdings wenig erfolgreich. Im folgenden 
Jahr rief der Kaiser die Handelskompanie für den Warenaustausch mit Indien in 
Ostende ins Leben. Diese Gründung war politisch sehr prekär, da der Kaiser mit 
der neuen Handelskompanie in Konkurrenz zu den europäischen Seemächten trat. 
Deshalb wurde sie auch 1731 auf englischen Druck hin aufgelöst109.

Ebenfalls zur Förderung des Handels ließ Karl VI. 1728 die Straße von Wien 
über den Semmering an die Adria und die Karlstraße von Wien nach Fiume, das 
heutige Rijeka, bauen. Transitzölle wurden aufgehoben, die Post vereinheitlicht 
und in Triest, Fiume und Messina Freihäfen errichtet110. Zahlreiche Manufakturen 
wurden in allen Ländern des Kaisers errichtet: Wollmanufakturen im Gebiet um 
Mailand, eine Seidenspinnerei in Como, eine Schiffswerft in Triest, eine Kerzen-
fabrik in Fiume, eine Wollzeugfabrik in Linz, eine Taft- und eine Porzellanmanu-
faktur in Wien und viele weitere111. 1715 wurde nach dem Vorbild der Wiener 
Stadtbank die Universalbankalität112 in Wien als Staatsbank gegründet113. Sie schei-
terte allerdings schon nach kurzer Zeit114.

Die Sanierung der maroden Hofkammer misslang allerdings gänzlich. Karl VI. 
setzte sich sehr intensiv für die Reformpläne des Hofkammerpräsidenten Gunda-
ker Thomas Graf Starhemberg ein, der auch die erfolgreiche Wiener Stadtbank ge-
gründet hatte. Trotz der großen Reformbereitschaft und -begeisterung des Kaisers 
gelang es aber nicht, die Hofkammer und die Staatsfi nanzen in einen besseren Zu-
stand zu bringen115.

Auch viele der auf kaiserliche Initiative gegründeten Manufakturen mussten 
schnell wieder schließen. Nur für Schlesien und Böhmen konnte eine aktive Han-
delsbilanz erreicht werden116. Sehr erfolgreich war dagegen die Aufbauarbeit im 
Banat nach dem Frieden von Passarowitz unter Ferdinand Claudius Graf Mercy. 
Es gelang die „Verwandlung des Banats aus einem versumpften Ödland in das 
fruchtbarste Gebiet Ungarns“117.

Das große Ziel der merkantilistischen Wirtschaftspolitik Kaiser Karls VI. war 
die Zusammenfassung seiner Länder zu einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet. 
Das konnte nicht erreicht werden, aber trotz der vielen gescheiterten Einzelpro-
jekte konnte der Kaiser mit seinen Maßnahmen den Grundstein für die Industria-

109 Srbik: Der staatliche Exporthandel, S.  291–308; Mikoletzky: Österreich, S.  121–124; 
Schmidt: Karl VI., S.  212; Benedikt: Finanzen, S.  47–53.

110 Ebd., S.  49, 55; Mikoletzky: Österreich, S.  155 f.; Schmidt: Karl VI., S.  212.
111 Ebd.; Adler: Anfänge, S.  51–66; Benedikt: Finanzen.
112 Vgl. zur Wiener Stadtbank: Bidermann: Die Wiener Stadt-Bank; zur Universalbankali-

tät:  Benedikt: Finanzen, S.  46; Holl: Hofkammerpräsident, S.  432 f.
113 Instruktion Kaiser Karls VI. für das Bancalgubernium vom 9. März 1715, in: Fellner : 

Die österreichische Zentralverwaltung, S.  164–176.
114 Aufhebung der Bancalität vom 24. März 1745, in: ebd., S.  521.
115 Vgl. zur Finanzpolitik v. a.: Holl: Hofkammerpräsident, S.  273–435. Außerdem: Mensi: 

Zur Geschichte der Finanzen; Mikoletzky: Österreich, S.  115 ff.
116 Benedikt: Finanzen, S.  50.
117 Ebd., S.  57.
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lisierung Österreichs legen. Viele seiner Initiativen zeigten erst nach seinem Tode 
ihre Wirkung118. Dieses umfassende Wirtschaftsprogramm Karls VI. lässt sich 
auch in den Instruktionen von 1719 und 1720 für Serbien erkennen, an denen sich 
die Maßnahmen Karl Alexanders stark orientierten. Aber auch während seiner Re-
gentschaft in Württemberg hielt sich Karl Alexander bei seinen Projekten eng an 
die Vorstellungen des Kaisers.

6. Bewertung der serbischen Zeit Karl Alexanders

In der Literatur wurde die Regierung Karl Alexanders in Belgrad stets sehr negativ 
beurteilt. Ein extremes Beispiel bildet die serbische Publikation von Dušan Popo-
vić119. Darin wird Karl Alexander als arbeitsscheuer Autokrat dargestellt, der Land 
und Leute verabscheute, verschwenderisch Hof hielt und nur daran dachte, sich zu 
bereichern. Zu einem ähnlichen, wenn auch etwas gemäßigteren Urteil kommt Ste-
fanović-Vilovsky120, der als negative Seite des Statthalters seine übertriebene Re-
präsentations- und Verschwendungssucht und seine unstillbare Gier nach Geld 
darstellt. Allerdings kommt der Autor aufgrund der Denkschriften Karl Alexan-
ders an die Wiener Behörden auch zu der Auffassung, dass er ein feines Gespür für 
die Zustände im Land und Talent zum Regieren gehabt habe.

Der Vorwurf, dass Karl Alexander sich in Serbien nur persönlich bereichern 
wollte, wird sehr schnell entkräftet, wenn man bei Zoran Konstantinović121 den 
Belegen für diese Behauptung folgt. Nur in dieser Untersuchung werden Quellen 
für die Geldgier des Statthalters angeführt. Dabei stützt sich die Argumentation 
auf eine Reisebeschreibung aus dem Jahr 1719122, Karl Alexander kam aber erst im 
Herbst 1720 nach Serbien. Zudem wird lediglich ein einzelner Bauer zitiert, der 
sich ungerecht behandelt fühlte.

In anderen Publikationen werden Karl Alexanders Verdienste um Serbien aus-
drücklich hervorgehoben. Tüchle lobt sein tolerantes Entgegenkommen der ser-
bischen Orthodoxie gegenüber, was zu einem sehr guten Verhältnis der Konfessi-
onen in der Provinz geführt habe123. Christian Brücker beschreibt Belgrad nach 
den Aufbaumaßnahmen Karl Alexanders als blühende Stadt, die in ihrem Charak-
ter lebhaft an Wien erinnert hätte124. Stevan Pavlowitch schließlich gibt der Regie-
rung allgemein gute Noten, da sie der serbischen Bevölkerung ein geordnetes und 
ruhiges Leben nach den langen Zeiten der Unruhe und des Krieges ermöglicht 
habe125. Allerdings bemängelt er, dass die Steuern anfangs zu hoch gewesen seien.

118 Ebd., S.  55 f.
119 Popović: Srbija, S.  51–58.
120 Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  41 ff.
121 Konstantinović: Deutsche Reisebeschreibungen, S.  42.
122 Driesch: Historische Nachricht, S.  484.
123 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  30.
124 Brücker: Deutsche Spuren, S.  52.
125 Pavlowitch: Serbia, S.  21.
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Eine abschließende Würdigung der österreichischen Regierung in Serbien im 
allgemeinen und der Statthalterschaft Karl Alexanders im besonderen kann noch 
nicht erfolgen. Dazu sind einerseits die archivalischen Quellen noch zu wenig aus-
gewertet und andererseits die vorhandene Literatur zu sehr von Vorurteilen ge-
prägt. Der Regierungsstil des Statthalters muss weiterhin als problematisch gelten, 
setzte er sich doch über die ihm vorgegebenen Regeln hinweg und versuchte selbst-
herrlich die Politik zu bestimmen und Entscheidungen zu treffen. Was die wirt-
schaftlichen und administrativen Maßnahmen Karl Alexanders betrifft, so war die 
Zeit des österreichischen Interregnums zu kurz, als dass sie ihre volle Wirkung 
hätten entfalten können. Da Karl Alexander als Statthalter noch unerfahren war, 
hielt er sich sehr eng an das schon begonnene Aufbauwerk des Grafen Mercy und 
an die Vorgaben aus Wien. Im Banat, wo den Reformen mehr Zeit vergönnt war, 
konnten die österreichischen Maßnahmen schließlich positive Ergebnisse erzie-
len.

Karl Alexander verließ Serbien 1733, nach etwa 13 Jahren, um in Stuttgart sein 
Erbe anzutreten. Den Statthalterposten behielt er bis zu seinem Tode und führte 
ihn auch stets in seiner Titulatur, kehrte aber nicht mehr nach Serbien zurück. Er 
wurde in Belgrad von Graf Marulli vertreten126. Dennoch nahm Karl Alexander 
immer Anteil an den Geschehnissen in Serbien, was vor allem in seiner Korrespon-
denz sichtbar wird127.

Im Türkenkrieg von 1737 bis 1739 verlor der Kaiser die Provinz Serbien. Mit 
dem Frieden von Belgrad128 1739 wurde sie wieder türkisch. Von den Maßnahmen 
der österreichischen Administration und des Statthalters Karl Alexander blieb – 
außer den mächtigen Befestigungsanlagen in Belgrad und Temesvar – kaum etwas 
übrig129.

126 Stefanović-Vilovsky: Belgrad, S.  80.
127 So fi nden sich im HStAS zahlreiche Schreiben zum Gouvernement in Belgrad, z. B. 

Schreiben an den Prinzen Eugen vom 28. Februar, 24. September, 23. Oktober und 29. 
Dezember 1734 (A 7 Bü 16 und 20) und an den Erzbischof von Belgrad vom 29. April 1734 
(Bü 18). Weitere Schreiben in: G 196 Bü 15.

128 Spittler: Geschichte des Belgrader Friedens.
129 Roider: Austria’s Eastern Question, S.  71–90; Pavlowitch: Serbia, S.  21.



D. Der Konfl ikt zwischen Herzog und Landschaft

I. Der Regierungsantritt in Württemberg

1. Die Landschaft und Prinz Heinrich Friedrich

Für die Politik Karl Alexanders und der Landstände zwischen 1733 und 1737 
symptomatisch ist eine Episode, die sich zwar noch vor seiner Anerkennung als 
Erbprinz zutrug, die aber die Haltung der Landschaft dem neuen Herzog gegen-
über verdeutlicht.

Vor der Anerkennung Karl Alexanders versuchten die Landstände, die Möglich-
keiten einer Alternative zu dem katholischen Prätendenten auszuloten. Sie hielten 
ihn für einen starken Regenten, der ihnen wenig Raum für die Durchsetzung ihrer 
eigenen Interessen bieten würde. Deshalb wurde von ihnen schon vor seinem Re-
gierungsantritt das Schreckbild einer drohenden Rekatholisierung entworfen, um 
sich politischen Spielraum zu verschaffen. Die Landstände nahmen Verhandlungen 
mit seinem jüngeren Bruder auf, mit Herzog Heinrich Friedrich (1687–1734). Er 
hatte, wie auch der ältere Bruder, seine Ausbildung am Collegium Illustre in Tü-
bingen erhalten und war danach auf eine Bildungsreise nach Frankreich gegangen. 
Ab 1703 stand er in niederländischen Kriegsdiensten, seit 1716 war er kaiserlicher 
General in Ungarn und danach Oberbefehlshaber der kaiserlichen Armee in der 
Lombardei1. Er war lutherisch und galt als eine Persönlichkeit „von sanfter Ge-
müthsart und von beschränkten Einsichten“2. Einen solchen schwachen Herrscher 
hätten die Landstände leicht dominieren können.

Als Karl Alexander erfuhr, dass die Landschafft [mit seinem Bruder] in vertrau-
testem Verständnüß [stand] und solchen zu ihrem Regenten3 machen wollte, wies er 
ihn zurecht. Dieser zog sich sofort aus den Verhandlungen zurück. Am 31. August 
und am 9. September 1731 schloss Karl Alexander einen Vergleich mit seinen Brü-
dern Heinrich Friedrich und Friedrich Ludwig, in dem diese erklärten, bey der 
über kurtz oder lang sich erbgebenden Landes-Succession [Karl Alexander] auf das 
kräfftigste zu soutenieren4, und Karl Alexander ihnen im Gegenzug eine jährliche 
Pension ausschrieb5. Wie weit die Verhandlungen bis zum Eingreifen Karl Alexan-
ders gediehen waren und welche Position Heinrich Friedrich darin bezogen hatte, 
ist heute nicht mehr nachvollziehbar. Nach dessen Tod 1734 verbrannten landstän-
dische Beamte sofort alle belastenden Unterlagen, sowohl diejenigen des Verstor-
benen als auch die bei der Landschaft befi ndlichen6.

 1 Vgl. Pregitzer: Wirttembergischer Cedern-Baum, S.  23.
 2 Dizinger: Beiträge, S.  8.
 3 Schreiben General von Remchingens an den Würzburger Geheimrat Fichtel vom 3. Janu-

ar 1737, HStAS A 202 Bü 1820, L 3 Bü 405b; WLB Cod. hist. quart. 221.
 4 Fürst-brüderlicher Vergleich vom 31. August/9. September 1731, HStAS G 196 Bü 12.
 5 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  37.
 6 Ebd.
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2. Die Erbhuldigung als Druckmittel der Landschaft

Der Regierungsantritt Karl Alexanders vollzog sich relativ problemlos. Während 
Karl Alexander noch über Wien von Belgrad nach Stuttgart reiste, führte Herzog 
Karl Rudolf von Württemberg-Neuenstadt interimistisch die Regierung in Würt-
temberg. So wurde bereits am 2. November 1733 die Fürbitte im Gottesdienst von 
Eberhard Ludwig auf Karl Alexander geändert7, am 5. November wurde verord-
net, dass ab sofort auf dem württembergischen Wappen nicht mehr die Abkürzung 
E. L. H. Z. W., also Eberhard Ludwig, Herzog zu Württemberg8, unter dem Wap-
pen angebracht werden sollte, sondern über dem Wappen C. A. für Carl Alexander 
und unter dem Wappen Würtemberg9.

Als Karl Alexander am 16. Dezember 1733 in Stuttgart eintraf, zog er unter dem 
Läuten aller Glocken an seinen Untertanen vorbei, die auf den zu diesem Zweck 
erneuerten und ausgebesserten Straßen Aufstellung genommen hatten10. Die Stadt-
garde stellte für diesen Tag 48 Reiter und zwei Trompeter in Rechnung11. Aller-
dings konnte die Erbhuldigung nicht sofort nach der Ankunft des neuen Herzogs 
vollzogen werden.

Die Huldigung war eine „rechtsförmliche, durch Gelübde oder Eid vollzogene 
Anerkennungshandlung seitens eines Untergebenen an die Adresse seines Herrn“12, 
in diesem Fall der Landschaft an den Herzog. „Der symbolische und sachliche 
Kern der Huldigung lag in einer eidlichen Verpfl ichtung der Untertanen gegenüber 
ihrem Herrn.“13 Im Gegenzug hatte der neue Herrscher die herkömmlichen Rech-
te und Privilegien zu bestätigen. In Württemberg sind erste Huldigungshand-
lungen im 13. und 14. Jahrhundert nachweisbar, die erste ausführlich dokumen-
tierte Huldigung fand im Juli und August 1514 nach der Annahme des Tübinger 
Vertrags statt14. Seitdem war die Beschwörung des Tübinger Vertrags durch den 
neuen Herzog, also die Bestätigung der landschaftlichen Privilegien, die Voraus-
setzung zur Huldigung. Dies wurde auch im Erbvergleich 1770 explizit festge-
schrieben15 und so 1733 von Karl Alexander gefordert: Alle angehende Hochfürst-
liche Regenten mit ausdrücklichen Worten verbindet allwegen im Anfang deß 
Regiments die Freyheiten dieses Herzogthums gnädig zu confi rmiren und dieselben 

 7 Herzogliches Reskript vom 2. November 1733, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  23.
 8 Zum letzten Mal von Herzog Eberhard Ludwig verordnet mit herzoglichem Reskript 

vom 7. November 1733, ebd.
 9 Herzogliches Reskript vom 7. November 1733, ebd.
 10 Herzogliches Reskript vom 23. November 1733, ebd.
 11 Rechnung des Stuttgarter Bürgermeisters vom 17. Dezember 1733, StadtAS Rechnungs-

beilagen 1733/34 Karton II.
 12 Holenstein: Huldigung, S.  9.
 13 Schwengelbeck: Politik, S.  28.
 14 Holenstein: Huldigung, S.  222–239.
 15 Schneider: Ausgewählte Urkunden, S.  176.



93

Abb.  10: Karl Alexander als regierender Herzog von Württemberg.
Der Stich zeigt Karl Alexander als regierenden Herzog von Württemberg und, durch seine 
Pose und die militärischen Attribute, als erfolgreichen Feldherrn des Kaisers. Der Orden 
vom Goldenen Vlies befi ndet sich sowohl auf der Brust des Herzogs als auch vor dem würt-
tembergischen Wappen. Das Wappen unter dem Herzogshut ist fl ankiert von Adler und 
Löwe, die Szepter und Feldherrnstab Karl Alexanders halten.
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zu halten16. Dann erst konnte die Huldigung erfolgen. Die Landschaft brachte 
dieses Thema außerdem sehr geschickt in die Verhandlungen um die Religionsre-
versalien ein. Erst wenn diese komplett ausgehandelt waren, durfte die Huldigung 
vollzogen werden. So wurde bewusst auf den neuen Herzog Druck ausgeübt, um 
weitergehende Bestimmungen in den Reversalien zugunsten der Landschaft zu er-
reichen17. Dass die Huldigung komplett verweigert wurde, geschah äußerst selten. 
Oft wurde sie aber als „politisches Instrument [eingesetzt], um mit verstärktem 
Druck die Erledigung von Beschwerden oder die Wiederherstellung verletzter 
Rechte und Freiheiten vorantreiben zu können“18.

Schließlich einigten sich beide Parteien19 und die Stände huldigten dem neuen 
Herzog am 27. Januar 1734 in Stuttgart20 und, nach der Bestätigung der Rechte der 
Universität Tübingen21, am 1. Februar 1734 in Tübingen22. Die Huldigung wurde 
auch in allen anderen Städten des Landes durchgeführt, dort aber nicht von Karl 
Alexander persönlich abgenommen, sondern von den jeweiligen Obervögten23 
oder vom Regierungsrat ernannten Kommissaren24. Die Huldigung der Unterta-
nen in Mömpelgard hatte sich völlig problemlos bereits Anfang November 1733 
vollzogen25.

In den Tomi Actorum Provincialium Wirtembergicorum fi ndet sich ein ausführ-
licher Bericht von der Stuttgarter Erbhuldigung am 27. Januar26. Der Herzog fuhr 
auf einem sechsspännigen Wagen, begleitet vom Spiel der Pauken und Trompeten, 
vom Schloss zum Herrenhaus am Marktplatz. Ihm folgten die Räte der Rentkam-
mer, des Konsistoriums, des Kriegs-, Regierungs- und Geheimen Rats sowie zahl-
reiche Hofbedienstete und die Leibgarde. Im Herrenhaus wurde der Herzog vom 
versammelten Magistrat und der Landschaft begrüßt, die dann Eid und Huldigung 
ablegten. Die Eidesformel war relativ knapp und umfasste keine spezifi schen Ver-
einbarungen oder konkreten Pfl ichten der Untertanen. „Der Akzent lag auf der 
Anerkennung der herzoglichen Erbschaft sowie auf Treue und Gehorsam der Un-

 16 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 14. November 1733, HStAS L 5 
Bd.  170.

 17 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  40–48.
 18 Holenstein: Huldigung, S.  385 ff., 391–409, 421–426, Zitat S.  387.
 19 Ankündigung der Huldigung auf 27. Januar 1734 in einem herzoglichen Reskript vom 20. 

Januar 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24. Die Akten zur Vorbereitung der 
Erbhuldigung von herzoglicher Seite liegen in: HStAS G 196 Bü 14. 

 20 Vgl. dazu: Generalreskript zur Erbhuldigung vom 25. Januar 1734, ebd. A 21 Bü 58.
 21 Bestätigung der Privilegien der Universität Tübingen vom 26. Januar 1734, ebd. A 202 Bü 

2536, L 6 Bü 743; in Auszügen bei: Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, 
S.  114 f.; Paulus: Haupt-Urkunden, S.  109.

 22 Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  87.
 23 Herzogliches Reskript vom 10. Februar 1734, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  14, S.  137 ff.
 24 Herzogliches Reskript vom 8. Januar 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
 25 Avènement de Charles-Alexandre: Prestations de Serment de fi délité, AN Paris K XI 

Nr.  1847/1.
 26 Protokoll der Landschaft vom 27. Januar 1734, HStAS L 5 Bd.  171 f. 146r-148r. Weitere 

Beschreibungen in: A 21 Bü 58 und G 196 Bü 14.
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tertanen.“27 Nachdem dieser [Vorgang] geendigt war, wurde in der Stiftskirche zu-
sammengeläutet, die fürstlichen Personen mit dem ganzen Zug brachen dahin auf, 
und wohnten der [. . .] Huldigungspredigt bey. Die ganze Feyerlichkeit beschloß 
endlich ein dreymahliges Abfeuren der zu disem Zweck auf der Reutbahn aufge-
pfl anzten 7 größern und kleinern Kanonen28.

Die Erbhuldigung in Tübingen lief ganz ähnlich ab, war aber weniger aufwen-
dig. Der neue Herzog zog vom Schloss zum Rathaus, wo ihm erst der Magistrat, 
dann die Bürgerschaft huldigten. Von daraus ginge man in voriger Procession in die 
[Stifts-]Kirche und legte die Huldigungs-Predigt [. . .] ab [. . .] Abends war Ball und 
solchergestalten wurde auch diese Ceremonie vollendet29.

3. Beginn einer neuen Gerechtigkeit: der Grävenitzprozess

Als Karl Alexander im Dezember 1733 nach Stuttgart kam, trat er kein einfaches 
Erbe an. Aber so schwierig die Zustände in Württemberg auch waren, die Motiva-
tion Karl Alexanders, sie zu ordnen, war umso größer. Johann Jakob Moser be-
klagte in seiner Autobiographie30, dass Karl Alexander bei seinem Regierungsan-
tritt alle Probleme auf einmal lösen wollte, was natürlich sehr viel Arbeit und Mühe 
bedeutete, und zwar nicht nur für den Herzog selbst31. Karl Alexander leitete so-
fort zahlreiche Reformmaßnahmen ein. Die Staatsfi nanzen sollten saniert, das 
Kammergut besser verwaltet und die Wirtschaft im Stile des Merkantilismus um-
gekrempelt werden.

Am spektakulärsten aber war das Durchgreifen des neuen Herzogs gegenüber 
der Grävenitzschen Partei. Deren weitreichende Machtposition wurde von den 
meisten Württembergern als größter Missstand im Herzogtum beurteilt. In einem 
Reskript vom 28. Dezember 1733 versicherte Karl Alexander, alles Ernstes darob 
zu seyn, daß dergleichen Unheil bey Unserer Fürstl[ichen] Landes-Regierung nicht 
geduldet, sondern in allen Stücken ohne Schleich, Intrigues und Verwicklungen, 
nach der alt-berühmten Würtembergischen Treu und Redlichkeit, gehandelt wer-
den möge, [. . .] das Böse mit gerechtester Schärffe bestrafen, das Gute aber mit 
Fürstl[icher] Landes-Vätterlicher Gnade zu allen Zeiten ohnfehlbar belohnen zu 
wollen32. An einer anderen Stelle wurden Eigennutz und Korrumpierbarkeit auf 
das Schärfste verurteilt und die allgemein wahre Wohlfahrt Unserer sämtlichen lie-

 27 Holenstein: Huldigung, S.  280–289, Zitat S.  288.
 28 Protokoll der Landschaft vom 27. Januar 1734, HStAS L 5 Bd.  171 f. 147v-148r.
 29 Beschreibung welchergestalten die Huldigung zu Tübingen eingenommen worden, ebd. 

A 21 Bü 58.
 30 Moser: Lebens-Geschichte, S.  114.
 31 Vgl. zur Biographie Mosers: Adam: Johann Jakob Moser; Schömbs: Staatsrecht, S.  21–

144; Wilson: Johann Jacob Moser.
 32 Herzogliches Reskript vom 28. Dezember 1733, HStAS L 3 Bü 391; auch in: Renz: Leben 

und Ende, S.  130 ff. (Zitat S.  134 f.); Reyscher: Sammlung, Bd.  6, S.  396–399.
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ben Unterthanen33 als höchstes Ziel der Regierung genannt. In einem Reskript vom 
25. März 1734 wurde der Gerechtigkeitsgedanke wieder aufgegriffen34. Karl Alex-
ander ließ eine Kommission einsetzen, die den zahlreichen Beschwerden nachge-
hen sollte, die auf das obige Reskript hin eingegangen waren: Als daß Wir einige 
geschickte, gewissenhaffte Männer erwählen, welche [. . .] das gantze Land von Amt 
zu Amt durchgehen, die eingeklagten Puncten in der Kürtze untersuchen35.

Im Oktober 1734 wurde eine weitere Kommission36 eingesetzt, um die unter 
Unsern Unterthanen obschwebenden Strittigkeiten37 zu untersuchen. Für diese 
Kommission sollten von den Prälaten, Superintendenten und der Landschaft Vor-
schläge gemacht werden, was im Land noch verbessert werden könnte38. Die Kom-
mission bekam eine herzogliche Instruktion, wie sie sich zu organisieren hätte39. 
Probleme gab es in der Folge vor allem wegen der Finanzierung ihrer Arbeit40. Die-
se Anstrengungen zur Retablirung einer Gottgefälligen heilsamen Justiz41 wurden 
von der Landschaft allerdings ausdrücklich begrüßt42. Vorschläge zur Verbesse-
rung der Zustände im Land reichte sie aber vorerst nicht ein, da bevorab bey gegen-
wärtigen Kriegszeiten und ohne die obhabenden ohnerschwinglichen Praestationi-
bus man weder Mittel noch Rath wüßte43. Der Herzog solle der Sache in hoch-
fürstl[ichen] Gnaden wenigst[ens] biß zu künfftigem Convent einen Abstand [. . .] 
gönnen44. Ob die Kommission überhaupt konkrete Ergebnisse erreichte und wie 
diese aussahen, das geht aus den erhaltenen Akten nicht hervor. Allerdings zog sich 
der Streit um die Finanzierung derselben und die Frage ihrer Rechtmäßigkeit bis 
ins Jahr 1739 hin45.

Ähnliche Sentenzen zu seiner Rechtsauffassung, wie sie in den obigen Reskrip-
ten und Instruktionen für die Kommissionen zu fi nden sind, formulierte Karl 
Alexander auch in seinem Testament von 1735. Er empfahl darin seinem Nachfol-

 33 Ebd.
 34 Herzogliches Reskript vom 25. März 1734, HStAS A 202 Bü 2509 und L 3 Bü 393.
 35 Ebd.
 36 Vgl. zur Besetzung der Kommission: ebd. A 202 Bü 2509.
 37 Herzogliches Reskript vom 14. Oktober 1734, ebd. L 6 Bü 403.
 38 Herzogliches Dekret vom 19. August 1734, ebd. Die Antwortschreiben der Prälaten und 

Superintendenten gingen von November 1734 bis Juli 1735 in Stuttgart ein, ebd. A 202 Bü 
562.

 39 Instruction wornach sich der [. . .] von unß zur Land-Commission abgeordnete Principal-
commissarius zu halten, [1734], ebd. L 6 Bü 403.

 40 Herzogliche Resolutionen in der Hauptsache vom 14. November 1734, 17. Februar 1735, 
Erklärungen des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 9. März 1734, 3. März 1735, 
ebd.

 41 Herzogliches Reskript vom 25. März 1734, ebd. A 202 Bü 2509, L 3 Bü 393.
 42 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 30. März 1734, ebd. L 3 Bü 393 

und L 6 Bü 403.
 43 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 8. September 1734, ebd. L 6 Bü 

403.
 44 Ebd.
 45 Ausführlicher Schriftwechsel dazu in: ebd.
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ger, dass dieser Gerechtigkeit ohn Ansehen der Persohn handhabe und deren Lauf 
befördere, gute Policey und Ordnung, auch Commercia, dergleichen Wir allbereits 
einzuführen bedacht sind, erhalte46.

Das prominenteste Ziel der neuen Ordnungsmaßnahmen bildete Wilhelmine 
von Grävenitz. Diese war 1706 völlig mittellos zu ihrem Bruder Wilhelm Friedrich 
nach Württemberg gekommen. Herzog Eberhard Ludwig machte sie bald darauf 
zu seiner Mätresse und heiratete sie 1707 sogar. Die Ehe mit dem bereits verheira-
teten Herzog musste im Jahr darauf wieder gelöst werden, aber Eberhard Ludwig 
holte sie wieder an seinen Hof und verheiratete sie 1710 zum Schein mit dem Gra-
fen von Würben. Es gelang ihr im Laufe der Jahre, die Regierungsangelegenheiten 
an sich zu ziehen und alle wichtigen Posten mit ihren Anhängern und Verwandten 
zu besetzen. Selma Stern bezeichnet sie als „wohl die geschäftstüchtigste, ehrgei-
zigste, in Liebeskünsten erfahrenste deutsche Maitresse des 18. Jahrhunderts“47. 
1731 wurde sie von Eberhard Ludwig verstoßen, der sich daraufhin mit seiner Frau 
versöhnte. Ihre Anhänger blieben allerdings noch in Amt und Würden48. Karl 
Alexander hatte sich auch schon vor seiner Ankunft in Stuttgart sehr unmutig über 
die Grävenitz und ihre Parteigänger geäußert, und zwar gegenüber seinem Agenten 
Süß49 und gegenüber dem Prinzen Eugen. Für ihn war die Familie Grävenitz diese 
böse Familie, [. . .] welche den Hertzog schon etlich und 20 Jahr nacheinander in so 
vielen Gelegenheiten hinter das Licht geführet50. Die gegenseitige Abneigung zwi-
schen der Grävenitz und dem neuen Herzog bestätigte auch Heinrich August 
Krippendorf in seiner Schilderung der württembergischen Verhältnisse51.

Bei seinem Regierungsantritt teilte Karl Alexander dem Kaiser mit, dass er in 
Württemberg die vormahlig geführte Regierung und Oeconomie dergestalten 
delabrirt [d. i. zerrüttet] und in größester Confusion angetroffen52 habe. Der neue 
Herzog ließ im Dezember 1733 den letzten Premierminister und Oberhofmeister 
Eberhard Ludwigs, Graf Heinrich Wilhelm von Grävenitz53, den Bruder der Grä-

 46 Testament vom 27. Juni 1735, UA Tü U 150, S.  24 f. Vgl. zur Glaubwürdigkeit politischer 
Testamente: Müller: Die deutschen Fürstenspiegel; Duchhardt: Politische Testamen-
te, S.  1–16.

 47 Stern: Jud Süß, S.  45.
 48 Vgl. zu Wilhelmine von Grävenitz: Spittler: Herzog Eberhard Ludwig; Grube: Die 

württembergischen Landstände; Dieterich: Liebesgunst, S.  78–139; Oßwald-Bar-
gende: Die Mätresse; Dies.: Christina Wilhelmina, S.  82–87; Huss: Eberhard Ludwig; 
Sauer: Eberhard Ludwig. Vgl. die zeitgenössische Schilderung der Grävenitz bei: Pöll-
nitz: Brieffe, S.  373–377.

 49 Schreiben des Herzogs an Joseph Süß Oppenheimer vom 3. Oktober 1733, in: Stern: Jud 
Süß, S.  196.

 50 Schreiben des Herzogs an den Prinzen Eugen vom 8. Februar 1732, HHStA Wien GK 
Fasz. 151.

 51 Procopius Vessadiensis: Anecdota, WLB Cod. hist. fol. 1115, S.  162 ff.
 52 Schreiben des Herzogs an den Kaiser vom 28. Dezember 1733, HHStA Wien Wü Fasz. 

19.
 53 Geheimer Rat ab 1716, Premierminister ab 1724/25 und Oberhofmarschall, vgl. dazu: 

Pfeilsticker: Neues Württembergisches Dienerbuch, Bd.  1, §  1.
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fi n, gefangen setzen54. Er wurde bereits im Mai 1734 wieder entlassen und fl oh nach 
Wien. Auch andere Parteigänger sollte nach einer Äußerung des französischen Ge-
schäftsträgers das gleiche Schicksal ereilen: On compte que Beaucoup d’autres Per-
sonnes attachées au Comte de Grewenitz auront le même sort suivront sa disgrace55. 
Der ehemalige württembergische Komitialgesandte am Reichstag in Regensburg, 
Graf Victor von Grävenitz, wurde verhaftet und bis Januar 1736 auf dem Hohen-
neuffen gefangen gehalten56.

Um die Verbrechen der Familie Grävenitz zu untersuchen, wurde vom Herzog 
eine Kommission eingesetzt57, die im November 1734 ihren Abschlussbericht vor-
legte. So berichtete der Große Ausschuss in einem Schreiben an den Herzog über 
die Beschwerden gegen die Familie58 und kam zu dem Schluss, dass man gesichert 
unt[er]th[äni]gst offeriren darf, es habe die Gräveniz-Familie dem Land weit mehr 
Schaden als die feindliche Invasion und Brandschatzung zugefüget59. Sie habe die 
komplette Regierung an sich gezogen, ihre Anhänger in wichtige Positionen ge-
bracht und mehr Revenüen gezogen, als kein appanagirter Prinz vom Haus gehabt, 
wodurch aber die Cameralrevenüen über alle Maßen geschwächt worden, und der 
Schaden directe et per indirectum auf das Land gekommen60 sei. Daran schließt sich 
eine Liste von Einzelgravamina an, die 36 Seiten umfasst. Außerdem erinnerte die 
Landschaft daran, dass die Grävenitz sich gegen die Erbfolge Karl Alexanders aus-
gesprochen habe61. Abschließend forderte der Große Ausschuss, dass alle noch 
fortdauernden Missstände sofort beseitigt sowie das Vermögen und die Einkünfte 
der Grävenitz beschlagnahmt werden sollten62.

Der Prozess gegen Wilhelmine von Grävenitz wurde noch im selben Jahr eröff-
net63. In der Anklageschrift64 wurden ihr Abtreibung, Bigamie, Ehebruch, Giftan-
schläge, Majestätsverbrechen, Fälschung, Gelderpressung, Betrug, Veruntreuung 
öffentlicher Gelder, Amtserschleichung, Bestechung, Mordanschläge und Eid-

 54 Mitteilung der Verhaftung in einem Schreiben des Herzogs an den Kaiser vom 28. De-
zember 1733, HHStA Wien Wü Fasz. 19. Verhörprotokolle vom 31. Mai 1734 in: WLB 
Cod. hist. fol.  651.

 55 Bericht von der Verhaftung des Grafen von Grävenitz und anderer, undatiert, AMAE 
Paris CP Wurtemberg Nr.  18.

 56 Akten zu Verhaftung, Haft, Untersuchung und Freilassung in: HStAS A 48/5 Bü 29.
 57 Herzogliches Reskript vom 25. März 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
 58 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 25. November 1734, HStAS L 5 

Bd.  172 f. 1027r-1055r.
 59 Ebd. f. 1032v.
 60 Ebd. f. 1035r.
 61 Ebd. f. 1034r.
 62 Ebd. f. 1054v.
 63 Prozessakten in: ebd. A 48/5 Bü 53–64.
 64 Summarische Peinliche Anklage von Sr. hochfürstlichen Durchlaucht dem Regierenden 

H. Herzogen zu Wirtemberg gnädigst verordneten Fiscalis Moritz Daniel Harpprecht 
contra Christinam Wilhelminam verwittibte Gräfi n von Würben und Freudenthal in 
Puncto diversorum criminum peinlich Beklagte, 1734, WLB Cod. hist. fol.  651.
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bruch vorgeworfen65. Der Prozess zog sich über zwei Jahre hin und in seinem Ver-
lauf wurden fast 200 Zeugen vernommen. Aufgrund von Beschwerdeschreiben der 
Angeklagten66 wurden auch der Wiener und der Berliner Hof in den Prozess mit 
hineingezogen67. Nachdem Karl Alexander immer wieder auf eine Beschleunigung 
gedrängt hatte, ließ er das Verfahren im Dezember 1736 schließlich einstellen. Ob-
wohl der Herzog zunächst abgeneigt gewesen war, der Würben weder vorher noch 
hinkünfftig einigen Vergleich anzubithen68, wurde ein solcher von Joseph Süß Op-
penheimer ausgehandelt und am 30. August und 19. Oktober 1736 abgeschlossen69. 
Die Grävenitz musste auf alle ihre Güter und ihr Vermögen in Württemberg ver-
zichten und wurde dafür mit 350.000  fl . entschädigt70.

Karl Alexander ging es bei diesem Prozess, der über Württemberg hinaus Aufse-
hen erregte, weniger um ein normatives Gerechtigkeitsideal oder darum, die Grä-
venitz und ihre Anhänger für ihre Taten juristisch zur Verantwortung zu ziehen. 
Die Inhaftierten wurden bereits im Mai 1734 wieder auf freien Fuß gesetzt71. Viel 
wichtiger waren die politischen Motive des neuen Herzogs. Zum einen konnte er 
sich nicht auf die Unterstützung der Grävenitzschen Partei verlassen, da diese ge-
gen seine Anerkennung als Erbprinz gearbeitet hatte72. Zum anderen galt sie in 
Württemberg als Paradebeispiel für die Mätressenwirtschaft Eberhard Ludwigs. 
Der Prozess wurde von der Bevölkerung sehr positiv beurteilt, der Gerechtigkeits-
sinn Karl Alexanders wurde überall gelobt73. Das war wichtiger, als den Prozess 
gegen die Grävenitz zu gewinnen.

Sehr distanziert reagierten verständlicherweise die Verwaltungsbeamten auf die 
Säuberungsmaßnahmen74. Dass Karl Alexander fast alle, die bey dem [Grävenitz-] 
Ministerio gewesen, ja sogar die Registratores und Cancellisten [. . .] arretiren ließ, 

 65 Oßwald-Bargende: Die Mätresse, S.  228 ff.
 66 Zahlreiche Schreiben der Grävenitz und ihres Bruders an den Kaiser ab Mai 1735, in: 

HHStA Wien Wü Fasz. 29.
 67 Insgesamt 36 Berichte des württembergischen Gesandten Philipp Eberhard Zech aus 

Wien zwischen Februar und September 1735 haben den Grävenitzprozess zum Thema, 
HStAS A 16a Bü 202 und A 74b Bü 40.

 68 Schreiben des Herzogs an Joseph Süß Oppenheimer vom 26. Januar 1736, ebd. A 48/5 Bü 
79 und A 48/14 Bü 79.

 69 Vergleich vom 30. August und 19. Oktober 1736 in: ebd. A 48/5 Bü 43 und A 258 Bü 523. 
Akten und Schriftwechsel zum Vergleich aus den Jahren 1736 bis 1738 in: A 48/5 Bü 43 
und Bü 79 und A 258 Bü 523.

 70 Quittung vom 3. November 1736 über 350.000  fl ., ebd. A 48/5 Bü 43. In der Literatur 
fi nden sich allerdings auch oft andere Zahlen. Vgl. zu Prozess und Vergleich: Dizinger: 
Beiträge, S.  19 ff.; Stern: Jud Süß, S.  45 f.; Münch: Beziehungen, S.  68–78; Haasis: Joseph 
Süß Oppenheimer, S.  106; Oßwald-Bargende: Die Mätresse, S.  228–232.

 71 Dizinger: Beiträge, S.  19.
 72 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  41 f.; Esbach: Die Ludwigsburger Schloßkapelle, Bd.  1, 

S.  512.
 73 Dizinger: Beiträge, S.  18 f.; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  369.
 74 Procopius Vessadiensis: Anecdota, WLB Cod. hist. fol. 1115, S.  332–347.



100

mußte jedermann befremden75. Die Regierungsämter besetzte Karl Alexander mit 
Männern, die ihm ergeben waren. Die Neuernennungen wurden im In- und Aus-
land sehr positiv beurteilt. Am 21. November 1733 wurde als Nachfolger des Gra-
fen von Grävenitz Christoph Peter von Forstner ernannt76: Il a mis à la teste de ses 
affaires le Baron de Forschener, il es homme de Capacité et connu pour tel77. Ähn-
lich positiv wurden auch die übrigen neuen Regierungsmitglieder beurteilt78. Al-
lerdings wurde Hofrat Philipp Jakob Neuffer79, der bereits in den Verhandlungen 
um die Religionsreversalien der Vertraute Karl Alexanders gewesen war, von poli-
tischen Kreisen in Frankreich als bestechlich eingeschätzt80.

4. Die Ankündigung eines allgemeinen Landtags

Nachdem der Regierungsantritt des neuen Herzogs aus der Perspektive der Land-
stände so viel Positives mit sich gebracht hatte, beschlossen sie, sich wieder um die 
Einberufung eines allgemeinen Landtags zu bemühen. Eine solche war ihnen von 
Herzog Eberhard Ludwig jahrzehntelang verweigert worden, der letzte Landtag 
hatte 1699 stattgefunden.

Bereits im November 1733, also vor der Ankunft Karl Alexanders in Stuttgart, 
beschloss man in der Landschaft, das Anbringen um Einberufung eines Landtags 
nicht nur in die allgemeinen Landesgravamina einfl ießen zu lassen, sondern auch 
separat vor den Herzog zu bringen81. Wenige Tage später wurde das Schreiben ver-
abschiedet, man beschloss aber, dessen Übergeb- und Datierung biß nach würck-
lich erhaltener Confi rmatione Privilegiorum82 zu verschieben. So trat der Große 
Ausschuss nach der erfolgten Bestätigung der Privilegien, aber noch vor der Hul-
digung, am 20. Januar 1734 mit zwei Schreiben an den Herzog heran83. Das erste 
umfasste knapp 100 Seiten und enthielt die Landesgravamina, das zweite, sehr viel 
kürzere, bat um die Ausschreib- und Abhaltung eines allgemeinen Landtags84. Die-
ser würde dazu beitragen, die nöthige gutte Vertrauung, Treü und Devotion zu 

 75 Ebd., S.  333.
 76 Geheimrats-Präsident 1733–1735 und Hofgerichtspräsident, vgl. dazu: Pfeilsticker: 

Neues Württembergisches Dienerbuch, Bd.  1, §  1113.
 77 Bericht von der Verhaftung des Grafen von Grävenitz und anderer, undatiert, AMAE 

Paris CP Wurtemberg Nr.  18.
 78 Vgl. dazu: Schreiben eines unbekannten Absenders aus Stuttgart nach Paris vom 4. Janu-

ar 1734, ebd.; Mémoire vom 4. April 1735 über Württemberg und Mömpelgard, ebd. 
Nr.  19.

 79 Pfeilsticker: Neues Württembergisches Dienerbuch, Bd.  1, §§  1139, 1448.
 80 Mémoire vom 4. April 1735 über Württemberg und Mömpelgard, AMAE Paris CP Wur-

temberg Nr.  19.
 81 Ergebnis der Beratungen in der Landschaft am 26. November 1733, HStAS L 5 Bd.  170.
 82 Beschluss in der Landschaft am 8. Dezember 1733, ebd.
 83 Beide Schreiben vom 20. Januar 1734 ebd. L 3 Bü 392, L 5 Bd.  171 f. 51r-134v, A 203 Bü 

100, Bü 179, Bü 196b.
 84 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 20. Januar 1734, ebd. L 3 Bü 

392.
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unterhalten und zu vergrößern85, und dem wahren und beständigen allgemeinen 
Wohl86 dienen. Mit vorsichtigen und höfl ichen Worten wurde die Praxis des Vor-
gängers Eberhard Ludwig verurteilt, der so lange keinen Landtag einberufen habe. 
Man hoffe nun auf regelmäßige Landtage unter dem neuen Herzog.

Dieser antwortete am 4. März in einer Erklärung an den Großen Ausschuss, in 
der er seinen Willen bekundete, einen Landtag einzuberufen. Da dies aber von 
denen Conjuncturen dependiren87 würde und gerade die Franzosen das Land be-
drohten, müsse die Einberufung vorerst verschoben werden. Dem stimmte die 
Landschaft zu88. So wurde in beiderseitigem Einvernehmen der Einberufungster-
min, den sich die Landschaft ursprünglich für die Zeit nach Ostern erhofft hatte, 
vorerst ohne festes Datum auf das Jahresende verschoben89.

Die versprochene Landtagseinberufung wurde in den folgenden Jahren immer 
wieder von der Landschaft angemahnt90, nach Kriegsende verschlechterte sich das 
Verhältnis zwischen Herzog und Landständen aber immer mehr. Karl Alexander 
war sich bewusst, dass er mit der Abhaltung eines allgemeinen Landtags nur an 
Boden verlieren könne, und dachte deshalb gar nicht daran, der Forderung zu ent-
sprechen. Thematisiert wurde eine Einberufung von Seiten der Landschaft vor 
allem während der Verhandlungen um den Militäretat im Winter 1735/3691. Aber 
erst nach dem Tode des Herzogs wurde von 1737 bis 1739 der nächste Landtag ab-
gehalten.

 85 Ebd.
 86 Ebd.
 87 Schreiben des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 4. März 1734, ebd. L 3 Bü 393.
 88 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 10. März 1734, ebd.
 89 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  389 f.
 90 Z. B. am 3. Dezember 1735, als ein Friedensschluss in Aussicht stand, HStAS L 5 Bd.  173 f. 

636r.
 91 Z. B. in der Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 13. März 1736, 

ebd. L 5 Bd.  174 f. 147v-150r, oder in der Erklärung vom 28. April 1736, ebd. f. 237r.
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II. Die Finanzpolitik

1. Apanagen

Der Bereich der Finanzpolitik, der Karl Alexander und die Landschaft über den 
längsten Zeitraum hinweg miteinander verband, war einer der politisch am we-
nigsten relevanten. Im Jahr 1696 wurde die erste Apanagenzahlung an den jungen 
Herzog aktenkundig1. Karl Alexander, der gerade zwölf Jahre alt war, wurde von 
der Landschaft mit 400  fl . für eine Reise unterstützt2.

Die Zahlungen, die er persönlich von der Landschaft erhielt, wurden unter ver-
schiedenen Bezeichnungen verbucht, in der Regel als Apanage, Adjutum oder Do-
nativ. Der Begriff Apanage bezeichnet staatliche Zahlungen an nicht regierende 
Mitglieder einer regierenden Fürstenfamilie. Wenn in einem Fürstlichen Hause das 
Recht der Erstgeburt [. . .] eingeführet worden, daß nach demselben allein der Erst-
geborene succediren solle, so muß denen Nachgebohrnen eine gewisse Portion aus-
gemachet werden, wovon sie ihrem Stande nach leben und subsistiren können, 
welch Antheil nun Appanagium, oder nach dem Französischen Appanage heisset3. 
Die Höhe der Apanage richtete sich nach den Einkünften der Familie bzw. des re-
gierten Landes.

Der Begriff Donativ leitet sich aus dem Lehnsrecht ab und bezeichnete ur-
sprünglich eine Zahlung der Vasallen an den Lehnsherrn. Im 18. Jahrhundert gal-
ten solche Zahlungen als ausserordentliche Verwilligungen [. . .] auf denen Land-
Tägen von denen Ständen besonders bewilliget [. . . und] dem Landes-Herrn 
offeriret4. Der Begriff Adjuto ist im Sinne einer – fi nanziellen – Unterstützung zu 
verstehen. Die Landschaft verwendete in der Regel die Begriffe Adjutum oder Do-
nativ, um den unverbindlichen und freiwilligen Charakter der Leistungen zu beto-
nen. Dennoch können die regelmäßigen jährlichen Zahlungen ab 1702 an den 
Prinzen, der schließlich der nächste Agnat des Hauses wurde, durchaus als Apana-
ge defi niert werden.

Zunächst bekam Karl Alexander von der Landschaft lediglich einmalige Sonder-
zahlungen verwilligt, vor allem zur Finanzierung von Reisen5. Die Gelder erhielt 
er aber nicht auf eigene Initiative, sondern auf Bitten seiner Mutter hin6. Eine erste 
Übereinkunft über regelmäßige Zahlungen des regierenden Herzogs Eberhard 

 1 Vgl. zur Apanage Karl Alexanders auch: Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  73 f.
 2 Landschaftliches Dekret vom 22. Oktober 1696, HStAS G 196 Bü 2.
 3 Zedler: Universal-Lexikon, Bd.  2, Sp.  768.
 4 Ebd., Bd.  7, Sp.  1257.
 5 Landschaftliches Dekret vom 22. Oktober 1696 (400  fl . für eine Reise), landschaftliches 

Dekret vom 29. Januar 1699 (1.500  fl . für eine Reise nach Frankreich), Dekret des Engeren 
Ausschusses vom 29. Januar 1701 (1.500  fl . für eine Reise), Schreiben des Engeren Aus-
schusses an Karl Alexander vom 13. Juni 1701 (2.000  fl ., freywilliges Donativ), HStAS G 
196 Bü 2.

 6 Z. B. Schreiben der Herzogin Eleonore Juliane an Herzog Eberhard Ludwig vom 22. De-
zember 1700, ebd.
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Ludwig und der Landschaft an Karl Alexander wurde im Jahre 1702 getroffen, als 
er 18 Jahre alt war7. Er bekam insgesamt deß Jahrs Sechstausend Gulden, quartals-
weiß abgefolget8, zugesichert, die vom Herzog mit 4.000  fl . und der Landschaft mit 
2.000  fl . gemeinsam getragen werden sollten. Die landschaftlichen Kassenbücher 
zeigen, dass die jährlichen Zahlungen zwischen 1.000  fl . und den verwilligten 
2.000  fl . schwankten. Herzog Eberhard Ludwig scheint verlässlicher ausbezahlt zu 
haben9. Die Summe sollte aber nicht auf unbestimmte Zeit gewährt werden, denn 
Karl Alexander sollte ad interim mit einem Adjuto zu dero Entretien auff ein und 
anders Jahr10 unterstützt werden. 1710 wurde der Betrag von Seiten der Landschaft 
auf 3.000  fl . aufgestockt11. Diese Regelungen wurden bis zum Regierungsantritt 
Karl Alexanders beibehalten12.

Wie die landschaftlichen Anweisungsdekrete zeigen, wurden die Zahlungen 
jährlich zwischen Ende Oktober und Anfang Dezember, und zwar relativ verläss-
lich, geleistet13. Dazu kamen von dieser Seite vereinzelte Sonderzahlungen, wie 
zum Beispiel 1705 wegen einer Kriegsverletzung Karl Alexanders in Italien14 und 
1719 wegen seines Umzugs nach Belgrad15, ein Willkommensgeschenk zum Regie-
rungsantritt 173316 und ein Reisekostenzuschuss17. Danach erhielt Karl Alexander 
von der Landschaft nur noch geringe Zahlungen wie Kurpräsente18 oder Neujahrs-
verehrungen19. Im April 1735 forderte er 3.500  fl . für die von ihm als kaiserlicher 

 7 Herzogliches Reskript vom 10. November 1702, ebd. G 196 Bü 2 und Bü 3. Zustimmung 
des Großen Ausschusses mit Schreiben vom 10. Dezember 1702, ebd.

 8 Herzogliches Reskript vom 10. November 1702, ebd.
 9 Auszüge aus den landschaftlichen Kassenbüchern vom 2. Oktober 1707 und vom 17. No-

vember 1711, ebd. G 196 Bü 2.
 10 Herzogliches Reskript vom 10. November 1702, ebd. und Bü 3. Karl Alexander hatte 

bereits am 25. Mai 1705 den Engeren Ausschuss um Weiterführung der Regelung gebeten, 
er wiederholte die Bitte am 3. März 1706 und am 30. März 1707. Offi ziell verlängert wur-
de das Abkommen von Eberhard Ludwig aber erst am 11. April 1709, ebd. Bü 2 

 11 Auszug aus den landschaftlichen Kassenbüchern vom 17. November 1711, ebd.
 12 Die landschaftlichen Dekrete mit den Anweisungen von 1711 bis 1733 in: ebd.
 13 Nur 1721 wurden lediglich 2.000  fl . angewiesen. Landschaftliches Dekret vom 12. No-

vember 1721, ebd.
 14 Verwilligung von 1.000  fl .: Schreiben Karl Alexanders an den Engeren Ausschuss vom 9. 

Dezember 1705, Antwort vom 12. Dezember 1705, ebd.
 15 Verwilligung von 1.500  fl .: Schreiben Karl Alexanders an den Engeren Ausschuss vom 27. 

August 1719, Antwort vom 30. August 1719, ebd.
 16 10.000  fl . für Karl Alexander und 3.000  fl . für Maria Augusta: landschaftliches Dekret 

vom 16. November 1733, ebd. L 5 Bd.  170.
 17 Verwilligung von 8.000  fl .: Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 12. 

Dezember 1733, ebd.
 18 Landschaftliche Dekrete vom 5. April 1732 (416  fl .) und vom 16. März 1734 (629  fl .), ebd. 

L 6 Bü 37; vom 17. Januar 1735 (607  fl .) und vom 9. Juli 1736 (212  fl .), ebd. Bü 38.
 19 Jeweils 300  fl . für den Herzog und 180  fl . für die Herzogin. Vgl. z. B. die landschaftlichen 

Dekrete vom 14. Dezember 1733 und vom 10. Dezember 1734, ebd. L 5 Bd.  170 und 
Bd.  172 f. 1119v-1121v; Verzeichnisse über die fürstlichen Neujahrsverehrungen vom 14. 
Dezember 1733, 10. Dezember 1734, 16. Dezember 1735, 17. Dezember 1736, ebd. L 6 Bü 
35.
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Generalfeldmarschall dem Land erwiesenen Dienste20. Dieses Ansinnen wies die 
Landschaft empört zurück, da das gegenwärtige Postulat ganz neu und ohnge-
wohnlich21 sei.

Neben den Leistungen von der Landschaft erhielt Karl Alexander Geld von sei-
nem Vetter Eberhard Ludwig. Zahlungen von jährlich 4.000  fl . lassen sich nach der 
Übereinkunft von 1702 bis einschließlich 1707 nachweisen22. Für die Jahre danach 
gibt es keine Hinweise auf Zahlungen aus den herzoglichen Kassen. Erst 1720 er-
hielten Karl Alexander und seine beiden Brüder gemeinsam von Eberhard Ludwig 
4.000  fl .23, 1727 und 1728 insgesamt 33.839  fl . in 16 Raten, ohne dass ein spezieller 
Anlass genannt wurde24. 1726 schloss Eberhard Ludwig mit den drei Prinzen einen 
Vertrag, in dem sie ihm die Unterstützung der Grävenitz gegen eine jährliche Zah-
lung von 12.000  fl . zusagten25. Schließlich fi ndet sich ein Reskript aus dem Jahr 1732, 
das die Landschaft anweist, 12.000  fl . an die drei Brüder auszubezahlen26. Nach an-
fänglicher Weigerung27 kam die Landschaft schließlich dieser Verpfl ichtung nach28. 
Hierbei handelte es sich wahrscheinlich um die für die Unterzeichnung der Religi-
onsreversalien im Dezember 1732 zugesagte Apanageerhöhung. Wie die Gelder un-
ter den drei Brüdern aufgeteilt wurden, kann nicht mehr nachvollzogen werden.

Der Vollständigkeit halber sind hier noch die Leistungen an die Herzogin Maria 
Augusta, die Gemahlin Karl Alexanders, zu nennen. Sie bekam zunächst keine ei-
gene Apanage zugesprochen; erst auf ihre ausdrückliche Bitte hin, in Betracht so-
thaner Umstände uns mit einem erkläcklichen Beytrag von Landschaffts wegen 
[zu] succurriren29, wurde ihr ab 1735 eine jährliche Apanage von 3.000  fl . zugestan-
den30. Nach dem Tod Karl Alexanders übernahm die Landschaft immer wieder die 
Bezahlung auch größerer Beträge für die verwitwete Herzogin31.

 20 Herzogliches Dekret vom 9. April 1735, ebd. L 3 Bü 398a.
 21 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 13. April 1735, ebd. L 3 Bü 398a 

und L 6 Bü 852.
 22 Auszug aus den landschaftlichen Kassenbüchern vom 2. Oktober 1707, ebd. G 196 Bü 2.
 23 Die Zahlung wurde allerdings nicht begründet. Herzogliches Reskript vom 10. Mai 1720, 

ebd.
 24 Specifi cation vom 11. Juni 1729 über diejenige Gelter, welche die hfürstl. Landschreibe-

reyVerwaltung denen dreyen durchleuchtigsten Württemberg. Prinzen von Lichtmeß 
1727 an biß Martini 1728 zubezahlen gehabt, ebd. Bü 4.

 25 Konvention vom 11. Februar 1726., ebd. Bü 7, Bü 8, Bü 9.
 26 Herzogliches Reskript vom 5. Mai 1732, ebd. Bü 2.
 27 Schreiben des Großen Ausschusses an Eberhard Ludwig vom 20. Mai 1732, Schreiben 

Karl Alexanders an den Großen Ausschuss vom 31. Oktober 1732, ebd.
 28 Schreiben des Großen Ausschusses an Karl Alexander vom 17. Februar 1733, landschaft-

liches Dekret vom 20. März 1733, ebd.
 29 Schreiben Maria Augustas an den Engeren Ausschuss vom 21. November 1735, ebd. G 

197 Bü 13, L 3 Bü 399.
 30 Schreiben des Engeren Ausschusses an Maria Augusta vom 26. November 1735, ebd. und 

L 5 Bd.  173 f. 622v-624r.
 31 1737: 15.000  fl . (Administrationsvergleich), 1739: 40.000  fl . (Schuldenübernahme), 1742: 

10.000  fl . (Reise nach Berlin), 1743: 5.000  fl . (Reisekostenzuschuss), 1744: 3.000  fl . (Reise-
kostenzuschuss) , 4.000  fl . (Don gratuit), 12.000  fl . und 80.000  fl . (Schuldenübernahme), 
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Landschaft sich in Bezug 
auf die Apanage vor und nach dem Regierungsantritt Karl Alexanders sehr koope-
rativ verhielt und viel Verständnis für die fi nanziellen Notlagen des nachgeborenen 
Herzogs und späteren Regenten aufbrachte, dass sie aber auch nicht jeder Geldfor-
derung nachgab. In Kombination mit seinem Sold aus den kaiserlichen Diensten 
verfügte Karl Alexander bis 1733 wohl über ein relativ geregeltes Einkommen.

2. Joseph Süß Oppenheimer als Finanzpolitiker

Der wichtigste, aber auch berüchtigtste Name, der immer wieder im Kontext der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik Karl Alexanders auftaucht, ist der des Joseph Süß 
Oppenheimer. Karl Alexander traf den Juden erstmals 1732 in Wildbad32; dort 
wurde er am 14. November, auf Vermittlung Isaak Simon Landauers33, sowohl vom 
Herzog als auch von dessen Frau Maria Augusta in Dienst genommen. Noch er-
hielt Süß kein konkretes Amt. Maria Augusta wollte ihn hier und dar in Unsern 
Geschäften und Verrichtungen [. . .] gebrauchen34 und machte ihn zu ihrem Agenten, 
Karl Alexander stellte ihm einen Schutzbrief aus35. Süß wurde also zum Agenten 
im Privatdienst des Herzogpaars und sollte für Karl Alexander Geld und Juwelen 
besorgen, ihm in diplomatischen Missionen dienen und ihn in Belgrad mit Infor-
mationen von den süddeutschen Höfen versorgen. Auch für Maria Augusta be-
schaffte er Geld, zudem Schmuck, Stoffe und Modeartikel36.

Nach dem Regierungsantritt Karl Alexanders in Stuttgart wurde Süß am 9. Ja-
nuar 1734 zum württembergischen Residenten in Frankfurt am Main ernannt37, 
was Selma Stern als „diplomatische Würde dritter Ordnung“38 bezeichnet. Diese 
Ernennung zog eine längere scharfe Auseinandersetzung zwischen Karl Alexander 
und dem Frankfurter Magistrat nach sich, da Süß sich aufgrund seines Residenten-
status weigerte, in der Judengasse zu wohnen39. Der Herzog setzte sich mehrfach 
beim Magistrat ihn ein. Da Süß kein Frankfurter Jude sei, solle man ihm den 
Wohnsitz außerhalb des Judenviertels gestatten. Der Herzog sei sich sicher, dass 

1747: 2.000  fl . (Don gratuit), 1748: 3.000  fl . (Don gratuit), in: undatierter Extractus Acto-
rum, ebd. G 197 Bü 13. Weitere Verzeichnisse über Geldleistungen an die Herzoginwitwe 
in: L 6 Bü 41.

 32 Stern: Jud Süß, S.  25.
 33 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  117.
 34 Bestallungspatent vom 14. November 1732, HStAS A 48/14 Bü 81; Stern: Jud Süß, S.  190; 

Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  5, S.  183.
 35 Insgesamt existieren vier Patente bzw. Schutzbriefe vom 14. November 1732 aus Wildbad, 

zwei von Maria Augusta und zwei von Karl Alexander unterzeichnet, HStAS A 48/14 Bü 
81; zum Teil in: Stern: Jud Süß, S.  189 f.; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  5, S.  182 f.

 36 Stern: Jud Süß, S.  27 f.; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  125 f.
 37 Herzogliches Bestallungsdekret vom 9. Januar 1734, HStAS A 7 Bü 15, A 202 Bü 36; auch 

in: Stern: Jud Süß, S.  201 f.; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  5, S.  184.
 38 Stern: Jud Süß, S.  44; Baumgart: Joseph Süß Oppenheimer, S.  101 f.
 39 Vgl. dazu: Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  120 f.; Voelcker: Joseph Süß Oppenhei-

mer.
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Süs sich in allem eines geziemenden Verhalts und Betrags befl eißigen40 werde. Die 
Stadt Frankfurt wies allerdings darauf hin, dass keiner deren hiesigen Herrn Resi-
denten, außer der Personal-Freyheit, sich einiger besonderen Privilegien oder Im-
munitaeten [. . .] zu erfreuen habe, vielweniger ein Jud jemahlen in dergleichen 
Qualitaet von unß oder unseren Vorfahren seyn erkennt worden41. Man hoffe des-
halb, dass er baldmöglichst in der Judengasse Wohnung nehme. Aus dem Schrift-
wechsel geht auch hervor, dass es sich nicht nur um ein rein administratives Pro-
blem handelte, sondern dass Süß in Frankfurt auch tätlich angegriffen wurde. So 
wurde er im November 1735 von einer Menschenmenge überfallen, bestohlen und 
bedroht42.

In Stuttgart wurde Süß neben seiner Tätigkeit als Kabinetts- und Kriegsfaktor 
am 30. Juni 1736 zu mehrerer Beförderung dero f[ürstlichen] Cabinets-Interesse43 
zum Geheimen Finanzrat ernannt44. Die Nobilitierung, um die sich Karl Alexan-
der für ihn in Wien bemühte, musste allerdings scheitern, da er die Konversion 
verweigerte45. Der erste Glaubensjude wurde erst 1789 geadelt und auch danach 
war die Nobilitierung von Glaubensjuden eine Seltenheit46. Zusätzlich zu seinen 
württembergischen Ämtern fungierte Süß weiterhin als Hof-, Kriegs- und Kabi-
nettsfaktor des Landgrafen Ernst Ludwig von Hessen-Darmstadt und Admodia-
tor des Stempelpapiers in der Pfalz und führte zahlreiche weitere Geschäfte, vor 
allem über sein Frankfurter Kontor47.

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen in Frankfurt erscheint es kaum verwun-
derlich, dass Süß in Württemberg Vorsichtsmaßnahmen für den Fall traf, dass sein 
Beschützer Karl Alexander sterben sollte. So bemühte er sich im Februar 1737 um 
ein Absolutorium, das ihn vor zukünftiger Verfolgung bewahren sollte. In einem 

 40 Schreiben des Herzogs an den Magistrat der Stadt Frankfurt vom 6. März 1734, HStAS A 
7 Bü 17.

 41 Schreiben des Bürgermeisters und des Rats der Stadt Frankfurt an den Herzog vom 13. 
Februar 1734, ebd. A 202 Bü 36.

 42 Beschwerdeschreiben des Herzogs an den Magistrat der Stadt Frankfurt vom 4. Dezem-
ber 1735, ebd. A 7 Bü 39, A 48/14 Bü 22.

 43 Herzogliches Ernennungsdekret vom 30. Juni 1736, ebd. A 7 Bü 45, A 48/14 Bü 21, A 248 
Bü 914.

 44 Immer wieder wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass keiner der Titel, die Süß 
trug, einen Beamtenstatus impliziere, so z. B.: Stern: Jud Süß, S.  93 f.; Wilson: Der Fa-
vorit als Sündenbock, S.  158. Allerdings ist er als württembergischer Resident im Adress-
kalender von 1736 und in Pfeilstickers Dienerbuch aufgeführt und damit wohl, trotz sei-
nes jüdischen Glaubens, als württembergischer Beamter zu betrachten. Außerdem 
ordnete Karl Alexander an, dass ihm der gewöhnliche Ayd abgenommen werde (herzog-
liches Dekret vom 30. Januar 1734, HStAS A 48/14 Bü 70). Vgl. Bürcken: Würtemberg, 
S.  66; Pfeilsticker: Neues Württembergisches Dienerbuch, Bd.  1, §§  1140, 1661.

 45 Vgl. z. B.: Schreiben des Herzogs an den Kaiser vom 25. Oktober 1735, vom 10. Dezember 
1735, vom 20. November 1736, HStAS A 48/14 Bü 21, Bü 37, Bü 40; Gerber: Jud Süß, 
S.  103; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  141.

 46 Ders: Adel, S.  322; Gerber: Jud Süß, S.  103.
 47 Wolf: Joseph Süß Oppenheimer; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  118 f.
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siebzehnseitigen Schreiben bat er den Herzog, ihn in das künfftige dergestalten in 
Sicherheit48 zu stellen, daß [. . .] ich jetz- und fürohin von aller Verantwortung und 
Anspruch frey seyn [. . .] auch in Zukunfft sich Niemand unterstehen solle, mir [. . .] 
nur das mindeste entgegen zu halten, vielweniger unbedachtsam mich auff solche 
injuriose Weise anzufallen49. Anlass für dieses Schreiben waren sich mehrende Vor-
würfe, Süß habe sich in Württemberg bereichert. Er bot dem Herzog an, ihm alle 
seine Geschäfte offenzulegen, und erhoffte sich im Gegenzug das Absolutorium. 
Der Herzog schien von der Unschuld seines Ministers überzeugt und stellte ihm 
sehr schnell ein solches Schriftstück aus. Er verordnete, daß jetzo und fürohin der-
selbe in Ansehung seiner Uns zu Unserem volligem gnädigsten Vergnügen geleiste-
ter unterthänigster Dienste überhaupt und ohne Ausnahme zu einiger Verantwor-
tung nicht gezogen werden, insonderheit aber wegen derer, von einem oder dem 
anderen zu Bezeugung seiner Danckbarkeit jezuweilen empfangener freywilligen 
Douceuren und Verehrungen pro praeterito et in futurum aller Ansprache frey sei50. 
Viel nützen sollte Süß dieses Absolutorium später allerdings nicht.

Hofjuden wie Süß waren an den deutschen Höfen der Frühen Neuzeit seit dem 
Dreißigjährigen Krieg durchaus nichts Ungewöhnliches51. Rotraud Ries defi niert 
sie als „Juden, die in einem auf Kontinuität angelegten Dienstleistungsverhältnis 
zu einem höfi sch strukturierten Herrschaftszentrum“52 standen. Unter den Hofju-
den ist Joseph Süß Oppenheimer heute „le plus célèbre de tous“53. An den Höfen 
des Barocks und Rokokos gab es einen ständigen Geldbedarf. Durch die Ausgaben 
für die Hofhaltung und Residenzbauten, Kriege und stehende Heere entstand eine 
riesige Deckungslücke im Staatshaushalt, zu deren Schließung die Hofjuden mit 
ihren Krediten einspringen konnten54. Sie verfügten, im Gegensatz zu ihrer Kon-
kurrenz, dem christlichen Unternehmertum, das in einem starren und infl exiblen 
Zunft- und Gildesystem gefangen war, innerhalb der Gemeinschaft der Hofjuden 
über ein riesiges Netz familiärer und geschäftlicher Beziehungen, das sich über 
ganz Europa erstreckte. Dadurch hatten sie vielfältige Möglichkeiten bei der Ge-
währung von Krediten und einen optimalen Zugriff auf Waren aller Art55. Durch 
gezielte Heiratspolitik entstanden große Hoffaktorendynastien, wie die der Fami-
lien Gomperz, Wertheimer, Seligmann oder eben der Oppenheimer56.

 48 Schreiben des Süß an den Herzog vom 1. Februar 1737, HStAS A 7 Bü 53.
 49 Ebd.
 50 Reskript des Herzogs an den Geheimen Rat vom 12. Februar 1737, ebd. A 7 Bü 53, A 

48/14 Bü 21, Bü 22. Im selben Büschel befi nden sich auch noch weitere Fassungen des 
Absolutoriums vom 8. und 9. Februar 1737. Die Endfassung vom 12. Februar bei: Stern: 
Jud Süß, S.  281 f.

 51 Stürmer/Teichmann/Treue: Wägen und Wagen, S.  14–17.
 52 Ries: Hofjuden, S.  15 f.
 53 Poliakov: Histoire de l’Antisémitisme, S.  250.
 54 Gömmel: Hofjuden und Wirtschaft, S.  60 f.
 55 Ries: Hofjuden, S.  93; Baumgart: Joseph Süß Oppenheimer, S.  93. 
 56 Ebd., S.  96 ff.
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Süß war ein Spross der weit verzweigten Oppenheimer-Dynastie, deren erfolg-
reichstes Mitglied wohl der kaiserliche Hoffaktor Samuel Oppenheimer war57. Süß 
unterschied „sich als Hoffaktor in keiner Weise von den Hofjuden in Deutschland 
[. . .]; er übt die gleiche Tätigkeit aus wie seine Standesgenossen im Zeitalter des 
Absolutismus“58. Nur sein Aufstieg am württembergischen Hof, sein christlich as-
similierter Lebensstil und sein späteres Schicksal waren eher untypisch59. Außer-
dem muss festgehalten werden, dass Süß weder der einzige Hofjude am Stuttgarter 
Hof noch der einzige Geldgeber des Herzogs war60.

3. Die württembergischen Finanzen

Die württembergischen Finanzen waren in der Zeit der Herzöge dreigeteilt in ei-
nen landesherrlichen, einen landschaftlichen und einen landeskirchlichen Bereich 
mit jeweils den drei Bereichen zugeordneten separaten Einnahmen.

Die Einnahmen des Herzogs kamen aus drei verschieden Quellen: aus seinen 
Gütern, aus den Regalien und aus Steuern. Die Einkommen aus den Gütern waren 
einerseits die Erträge der Güterbewirtschaftung, die durch Beamte oder Pächter 
abgeführt wurden, und andererseits die Abgaben zinspfl ichtiger Bauern. Die würt-
tembergischen Regalien waren zum Beispiel das Münz-, das Zoll-, das Salz- oder 
das Bergregal. Regalien standen stets nur dem Landesherrn zu, er konnte diese aber 
auch – gegen Bezahlung – an Privatpersonen abtreten. Das Gros der Steuereinnah-
men stand der Landschaft zu. Der Herzog bezog nur die Erträge aus der Grund-
steuer und aus dem Umgeld, einer Verbrauchssteuer auf Bier, Wein und Brannt-
wein. Zu den drei großen Kategorien von Einkünften kamen noch verschiedene 
Wirtschaftsabgaben, Taxen und Gebühren, die in die herzoglichen Kassen fl ossen. 
Insgesamt lag die Summe der herzoglichen Einnahmen in der ersten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts bei etwa 500.000  fl . jährlich61.

An der Spitze der herzoglichen Finanzverwaltung stand die Rentkammer. Diese 
Institution wurde im Zuge der allgemeinen Finanz- und Verwaltungsreform des 
Herzogs Ulrich 1521 und dann in ihrer späteren Form 1534 gegründet und bestand 
aus dem Rentkammerdirektor und den Kammer- oder Expeditionsräten. Sie zog 
die Einnahmen aus den Regalien sowie aus Gebühren, Taxen, Umgeld und Ähn-

 57 Grunwald: Samuel Oppenheimer.
 58 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  110.
 59 Baumgart: Joseph Süß Oppenheimer, S.  92.
 60 Müller: Finanzwirtschaft, S.  288 f. Vgl. auch: herzogliches Patent für den Hoffaktor 

Wolf Gabriel Levin vom April 1734, HStAS A 7 Bü 18; Schriftwechsel Karl Alexanders 
mit Samuel Moyses Oppenheimer, Samuel Simon, Aaron Simon und Isaac Simon aus 
Landau, Wolff Wertheimer, Moses Drach und Gabriel Fränkel zwischen 1711 und 1737, 
ebd. A 56 Bü 14.

 61 Stumpff: Geschichtliche Entwicklung, S.  711; Schempp: Finanzhaushalt, S.  14 ff.; Klein: 
Geschichte der öffentlichen Finanzen, S.  12–18, 72–75; Schulz: System, S.  73–91.
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lichem ein62. In sie inkorporiert war die Landschreiberei, die Zentralkasse des her-
zoglichen Kammerguts. Diese bestand seit 1543 aus den beiden Landschreibern, 
die gleichzeitig Mitglieder der Rentkammer waren. Die Landschreiberei war zwar 
Organ der Rentkammer, unterstand aber nicht ihrer Kontrolle63.

Daneben bestanden zahlreiche Spezialkassen, die Einkünfte und Ausgaben eines 
Einzelbereichs verwalteten, so zum Beispiel die Wildbretschreiberei, die Münz-
kasse, die Bauverwaltungskasse oder die Stallkasse64. 1704 entstand mit der Schaf-
fung des Kriegsrats die Kriegskasse mit zwei Kriegsräten als Verwaltern. Diese 
bezog ihre Mittel indirekt über die Landschaftseinnehmerei aus der Extraordinari-
Steuer gegen Monatskostenvoranschläge und direkt aus den Trizesimen, Abgaben 
in Höhe des dreißigsten Teils vom Frucht-, Wein- und Heuertrag65.

Völlig unabhängig neben dem herzoglichen Kassensystem bestand die Finanz-
verwaltung der Landschaft. Die Landschaft bezog ihre Einkünfte ausschließlich 
aus Steuern. Die wichtigste war die sogenannte Ordinari-Steuer, also die ordent-
liche Steuer. Sie war im 16. Jahrhundert aus den Ablösungshilfen entstanden, mit 
denen die Stände die herzoglichen Schulden übernahmen. Sie musste von der Land-
schaft immer wieder neu bewilligt werden, was zweimal jährlich geschah. Grund-
lage für die Besteuerung waren Grund und Boden mit ihrem tatsächlichen Ertrag, 
Gebäude mit ihrem Kapitalwert und das Gewerbe mit seinem Umsatz. Der Ge-
samtbetrag der Steuer wurde nach einem bestimmten Schlüssel auf die Ämter auf-
geteilt, die sie wiederum in ihren Gemeinden einzogen66.

Daneben gab es die Extraordinari-Steuer, die ursprünglich als eine außerordent-
liche Kriegshilfe gedacht war. Trotz ihrer Bezeichnung als eine außerordentliche 
Steuer war sie eine Dauereinrichtung. Ihre Höhe wurde jedes Mal als Quote der 
Ordinari-Steuer neu festgelegt. Bewilligt wurde also zum Beispiel ein Extraordi-
narium in Höhe von sieben Achteln des Ordinariums. Die Extraordinari-Steuer 
wurde auf der gleichen Basis wie die Ordinari-Steuer erhoben und gemeinsam mit 
ihr eingezogen67. Beide wurden zweimal jährlich fällig. Das Ordinarium lag in der 
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ungefähr bei 180.000  fl . pro Jahr. Insgesamt 
wurden im Schnitt jährlich etwa 640.000  fl . eingezogen68. Nach den Reformen des 
Landtags 1739 nahm die Landschaft aus direkten und indirekten Steuern insgesamt 
etwa 770.000  fl . im Jahr ein69.

 62 Schempp: Finanzhaushalt, S.  22; Bernhardt: Zentralbehörden, Bd.  1, S.  31–50; Büt-
terlin: Der württembergische Staatshaushalt, S.  9–15.

 63 Ebd., S.  16–24; Schempp: Finanzhaushalt, S.  22.
 64 Ebd., S.  23.
 65 Ebd., S.  25.
 66 Ebd., S.  18; Stumpff: Geschichtliche Entwicklung, S.  712; Klein: Geschichte der öffent-

lichen Finanzen, S.  73.
 67 Ebd.; Stumpff: Geschichtliche Entwicklung, S.  713; Schempp: Finanzhaushalt, S.  18.
 68 Ebd.
 69 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  424.
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Neben diesen beiden direkten Steuern wurde von der Landschaft als indirekte 
Steuer die Akzise eingezogen. Sie war im Dreißigjährigen Krieg entstanden und 
wurde auf Konsumartikel des inländischen Handels, Liegenschaftsverkäufe und 
alle importierten Güter erhoben. Johann Heinrich Gottlob von Justi defi nierte 
zwei verschiedene Arten der Akzise: Die Accise ist entweder eine Universal- oder 
Particular-Accise. Die Universal-Accise muß von allen Dingen ohne Unterschied, 
die zum Lebensunterhalte verzehrt werden oder in Verkehr oder Gewerbe kom-
men, entrichtet werden; die Particular-Accise aber ist diejenige, so nur auf diese 
oder jene Arten der Consumtibilien, oder der Waaren, geleget wird: z[um] 
E[xemplo,] wenn das zum Verkauf eingehende Getreide eine Abgabe entrichten 
muß70. In der Mitte des 18. Jahrhunderts lagen die Einkünfte aus der Akzise in 
Württemberg jährlich bei etwa 130.000  fl .71

Verwaltet wurden die landschaftlichen Einkünfte in der Landschaftskasse, der 
Landschaftseinnehmerei. Sie bestand aus zwei Landschaftseinnehmern, die vom 
Engeren Ausschuss gewählt wurden. Kontrolliert wurde sie von der Landrech-
nungsdeputation und der Akzisedeputation72.

Der dritte Bereich der württembergischen Finanzverwaltung war das Kirchen-
gut. Es wurde vom Kirchenrat verwaltet und bestand unabhängig neben der her-
zoglichen und der landschaftlichen Administration. Die Einkünfte kamen aus den 
württembergischen Klosterstabsämtern, den alten Ruralkapiteln, aus Pfarrdotati-
onen und von den Frauenklöstern. Die Kasse des Kirchenguts war der Kirchenkas-
ten73. Die Ausgaben des Kirchenguts waren in der Großen Kirchenordnung von 
Herzog Christoph vorgeschrieben und deren Verwendungszweck stark einge-
schränkt. Das Geld des Kirchenkastens war den sogenannten piae causae, den mil-
den Zwecken, vorbehalten, also der Kirche, den Schulen und dem Armenwesen74. 
Der Kirchenkasten wurde aber immer wieder auch zu weltlichen Ausgaben heran-
gezogen, die zum Teil erlaubt, zum Teil aber auch ordnungswidrig waren75.

Grundsätzlich war die Finanzlage in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts in 
Württemberg sehr angespannt. Die Folgen von Dreißigjährigem Krieg, Pfälzi-
schem und Spanischem Erbfolgekrieg belasteten die Kassen. Durch Herzog Eber-
hard Ludwigs aufwendige Hofhaltung und den Ludwigsburger Schlossbau erhöhte 
sich die Verschuldung noch mehr. Erst unter Karl Alexander entspannte sich die 
Lage vorübergehend wieder. Seine Haushalte waren nur noch gering defi zitär. Er 
war zudem stark um die Ablösung alter Verbindlichkeiten seiner Vorgänger be-

 70 Justi: System des Finanzwesens, S.  452.
 71 Stumpff: Geschichtliche Entwicklung, S.  712; Boelcke: Die sanftmütige Accise, S.  98–

101, 106; Klein: Geschichte der öffentlichen Finanzen, S.  74; Schempp: Finanzhaushalt, 
S.  18 f.

 72 Ebd., S.  24 f.; Bütterlin: Der württembergische Staatshaushalt, S.  29–41.
 73 Ebd.; Klein: Geschichte der öffentlichen Finanzen, S.  74.
 74 Leube: Die weltlichen Ausgaben, S.  169–179.
 75 Ebd., S.  179–186.
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müht. Sein Sohn Karl Eugen trat dann zunächst wieder in die Fußstapfen Eberhard 
Ludwigs76.

4. Reform des Kammerguts

Das erste große fi nanz- und wirtschaftspolitische Projekt Karl Alexanders nach 
seinem Regierungsantritt war die Reform des Kammerguts. Das Kammergut stell-
te das Privateigentum des Fürsten dar, aber nur in Verbindung mit der Landesho-
heit, was bedeutete, dass es nicht privat vererbt werden durfte, sondern stets auf 
den Regierungsnachfolger überging77, wie Karl Alexander es auch in seinem Testa-
ment von 1735 formulierte78. Das Kammergut durfte außerdem nur mit Genehmi-
gung von Kaiser und Landschaft veräußert werden. So war es im Sachsenspiegel 
und in der Goldenen Bulle vorgeschrieben und in der Folge immer wieder von 
Haus- und Landesgrundgesetzen bestätigt worden79.

Mit dem Einkommen aus dem Kammergut bestritt der Fürst vor allem die Kos-
ten für die Hofhaltung, ursprünglich also die kompletten Staatsausgaben80. Sie wa-
ren nicht allein zum Unterhalt der Person des Regenten, sondern auch nebst denen 
Regalien zu allem übrigen Aufwande des Staats bestimmet81. Diese Einkünfte 
reichten aber im 18. Jahrhundert nicht mehr aus82, weswegen der Staat außerdem 
angewiesen war auf den unmittelbaren Beytrag, [. . .] welchen die Unterthanen aus 
ihrem Privat-Vermögen zu dem Aufwandte des Staats zu leisten haben. Dieser un-
mittelbare Beytrag ist mit dem Nahmen der Steuern, Contributionen [. . .], Abga-
ben und dergleichen mehr, beleget worden83.

Karl Alexanders angestrebtes Ziel war es nun, die Einkünfte aus dem Kammer-
gut so zu steigern, dass über die Hofhaltung hinaus auch Regierung und Heer teil-
weise über das Kammergut fi nanziert werden könnten, er also in größerem Maße 
von der Landschaft und deren Steuerbewilligungsrecht unabhängig würde84. Das 
württembergische Kammergut umfasste mehrere hunderttausend Morgen Wal-
dungen und Ackerland und die damit verbundenen grundherrlichen Bezüge. Um 
rasch Bargeld zu bekommen, war aber unter Herzog Eberhard Ludwig einiges da-
von an die Landschaft und an Ämter verpfändet85 oder gar verkauft worden86, ob-

 76 Klein: Geschichte der öffentlichen Finanzen, S.  74 f.
 77 Reyscher: Die Rechte des Staats, S.  63.
 78 Testament vom 27. Juni 1735, HStAS G 196 Bü 20; UA Tü U 150, S.  6–10.
 79 Justi: System des Finanzwesens, S.  111; Reyscher: Die Rechte des Staats, S.  66; Schulz: 

System, S.  165–218.
 80 Schumpeter: Die Krise der Domänenwirtschaft, S.  183–186.
 81 Justi: System des Finanzwesens, S.  104.
 82 Boelcke: Die sanftmütige Accise, S.  96.
 83 Justi: System des Finanzwesens, S.  347.
 84 Stern: Jud Süß, S.  49.
 85 Vann: Württemberg, S.  211.
 86 Stern: Jud Süß, S.  50.
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wohl dies eigentlich nicht zulässig gewesen wäre87. Nachdem der neue Herzog sich 
einen Überblick über das Vermögen und die Verschuldung des Kammerguts ver-
schafft hatte88, war es sein erstes Ziel, die verpfändeten Besitzungen wieder auszu-
lösen. Deshalb wandte er sich am 28. Januar 1734 an den Geheimen Rat und bat um 
eine Zusammenstellung aller veräußerten Besitzungen und um Vorschläge zu de-
ren Rückerwerb89. Demnach wir gnädigst gesinnet seynd, alles dasjenige, was in 
vorigen Zeiten von unserm fürstl[ichen] Haus unrechtmäßiger Weise veräußert 
worden, wiederum mit demselbigen zu vereinigen90.

Als nächster Schritt sollten Organisation und Verwaltung des Kammerguts re-
formiert werden. Dazu ließ Karl Alexander die Kammereinnahmen neu ordnen 
und ausstehende Beiträge eintreiben. Außerdem sollte genau Buch geführt werden 
über die Ernteerträge und Vorräte, die Einnahmen aus den Abgaben und die An-
zahl der Angestellten mit ihren Besoldungen. Jedes Quartal sollten darüber Be-
richte angefertigt werden91. So mahnte er am 8. Februar 1734 mit einem Reskript 
ausstehende Gelder bei seinen Beamten an92. In mehreren Reskripten sprach er sich 
gegen die höchst-schädliche Saumseeligkeit und wider Pfl icht und Gewissen lauf-
fende Negligenz93 bei seinen Beamten aus und verlangte, die Administration Un-
serer Einkünfften, wie nicht weniger Unsere übrige Hof-Oeconomie [. . .] genau 
revidiren zu lassen94. Ausdrücklich wandte sich Karl Alexander gegen die sträfl iche 
Unordnung95, die nach seiner Auffassung im Kammergut herrschte. Die Beamten 
sollten ihren Dienst vorschriftsmäßig erfüllen, Vorteilsnahme und Veruntreu-
ungen wurden unter Strafe gestellt96. Auch die Beiträge von Pächtern in Frucht- 
oder Geldform sollten pünktlich eingetrieben werden97.

Für die Reform des Kammerguts vertraute Karl Alexander nicht nur auf die ei-
gene Eingebung und die Erfahrung seiner Beamten, sondern er forderte auch seine 

 87 Justi: System des Finanzwesens, S.  111, 596 f.; Reyscher: Die Rechte des Staats, S.  66. 
Vgl. auch das Testament Karl Alexanders vom 27. Juni 1735, UA Tü U 150, S.  12 f.

 88 Herzogliches Reskript vom 25. November 1733, HStAS L 3 Bü 391, L 6 Bü 836.
 89 Herzogliches Reskript vom 28. Januar 1734, ebd. A 7 Bü 15. Dieses Reskript wurde wie-

derholt am 9. November 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24. Außerdem Re-
skripte gleichen Inhalts vom 25. November 1733, 10., 17. Februar 1734, HStAS L 3 Bü 391, 
Bü 392.

 90 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 28. Januar 1734, ebd. A 7 Bü 15.
 91 Herzogliches Reskript vom 2. März 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24. Auch 

in einem Schreiben des Herzogs an den Geheimen Rat vom 24. Juli 1735, HStAS A 7 Bü 
34. Vgl. dazu auch: Dehlinger: Württembergisches Staatswesen, Bd.  2, S.  753 f.; Stern: 
Jud Süß, S.  49–52; Vann: Württemberg, S.  211 f.

 92 Herzogliches Reskript vom 8. Februar 1734, HStAS L 3 Bü 392.
 93 Herzogliches Reskript vom 9. April 1734, ebd. Bü 393.
 94 Herzogliches Reskript vom 12. Januar 1734, ebd. Bü 392.
 95 Herzogliches Reskript vom 8. Februar 1734, ebd.
 96 Zum Beispiel: Reskripte vom 5. und 9. April 1734, ebd. Bü 393, vom 16. Juni 1735, ebd. Bü 

398a.
 97 Herzogliches Reskript vom 20. November 1733, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  23.
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Untertanen auf, Verbesserungsvorschläge einzusenden98. Tatsächlich kamen von 
überall aus dem Land Vorschläge, wie man das herzogliche Kameralwesen verbes-
sern könnte. Absender waren zum Teil herzogliche Beamte aus der Kameralver-
waltung und den Oberämtern, genauso aber auch einfache Untertanen wie ein 
Stuttgarter Metzger oder ein Bietigheimer Knecht99. Mit dem Erreichten gab sich 
der Herzog aber nicht zufrieden und forderte immer neue Anstrengungen zur Ver-
besserung der fi nanziellen Situation100. Wie die Landschreibereirechnungen zei-
gen, erreichte Karl Alexander allein durch eine straffere administrative Kontrolle 
des Kammergutes101 von 1733 bis 1736 eine Steigerung der Einnahmen um 52 Pro-
zent102.

5. Schuldenabbau

Aber nicht nur das Kammergut, sondern auch alle anderen Bereiche herzoglicher 
Einnahmen und Ausgaben versuchte Karl Alexander neu zu ordnen. Er verschaffte 
sich zunächst einen Überblick über die von seinem Vorgänger übernommenen 
Schulden103. Mit einer Resolution vom 11. August 1736 löste er die von Eberhard 
Ludwig nach Schaffhausen verpfändeten württembergischen Hausjuwelen104 über 
den Juden Elias Hayum wieder aus. Er brachte dafür eine Summe von etwa 35.000  fl . 
auf. Bei einem großen Teil dieser Schmuckstücke ließ er die Steine ausbrechen, von 
denen er einige behielt, viele aber verkaufte. Die unmodernen Gold- und Silberfas-
sungen aus der Renaissance wurden eingeschmolzen und gingen an die Münze. 
Insgesamt wurde Metall im Wert von 9.000  fl . eingeschmolzen105.

Neben einer Reduzierung der Ausgaben versuchte Karl Alexander auch die 
Schulden seiner Vorgänger abzutragen. So nahm er während seiner gesamten Re-
gierungszeit lediglich etwa 110.000  fl . an neuen Schulden auf, während Eberhard 
Ludwig sich allein in seinem letzten Regierungsjahr mit 162.552  fl . neu verschuldet 
hatte. Karl Alexander gelang es, insgesamt etwa 187.500  fl . an die zahlreichen 
Schuldner Eberhard Ludwigs zurückzuzahlen. Damit überstiegen allein die Schul-

 98 Herzogliches Reskript vom 28. Dezember 1733, vom 12. Januar 1734, HStAS A 202 Bü 
420, L 3 Bü 392.

 99 Die Antwortschreiben liegen gesammelt in: ebd. A 202 Bü 420.
100 Schreiben des Herzogs an den Regierungsrat und Kammerprokurator Georgii vom 20. 

November 1735, ebd. A 7 Bü 38.
101 Herzogliche Reskripte dazu z. B. vom 12. Januar 1734, 18. April 1735, 30. November 

1736, ebd. L 6 Bü 836.
102 Vann: Württemberg, S.  211.
103 Herzogliches Reskript vom 4. Februar 1734, HStAS L 6 Bü 836. Herzogliche Reskripte 

vom 25. November 1733, vom 8. April 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  23, 24. 
Die daraufhin angefertigten Verzeichnisse über die Schulden Eberhard Ludwigs aus den 
Jahren 1734 bis 1737 liegen in: HStAS L 6 Bü 861.

104 Liste der Schmuckstücke bei: Müller: Finanzwirtschaft, S.  287 f.
105 Ebd., S.  285–288; Marquardt: Geschichte Württembergs, S.  191.
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denrückzahlungen Karl Alexanders seine Neuaufnahmen um fast 80.000  fl .106 Kre-
ditrückzahlungen waren auch immer wieder ein Thema für die württembergischen 
Gesandten in Wien, die mit den dortigen Gläubigern in Kontakt standen107.

Durch seine Reformen wurden außerdem die Einnahmen der Städte gesteigert. 
Diese hatten ihre Überschüsse nach Abzug der Verwaltungskosten an die Land-
schreiberei abzuliefern. Der Gesamtüberschuss der 61 Ämter konnte von etwa 
132.000  fl . im Jahr 1732 auf über 320.000  fl . im Jahr 1737 gesteigert werden108. Ähn-
lich sah es bei den Überschüssen der Forstämter aus, die von etwa 9.000  fl . im Jahr 
1733 auf fast 63.000  fl . im Jahr 1736 anstiegen109. Die Einnahmen aus Zöllen, Tax-
geldern und anderen Abgaben erhöhten sich dagegen nur leicht110.

Des Weiteren nahm sich Karl Alexander auch der unübersichtlichen Organisati-
on der verschiedenen herzoglichen Kassen in der Rentkammer an111. Gemäß den 
Vorschlägen eines Gutachtens von Joseph Süß112 wurde die Rentkammer reorgani-
siert und, nach französischem und preußischem Vorbild, ein Generalkontrolleur 
„über die schläfrigen Kammerbeamten“113 bestellt114. Der Gedanke, einen Rech-
nungskontrolleur115 einzusetzen, tauchte erstmals im Juli 1735 auf. Nach dem Vor-
schlag des Herzogs sollte er über die Ausgaben aller herrschaftlichen Kassen und 
des Kirchenkastens wachen. Am 16. Juli 1736 wurde schließlich der Münzrat Jo-
hann Sigmund Firnkranz116 zum würcklichen Contrôleur general des fi nances117 
bestellt. Er sollte alle Einkünfte und Ausgaben des Landes kontrollieren, wozu 
ihm ohngehinderte Einsicht118 in alle Kassen des Landes gewährt werden sollte. 
Der Engere Ausschuss bewertete diese Entscheidung des Herzogs als einen Ent-
schluss von großer Wichtigkeit119 und versagte Firnkranz zunächst den Einblick in 
die landschaftlichen Kassen, bevor nicht der Große Ausschuss anders darüber be-

106 Müller: Finanzwirtschaft, S.  282 ff. Vgl. zu den Schuldaufnahmen Karl Alexanders: 
HStAS A 55 Bü 20.

107 Vgl. dazu die Gesandtenberichte in: ebd. A 16a Bü 199–202, 205, 206, A 74b Bü 40–44.
108 Müller: Finanzwirtschaft, S.  292–295.
109 Ebd., S.  295 f.
110 Ebd., S.  296–300.
111 Selma Stern zählt in der Rentkammer sechs verschiedene Kassen: Landschreiberei, Kir-

chenkasse, Kriegskasse, Stallkasse, Wildbretschreibereikasse und Chatouillenkasse 
(Stern: Jud Süß, S.  64).

112 Memorial über das Cameralwesen vom 23. November 1736, in: ebd., S.  258–262.
113 Pfi ster: Geschichte der Verfassung, S.  459.
114 Herzogliches Dekret vom 16. Juli 1736, HStAS A 7 Bü 46, A 48/14 Bü 23, L 3 Bü 40, L 6 

Bü 319; Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  146 f.
115 Schreiben des Herzogs an den Geheimen Rat vom 24. Juli 1735, HStAS A 7 Bü 34.
116 Auch: „Fürnkranz“.
117 Herzogliches Dekret vom 16. Juli 1736, HStAS A 7 Bü 46, A 48/14 Bü 23, L 3 Bü 401, L 6 

Bü 319; Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  146 f.
118 Ebd.
119 Schreiben des Engeren Ausschusses an die abwesendenden Mitglieder desselben vom 4. 

August 1736, HStAS L 3 Bü 403, L 6 Bü 319.
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funden habe120. Der Landschaft scheint es im Folgenden gelungen zu sein, den An-
tritt des Generalkontrolleurs zu verzögern. So beschwerte sich der Herzog drei 
Monate später gegenüber dem Geheimen Rat, dass der Generalkontrolleur immer 
noch nicht mit seiner Arbeit habe beginnen können121, und wiederholte zehn Tage 
später sein ursprüngliches Reskript122. Im Januar 1737 teilte dann ein herzogliches 
Reskript der Landschaft mit, dass der Generalkontrolleur Firnkranz nun seine Tä-
tigkeit aufnehmen solle123.

1737 wurde außerdem eine separate Hofkasse für die Ausgaben der Hofhaltung 
angelegt124. Zudem ging Karl Alexander im November 1736 die Landschaft um 
Ablösung der Rentkammerschulden an125, die mit einer großen Summe von Passiv-
Schulden beschwert sey, die nicht von Ihme [dem Herzog Karl Alexander] her-
rührten, sondern von Ihrem Herrn Vetter hinterlassen worden seyen126. Im Re-
skript vom 30. November 1736 heißt es, die Finanzen der Rentkammer seien in 
einem so schlechten Zustand, dass notwendige Zahlungen nicht mehr geleistet 
werden könnten und die Dienerschaft schon seit Jahren nicht mehr bezahlt worden 
sei127. Im Januar 1737 bat der Herzog schließlich darum, die Landschaft möge die 
Regierungsschulden übernehmen, da Unsere Fürstliche Cammern durch die vor 
hergegangene üble Haushaltung also entkräfftet und ausgesogen wurden, daß die-
selbe auch bey der besten und gesparsamsten Wirthschafft nicht im Stande seynd, 
nur die ihnen obliegende ordinari Staats- und andere Ausgaben zu bestreitten128.

Der Große Ausschuss weigerte sich allerdings, die herzoglichen Kammerschul-
den zu übernehmen. Eine solche Frage könne nur auf einem Landtag beraten wer-
den, dessen Einberufung der Herzog hinauszögere129. Verhandlungen mit dem 
dazu beauftragten Oberhofkanzler Scheffer wurden abgelehnt130. Allerdings wur-
de eine Kommission aus herrschaftlichen und landschaftlichen Deputierten einge-
setzt, die sich mit der Schuldenübernahme befassen sollte. Sie sollte die Verhand-
lungen vorbereiten, die dann zur Schuldenübernahme auf einem Landtag geführt 

120 Schreiben des Engeren Ausschusses an Firnkranz vom 8. August 1736, ebd. L 3 Bü 403.
121 Schreiben des Herzogs an den Geheimen Rat vom 14. Oktober 1736, ebd. A 7 Bü 46, A 

48/14 Bü 23.
122 Herzogliches Reskript vom 24. Oktober 1736, ebd. A 48/14 Bü 23.
123 Herzogliches Reskript an die Landschaft vom 10. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404.
124 Herzogliches Reskript vom 3. Januar 1737, ebd. A 48/14 Bü 23, A 202 Bü 1951; Stern: Jud 

Süß, S.  263.
125 Bericht von Verhandlungen mit dem Herzog am 18. November 1736, HStAS L 5 Bd.  174 f. 

502v-504r.
126 Ebd. 502v.
127 Herzogliches Reskript zum Zustand der Rentkammer vom 30. November 1736, ebd. 

568r-581r.
128 Herzogliches Reskript an die Landschaft vom 15. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404.
129 Verhandlungen des Oberhofkanzlers Scheffer mit dem Großen Ausschuss am 6. und 12. 

Dezember 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 547v-550r, f. 564r-567r.
130 Beauftragung Scheffers durch den Herzog vom 22. September 1736, ebd. A 202 Bü 67.



116

werden sollten131. Außerdem wendete sich der Herzog in einem Reskript direkt an 
die Städte und Ämter und bat diese, den Ausschussabgeordneten ausreichende Ge-
wälte auszustellen, damit die Landschaft die ererbten herzoglichen Schulden über-
nehmen könne132.

6. Die Verhandlungen in der Hauptsache

Die wichtigste Interaktion von Herzog und Landschaft auf fi nanzpolitischem Ge-
biet waren die zweimal jährlich stattfi ndenden Verhandlungen in der Hauptsache, 
also die Debatte um die von der Landschaft zu verwilligenden Gelder. Die beiden 
größten Posten, die jedes Jahr wieder anstanden, waren der Kammerbeitrag und 
die Militärausgaben. Der Kammerbeitrag wurde als genereller Anteil der Land-
schaft an den Ausgaben der herzoglichen Kassen vor allem für Regierungsausga-
ben relativ problemlos verwilligt. Er belief sich auf 40.000  fl . und wurde einmal 
jährlich im Rahmen des Winterkonvents ausgezahlt. Trotz allem legte die Land-
schaft Wert darauf, dass sie zu diesem Beitrag nicht verpfl ichtet war, und sprach 
deshalb stets vom freiwilligen Kammerbeitrag.

Eine landschaftliche Beteiligung an den Ausgaben des Herzogs für das Militär 
war an sich ebenfalls nicht umstritten. Umstritten war lediglich die Höhe dieser 
Militärhilfe. Sie schwankte von Konvent zu Konvent und wurde jedes Mal neu 
verhandelt. So betrug das Extraordinarium im Winter 1734/35 eine Jahressteuer133, 
im Winter 1733/34 eineinviertel Jahressteuern134, im Sommer 1734 anderthalb Jah-
ressteuern135, im Sommer 1735136 und im Winter 1735/36137 zwei Jahressteuern. Zu-
sätzlich zum Extraordinarium wurden für das Militär im Winter 1734/35 und 
1735/36 noch die Trizesimen von der Landschaft bewilligt. Obwohl die Höhe der 
landschaftlichen Zahlungen in diesem Punkt stets sehr umstritten war und die 
Landschaft zunächst immer weniger bewilligen wollte, als der Herzog gefordert 

131 Der Kommission gehörten an von landschaftlicher Seite: Konsulent Brenner, Prälat 
Hochstetter (Maulbronn) und Bürgermeister Harpprecht (Tübingen) sowie von herr-
schaftlicher Seite die Regierungsräte Thill und Lauz, ebd. L 5 Bd.  174 f. 585r/v. Die erste 
Sitzung der Kommission fand am 20. Dezember 1736 statt, Protokoll der Konferenz in: 
ebd. f. 604v-607v.

132 Herzogliches Reskript an die Landschaft vom 15. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404.
133 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 20. Januar 1735, ebd. L 5 

Bd.  173 f. 40v, A 203 Bü 102.
134 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 22. März 1734, ebd. L 3 Bü 393, L 

5 Bd.  171 f. 356r-366v.
135 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 9. Juni 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 

575r, A 203 Bü 101.
136 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 11. August 1735, ebd. L 3 Bü 

398b, A 203 Bü 103.
137 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 13. März 1736, ebd. L 5 

Bd.  174 f. 152r, A 203 Bü 104.
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hatte, entsprach schließlich die Höhe des von der Landschaft verwilligten Betrags 
meist der Höhe der vom Herzog geforderten Summe.

Neben den relativ hohen Posten von Kammerbeitrag und Militärhilfe wurden 
zahlreiche weitere Posten verhandelt. Völlig unproblematisch waren in der Regel 
Reichs- und Kreissteuern, wie zum Beispiel der Kammerzieler. Diese wurden stets 
verwilligt, wenn auch nicht immer in der gewünschten Höhe. Zum Teil war die 
Landschaft der Ansicht, dass bereits genehmigte und ausbezahlte Gelder aus dem 
vorhergehenden Konvent übrig sein müssten.

Ein weiterer Themenkomplex waren Schulden und Ausgaben von Mitgliedern 
des fürstlichen Hauses. Während eine Erhöhung der Adjutum-Gelder für Herzog 
Karl Rudolph von Württemberg-Neuenstadt im Sommer 1735138 und eine Unter-
stützung des Fürsten von Oels139 im Winter 1735/36 anstandslos bewilligt wurden, 
sperrte sich die Landschaft strikt gegen eine Beteiligung an den Schulden Herzog 
Heinrich Friedrichs, des 1734 verstorbenen Bruders Karl Alexanders. Karl Alex-
ander thematisierte die Schulden seines Bruders bei jeder Verhandlung von Neuem, 
ab Winter 1735/36 bezifferte er die gewünschte Beteiligung der Landschaft mit 
30.000  fl . Unter anderem schlug er vor, dass trotz dessen Todes die Adjutum-Gel-
der weiterhin bezahlt werden sollten, was die Landschaft allerdings ablehnte140.

Teilweise nachgiebig zeigte sich die Landschaft dagegen bei den Forderungen 
nach Unterstützung bei der Stall- und der Kampagnen-Kasse, die in jeder Ver-
handlung auftauchten. Der Herzog begründete diese Forderungen damit, dass er 
wegen des Kriegs viel reisen müsse, die Rentkammer aber kein Geld habe und er 
nicht die Kosten den auf seiner Route liegenden Orte aufbürden wolle141. Im Win-
ter 1733/34 wurde ein Beitrag verweigert mit dem Hinweis, für die Stallkasse seien 
Städte und Ämter zuständig und nicht die Landschaft142. Im Sommer 1734 verwil-
ligte die Landschaft für die Stallkasse 4.000  fl . statt der geforderten 10.000  fl ., be-
stand aber darauf, dass dies nur ein einmaliger Beitrag sei143. Im Sommer 1735 wur-
den dem Herzog für die Stall- und die Kampagnen-Kasse zusammen 16.000  fl . 
zugestanden, erhofft hatte er sich 22.000  fl .144

138 Danksagung des Herzogs Karl Rudolph in einem Schreiben an den Großen Ausschuss 
vom 20. August 1735, ebd. L 3 Bü 398b, L 5 Bd.  173 f. 530r-531r.

139 Der Fürst erhielt eine einmalige Zahlung in Höhe von 16.000  fl ., gefordert hatte Karl 
Alexander 20.000  fl .: Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 30. Januar 
1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 32r-33v. Vermutlich handelte es sich um Herzog Karl Friedrich 
von Württemberg-Oels (1690–1761), der von 1738 bis 1744 die Regentschaft für den min-
derjährigen Karl Eugen führen sollte.

140 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 3. März 1735, ebd. L 5 
Bd.  173 f. 199v-200r.

141 Herzogliche Proposition in der Hauptsache vom 11. Mai 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 462r-
464v, A 203 Bü 101.

142 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 24. März 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 
371r-374v.

143 Beschluss der Landschaft vom 20. Mai 1734, ebd. 496r-498v.
144 Dekret des Engeren Ausschusses an die Landschaftseinnehmerei mit der Anweisung des 

Betrages vom 27. August 1735, ebd. L 3 Bü 398b, L 5 Bd.  173 f. 546v-547v.
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Alle anderen verhandelten und verwilligten Posten waren einmaliger Natur. So 
erhielt der Herzog im Winter 1733/34 6.250  fl . für den Neubau der katholischen 
Hofkapelle im Stuttgarter Schloss145 und im Winter 1736/37 6.000  fl . für Ausbesse-
rungsarbeiten am Stuttgarter Schloss146. Seine Forderung nach einer fi nanziellen 
Beteiligung der Landschaft an einer Kommission zur Untersuchung der Gravami-
na im Winter 1734/35147 wurde ebenso wenig erhört wie die nach der Übernahme 
von zusätzlichen 109.000  fl . für die Tilgung der Schulden von Regierung und Hof-
staat im Sommer 1735148.

Auf die Konfl ikte um die Heeresreform, die auch im Rahmen der Hauptsache-
verhandlung im Winter 1735/36 ausgetragen wurden, und auf die vom Herzog in 
Angriff genommene Steuerreform, die in den Verhandlungen im Winter 1736/37 
zur Sprache kam, wird noch einzugehen sein.

Insgesamt belief sich der fi nanzielle Beitrag der Landschaftseinnehmerei, und 
damit die verwilligten Gelder der Landschaft, im Schnitt auf etwa 20 Prozent des 
herzoglichen Haushalts. Das entsprach in den Jahren 1733 bis 1737 etwa elf bis 18 
Prozent der landschaftlichen Einnahmen. So wurden von der Landschaftsein-
nehmerei 1734 74.590  fl . an den Herzog angewiesen, 1735 die Summe von 156.848  fl . 
und 1736 schließlich 84.589  fl .149

7. Steuern

Zusätzlich zu den Einnahmen aus der Ordinari- und der Extraordinari-Steuer ver-
suchte Karl Alexander auch, über neue Steuern und neue Arten der Besteuerung 
Geld in seine Kassen zu bekommen. Dieser Bereich der herzoglichen Geldbeschaf-
fung war ganz besonders heikel, waren doch Steuern und Besteuerung eindeutig 
der Landschaft vorbehalten. Ohne die Einwilligung der Stände durfte der Herzog 
keine Steuern erheben150. Steuern wurden in der Frühen Neuzeit keineswegs als 
selbstverständliche Abgabe an den Staat betrachtet. Vielmehr galten sie als freiwil-
lige Leistungen, die nur in Not- und Ausnahmesituationen erhoben wurden151. Wie 
bereits dargestellt, wurden die Staatsaktivitäten traditionell aus Domäneneinkünf-
ten fi nanziert, erst ab dem 17. Jahrhundert wurden mit der Akzise in Württemberg 
regelmäßige Steuern eingezogen152. Karl Alexander ging hier zweigleisig vor: Ei-

145 Herzogliche Resolution in der Hauptsache vom 31. Januar 1734, ebd. Bd.  171 f. 159r.
146 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 27. November 1736, ebd. 

Bd.  174 f. 534v-535r.
147 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 3. März 1735, ebd. Bd.  173 f. 

197v-198r.
148 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 27. Juni 1735, ebd. L 3 Bü 398a, A 

203 Bü 103.
149 Müller: Finanzwirtschaft, S.  303 ff.
150 Moser: Abhandlung von Receß-widrigen Land-Steuern, S.  5.
151 Braun: Steuern und Staatsfi nanzierung, S.  241 f.
152 Boelcke: Die sanftmütige Accise, S.  106.
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nerseits führte er neue Steuern ein, andererseits begann er das Projekt einer großen 
und umfassenden Steuerreform.

Neben den beiden großen Steuern des Ordinariums und des Extraordinariums 
existierten in Württemberg eine Vielzahl kleinerer Steuern, die aber teilweise nur 
für kurze Zeit erhoben wurden. So wurde von 1704 bis 1728 eine Kapitalsteuer und 
1708 eine Kopfsteuer eingezogen153. Unter Karl Alexander wurden unter anderem 
auch die 1719 eingeführten Spatzengelder weiterhin erhoben. Begründet wurde 
diese verdeckte Steuer damit, dass Spatzen schädliche Vögel seien und deshalb von 
jedem Untertanen jährlich 24 Exemplare eingefangen und abgeliefert werden soll-
ten. Ersatzweise konnten Geldleistungen erbracht werden. Diese Einnahmen wa-
ren unter Eberhard Ludwig für den Ludwigsburger Schlossbau verwendet worden. 
Während der Regierungszeit Karl Alexanders bildete diese Steuer oft den Gegen-
stand der Gravamina154. Diese Steuerarten, die häufi g in den landschaftlichen Gra-
vamina auftauchten, schaffte Karl Alexander zum Teil ab, so zum Beispiel 1736 die 
Wolfsjagdgelder und auch die Spatzengelder155.

Die von Karl Alexander neu erhobenen Steuern betrafen lediglich die Beamten. 
Diese galten als Diener des Herrschers, nicht des Staates. Deshalb berührte deren 
Besteuerung nicht das ständische Steuerrecht156. Diese Argumentation des Her-
zogs war verfassungsrechtlich allerdings umstritten157. Gemäß der Verordnungen 
vom März 1734158 und vom April 1735159 mussten neu eingestellte Beamte den 
vierten Teil ihres Gesamtgehaltes abführen, bereits in Diensten des Herzogs ste-
hende den achten Teil. Am 1. Mai 1734 und am 30. November 1736 wurde die schon 
1709 erhobene Steuer für Stadt-, Amts- und Gerichtsschreiber erneuert160 und am 
11. Januar 1737 schließlich eine Besoldungssteuer eingeführt161. Letztere sollte die 
Beamtenbesoldung sichern und belief sich auf drei Kreuzer pro Gulden Besoldung. 
Abgeliefert werden musste sie bei Süß, weswegen sich bald die Bezeichnung Juden-
groschen oder Höllengroschen einbürgerte162.

Im Februar 1737 wurde zudem noch eine Stempelpapiersteuer eingeführt, wo-
durch allen öffentlichen Stellen vorgeschrieben wurde, nur gegen Gebühr gestem-
peltes Papier zu benutzen163. Gegen die Einführung des Stempelpapiers hatte die 

153 Stumpff: Geschichtliche Entwicklung, S.  713.
154 Baumgärtner: Die Erbauung des Ludwigsburger Schlosses, S.  161–165.
155 Herzogliches Reskript vom 12. Juli 1736, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  16, 1, S.  601 ff.
156 Stern: Jud Süß, S.  86.
157 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  135.
158 Herzogliches Reskript vom 16. März 1734, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  17, Abt. 1, 

S.  444 f.
159 Herzogliches Dekret vom 6. April 1735, in: ebd., S.  446.
160 Herzogliches Reskript vom 30. November 1736, HStAS L 5 Bd.  174 f. 572v-573r.
161 Herzogliches Reskript vom 11. Januar 1737, ebd. A 48/14 Bü 33; in: Reyscher: Samm-

lung, Bd.  17, Abt. 1, S.  477 ff.
162 Baumgart: Joseph Süß Oppenheimer, S.  106; Stern: Jud Süß, S.  86.
163 Herzogliches Reskript vom 18. Februar 1737, HStAS A 48/14 Bü 33; herzogliches Dekret 

an den Geheimen Rat vom 19. Februar 1737, ebd. A 7 Bü 53.
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Landschaft schon im Voraus protestiert164. Solche Vorschriften war allerdings auch 
in vielen anderen Territorien gang und gäbe165, der Herzog berief sich sogar auf das 
Exempel anderer fürstl[icher] Höfe, und wie es bey voriger Regierung geschehen166 
und er verbat sich in gegenwärtiger Sache, welche von Höchstdenenselben 
gn[ä]d[ig]st allbereits nach genugsamen Bedacht resolviret geworden, mit ohn-
nöthigen Vorstellungen behelligt167 zu werden.

Außerdem schlug Karl Alexander eine Reform der unter landschaftlicher Ver-
waltung stehenden Akzise vor. Eberhard Ludwig hatte bereits 1732 eine Akzisede-
putation zum selben Zweck eingesetzt168. Zum ersten Mal thematisierte Karl Alex-
ander die Akzise in den Hauptsacheverhandlungen im Sommer 1734. Angesichts 
der angespannten Kassenlage hatte die Landschaft vorgeschlagen, eine Kopfsteuer 
zur Bestreitung der Militärausgaben zu erheben169. Die Kopfsteuer, die nach Steu-
erklassen gesondert pro Kopf erhoben wurde170, wurde nicht nur von Karl Alexan-
der abgelehnt171, da unter allen Arten von Steuern und Abgaben keine einzige so 
allgemein verhaßt ist, als die Kopfsteuer. Seinen Kopf zu versteuern und denselben 
nicht ohnentgeltlich auf den Schultern tragen zu dürfen, das sehen fast alle Men-
schen als eine unnatürliche und tyrannische Verfassung, und als das ungezweifeltes-
te Kennzeichen der niederträchtigsten Sclaverey an. [. . .] Indessen wird ein wohl-
eingerichteter und wohlbeherrschter Staat allemal wohl thun, wenn er eine so 
verhaßte Abgabe vermeidet; und es läßt sich schwerlich behaupten, daß eine Kopf-
steuer wirklich nothwendig sey, und daß nicht eine andere viel schicklichere, und 
nicht so verhaßte Art der Abgaben davor erwählet werden könnte172. Der Herzog, 
der die Kopfsteuer nur in casu summae necessitatis173 erheben wollte, schlug dage-
gen eine Verbesserung des Akzisewesens vor. Die Landstände waren allerdings der 
Ansicht, daß das Casus summae necessitatis dato wirklich existire174 und eine Ver-
besserung der Akzise niemals den Erfordernissen genügen könne. Nach mehreren 

164 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 7. Februar 1737, ebd. L 3 Bü 404, 
L 5 Bd.  175 f. 54v-57v.

165 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  136; Stern: Jud Süß, S.  91.
166 Reskript des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 30. November 1736, HStAS L 5 

Bd.  174 f. 575v.
167 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 4. März 1737, ebd. A 48/13 Bü 3.
168 Deren Akten liegen in: ebd. A 203 Bü 232.
169 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 9. Juni 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 

574v-579r.
170 Sonnenfels: Grundsätze der Finanzwissenschaft, S.  328.
171 Ebd., S.  329; Justi: System des Finanzwesens, S.  452–456.
172 Ebd., S.  410 f.
173 Herzogliche Resolution in der Hauptsache vom 17. Juni 1734, HStAS L 5 Bd.  171 f. 591v-

593v, A 203 Bü 101.
174 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 26. Juni 1734, ebd. L 5 

Bd.  171 f. 602v-608v, A 203 Bü 101.
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Besprechungen mit dem Geheimen Rat rückten schließlich beide Parteien von ih-
ren Positionen ab und stattdessen wurde das Extraordinarium erhöht175.

Gleichzeitig gab der Herzog ein Gutachten über mögliche Verbesserungen bei 
der seit 1732 tagenden Akzisedeputation in Auftrag176. Er war grundsätzlich der 
Ansicht, dass vor allem der Einzug der Akzise verbesserungsbedürftig sei, und 
schlug der Landschaft 1736 erneut vor, dass sie den bisherig gezogenen Accis [. . .] 
füraus mit Uns gemeinschaftlich administrirte, dagegen Wir den zu reguliren vor-
gehabten Policey-Tax damit einzuwerfen177. Die sogenannte Policey-Taxe wurde 
von der herzoglicher Verwaltung eingezogen und war eine Luxussteuer auf zur 
Pracht und Üppigkeit gereichende Waaren und Victualien178. Wenn sie in die allge-
meine Akziseerhebung eingerechnet werden sollte, hätte das letztendlich eine hö-
here Steuer auf Luxusartikel bedeutet. Die Landschaft wendete sich vehement ge-
gen eine gemeinsame Akziseverwaltung179. Diese stehe nach Artikel 6 des Tübinger 
Vertrages allein der Landschaft zu, die auf die Einnahmen daraus angewiesen sei. 
Deshalb bat der Große Ausschuss den Herzog, sich von der gemeinschafftlichen 
Accis Administration in hochfürstlichen Hulden zu abstrahiren180.

Sehr viel weitreichender und deshalb auch umstrittener war die von Karl Alex-
ander projektierte grundsätzliche Steuerreform. Ähnliche Reformen wurden im 
17. und 18. Jahrhundert in sehr vielen Territorien des Reichs angestrebt. Man woll-
te die Ungerechtigkeiten und Mängel des bisherigen Systems überwinden, die Viel-
zahl separater kleiner Einzelsteuern zu einer großen zusammenfassen und gleich-
zeitig die Steuereinnahmen erhöhen181. Auch auf Reichsebene wurde über 
entsprechende Reformen nachgedacht, zur Ausführung kamen sie aber nicht182. In 
Württemberg war eine Steuerreform bereits unter Herzog-Administrator Fried-
rich Karl183 und Herzog Eberhard Ludwig184 in Angriff genommen worden, sie 
konnte aber erst unter Karl Eugen in die Tat umgesetzt werden185.

175 Es folgten zunächst noch einige Schreiben von herrschaftlicher und landschaftlicher Sei-
te. Die erste Besprechung mit dem Geheimen Rat, die zu keiner Einigung führte, fand am 
7. Juli 1734 statt. Die Einigung erfolgte in einer Besprechung mit dem Geheimen Rat am 
10. Juli 1734. Vgl. Bericht von der Unterredung: ebd. Bd.  172 f. 669r-680r.

176 Herzogliches Reskript vom 5. Juli 1734, ebd. A 203 Bü 232.
177 Reskript des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 30. November 1736, ebd. L 5 

Bd.  174 f. 571r.
178 Ebd.
179 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 18. Januar 1737, ebd. Bd.  175 f. 

22v-24v, A 48/14 Bü 33.
180 Ebd. Bd.  175 f. 24v.
181 Boelcke: Die sanftmütige Accise, S.  97.
182 Wolf: Einführung, S.  173.
183 Vgl. Tabellen zur Familiensteuer, in: HStAS A 203 Bü 227.
184 Herzogliches Reskript vom 4. Januar 1710, ebd. Bü 224.
185 Vgl. dazu: Rieke: Die direkten Steuern, S.  87.
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Durch die Einführung der sogenannten Schutz-, Schirm- und Vermögenssteu-
er186 sollte das ungleiche und zersplitterte Steuersystem vereinheitlicht und die 
gleiche Besteuerung aller Untertanen erreicht werden, proportional nach Vermö-
gen, Einkünften und Gütern. Die Absicht S[ereniss]imi sey auf ein besseres Ver-
hältniß in der Besteuerung, und besonders auf die Erleichterung des Güter-Besit-
zers gerichtet187. Der Herzog habe feststellen müssen, daß der Last à potiori nur auf 
den armen begüterten Mann geleget, dahingegen gar viele wohlhabende und reiche 
Leute [. . .] sich und ihr Vermögen in solche Situation zu setzen gewußt, daß sie ent-
weder gar nichts oder sehr wenig nach Proportion der andern beytragen188. Im Ge-
genzug sollten sowohl Ordinarium als auch Extraordinarium aufgehoben werden. 
Zur Ausarbeitung der Reform bildete Karl Alexander im Juni 1736 eine Deputati-
on in Steuersachen, der Spitzenbeamte aus der herzoglichen Verwaltung und De-
putierte der Landschaft angehörten189. Der Deputation lag ein Projektentwurf vor, 
der von Regierungsrat Fischer und Hofkammerexpeditionsrat Böhm ausgearbeitet 
worden war190. Der Herzog wollte die Reform relativ schnell verwirklichen und 
hoffte auf eine Umstellung bereits zum Herbst 1736191. Im Vorgriff waren schon 
eine Volkszählung192 und eine Vermögens- und Einnahmeerfassung193 der Familien 
im Land angeordnet worden194. In vorbereiteten Tabellen wurden der gesellschaft-
liche Status der Familie, die Anzahl der Familienmitglieder und deren Vermögen 
in zwölf Klassen erfasst195. Neben den Verhandlungen in der Deputation brachte 
Karl Alexander diese Steuerreform über seine Proposition in der Hauptsache im 
Winter 1736/37 auch auf die Tagesordnung des Großen Ausschusses196.

Das Projekt stieß überall auf starke Bedenken. Erste Zweifel wurden bereits in 
der Deputation in Steuersachen geäußert. Dort stellten nicht nur die landschaft-

186 Herzogliches Reskript vom 29. Juni 1736, HStAS A 203 Bü 228, L 6 Bü 1153; Reyscher: 
Sammlung, Bd.  17, Abt. 1, S.  465–473.

187 So der Oberhofkanzler Scheffer in einer Sitzung der Deputation in Steuersachen am 25. 
Juni 1736, HStAS L 5 Bd.  174 f. 379v.

188 Herzogliches Reskript vom 29. Juni 1736, ebd. A 203 Bü 228.
189 Mitglieder waren Oberhofkanzler Scheffer, Geheimer Rat Pfau, Kammerdirektor Geor-

gii, Konsistorial- und Kirchenratsdirektor Scheffer, Geheimer Regierungsrat Zech, Re-
gierungsrat und Kammerprokurator Fischer, Expeditionsrat Böhm, der Prälat Weißensee 
von Hirsau und Landschaftskonsulent Sturm. Herzogliche Reskripte vom 23. Juni und 4. 
Oktober 1736, ebd. Bü 228, L 5 Bd.  174 f. 379v, L 6 Bü 1153.

190 Stern: Jud Süß, S.  87 f.
191 Bericht des Prälaten Weißensee und des Landschaftskonsulenten Sturm über die Sitzung 

der Deputation in Steuersachen am 25. Juni 1736, HStAS L 5 Bd.  174 f. 380r.
192 Herzogliches Reskript vom 23. Januar 1736, ebd. L 3 Bü 400.
193 Herzogliche Reskripte vom 29. Juni 1736 (ebd. A 203 Bü 228), vom 26. Oktober und 8. 

November 1736 (ebd. L 3 Bü 403). Vgl. auch: herzogliches Reskript vom 10. Januar 1737, 
ebd. Bü 404.

194 Ab Juni 1736 gingen zahlreiche Antworten aus allen Städten und Ämtern ein, ebd. A 203 
Bü 228.

195 Solche Tabellen liegen in: ebd.
196 Herzogliche Proposition an den Großen Ausschuss vom 7. November 1736, ebd. L 3 Bü 

403, A 203 Bü 105.
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lichen Deputierten die Durchführbarkeit der Reform in Frage, auch die herrschaft-
lichen Deputierten waren sehr skeptisch197. Es herrschte Unklarheit darüber, ob 
denen jenigen, so ihr Vermögen angeben, schlechterdings zu glauben oder ob solches 
eydtlich anzuzeigen oder zu inventiren198 sei. Im Engeren Ausschuss machte man 
sich Gedanken darüber, wie beschwerlich ja impracticable [es] seyn würde, so vie-
lerley Prästationes von einem einzigen Fundo zu thun199. Auch in der Steuerdepu-
tation war bezweifelt worden, ob alle zu bestreitenden Ausgaben aus den Einnah-
men einer einzelnen Steuer bezahlbar seien200.

Was die praktische Durchführung betraf, so kamen aus allen Ämtern des Landes 
Nachfragen zu Details des Steuereinzugsmodus und der Tabellen, die ins Land 
ausgeschickt worden waren201. Mit diesen Fragen musste sich die Deputation in 
Steuersachen auseinandersetzen202, die Antworten wurden in einem herzoglichen 
Reskript publiziert203.

Am 24. November 1736 schließlich formulierte die Landschaft ihre Gegenargu-
mente und trat damit an den Herzog heran204. Die 40 Paragrafen des Schreibens 
führten zu dem Schluss, dass das neue Steuersystem viel zu aufwendig und teuer 
sei und dabei einen viel zu geringen Ertrag erwarten lasse. Bereits 1691, 1692 und 
1694 habe man ein ähnliches Steuersystem diskutiert und sei dann wegen der gerin-
gen zu erwartenden Einnahmen auf eine Kopfsteuer ausgewichen. Außerdem wird 
schwerlich die wahre Beschaffenheit eines jeden Vermögens so zu erkundigen seyn, 
daß nicht von ein oder dem anderen das meiste verschwiegen und mithin anstatt 
der gn[ä]d[i]gst intendirenden Aequitaet und Billigkeit das Gegentheil erfolgen 
werde205. Zu guter Letzt widerspreche die Reform zudem jeder württembergischen 
Tradition. Die Landschaft setzte sich vielmehr dafür ein, das bestehende System 
von Ordinarium und Extraordinarium zu reformieren206. Diese sollten in Zukunft 
nicht mehr nur auf die Güter aller Untertanen berechnet werden, sondern auch auf 
das Vermögen. Ausnahmen von der Besteuerung sollte es keine mehr geben.

197 In der Sitzung am 25. Juni 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 380r/v.
198 Protokoll der Deputation vom 10. Oktober 1736, ebd. A 203 Bü 229.
199 Schreiben des Engeren Ausschusses an dessen abwesende Mitglieder vom 7. Juli 1736, 

ebd. L 5 Bd.  174 f. 392v, L 6 Bü 1153.
200 In der Sitzung am 25. Juni 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 380v-381r.
201 Anfragen gesammelt in: ebd. A 203 Bü 228, L 6 Bü 1153.
202 Unterlagen dazu in: ebd. A 203 Bü 228.
203 Herzogliches Reskript vom 8. November 1736, ebd. L 6 Bü 1153.
204 Hauptdubia gegen die gnädigst intendirende Einführung einer allgemeinen Schutz-, Ver-

mögens- und Familiensteuer vom 24. November 1736, ebd. L 3 Bü 403. Diese Argumente 
wurden in der Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache am 27. November 
wiederholt, ebd. L 5 Bd.  174 f. 523v-529v, L 6 Bü 1153.

205 Hauptdubia [. . .] vom 24. November 1736, ebd. L 3 Bü 403.
206 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 27. November 1736, ebd. L 5 

Bd.  174 f. 524r-525r.
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Der Herzog zeigte sich im Dezember 1736 gesprächsbereit207. Die Gespräche 
zwischen ihm und der Landschaft scheinen aber relativ erfolglos geblieben zu sein. 
Im Januar 1737 mahnte er bei der Steuerdeputation die rasche Festlegung der tat-
sächlichen Steuersätze an208 und bei den Städten und Ämtern die Einschickung der 
Tabellen209. Zudem wurden Listen aller Hof- und Regierungsangestellten und ihrer 
Einkünfte erstellt210. Im Februar 1737 rechtfertigte sich der Herzog gegenüber der 
Landschaft nochmals und erklärte, dass es ihm nicht um eine Steuererhöhung, son-
dern um eine größere Steuergerechtigkeit gehe211. Die Landschaft beharrte aller-
dings auf ihrem Standpunkt und wiederholte auch nach dem Tod Karl Alexanders 
gegenüber der Administration immer wieder ihre Bitte um eine Beendigung des 
Projekts212. Schließlich schrieb sie ihre Position im Landtags-Abschied von 1739 
fest213. So scheiterte diese umfassende Reform, durch die in Württemberg eine mo-
derne Form der Besteuerung eingeführt worden wäre, am Widerstand der Land-
schaft, da sie die Verwirklichung des Projektes bis zum Tod des Herzogs hinauszö-
gern konnte214.

8. Das „Bankalitäts-Projekt“

Im Oktober 1735 ließ Karl Alexander per Reskript eine Bank in Stuttgart einrich-
ten. Als haben Wir in diesem Betracht [. . .] gnädigst resolviret, ein Bancalitaets-Amt 
dergestalten ein- und anzurichten, daß diejenigen Kauffl eute, Capitalisten, Priva-
ti oder sonst bemittelte inn- und ausser Lands befi ndliche Personen, welche Depo-
siten oder andere Gelder zu ausleihen ligen haben und zu Nuzen bringen wollen, 
wann sie solche in das Bancalitaets-Amt zu Stuttgart zum Capital auf kurz- oder 
lange Zeit ein- und anlegen werden, dagegen nicht allein nebst der hinlänglich- 
und verbindlichsten Sicherheit des Haupt-Guts, alljährlich Acht pro Cento richtig 

207 Bericht des Oberhofkanzlers Scheffer vor dem Großen Ausschuss am 6. Dezember 1736, 
ebd. f. 547v-550r.

208 Herzogliches Reskript vom 10. Januar 1737, ebd. A 203 Bü 229, L 6 Bü 1153; Reyscher: 
Sammlung, Bd.  17, Abt. 1, S.  476 f.

209 Herzogliches Reskript vom 8. November 1736, HStAS A 203 Bü 229. Die Tabellen gingen 
dann von November 1736 bis Januar 1737 ein, sie liegen ebd.

210 Herzogliches Reskript vom 25. Oktober 1736, Aufstellungen über Geheimen Rat, Kabi-
nettskanzlei, Oberhofmarschallamt, Stallmeisterei, Jägerei, Generalkriegsdirektorium, 
Regierungsrat, Rentkammer, Konsistorium und Kirchenrat, in: ebd. Bü 230.

211 Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 1. Februar 1737, ebd. L 6 Bü 1153.
212 Schreiben der Landschaft an den Herzog vom 26. März 1737, 19. September 1737, 1. März 

1738, 24. März 1738, ebd.
213 Landtags-Abschied vom 18. April 1739, ebd.,A 203 Bü 107; WLB Hartmannsche Samm-

lung Bd.  27. Originalpergamenturkunde mit Siegeln Herzog Karl Friedrichs und der 
Landschaft in Holzkapseln in: HStAS A 37 U 58; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  517–
536.

214 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  135; Stern: Jud Süß, S.  88; Baumgart: Joseph Süß Op-
penheimer, S.  106.
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und ordentlich davon vor sich zu empfangen und zu benefi ciren haben215. Ziel die-
ser Gründung war es, das eigene Kapital im Land zu halten und fremdes Kapital ins 
Land zu ziehen, um so das wirtschaftliche Leben regeln und dem Münzwesen Si-
cherheit geben zu können216. Vorbilder waren die Londoner Bank of England und 
die Wiener Stadtbank des Grafen Starhemberg, die 1705 gegründet worden war217.

In Württemberg war bereits 1704 unter Eberhard Ludwig versucht worden, eine 
Hofbank zu gründen218. Diese war aber ebenso gescheitert wie die Universalban-
kalität, die Karl VI. 1715 als österreichische Staatsbank ins Leben gerufen hatte219. 
Das Bankenprojekt Karl Alexanders stieß in Württemberg auf eine „fanatische 
Opposition“220 und musste 1738 nach wenigen Jahren wieder aufgelöst werden221. 
Erst 1806 wurde mit der Königlich-Württembergischen Hofbank ein nächster, 
nun aber erfolgreicher Versuch unternommen222.

9. Die Münze

Die einträglichste Unternehmung während der Regierungszeit Karl Alexanders 
war wohl die Münzausprägung von 1734 und 1735. Es war aber auch die Unterneh-
mung, die die weitesten Kreise zog. „Für den Landesherrn bildete die Münze ohne 
weiteres ein Regal, das er nach Belieben nutzen und ausbeuten, durch das er sich 
stets von neuem Geldmittel verschaffen konnte.“223 Als beliebtes Mittel, um an 
Geld zu kommen, galt im 17. und 18. Jahrhundert die Münzverschlechterung. Die 
Staatsverschuldung war noch nicht bekannt, ebensowenig die volkswirtschaft-
lichen Folgen der Münzverschlechterung. So erschien es „weder den geldbedürf-
tigen Fürsten noch den sozialökonomischen Theoretikern der Zeit als ein schäd-
liches oder verwerfl iches Unternehmen“224. Münzverschlechterungen gab es 
zunächst in der Pfalz und in Bayern, dann bei Ständen des fränkischen und ober-
rheinischen Kreises225. Vom Kaiser wurden sie allerdings immer wieder verbo-
ten226.

215 Herzogliches Reskript vom 22. Oktober 1735, HStAS A 202 Bü 1951, L 3 Bü 399.
216 Stern: Jud Süß, S.  77; Vann: Württemberg, S.  215.
217 Bidermann: Die Wiener Stadt-Bank; Benedikt: Finanzen, S.  44; Holl: Hofkammer-

präsident, S.  238–272, 392–435.
218 Akten dazu in: HStAS A 202 Bü 1952. Dehlinger: Württembergisches Staatswesen, 

Bd.  2, S.  677.
219 Benedikt: Finanzen, S.  46; Holl: Hofkammerpräsident, S.  432 f.
220 Stern: Jud Süß, S.  80.
221 Herzogliches Reskript an den Regierungsrat vom 5. Juni 1738, HStAS A 202 Bü 1951.
222 Dehlinger: Württembergisches Staatswesen, Bd.  2, S.  677.
223 Stern: Jud Süß, S.  115. Vgl. zum Münzregal auch: Justi: System des Finanzwesens, 

S.  299 f.
224 Stern: Jud Süß, S.  116. Dagegen argumentierte Justi 1766, dass die Ausprägung schlech-

ten Geldes sowohl für den Fürsten als auch für die Untertanen schädlich sei (Justi: Sys-
tem des Finanzwesens, S.  310 f.).

225 Münch: Beziehungen, S.  40.
226 Stern: Jud Süß, S.  116.
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„Die Schuldenlast, die Karl Alexander vom verstorbenen Herzog Eberhard Lud-
wig übernommen hat, ist zu hoch und kaum zu tilgen. So ist es leicht verständlich, 
daß er auch zu diesem [. . .] Mittel der Geldbeschaffung“ griff227. Am 3. April 1734 
ernannte er Süß zum Hauptlieferanten für Edelmetalle. Dieser hatte schon Erfah-
rungen mit Münzgeschäften in Hessen-Darmstadt und Kurköln gesammelt228. Süß 
verpfl ichtete sich auf zwei Jahre zu wöchentlichen Lieferungen von 100 Mark Gold 
zu je 295  fl . und 600 Mark Silber zu je 19,33 bis 19,53  fl . an die Münze. Er erhielt 
einen Vorschuss von 75.000  fl . zum Metallkauf in Holland, Frankfurt und Augs-
burg229. Vom 2. April bis zum 30. Juni 1734 wurden 292.645  fl . in Karolinen zu 
10  fl ., Dreißigkreuzerstücken, Fünfkreuzerstücken und kleineren Sorten ausge-
münzt230.

Am 5. Juni 1734 wurde ein neuer Vertrag mit Süß abgeschlossen. Nun sollten auf 
zwei Jahre wöchentlich 200 Mark Gold und 1.000 Mark Silber geliefert werden. 
Süß zahlte eine jährliche Pacht von 92.800  fl .231 Gleichzeitig wurde eine Münzde-
putation zur Leitung des Münzwesens eingesetzt, um die nach den Reichsgesetzen 
ausdrücklich verbotene Verpachtung der Münze zu verschleiern232. Der Landschaft 
wurde die Verpachtung an Süß nicht mitgeteilt. Der Große Ausschuss protestierte, 
dass ihm nur in der generalitaet bekannt233 geworden wäre, dass dem Juden Süß 
Oppenheimer das allhießige Münzwesen vollkommen und gleichsam privatè 
gn[ä]d[ig]l[ich] eingeraumt worden234 wäre. Die Landschaft befürchtete, daß nach 
dem Exempel anderer Provinzien in dem Heyl[igen] Röm[ischen] Reich, in alten 
und neüren Zeiten, es eben dergl[eichen] Judengesind das Münzen überlassen [. . .] 
worden, mit dem Münzwesen successivè in eine solche Zerrüttung kommen werde, 
darvon man sich in langer Zeit nicht zu erholen kaum im Stande seyn dürffe235. 
Nicht nur über eine anzunehmende Münzverschlechterung klagte die Landschaft, 
sondern auch darüber, dass einem Juden ein landesherrliches Regal überlassen wor-
den war. Sie forderte, dass man das Münzwesen wieder auff ehmahlige Art und 
Weise dirigiren [. . .] lassen236 solle. Auch der Geheime Rat protestierte gegen die 

227 Münch: Beziehungen, S.  40.
228 Müntzlieferungscontract vom 3. April 1734, HStAS H 57 Bü 34. Schnee: Die Hoffi nanz, 

Bd.  4, S.  129; Wolf: Joseph Süß Oppenheimer.
229 Augsburg war auch schon zur Zeit Eberhard Ludwigs Metalllieferant für die württem-

bergische Münze gewesen. Vgl. Erneuerung des Vertrags mit den Augsburger Bankiers 
Caspar und Halder über die jährliche Lieferung von Gold und Silber vom 2. Januar 1734, 
HStAS H 57 Bü 32, 34.

230 Binder: Württembergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  163.
231 Herzoglicher Kontrakt mit Joseph Süß Oppenheimer vom 5. Juni 1734, HStAS H 57 Bü 

34; herzogliches Dekret vom 12. Juli 1735, ebd. A 202 Bü 357.
232 Binder: Württembergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  164; Stern: Jud Süß, 

S.  120 f.
233 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 30. Juni 1734, HStAS L 3 Bü 

394.
234 Ebd.
235 Ebd.
236 Ebd.
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Verpachtung237; der Kammerdirektor Georgii legte ein entsprechendes Gutachten 
vor238, das Süß mit einem sarkastischen Gegengutachten beantwortete239. Dieser 
Streit wurde nie endgültig entschieden. Die Münze verblieb allerdings bei Süß, der 
dort ungehindert seine Entscheidungen umsetzen konnte. Der Konfl ikt wurde 
nach dem Tod des Herzogs im Prozess gegen Süß weitergeführt240.

Am 11. August 1736 erteilte Karl Alexander die Erlaubnis zur Prägung von 
Scheidemünzen. Das waren Münzen mit kleineren Werten, deren wahre[r] 
innerliche[r] Gehalt keineswegs in so strenger Maaße nöthig241 war wie bei größeren 
Münzen. Die Scheidemünzen [. . .] haben nur den Endzweck, daß man die kleinsten 
Gewerbe damit bestreiten [. . .] kann242. So war bei der Ausprägung bei einer nur 
geringen Beimischung von Edelmetallen ein sehr großer Gewinn möglich. Die 
Überproduktion von Scheidemünzen war für einen Herrscher stets eine weitere 
wichtige Einnahmequelle neben der Münzverschlechterung243. Tatsächlich bestand 
in Württemberg zu dieser Zeit ein Mangel an Scheidemünzen, der eine Prägung 
notwendig machte. Süß ließ allerdings sehr gute Scheidemünzen prägen und mach-
te deshalb nur geringen Profi t244. Als Ergebnis des zweiten Münzvertrags wurden 
vom 1. Juli 1734 bis zum 14. November 1735 über 10 Millionen Gulden in halben, 
ganzen und Viertelkarolinen, in Dreißigkreuzerstücken und in Scheidemünzen 
ausgeprägt245.

Während der württembergischen Münzunternehmungen erhöhten sich auch die 
Prägeaktivitäten in den benachbarten Territorien Bayern, Pfalz, Kurköln und Hes-
sen-Darmstadt. Dadurch wurden die Edelmetallpreise in die Höhe getrieben und 
der fi nanzielle Nutzen für die Auftraggeber gemindert246. Süß riet daraufhin, die 
Münze ein bis zwei Monate stillzulegen, um größeren Schaden abzuwenden247. 

237 Schreiben der mit Münzsachen befassten Geheimräte an den Herzog vom 5. August 1734, 
ebd. H 57 Bü 34.

238 Unterthänigst ohnmaßgeblich-pfl ichtmäßiges Bedencken des Cammer-Directoris Geor-
gii über die gnädigst vorgelegte Puncte das Müntzweesen betreffend vom 5. Juli 1736, 
ebd. A 7 Bü 40, A 48/14 Bü 31.

239 Gutachten des Joseph Süß Oppenheimer vom 13. Juli 1736, ebd.; Stern: Jud Süß, S.  242 f. 
In HStAS A 7 Bü 40 liegen zahlreiche Gutachten zum Münzwesen, so z. B. von Expediti-
onsrat Bühler (14. Juni 1736), Rat Schütz (15. Juni 1736), Regierungsrat Thill (15. Juni 
1736), Süß (17. Juni 1736).

240 Vgl. die Verhöre zum Münzwesen vom 29. April 1737 bis zum 25. Februar 1738. Verhör-
protokolle in: ebd. A 48/14 Bü 68; Akten der Untersuchungskommission in: ebd. Bü 69, 
70.

241 Justi: System des Finanzwesens, S.  317.
242 Ebd., S.  316.
243 So z. B. in Preußen und Sachsen (Stern: Jud Süß, S.  122).
244 Ebd.
245 Binder: Württembergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  164; Nau: Gold und 

Silber, S.  65.
246 Marquardt: Geschichte Württembergs, S.  190.
247 Schreiben des Süß an den Herzog vom 12. November 1735, HStAS A 48/14 Bü 80; in: 

Stern: Jud Süß, S.  224. Schreiben des Süß an den Herzog vom 6. Januar 1736, HStAS H 
57 Bü 34.
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Also wurde die Herstellung gedrosselt, vom 14. November 1735 bis zum 20. De-
zember 1736 wurden nur noch etwa zwei Millionen Gulden ausgeprägt248.

Bereits im Juli 1736 verweigerte die Stadt Augsburg die Annahme der neuen 
württembergischen Münzen249. Karl Alexander wehrte sich gegen solche Maßnah-
men250. Zudem intervenierte der Kaiser gegen die Ausprägung minderwertigen 
Geldes. Er wies Karl Alexander zwischen Juni 1734 und Januar 1737 mehrfach auf 
die Illegalität des Ausmünzens geringhaltiger Geldsorten hin und drohte mit Kon-
fi skation der Münzen und Einziehen des Münzregals251, welches niemahls zu selbst 
gesuchtem Vortheil, sondern dem Heyl[igen] Reich zu Ehren und Wohlfart gebrau-
chet werden soll252. Auch der Reichshofrat beschloss im Dezember 1736 ein Con-
clusum in re monetaria253. Der Kaiser gab Karl Alexander aber nie wirklich die 
Schuld an dessen Münzunternehmungen, sondern ließ verlauten, der Herzog habe 
sich durch schändlichen Gewinn suchende böse Leüthe zur Ausprägung geringhal-
tiger Gold- und Silbersorten [. . .] bringen lassen254. Daraufhin ließ Karl Alexander 
die Ausprägung der neuen Gold- und Silbermünzen beenden255. Per Reskript wur-
den die neuen Münzen zum 4. Februar 1737 devalviert256. Dies betraf aber nur die 
größeren Gold- und Silbermünzen, nicht die Scheidemünzen, die den bisherigen 
Cours beybehalten257 sollten. Kurz darauf wurde der Devalvationstermin ohne nä-
here Erläuterung auf den 12. Januar vorgezogen258. Die abgewerteten Münzen soll-
ten von den entsprechenden herzoglichen und landschaftlichen Stellen im Land bei 
der Rentkammer beziehungsweise bei der Landschaftseinnehmerei abgeliefert 
werden259.

Süß verdiente an diesen Münzgeschäften etwa 85.000  fl .260, was 0,7 Prozent der 
Produktion entspricht. Karl Alexander selbst erhielt über die Münzpacht 

248 Binder: Württembergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  164.
249 Schreiben von Bürgermeister und Rat der Stadt Augsburg an den Herzog vom 24. und 30. 

November 1736, HStAS H 57 Bü 34.
250 Herzogliches Reskript an die Kreisgesandtschaft in Ulm vom 9. August 1736, ebd. A 202 

Bü 441.
251 Unterlagen und Schriftwechsel dazu in: ebd. A 48/14 Bü 31, H 57 Bü 34. Binder: Würt-

tembergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  164 f.; Münch: Beziehungen, S.  41.
252 Kaiserliches Reskript an den Herzog von Württemberg vom 7. Dezember 1736, HHStA 

Wien Wü Fasz. 20; HStAS A 48/14 Bü 70.
253 Reichshofrats-Conclusa in re monetaria vom 7. Dezember 1736, ebd. H 57 Bü 33.
254 Kaiserliches Reskript an den Herzog von Württemberg vom 7. Dezember 1736, HHStA 

Wien Wü Fasz. 20; HStAS A 48/14 Bü 70.
255 Herzogliches Reskript vom 17. Dezember 1736, ebd. A 202 Bü 441.
256 Herzogliches Reskripte vom 3. Januar 1737, 4. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404, A 48/14 Bü 

32.
257 Ebd.
258 Herzogliches Reskript vom 7. Januar 1737, ebd.
259 Herzogliches Reskript vom 4. Januar 1737, landschaftliches Reskript vom 5. Januar 1737, 

ebd. L 3 Bü 404.
260 Haasis: Joseph Süß Oppenheimer, S.  150; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  132. Dagegen 

geben Ebner und Marquardt seinen Gewinn mit etwa 168.000  fl . an (Binder: Württem-
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170.000  fl .261 Es handelte sich also um ein durchaus lohnendes Geschäft. Dennoch 
fi el der Gewinn sehr viel geringer aus als bei anderen deutschen Fürsten, wie zum 
Beispiel später bei Friedrich II. von Preußen262.

10. Finanzpolitische Reformen und der Widerstand der Landschaft

1926 kam Curt Elwenspoek noch zu folgendem Urteil über die württembergischen 
Finanzen zur Zeit Karl Alexanders: „Rein fi nanzpolitisch gesehen ist die Art, wie 
Oppenheimer immer wieder und wieder neue Geldquellen zu schaffen wusste, 
schlechterdings genial.“263 Das scheint etwas übertrieben und wenig zutreffend zu 
sein. Erstens ist Karl Alexander, viel mehr als sein Finanzienrat, als der eigentliche 
Urheber der Finanzpolitik zu betrachten – dies wird noch ein Vergleich mit den 
Belgrader Reformen zeigen – und zweitens bewegte sich die württembergische Po-
litik durchaus im Rahmen des Üblichen. Unüblich war nicht die Einnahmeseite, 
sondern vielmehr die Ausgabenseite, denn Karl Alexander verringerte radikal die 
Ausgaben in allen Bereichen – vom Militär abgesehen, was er mit den bedrohlichen 
Zeitumständen begründete.

So versuchte Karl Alexander, der Schulden seines Vorgängers Herr zu werden, 
keine neuen Schulden anzuhäufen und Württemberg wirtschafts- und fi nanzpoli-
tisch vom Mittelalter in die Neuzeit zu führen. Eigentlich hätte man die Unterstüt-
zung der Landschaft für diese Politik erwarten können. Dass dies nicht der Fall 
war, lag vor allem daran, dass die ehrbaren Familien ihren Besitzstand wahren 
wollten und Angst hatten, durch die Reformen Karl Alexanders wirtschaftlich und 
politisch an Boden zu verlieren.

Die fi nanzpolitischen Reformen bewegten sich immer an der Grenze der verfas-
sungspolitischen Zulässigkeit. Karl Alexander versuchte zur Sanierung der Staats-
fi nanzen für Württemberg neue und ungewöhnliche Wege zu gehen. Dass sich ihm 
die Landschaft dabei in den Weg stellte, scheint nicht verwunderlich, da er doch 
immer wieder die Unverletzlichkeit des Tübinger Vertrages infrage stellte. Er tat 
dies allerdings nie konfrontativ in Form eines Staatsstreichs, sondern er versuchte, 
gemeinsam mit der Landschaft die Grenzen neu auszuloten. Immer wandte er sich 
bei derartigen Projekten zunächst an die landschaftlichen Gremien und wollte 
neue Projekte in Verhandlungen oder gemeinsamen Kommissionen entwickeln 
und entstehen lassen. Da die Landschaft sich allerdings grundsätzlich gegen diese 
Neuerungen sperrte, wurde die Atmosphäre immer gespannter, was sich vor allem 
am Ton der Verhandlungen in der Hauptsache nachvollziehen lässt. Karl Alexan-
der frustrierte die unnachgiebige Haltung der Landstände, so dass er schließlich 

bergische Münz- und Medaillen-Kunde, Bd.  1, S.  167; Marquardt: Geschichte Würt-
tembergs, S.  191).

261 Haasis: Joseph Süß Oppenheimer, S.  150.
262 Marquardt: Geschichte Württembergs, S.  191.
263 Elwenspoek: Jud Süß Oppenheimer, S.  81.
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radikalere Reformen mit ausländischer Hilfe durchführen wollte. Aus dieser Mo-
tivation heraus trat er an den Fürstbischof Schönborn von Würzburg heran.

Karl Alexander konnte oder wollte nicht erkennen, worin die Ursachen der Ver-
weigerungshaltung der Landstände lagen. Er verstand deren Blockade meist als 
Ablehnung seiner Politik und seiner Person. Dass die Landstände doch eigentlich 
dieselben Ziele hätten verfolgen können, wenn andere Methoden gewählt worden 
wären, scheint offensichtlich. Der grundsätzliche Widerstand der Landstände ge-
gen Karl Alexanders Reformpolitik fi ndet eine zweifache Erklärung. Einerseits 
hatte die Ehrbarkeit natürlich Angst um ihre angestammten Vorrechte und ihren 
Einfl uss, den die Reformen gemindert hätten. Andererseits lagen die Gründe für 
ihre Einstellung noch viel tiefer. Die württembergische Gesellschaft war noch im-
mer der Gefühlswelt und den Wertvorstellungen der Reformationszeit verhaftet 
und überwiegend ländlich und vorindustriell geprägt264. „Und überall gedieh jener 
leidenschaftliche Widerstand gegen Veränderung und jene tiefverwurzelte Abnei-
gung gegen fremde Sitten, die seit dem 16. Jahrhundert ein Kennzeichen der würt-
tembergischen Gesellschaft war.“265 Auch die Landschaft wollte mit aller Kraft 
„am kleinbürgerlich-agrarischen Charakter des Landes“266 festhalten. Das war 
kein typisch württembergisches Phänomen, auch zum Beispiel in Preußen und 
England ist solcher Widerstand feststellbar267.

Der Kommunikationsfehler war demzufolge keinesfalls einseitig und nur auf 
Seiten des Herzogs zu suchen. Die Gegenvorschläge zu den herzoglichen Reformen 
waren derart unmotiviert, dass sie zur Frustration jedes noch so Reformbegeister-
ten geführt hätten. Die Reformgegner fühlten sich allein der Tradition und dem 
Bestehenden verpfl ichtet und wollten die Situation stets nur minimal verändern. 
Ähnlich verhielt es sich auch bei den wirtschaftlichen Neuansätzen Karl Alexan-
ders.

264 Press: Vom Ständestaat, S.  320; Vann: Württemberg, S.  217 f.
265 Ebd., S.  218.
266 Söll: Staatliche Wirtschaftspolitik, S.  98.
267 Stern: Jud Süß, S.  81.
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III. Die Wirtschaftspolitik

1. Einfl uss des Merkantilismus

Eine wichtige Einnahmequelle für die herzoglichen Kassen bildeten die vom Staat 
vergebenen Monopole und verschiedene Wirtschaftsprojekte, die entweder unter 
herzoglicher Regie standen oder an privilegierte Unternehmer verpachtet wurden. 
Insgesamt lassen sich für Württemberg aber nur zögerliche Ansätze zum Merkan-
tilismus erkennen. Nur vereinzelt wurden Manufakturgründungen gefördert, es 
dominierten weiterhin Ackerbau, Viehzucht und Weinbau1 und „die Lebensver-
hältnisse der Bewohner Altwürttembergs waren äußerst einfach.“2 Auch war der 
fi nanzielle Ertrag der Unternehmungen – soweit sie überhaupt einen solchen ab-
warfen – von geringer Bedeutung für den herzoglichen Haushalt3. Dennoch sollen 
die wirtschaftspolitischen Maßnahmen hier genauer betrachtet werden, da sie ei-
nerseits als Teil der herzoglichen Reformpolitik auf die Ablehnung der Landschaft 
stießen, andererseits aber den Kurs vorgaben, den die württembergische Wirt-
schaft unter Karl Alexanders Nachfolgern einschlagen sollte.

Für den Merkantilismus, dessen Geist die Wirtschaftsreformen Karl Alexanders 
erfüllte, war die starke Rolle des Staates charakteristisch. Die spezifi sch deutsche 
Variante des Merkantilismus wird deshalb oft auch als Kameralismus bezeichnet. 
Ein unternehmerisches Bürgertum, das die Reformen hätte tragen können, gab es 
in Württemberg nicht. Ziel der staatlichen Maßnahmen waren die Produktion ei-
gener Manufakturgüter und die Vermeidung des Imports kostspieliger auslän-
discher Waren4. Allerdings war Württemberg für eine wirklich merkantilistische 
Politik nicht optimal geeignet. Das Territorium war zu klein und geographisch zu 
ungünstig gelegen. Die Reichsstädte im württembergischen Gebiet waren wirt-
schaftlich übermächtig, und immer wieder wirkte sich das Vorgehen der Landstän-
de hemmend aus5. Dennoch war Karl Alexander, neben seinem Sohn Karl Eugen, 
der Herzog mit dem am stärksten merkantilistisch geprägten Wirtschaftspro-
gramm6.

Die Initiative zu wirtschaftlicher Innovation ging allein vom Herzog aus7. Be-
reits 1709 wurde zur Verbesserung unserer Landesöconomie8 von Eberhard Ludwig 

 1 Ebd., S.  68 f.; Dehlinger: Württembergisches Staatswesen, Bd.  2, S.  658; Vann: Würt-
temberg, S.  213.

 2 Hoffmann: Das württembergische Zunftwesen, S.  6.
 3 Müller: Finanzwirtschaft, S.  301.
 4 Vgl. zum Merkantilismus z. B.: Hinrichs: Merkantilismus in Europa; Ders.: Fürsten 

und Mächte, S.  199–204.
 5 Schott: Merkantilpolitisches, S.  274.
 6 Ebd., S.  266; Söll: Staatliche Wirtschaftspolitik, S.  97. Vgl. auch: Gömmel: Die Entwick-

lung der Wirtschaft, S.  44–56.
 7 Kellenbenz: Die unternehmerische Betätigung.
 8 Herzogliches Reskript vom 13. September 1709, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  13, 

S.  870 ff., Zitat S.  870.



132

der Kommerzienrat errichtet. Am Ende seiner Regierungszeit war dieses Kollegi-
um allerdings kaum noch aktiv und wurde erst unter Karl Alexander wieder neu 
belebt. Zur Ankurbelung und Verwirklichung seiner merkantilistischen Wirt-
schaftsreformen setzte Karl Alexander im Dezember 1734 den Kommerzienrat als 
Deputation für Commercium und Verpachtung neu ein9. Diese sollte vor allem Ma-
nufakturgründungen fördern10. Im Januar 1737 bestanden ingesamt 42 Deputati-
onen mit wirtschafts- oder fi nanzpolitischer Ausrichtung11.

Die größten Unternehmen in Württemberg waren die Calwer Zeughandelskom-
panie12 und die Uracher Leinwandhandlungskompanie13. Sie waren allerdings schon 
früher gegründet worden. Calw war im 18. Jahrhundert ein Zentrum des württem-
bergischen Handels und beschäftigte allein im Zeughandel etwa 3.000 Menschen14. 
Der Uracher Leinwandhandel wurde von Karl Alexander stark begünstigt. So er-
neuerte er 1736 die Uracher Privilegien15 und begleitete die Entwicklung dort mit 
großer Aufmerksamkeit16. Auch unterstützte er die Kompanie bei der Gründung 
einer Filiale in Heidenheim und einer Damastmanufaktur in Urach17.

Ein wichtiges Mittel der herzoglichen Wirtschaftspolitik war die Privilegienver-
gabe. Beispielhaft dafür sind die Uracher Privilegien von 1736. Das Privileg, das 
nur vom Herzog verliehen werden konnte, gestattete es, ein bestimmtes Gewerbe 
zu betreiben. Gleichzeitig wurde anderen die Ausübung desselben Gewerbes un-
tersagt und der Import der betreffenden Waren unterbunden. Privilegien wurden 
überall in Europa verkauft und sie galten nicht nur für ökonomisch sinnvolle Ob-
jekte und Nutzungen18. Karl Alexander war in dieser Hinsicht sehr kreativ und 
erfand zahlreiche neue Privilegien.

Was die privaten Unternehmensgründungen und Fördermaßnahmen für das 
Gewerbe betrifft, fällt eine Konzentration der Projekte auf Stuttgart und Ludwigs-
burg auf. Die Bevorzugung des Standorts Stuttgart erklärt sich aus der Nähe zum 
Herzog, mit dessen Hilfe potentielle Hindernisse überwunden werden konnten. 
Die Stadt Ludwigsburg profi tierte zunächst ebenfalls von der Anwesenheit des 
Herzogs, verlor diesen Vorteil jedoch nach der Rückverlegung der Residenz nach 
Stuttgart im Jahre 1734. Der Wirtschaft der Stadt, die völlig auf die Bedürfnisse des 
Hofes zugeschnitten war, wurde damit ihre Grundlage entzogen. Mit den Beamten 
zogen zahlreiche Handwerker weg, die Stadt selbst stand knapp vor der Zahlungs-

 9 Die Protokolle der Kommerzien-Deputation von Dezember 1734 bis Februar 1737 liegen 
in: HStAS A 202 Bü 491.

 10 Wintterlin: Zur Geschichte.
 11 Verzeichnis über die fürstlichen Deputationen vom 23. Januar 1737, HStAS A 202 Bü 

484.
 12 Troeltsch: Die Calwer Zeughandlungskompagnie; Höschle: Lohnende Teilhabe.
 13 Karr: Die Uracher Leinenweberei.
 14 Troeltsch: Die Calwer Zeughandlungskompagnie, S.  190.
 15 Herzogliches Reskript vom 9. März 1736, HStAS A 248 Bü 6464.
 16 Herzogliches Reskript vom 21. September 1736, ebd. A 48/14 Bü 22.
 17 Karr: Die Uracher Leinenweberei, S.  72–76.
 18 Becker: Die behördliche Erlaubnis, S.  88 ff.; Hinrichs: Fürsten und Mächte, S.  204 f.
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unfähigkeit. Dadurch fi elen Grundstückspreise und Mieten, was nun die Grün-
dung von Manufakturen begünstigte und die Wirtschaft belebte19. Zudem war Karl 
Alexander bemüht, die Notlage der Stadt durch verschiedene Maßnahmen zu lin-
dern20.

2. Das Intelligenzblatt

Eine weitere übergreifende und regulierende Maßnahme Karl Alexanders – nach 
der Wiederbelebung des Kommerzienrates 1734 – war die Gründung eines soge-
nannten Intelligenzblattes im Oktober 173621, das als baden-württembergischer 
Staatsanzeiger bis heute existiert. Es veröffentlichte wirtschaftliche Anzeigen mit 
Lebensmittelpreisen, um Angebot und Nachfrage zu regeln und überteuerte Preise 
zu verhindern. In der Rubrik Pretia Rerum wurden die Preise von Getreide, Brot, 
Wein, Fleisch, Heu, Stroh und Holz bekannt gegeben. Aber auch Reskripte wur-
den darin veröffentlicht, daneben Klein-, Stellen- und Immobilienanzeigen und 
anderes mehr22. Es hatte amtlichen Charakter und erschien nur in sehr geringer 
Aufl age. Es wurde an Kirchen- oder Rathaustüren öffentlich angeschlagen, Beam-
te und Wirte waren zum Kauf verpfl ichtet23.

In England und Frankreich erschienen solche Intelligenzblätter schon etwa 100 
Jahre früher. In Reichsstädten und anderen Territorien des Reichs entstanden sie 
vor allem um die Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert, so zum Beispiel in Ham-
burg, Frankfurt, Kurbrandenburg, in der Kurpfalz oder in Kursachsen. Um 1800 
existierten etwa 130 verschiedene Intelligenzblätter im Reich24.

Diese Gründung war eine der wenigen Maßnahmen im wirtschaftlichen Bereich, 
die in Württemberg nicht auf Ablehnung stießen. Als das Projekt im September 
1736 im Geheimen Rat vorgestellt wurde, fand dieser dabei kein sonderliches Be-
dencken25.

3. Tabakfabrikation und -handel

Der Anbau und die Vermarktung der Tabakpfl anze gehörten zu den größten wirt-
schaftlichen Themen der Regierungszeit Karl Alexanders. Bereits während der Re-
gierung seines Vaters Friedrich Karl wurde über die Errichtung eines Tabakmono-

 19 Sting: Geschichte der Stadt Ludwigsburg, S.  157 f., 161.
 20 Vgl. z. B. das Rentkammerprotokoll vom 23. Mai 1735, StadtA Lb L 1 Bü 116.
 21 2. Oktober 1736: Wochentliche Anzaige von allerhand Sachen, so in Stuttgard und auf 

dem Lande; Reyscher: Sammlung, Bd.  14, S.  185 ff.
 22 Gedruckter Entwurf eines Intelligenz-Zettels vom 14. August 1736, HStAS A 204 Bü 

186. Ausgabe vom 17. Dezember 1736 in: WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  25.
 23 Stern: Jud Süß, S.  56; Remppis: Die württembergischen Intelligenzblätter, S.  14–28.
 24 Ebd., S.  2–6; Schwarzkopf: Über politische und gelehrte Zeitungen; Ders.: Über poli-

tische Zeitungen und Intelligenzblätter; Krauß: Die ältesten Stuttgarter Zeitungen.
 25 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 7. September 1736, HStAS A 204 Bü 186.
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pols nachgedacht. Die Überlegungen kamen erst unter Eberhard Ludwig zur 
Verwirklichung. Im Jahre 1700 wurde ein Tabakfabrikations- und -handelsmono-
pol errichtet; es war allerdings ein Misserfolg, da der Handel der ausländischen 
Konkurrenz nicht gewachsen war. Auch die erneuerten Admodiationskontrakte 
1709 und 1717 zeitigten keinen Erfolg, so dass sich 1729 – nach Auslaufen des letz-
ten Kontraktes – kein Nachfolger mehr für die Übernahme des Monopols fand26.

Karl Alexander bestätigte zunächst das bestehende Einfuhrverbot27, gab dann 
aber im April 1735 den Tabakhandel und die Tabakfabrikation wieder frei28. Die 
Landschaft hatte sich schon zuvor mehrfach für einen freien Tabakhandel und 
-anbau ausgesprochen29. Mit der Freigabe wurde ein Konzessionsgeld auf den Im-
port ausländischen Tabaks erhoben und an die Einwohner Württembergs appel-
liert, ihren Tabak im Land zu kaufen und nicht einzuführen30. Im August 1736 
wurde dann das Tabakkonzessionsgeld nach landschaftlichen Beschwerden31 wie-
der aufgehoben und das Monopol wieder eingeführt32. Gleichzeitig ließ Karl Alex-
ander in Ludwigsburg eine Tabakfabrik errichten, er wollte Tabakfabrikation und 
-handel ab sofort selbst betreiben33. Der Betrieb einer solchen Fabrik erwies sich 
allerdings als zu beschwerlich34 für die Rentkammer, sie wurde schon wenig später 
an den Pfälzer Juden Jakob Bentheim35 und dessen Partner verpachtet36. Diese 
konnten das Tabakmonopol nicht lange halten, im Februar 1737 wurden sie vom 
kurpfälzischen Regierungsrat Don Barthelemi Pancorbo, einem gebürtigen Spani-
er, abgelöst37. Dieser kümmerte sich wenig um die württembergischen Geschäfte, 
so dass der Kontrakt im Mai 1738 gelöst und daraufhin das Tabakmonopol wieder 
aufgehoben wurde. Erst 1758 wurde es von Karl Eugen wieder eingeführt38.

 26 Vgl. dazu: Linckh: Das Tabakmonopol in Württemberg, S.  201–205; Stern: Jud Süß, 
S.  71 ff.

 27 Herzogliches Reskript vom 16. September 1734, HStAS A 248 Bü 2067.
 28 Herzogliches Reskript vom 15. April 1735, ebd. L 3 Bü 398a; Reyscher: Sammlung, 

Bd.  17, Abt. 1, S.  447–451.
 29 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 27. März 1734 (HStAS L 3 Bü 

393), 1. April 1734 (ebd. A 248 Bü 2068, L 3 Bü 393), 5. Juli 1734 (ebd. Bü 394, L 5 Bd.  172 f. 
644v-647r), 24. September 1734 (ebd. L 3 Bü 395), 19. November 1734 (ebd. Bü 396a, L 5 
Bd.  172 f. 1013v-1017r).

 30 Herzogliches Reskript vom 15. April 1735, ebd. L 3 Bü 398a.
 31 Vgl. die Hauptsacheverhandlungen vom Sommer 1735 bis zum Sommer 1736.
 32 Herzogliches Reskript vom 11. August 1736, HstAS A 248 Bü 2069, L 3 Bü 403.
 33 Schriftwechsel des Herzogs mit dem Expeditionsrat Rieger zur Ludwigsburger Tabak-

fabrik, in: ebd. A 248 Bü 2068.
 34 Herzogliches Reskript vom 16. Oktober 1736, ebd. L 3 Bü 403.
 35 Auch: „Bensheim“ oder „Benzheim“.
 36 Verhandlungen ab Juli 1736. Akten dazu in: HStAS A 248 Bü 2069. Kontrakt vom 1. Sep-

tember 1736, ebd. A 48/14 Bü 21.
 37 Kontrakt vom 8. Februar 1737, ebd. Bü 34; Reyscher: Sammlung, Bd.  17, Abt. 1, S.  479–

483. Bekanntgabe des Kontraktes an den Geheimen Rat am 30. Januar 1737, HStAS A 7 
Bü 52, A 48/14 Bü 21. Aufl ösung am 15. Mai 1738; Stern: Jud Süß, S.  71 ff.; Linckh: Das 
Tabakmonopol in Württemberg , S.  205.

 38 Ebd., S.  205 ff.
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4. Salinen und Salzhandel

Altwürttemberg war ein salzarmes Land und verfügte im 18. Jahrhundert nur über 
eine – unzureichende – Saline in Sulz. Das Steinsalzfl öz in Friedrichshall wurde 
erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts entdeckt39. Die Sulzer Saline war 1589 von 
Herzog Friedrich I. angekauft und einige Jahre später durch Heinrich Schickhardt 
ausgebaut worden. Herzog Friedrich bemühte sich auch um die Salzgewinnung in 
Murrhardt, Boll, Cannstatt, Mömpelgard und in anderen Orten. Danach wurde 
nur noch wenig für diesen Wirtschaftszweig getan. Erst unter Eberhard Ludwig 
wurde wieder versucht, die württembergischen Salinen zu verbessern. Beide 
Herzöge waren damit allerdings nicht sehr erfolgreich40.

Karl Alexander griff diese Bemühungen wieder auf, konzentrierte sich aber vor 
allem auf die Murrhardter Saline, wo der Ursprung der in der Reichsstadt Schwä-
bisch Hall sprudelnden Salzquelle vermutet wurde. 1735 besuchte er die Quelle 
und nahm sie in Augenschein41. In den Jahren 1735 und 1736 wurde unter der Lei-
tung von Johann Anton von Herbort in Murrhardt ein 35 Meter langer Stollen in 
den Berg getrieben, die Arbeiten wurden allerdings, nachdem sich kein sichtbarer 
Erfolg eingestellt hatte, wieder abgebrochen42. In Sulz ließ Karl Alexander ab 1735, 
wieder unter der Leitung von Herbort, die Salinenanlage von Grund auf moderni-
sieren, vergrößern und zusätzlich zum vorhandenen Salzbrunnen ein Bergwerk 
anlegen43. Die Arbeiten wurden nach dem Tod des Herzogs weitergeführt, die För-
dermenge konnte aber trotzdem nicht gesteigert werden44. In Cannstatt wurde 
zwei Unternehmern gestattet, nach Salzquellen zu graben, allerdings hatten auch 
sie keinen Erfolg45.

Sehr viel erfolgreicher war Karl Alexander auch nicht beim Salzhandel. Der 
Salzhandel war seit jeher eng verknüpft mit dem Weinhandel. Der württember-
gische Wein wurde als einer der wichtigsten Ausfuhrartikel gegen Geld und Salz 
vor allem nach Bayern exportiert. Nach einer langen Zeit der Inaktivität nach dem 
Dreißigjährigen Krieg verpachtete Eberhard Ludwig 1710 den monopolisierten 
Salzhandel an zwei auswärtige Juden. Dieser Vertrag wurde 1716 nach Protesten 
der Landschaft nicht verlängert46. Im März 1736 wollte Karl Alexander die Admo-
diation des Salzhandels wieder aufgreifen und das Monopol an den bayerischen 

 39 Carlé: Beiträge zur Geschichte, S.  106–112.
 40 Ders.: Die Salinenversuche im Herzogtum Württemberg, S.  157–188.
 41 Schreiben des Geheimrats Schütz an den Herzog vom 26. März 1735, HStAS A 202 Bü 

2936.
 42 Carlé: Der Salinenversuch zu Murrhardt, S.  318 f.; Ders.: Die Salinenversuche im Her-

zogtum Württemberg, S.  176 f.
 43 Herzogliches Reskript an die Rentkammer vom 11. Juli 1735, HStAS A 202 Bü 2934.
 44 Carlé: Die Geschichte der altwürttembergischen Saline, S.  114 ff.
 45 Ders.: Salinenversuche an den Mineralquellen, S.  210–216.
 46 Flaig: Der württembergische Salzhandel, S.  23–31.
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Hoffaktor Noe Samuel Isaak verpachten47. Dem waren bereits ein Jahr vorher erste 
Vorüberlegungen vorausgegangen48. Ein von Süß gefertigtes Gutachten sprach sich 
ausdrücklich für eine Admodiation aus49. Da die Landschaft ihre Einwilligung 
aber verweigerte, konnte der Vertrag nicht umgesetzt werden50. Karl Alexander 
setzte außerdem mehrere Kommissionen im Salzsektor ein: 1734 und 1736 Salz-
kommissionen51 und 1737 eine Deputation zur Wein- und Salzadmodiation52, da-
mit das in dem Land fast gänzlich ruinirte Wein-Commercium wiederum in Auf-
nahm und guten Stand gebracht werden möge53. Trotz der weiterhin ablehnenden 
Haltung der Landschaft kam es schließlich im Februar 1737 mit Isaak zu einem 
Vertragsabschluss unter dem Namen der sogenannten Donauwörther Kompanie54. 
Dieser Kontrakt mit einer Laufzeit von zwölf Jahren bedeutete eine völlige Neuge-
staltung des württembergischen Salzhandels. In Donauwörth wurde eine Salz- 
und Weinkompanie gegründet, an deren Spitze der württembergische Hofrat 
Fischer stand. Diese Kompanie erhielt gegen eine Summe von 40.000  fl .55 das Mo-
nopol des Salzhandels, der Salzpreis wurde festgesetzt und die Kompanie ver-
pfl ichtete sich, jährlich 2.000 Eimer württembergischen Wein auszuführen. Aus-
genommen von dem Kontrakt blieb die Sulzer Saline, deren Salz weiterhin, ohne 
Beteiligung der Kompanie, innerhalb Württembergs verkauft wurde56.

Damit hatte Karl Alexander das Salzregal voll ausgeschöpft, wogegen die Land-
schaft heftig protestierte. Zunächst berief sich der Große Ausschuss darauf, dass er 
nicht befugt sei, dem Kontrakt zuzustimmen, da entsprechende Gewälte nicht ein-
geholt seien57. Ämter ohne Weinanbau würden benachteiligt, zudem widerspreche 

 47 Herzogliches Reskript vom 24. März 1736, HStAS A 202 Bü 2444, A 248 Bü 2380. Punc-
tation über die Etablirung eines reciproquen Wein- und Saltz-Commerciums von Noe 
Samuel Isaak vom 7. Februar 1736, ebd. A 202 Bü 2444.

 48 Aufforderung des Herzogs zu Berichten über den Salzhandel im Land durch Reskripte 
vom 17. März und 20. Oktober 1735, ebd. L 3 Bü 397b, 399.

 49 Stern: Jud Süß, S.  74. Gutachten und zahlreiche weitere Unterlagen in: HStAS A 48/14 
Bü 34.

 50 Bericht des Konsulenten Brenner aus der Deputation vom 31. Januar 1737 und Erklärung 
des Großen Ausschusses dazu vom 8. Februar 1737, ebd. L 5 Bd.  175 f. 41v-42r, f. 57v-
60v.

 51 Herzogliches Reskript vom 26. März 1734, ebd. A 202 Bü 2936. Herzogliches Reskript 
vom 5. Oktober 1736, ebd. Bü 501.

 52 Bericht des Konsulenten Brenner aus der Deputation vom 31. Januar 1737, ebd. L 5 
Bd.  175 f. 41v-42r.

 53 Herzogliches Reskript vom 5. Oktober 1736, ebd. A 202 Bü 501.
 54 Kontrakt vom 23. Februar 1737, ebd. A 248 Bü 2380, L 3 Bü 404; Reyscher: Sammlung, 

Bd.  17, Abt. 1, S.  483–492. Mitteilung des Kontraktes an die Landschaft am 26. Januar 
1737, HStAS L 3 Bü 404, L 5 Bd.  175 f. 36v-37r. Vgl. auch: Flaig: Der württembergische 
Salzhandel, S.  37–43.

 55 Bezahlt wurden allerdings nur 30.000  fl ., vgl. Stern: Jud Süß, S.  74.
 56 Kontrakt vom 23. Februar 1737, HStAS L 3 Bü 404.
 57 Erklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 27. November 1736, ebd. L 5 

Bd.  174 f. 530r-532r.
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der Vertrag zahlreichen Landtagsabschlüssen und dem Herkommen. Nach dem 
Tod des Herzogs wurde das Monopol noch im selben Jahr wieder aufgehoben58.

5. Seidenzucht

Besonders bemühte sich Karl Alexander um die Seidenindustrie, die um 1600 von 
Herzog Friedrich I. ins Land gebracht worden war. 1601 wurde die erste größere 
württembergische Seidenmanufaktur in Stuttgart errichtet, mit eigenen Maulbeer-
pfl anzungen in Urach, Herrenberg, Böblingen und Stuttgart. In Stuttgart erinnert 
heute noch die Seidenstraße an die Maulbeerpfl anzungen59. Die Manufaktur wur-
de nach dem Tod des Herzogs 1611 wieder aufgelöst. Die Seidenzucht wurde bis 
zum Ende des 17. Jahrhunderts nicht weitergeführt, dann brachten Hugenotten 
und Waldenser wieder Maulbeerbäume ins Land60.

Intensiviert wurde die Seidenzucht erst wieder unter Herzog Eberhard Ludwig, 
der 1729 Privilegien an den Niederländer Johann Peter Rigal verlieh. Karl Alexan-
der verstärkte dessen Förderung61 und erneuerte das Privileg zur Seidenherstellung 
173562. Zudem ernannte er Rigal zum Oberinspektor aller württembergischen 
Maulbeerbaumpfl anzungen. Die Rigalsche Fabrik in Stuttgart bestand bis 175063 
auf dem Gelände des heutigen Rotebühlbaus64. In Ludwigsburg wurde von Johann 
Ludwig Reuß aus Echterdingen eine Seidenmanufaktur betrieben65, dessen Privile-
gien Karl Alexander 1735 verlängerte66. Diese Fabrik wurde von Steuern befreit67, 
erzielte aber nur Misserfolge. Reuß erhoffte sich einen Kredit vom Herzog, den 
dieser allerdings nicht gewährte. Die Manufaktur wurde nach etwa zwei Jahren 
wieder aufgelöst68. Auch unter der Regentschaft Karl Eugens wurde die Förderung 
der Seidenindustrie fortgesetzt69.

 58 Flaig: Der württembergische Salzhandel, S.  45. Unterlagen zum Salz- und Weinhandel 
zwischen Bayern und Württemberg 1737 bis 1753 in: HStAS A 202 Bü 2932, 2933.

 59 Hagel: Saurier, Pest und Brotkrawall, S.  122.
 60 Weckherlin: Geschichte der Seiden-Cultur, S.  118–139; Söll: Staatliche Wirtschafts-

politik, S.  39
 61 Zahlreiche herzogliche Reskripte zur Förderung Rigals in: HStAS A 202 Bü 884.
 62 Privileg vom 15. August 1735, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  14, S.  162 f. Unterlagen dazu 

in: HStAS A 248 Bü 2442–2446.
 63 Liquidationsunterlagen der Fabrik in: ebd. Bü 2445.
 64 Hagel: Saurier, Pest und Brotkrawall, S.  123.
 65 Akten dazu in: HStAS A 202 Bü 897.
 66 Herzogliches Reskript vom 16. März 1735, Schreiben des Johann Ludwig Reuß an den 

Herzog mit der Bitte um Verlängerung der Privilegien vom 5. Januar 1735, ebd. L 6 Bü 
1377.

 67 Privilegien, Immunitäten und Freyheiten [. . .] der in dero Hertzogtum und Landen étab-
lirten Seiden- und Castor-Commercien wie auch Manufakturen vom 17. Mai 1735, ebd.

 68 Sting: Geschichte der Stadt Ludwigsburg, S.  162.
 69 Weckherlin: Geschichte der Seiden-Cultur, S.  140–144; Stern, Jud Süß, S.  69 f.
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6. Das Ludwigsburger Zucht- und Arbeitshaus

Arbeitshäuser wurden im 18. Jahrhundert gegründet, um des Problems des Mas-
senbettels Herr zu werden. In diesen Einrichtungen wurden einerseits besitzlose, 
arme Menschen, sowohl arbeitsfähige als auch nicht arbeitsfähige, untergebracht 
und versorgt. Für die Finanzierung dieser Versorgung wurde von ihnen eine Ge-
genleistung in Form von Arbeit verlangt. Andererseits wurden dort auch verurteil-
te Straftäter statt anderer ohnnützlicher Strafen70 zur Arbeit verpfl ichtet.

In Württemberg gab es unter Eberhard Ludwig erste Bemühungen zur Errich-
tung eines solchen Arbeitshauses, verwirklicht wurde es aber erst unter Karl Alex-
ander71. Bereits im August 1734 bat der Herzog die Landschaft um Vorschläge zur 
Errichtung eines Zucht- und Arbeitshauses72. Die Landschaft wandte sich wieder-
um an den Geheimen Rat73 für eine reiffe und collegialische Refl exion74. Zudem ließ 
Karl Alexander sich von Friedrich Karl von Schönborn über das Würzburger Ar-
beitshaus informieren und schickte seinen Rentkammerdirektor nach Würzburg, 
um es sich anzuschauen75.

Das württembergische Zucht- und Arbeitshaus für Müssiggänger und Bettler 
von beederley Geschlecht76 wurde im Mai 1736 in Ludwigsburg gegründet77. Der 
Herzog stellte dafür das ehemalige Kanzleigebäude zur Verfügung78. Die Grün-
dung war von einer herzoglichen und landschaftlichen Deputation vorbereitet 
worden79. Der Nutzen, so davon zu hoffen, wird sich gar bald zum allgemeinen 
Vergnügen an den Tag legen, wann nicht nur solcher gestalten, so viel wahrhafftig 
Armen und Dürfftigen an ihrem Ort zu einem mildern Allmosen verholffen, oder 
mitelst erträglicher Arbeit in dem Arbeits-Haus ihr eigen Brod zu verdienen und zu 
geniessen Gelegenheit gegeben wird, sondern auch so viele 100, ja 1.000 Seelen 
nach und nach dem Teufel aus dem Rachen gerissen werden80.

 70 Kirchenratsdekret vom 19. August 1734, UB Tü Mh 506.
 71 Schmäh: Das Ludwigsburger Arbeitshaus, S.  94 ff.; Sting: Geschichte der Stadt Lud-

wigsburg, S.  163 ff.
 72 Herzogliches Dekret an die Landschaft vom 19. August 1734, HStAS A 202 Bü 919, L 3 

Bü 395, L 5 Bd.  172 f. 872r-873r.
 73 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Geheimen Rat vom 9. September 1734, ebd. A 

204 Bü 180.
 74 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 23. September 1736, ebd.
 75 Schreiben des Herzogs an den Bischof von Würzburg vom 31. März 1736, Antwortschrei-

ben des Bischof vom 9. Juni 1736, ebd. A 7 Bü 42.
 76 Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 10. März 1736, ebd. L 3 Bü 400.
 77 Herzogliches Reskript vom 29. Mai 1736, HStAS A 202 Bü 919, L 3 Bü 401; Reyscher: 

Sammlung, Bd.  14, S.  173–176.
 78 Herzogliches Reskript vom 15. März 1736, HStAS A 202 Bü 919.
 79 Einsetzung der Deputation im März 1736, Mitglieder waren der Kammerprokurator Ge-

orgii, der Bürgermeister Böhm aus Ludwigsburg und der Bürgermeister Schweitzer aus 
Stuttgart, ebd. A 7 Bü 42.

 80 Herzogliches Reskript vom 29. Mai 1736, ebd. L 3 Bü 401.
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In dem neuen Arbeitshaus wurden einerseits Waisen, Kinder von Zigeunern und 
Vaganten und uneheliche Kinder und andererseits kriminelle und arbeitsscheue 
Erwachsene getrennt voneinander untergebracht. Die Entlohnung für die zu ent-
richtenden Arbeiten fi el je nach Status des Insassen unterschiedlich aus. Insgesamt 
lebten dort während der Regierungszeit Karl Alexanders etwa 500 Insassen81. Die 
Kinder wurden täglich eine Stunde in Religion, Lesen und Schreiben unterrichtet, 
sonst herrschte der Fabrikbetrieb einer Tuchmanufaktur82. Die Oberaufsicht über 
das Zucht- und Arbeitshaus lag bei einer Kommission aus herrschaftlichen und 
landschaftlichen Mitgliedern, mit je einem Vertreter aus Regierung, Konsistorium, 
Rentkammer und Landschaft83. Auch die Finanzierung wurde von Herzog und 
Landschaft gemeinsam getragen84. Die Landschaft steuerte im Juni 1736 aber erst 
nach mehrfacher Mahnung85 10.000  fl . bei86. Zusätzlich wurden im Land Kollekten 
für das Arbeitshaus ausgeschrieben87 und der Kirchenkasten leistete einen Bei-
trag88. In den Gemeinden wurden Abgaben auf Fruchtvorräte89 und weitere Beiträ-
ge90 erhoben. Noch im März 1737 versuchte Karl Alexander das Zucht- und Ar-
beitshaus als Tuchmanufaktur an Leonhard Kirchner und Friedrich Pach aus 
Mannheim zu verpachten91. Der Kontrakt kam aber nicht mehr zu Stande und das 
Arbeitshaus wurde weiterhin als Staatsbetrieb geführt92.

7. Manufakturgründungen, Monopole und andere Projekte

Des Weiteren wurden nach bayerischem und preußischem Vorbild Manufakturen 
errichtet93. Die meisten Manufakturen waren allerdings wenig erfolgreich und 
wurden bald wieder geschlossen94. Karl Alexander versuchte, auch in Abstimmung 

 81 Neukamm: Wirtschaft und Schule in Württemberg, S.  14.
 82 Schmäh: Das Ludwigsburger Arbeitshaus, S.  98–106.
 83 Herzogliche Privilegien für das Zucht- und Arbeitshaus Ludwigsburg vom 9. März 1737, 

HStAS L 3 Bü 404.
 84 Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 10. März 1736, ebd. Bü 400, L 5 Bd.  174 f. 

168v-169v.
 85 Herzogliche Reskripte an die Landschaft vom 15., 20. und 21. Juni 1736, ebd. A 202 Bü 

919, L 3 Bü 401.
 86 Dekret des Engeren Ausschusses an die Landschaftskasse vom 22. Juni 1736, ebd. und L 

5 Bd.  174 f. 376v-379r.
 87 Herzogliches Reskript vom 16. August 1736, ebd. L 3 Bü 403.
 88 Sting: Geschichte der Stadt Ludwigsburg, S.  165 f.
 89 Herzogliches Reskript vom 20. Juni 1736, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  17, Abt. 1, 

S.  457 f. 
 90 Herzogliches Reskript vom 21. Juni 1736, in: ebd., S.  458–464.
 91 Herzogliche Privilegien für das Zucht- und Arbeitshaus Ludwigsburg vom 9. März 1737, 

HStAS L 3 Bü 404; Reyscher: Sammlung, Bd.  17, Abt. 1, S.  493–498.
 92 Schmäh: Das Ludwigsburger Arbeitshaus, S.  99 ff.
 93 Stern: Jud Süß, S.  40 f.
 94 Vann: Württemberg, S.  213.
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mit der Landschaft Manufakturen zu gründen95. Die Haltung der Landschaft war 
allerdings sehr ablehnend, da bevorab bey gegenwärtigen elenden Kriegs-Zeiten 
[. . .] man weder Mittel noch Rath wüsste, auch nur das geringste an denen beeder-
seits erforderlichen Spesen [. . .] vorzuschiessen oder anzuschaffen96. Daraufhin er-
griff der Herzog selbst die Initiative.

Bereits 1724 hatte Eberhard Ludwig in Ludwigsburg eine Ledermanufaktur ge-
gründet, die unter seinem Nachfolger ganz in herzoglichen Besitz überging97. Karl 
Alexander errichtete – wie bereits dargestellt – 1736 eine Tabakmanufaktur, die 
ebenfalls in Ludwigsburg produzierte. 1734 wurde geprüft, ob in Reichenbach eine 
Glashütte gegründet werden könne98. 1735 errichtete der Unternehmer Eberhard 
Huber aus St. Gallen in Ludwigsburg mit herzoglichem Privileg eine Florfabrik, 
eine Manufaktur im textilverarbeitenden Sektor99.

Im Jahr 1735 richtete Joseph Süß Oppenheimer in Ludwigsburg eine Porzellan-
manufaktur ein, die er wenig später für 800  fl . an den Herzog verkaufte. Dieser ließ 
sie dann vermutlich durch die Partner Dörtenbach und Zahn aus Calw in der 
Schorndorfer Straße in Ludwigsburg weiter betreiben. Bereits im Oktober 1736 
stellte der herzogliche Oberbaudirektor Paolo Retti aber fest, dass die Manufaktur 
schwerlich oder gar nicht in Stand kommen werde, weilen die Fürstl[iche] Rent-
Cammer die hierzu nöthige Gelder nicht hergeben kann100. Er schlug eine Verle-
gung der Manufaktur in das Süß’sche Haus in der Mömpelgarder Straße in Lud-
wigsburg vor und eine übergangsweise Finanzierung durch Süß selbst. Nach dem 
Tod Karl Alexanders lehnte die Rentkammer eine weitere Finanzierung der Por-
zellanmanufaktur ab, woraufhin sie im August 1737 aufgelöst wurde101. Die noch 
heute bestehende Ludwigsburger Porzellanmanufaktur wurde erst 1758 von Karl 
Eugen gegründet102.

Zur Steigerung der Staatseinnahmen wurde eine Wiederaufnahme des Kohle-
bergbaus am Kriegsberg bei Stuttgart erwogen. Karl Alexander beauftragte 1735 
den Bergmeister Johann Heinrich Moysses von Khyrrberg mit einem Gutachten 

 95 Herzogliches Dekret an die Landschaft vom 19. August 1734, HStAS L 3 Bü 395, L 5 
Bd.  172 f. 872r-873r.

 96 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 8. September 1734, ebd. L 3 Bü 
395.

 97 Schmäh: Ludwigsburger Manufakturen, S.  33–36; Sting: Geschichte der Stadt Ludwigs-
burg, S.  161.

 98 Gutachten des Regierungsrats zur Errichtung einer Glashütte in Reichenbach vom 22. 
September 1734, Extractus Reg. Raths Protocolli vom 22. September 1734, UB Tü Mh 
506.

 99 Unterlagen dazu in: HStAS A 248 Bü 2441. Sting: Geschichte der Stadt Ludwigsburg, 
S.  161 f.

100 Schreiben des Oberbaudirektors Paolo Retti an den Herzog vom 6. Oktober 1736, 
HStAS A 48/14 Bü 22.

101 Stern: Jud Süß, S.  71; Schmäh: Ludwigsburger Manufakturen, S.  37; Pfeiffer: Die Lud-
wigsburger Porzellanfabrik, S.  243.

102 Ebd., S.  243 ff.; Sting: Geschichte der Stadt Ludwigsburg, S.  162 f.
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über die bestehenden Schächte aus der Zeit Herzog Friedrichs I.103 Bereits im fol-
genden Jahr waren die Arbeiten wieder aufgenommen, im Mai 1736 wurde ein neu-
er Stollen in den Berg getrieben104. Allerdings war dieses Bergwerkprojekt auf Dau-
er nicht erfolgreich und wurde später wieder eingestellt. Außerdem ließ Karl 
Alexander im Juli 1736 das Oberbergamt neu organisieren105 und zahlreiche Be-
richte über den Zustand der Bergwerke im Land anfertigen106.

Neben den Manufakturen errichtete Karl Alexander zahlreiche Monopole, die 
entweder in eigener Unternehmung bewirtschaftet oder an Unternehmer aus dem 
In- und Ausland verpachtet wurden107. Die Monopole für Tabak, Salz, Wein oder 
Seide wurden schon erwähnt. Außerdem wurde 1736 ein Ledermonopol eingerich-
tet und an den Juden Maram Kahn verpachtet. Süß pachtete 1736 das Privileg zum 
Hazardspiel, also für Glücks- und Würfelspiele108. Monopole für Eisen109, Kar-
ten110, Kutschen111 oder das Brauereiwesen112 waren geplant oder wurden, zum Teil 
nur für kurze Zeit, verwirklicht. Das Brennen von Pottasche wurde an den herzog-
lichen Kammerherrn und Forstmeister Albrecht Friedrich von Gaißberg aus Leon-
berg verpachtet113, das Kalender-Privileg auf zehn Jahre an Johann Benedikt Metz-
ler und Johann Georg Cotta in Stuttgart114. Im Februar 1736 wurde das Sal-
peterwesen nach einem Gutachten des Süß115 an den Rat Elias Andreas Sprenger 
und dessen Brüder verpachtet116. Zudem erließ Karl Alexander mehrere neue Salpe-

103 Bader: Stuttgarter Bergwerk- und Steinbruchbetriebe, S.  13–16; Hagel: Saurier, Pest 
und Brotkrawall, S.  115–118.

104 Berichte des Christian Rheinwald an den Herzog vom 24. April, 26. Mai, 1. Juni, 10. 
Dezember 1736, Rentkammerdekret zur Besoldung der Arbeiter vom 2. Juli 1736, HStAS 
A 58a Bü 187.

105 Herzogliches Reskript vom 4. Juli 1736, ebd. Bü 32.
106 Bericht des Geheimrats Schütz vom 29. Dezember 1733, Bericht vom 17. August 1736, 

Bericht des Geheimrats Schütz vom 18. Dezember 1736, Bericht des Kammerdirektors 
Georgii vom 10. Juli 1737, ebd., Bü 85a, 86, 87a. Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 
31. August 1734, ebd. A 204 Bü 180.

107 Stern: Jud Süß, S.  75 f.
108 Herzogliches Reskript vom 22. März 1736, in: Stern: Jud Süß, S.  237 f. Wiederholt durch 

Reskript vom 2. Mai 1736, HStAS A 48/14 Bü 23.
109 Herzogliches Reskript vom 26. März 1736, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  25.
110 Verpachtet an den Juden Drach, bestätigt durch herzogliches Reskript vom 15. Juli 1735, 

HStAS L 3 Bü 398b.
111 Herzogliches Privileg für Joseph Süß Oppenheimer vom 15. Dezember 1735, ebd. A 

48/14 Bü 37, A 202 Bü 1950. Herzogliches Privileg vom 7. Januar 1736, WLB Hartmann-
sche Sammlung Bd.  25.

112 Herzogliche Reskripte vom 10. Juni 1736, 8. März 1737, HStAS A 48/14 Bü 33, A 202 Bü 
357.

113 Herzogliche Reskripte vom 7. April 1734 (ebd. A 248 Bü 2380), vom 13. September 1734 
(ebd., L 3 Bü 395), vom 16. Mai 1735 (ebd. A 248 Bü 2380). Ausführliche Berichte Gaiß-
bergs an den Herzog zum Pottaschewesen aus den Jahren 1734 bis 1737 in: ebd.

114 Herzogliche Reskripte vom 5. Januar 1734 (WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24), vom 
25. Dezember 1735 (HStAS L 3 Bü 399), vom 26. Januar 1737 (ebd. A 48/14 Bü 23).

115 Gutachten vom November 1735, ebd., Bü 35; Stern: Jud Süß, S.  206–211.
116 Herzogliches Reskript vom 24. Februar 1736, HStAS A 58 Bü 18, A 202 Bü 370.
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terordnungen117. Das Branntweinwesen sollte mit fünfzigprozentiger Gewinnbe-
teiligung des Herzogs an den schon erwähnten Don Pancorbo verpachtet werden. 
Dieses Projekt kam aber nicht mehr zur Ausführung118. Ein Papiermonopol war 
schon 1724 unter Eberhard Ludwig gescheitert119.

Sehr erfolgreich waren dagegen die Süß’schen Lotterieprojekte120, die auch von 
ihm selbst gepachtet wurden, bis er sie 1737 wieder abtrat121. Lotterien waren in den 
deutschen Territorien nach dem Dreißigjährigen Krieg ein verbreitetes Mittel zur 
Aufbesserung der Staatsfi nanzen, die Idee stammte ursprünglich aus Italien. Es 
wurde sogar ein Lotterie-Regal eingerichtet, obwohl die Lotterie als Glückspiel 
nach kanonischem Recht eigentlich nicht zulässig gewesen wäre122. Auch unter 
Eberhard Ludwig war 1704 eine Lotterie veranstaltet worden123.

Diese Monopolpolitik stieß insgesamt auf großen Widerstand, nicht nur bei der 
Landschaft124. Der Widerstand der Landschaft kann vor allem über die Gravamina 
in den Hauptsacheverhandlungen verfolgt werden, wo immer wieder auch wirt-
schaftliche Probleme zur Sprache kamen. Nach dem Tod Karl Alexanders wurde 
der größte Teil dieser wirtschaftlichen Maßnahmen wieder rückgängig gemacht. 
Die Manufakturen sollten erst unter Karl Eugen Erfolg haben125.

8. Scheitern und Rücknahme der Reformen

Die Wirtschaftspolitik Karl Alexanders war insgesamt also wenig erfolgreich. Das 
lag weniger an falschen Zielen oder Methoden, vielmehr an den ungünstigen Vor-
aussetzungen und Begleiterscheinungen. Deshalb orientierten sich sowohl Karl 
Alexander als auch Süß immer wieder an den Vorbildern anderer Territorien des 
Reichs. Dass ihr Vorgehen prinzipiell zweckmäßig war, sollte sich dann unter Karl 
Eugen zeigen, der viele Maßnahmen seines Vaters wieder aufgriff und zum Erfolg 
führte.

In Württemberg konnten die Wirtschaftsreformen nicht auf fruchtbaren Boden 
fallen. Zum einen war das Territorium zu klein, zersplittert und bodenschatzarm, 

117 Salpeterordnung vom 24. Februar 1736, ebd. A 58 Bü 18. Salpeterordnung vom 4. Juli 
1735, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  16, Abt. 1, S.  595–598.

118 Schreiben des Herzogs an den Geheimrat Röder, Remchingen, Scheffer und Regierungs-
rat Lautz vom 28. Januar 1737, HStAS A 7 Bü 52.

119 Sporhan-Krempel: Versuch, S.  302–305.
120 Ausschreibung der ersten württembergischen Lotterie durch herzogliches Reskript vom 

12. Dezember 1735, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24. Ausschreibung der zweiten 
württembergischen Lotterie durch herzogliches Reskript vom 1. Juni 1736, HStAS L 3 
Bü 401. Ausschreibung der dritten württembergischen Lotterie durch Reskript vom 1. 
Februar 1737, ebd. A 48/14 Bü 24.

121 5. Januar 1737 an Johann Baptista Zannier aus der Kurpfalz (Stern: Jud Süß, S.  76 f.).
122 Vgl. dazu: Endemann: Beiträge, S.  52–67; Justi: System des Finanzwesens, S.  578–592.
123 Herzogliches Reskript vom 5. Januar 1704, HStAS A 202 Bü 1952.
124 Baumgart: Joseph Süß Oppenheimer, S.  107.
125 Vann: Württemberg, S.  218 f.



143

so dass die Umsetzung merkantilistischer Ziele kaum möglich war. Zum anderen 
fanden die Maßnahmen Karl Alexanders keine Unterstützung in Württemberg. 
Diejenigen, die Monopole pachteten oder Manufakturen übernahmen, waren größ-
tenteils Landfremde und Juden, die nicht mit der Unterstützung der Bevölkerung 
rechnen konnten. Nur sehr wenige Einheimische versuchten, sich unternehmerisch 
zu betätigen und so von der neuen Wirtschaftspolitik zu profi tieren. Die ablehnen-
de Haltung lässt sich – wie auch bei der Finanzpolitik Karl Alexanders – aus dem 
Widerstand einer agrarisch geprägten Bevölkerung gegen drohende Veränderungen 
erklären. Kaum jemand wagte es, die traditionelle Landwirtschaft aufzugeben und 
neue Wege zu gehen.

Auch die Landschaft stand der Wirtschaftspolitik des Herzogs sehr skeptisch 
bis ablehnend gegenüber. Monopole wurden als Verstoß gegen den Tübinger Ver-
trag gewertet und somit abgelehnt. Auch die ins Land kommenden Juden, die mit 
einem herzoglichen Privileg ausgestattet waren, wurden alles andere als gern gese-
hen, denn seit der Regierungszeit Herzog Eberhards im Bart galt in Württemberg 
ein generelles Judenverbot.

So mussten die wirtschaftlichen Maßnahmen Karl Alexanders auf lange Sicht 
scheitern. Obwohl er sich zunächst noch um eine Unterstützung durch die Land-
schaft und sogar um eine Kooperation mit ihr bemüht hatte, gelang es ihm nicht, 
seinen Maßnahmen Anerkennung zu verschaffen. Nach seinem Tode wurden nach 
und nach fast alle Reformen zurückgenommen. Der Landtags-Abschied von 1739 
hob alle Monopole wieder auf, der Kommerzienrat wurde bereits 1737 aufgelöst126. 
Auch die Manufakturen und andere wirtschaftliche Projekte überlebten die drei-
ßiger Jahre des 18. Jahrhunderts nicht.

126 Wintterlin: Zur Geschichte, S.  322.
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IV. Die Militär- und Außenpolitik

1. Außenpolitische Ausrichtung auf den Kaiser: der Unionsvertrag

Die Nachricht vom Tod Herzog Eberhard Ludwigs erreichte Karl Alexander An-
fang November 1733 in Wien. Nun war es an ihm als neuem regierenden Herzog 
von Württemberg, eine grundsätzliche Entscheidung über die Haltung Württem-
bergs zu Kaiser und Reich zu treffen1.

Eberhard Ludwig hatte bis zu seinem Tode gezögert, sich für Frankreich oder 
für den Kaiser zu entscheiden. Er war zwar seit 1713 Reichsfeldmarschall und stand 
im Spanischen Erbfolgekrieg auf der Seite des Kaisers; nach der Schwächung der 
kaiserlichen Position im Reich aufgrund der kritischen Erbfolgefrage unter Karl 
VI. knüpfte er allerdings 1716 und erneut 1731 Kontakte nach Preußen und führte 
zudem seit 1726 Verhandlungen mit Frankreich2. Eberhard Ludwig erhoffte sich 
durch die Annäherung an Frankreich einerseits Subsidienzahlungen gegen ein 
Neutralitätsabkommen, andererseits die Sicherung Mömpelgards vor einer franzö-
sischen Invasion. Frankreich verlor 1727 allerdings das Interesse an einem Bündnis 
mit Württemberg, da sich die Verhandlungen mit Bayern als erfolgreicher erwie-
sen. Dennoch wurde in Geheimverhandlungen dem französischen General Ber-
wick freier Durchzug für die französischen Truppen durch Württemberg angebo-
ten. Während Eberhard Ludwig mit Frankreich Gespräche führte, stand er zur 
Tarnung auch mit dem Kaiser in Bündnisverhandlungen; außerdem verhandelte er 
mit Bayern und Konstanz und hoffte, der Schwäbische Kreis könne ebenfalls neut-
ral bleiben3.

Karl Alexander, der dem Prinzen Eugen 1732 über diese Doppelstrategie mitteil-
te, daß man noch in beständiger Correspondenz sowohl mit dem frantzosisch- als 
bayrischem Hof und ihrem Anhang stehet4, distanzierte sich bereits vor seinem Re-
gierungsantritt ausdrücklich von der Politik seines Vorgängers. Als regierender 
Herzog brach er mit dieser politischen Linie Eberhard Ludwigs völlig, indem er 
sich klar auf den Kaiser orientierte. „Karl Alexander ist zeitlebens ein treuer An-
hänger Karls VI. und ein überzeugter Vertreter der Kaiseridee gewesen.“5 So wur-
de nach mehrwöchigen Verhandlungen am 29. November 1733 der Unionsvertrag 
zwischen Württemberg und dem Kaiser geschlossen6. Der Kaiser war nach der 
französischen Kriegserklärung wegen der polnischen Thronfolgefrage vom 10. 
Oktober 1733 auf der Suche nach Bundesgenossen gewesen. Laut den Bestimmun-

 1 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  72.
 2 Press: Herzöge, S.  426 f.
 3 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  73; Münch: Beziehungen, S.  301; Neipperg: Kaiser und 

Schwäbischer Kreis, S.  153–157; Pelizaeus: Aufstieg, S.  151–165.
 4 Schreiben Karl Alexanders an den Prinzen Eugen vom 8. Februar 1732, HHStA Wien GK 

Fasz. 151.
 5 Münch: Beziehungen, S.  301.
 6 Unionsvertrag vom 29. November 1733, HStAS A 7 Bü 10, A 202 Bü 1358; HHStA Wien 

Wü Fasz. 19; Münch: Beziehungen, S.  302–315.
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gen des Unionsvertrags stellte Württemberg dem Kaiser zwei Infanterie- und ein 
Dragonerregiment. Im Gegenzug leistete der Kaiser Subsidien in Höhe von 34  fl . 
pro Mann, was bei 2.183 Württembergern, die der Herzog dem Kaiser überließ, 
und Zahlungen für die Ausrüstung insgesamt die Summe von 81.902  fl . ausmachte. 
Die Regimenter wurden nach Beendigung des Krieges Ende Juli 1736 wieder aus 
dem kaiserlichen Dienst entlassen7.

Die Landschaft wollte aus Angst vor einer französischen Besetzung Mömpel-
gards ein Bündnis mit dem Kaiser verhindern. Sie sprach sich nach dem Bekannt-
werden der Bündnisverhandlungen dagegen aus8 und schickte den Geheimratsprä-
sidenten Forstner nach Wien, um eine Einigung zu verhindern9. Die Landschaft 
ging aber nicht so weit wie im Zweiten Koalitionskrieg am Ende des Jahrhunderts, 
als ein landschaftlicher Gesandter nach Paris geschickt wurde, um gegen die pro-
kaiserliche Politik des eigenen Herzogs zu verhandeln10.

Frankreich verlieh nach dem Regierungsantritt Karl Alexanders zunächst seiner 
Hoffnung Ausdruck, der neue Herzog würde sich – ähnlich wie der verstorbene 
Regent – neutral verhalten. So schrieb Kardinal Fleury nach Mömpelgard: [. . .] il 
n’y a qu’a souhaiter que le Prince son successeur soit dans ces mémes sentimens, s’il 
veut bien garder une parfaite neutralité dans la Conjoincture de la guerre presente, 
Sa Majesté tiendra exactement sa parole et tous ses Etats seront dans une pleine et 
entière sureté11. Nachdem der Bündnisabschluss in Paris bekannt wurde12, setzte 
Fleury seine Warnung in die Tat um: Französische Truppen besetzten am 10. April 
1734 die Grafschaft Mömpelgard. Sofort wurde in dem lutherischen Territorium 
eine Politik der Rekatholisierung eingeleitet13. Damit war genau das eingetreten, 
was die landschaftlichen Mitglieder befürchtet hatten.

Allerdings hatte Karl Alexander in seinen Verhandlungen mit dem Kaiser eine 
solche französische Invasion nicht unbedacht gelassen. In einem Articulus Separa-
tus14 zum Unionsvertrag versicherte der Kaiser ihn seiner Unterstützung für den 
Fall, dass Karl Alexander Mömpelgard an Frankreich verlieren sollte. Erst nach 
einer Restitution Mömpelgards wollte der Kaiser einen Frieden schließen. Inwie-
weit die Landschaft davon unterrichtet war, kann nicht beantwortet werden. Auf 
jeden Fall wurde der Zusatzartikel auch von Forstner unterzeichnet, der im Auf-
trag der Landschaft in Wien war.

 7 Ebd., S.  172 f.
 8 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  173.
 9 Schreiben eines unbekannten Absenders an den französischen König vom 4. Januar 1734, 

AMAE Paris CP Wurtemberg Nr.  18.
 10 Sauer: Der schwäbische Zar, S.  157–167.
 11 Schreiben des Kardinal Fleury an einen unbekannten Adressaten in Mömpelgard vom 14. 

November 1733, AN Paris K XI 1791/2.
 12 Berichte zu den Wiener Verhandlungen und zum Unionsvertrag in: AMAE Paris CP 

Wurtemberg Nr.  18, 19; MD Wurtemberg Bd.  4.
 13 Vgl. zur Rolle Mömpelgards zwischen Frankreich und Württemberg: Debard: La Prin-

cipauté de Montbéliard; Scherb: Die politischen Beziehungen; Babel: Mömpelgard.
 14 Articulus Separatus vom 29. November 1733, HStAS A 7 Bü 10.
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2. General im Polnischen Thronfolgekrieg

Aus dem Konfl ikt um die polnische Thronfolge hatte sich 1733 der sogenannte 
Polnische Thronfolgekrieg entwickelt. Frankreich, das auf der Seite Stanislaus 
Lesz czynskys, des Schwiegervaters Ludwigs XV., stand, erklärte dem Kaiser am 
18. Oktober den Krieg, da dieser zusammen mit Russland Kurfürst Friedrich Au-
gust II. von Sachsen, den Sohn des verstorbenen polnischen Königs Augusts des 
Starken, unterstützte. Frankreich besetzte im Herbst 1733 Lothringen, wodurch 
die deutsch-französischen Kämpfe an Mosel und Rhein begannen15. Am 28. Okto-
ber 1733 fi el die Festung Kehl, aber erst am 26. Februar 1734 entschied sich der 
Reichstag in Regensburg für den Reichskrieg, der schließlich am 13. März erklärt 
wurde. Der württembergische Gesandte am Reichstag kommentierte das lako-
nisch: In materia belli geht es noch langsam her [. . .]16

Den Oberbefehl im Westen führte Prinz Eugen, Karl Alexander war sein Stell-
vertreter. „Der Württemberger besaß nun als Reichsfürst einen höheren Rang als 
der Prinz, und wenn er ihm in der Heerführung untergeordnet blieb, so wußte er 
doch auch auf diesem Gebiet sich mehr Geltung zu verschaffen.“17 Gemeinsam mit 
Ferdinand Albrecht von Braunschweig-Bevern führte Karl Alexander das Kom-
mando bis zum Eintreffen Prinz Eugens, der am 27. April 1734 im Hauptquartier 
in Waghäusel bei Philippsburg ankam. Als allerdings die Franzosen in der Nacht 
vom 3. auf den 4. Mai die Ettlinger Linien einnahmen, ordnete Prinz Eugen den 
Rückzug an. Die Truppen sammelten sich in Heilbronn und warteten auf die über-
fällige Verstärkung durch die preußischen, hannoveranischen und dänischen Kon-
tingente, während die Franzosen die Ettlinger Linien schleiften und am 22. Mai die 
Belagerung Philippsburgs begannen18. Erst am 19. Juni brach Prinz Eugen mit 
74.000 Mann auf und führte sie am 1. Juli bis auf eine Viertelstunde vor die franzö-
sischen Zirkumvallationslinien um Philippsburg. Am 18. Juli kapitulierte die Fes-
tung vor den Franzosen, woraufhin sich Prinz Eugen nach Mainz zurückzog und 
Karl Alexander mit etwa 20.000 Mann in Bruchsal zurückließ. Am 2. Oktober 
kehrte Eugen nach Wien zurück, den Oberbefehl führte nun Karl Alexander19. Er 
ließ sich stets über die Geschehnisse auch an den anderen Kriegsschauplätzen un-
terrichten und hielt sich so auf dem Laufenden20.

 15 Pajol: Les guerres sous Louis XV, S.  182–326; Braubach: Versailles und Wien, S.  186–
275; Schilling: Höfe und Allianzen, S.  281 f.; Schindling: Die Territorien am Rhein.

 16 Schreiben des Komitialgesandten Pfeil an den Herzog vom 28. Januar 1734, HStAS A 16a 
Bü 5.

 17 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  125.
 18 Broucek/Hillbrand/Vesely: Prinz Eugen, S.  33.
 19 Akten zum Winterquartier 1734/35 in: HStAS A 202 Bü 2059, 2120, 2121. Erhard: Bei-

träge, S.  112 f.; Lang: Die Ettlinger Linien, S.  26 f.; Braubach: Prinz Eugen, Bd.  5, 
S.  277.

 20 Berichte des Kriegsrats Dilthey an den Herzog zu den Kämpfen in Oberitalien und Süd-
deutschland vom 20. September, 24. und 26. Oktober 1734, HStAS A 30a Bü 231.
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„Es geschah aber nichts in diesem Krieg, als daß man hin und her marschierte, 
und das Land vor dem weitern Einbruch der Feinde deckte [. . .]“21 Diese sogenann-
te methodische Kriegsführung hatte zum Ziel, durch gewandtes Manövrieren den 
Feind zu zwingen, günstige Stellungen aufzugeben und so die Vorbedingungen für 
Friedensverhandlungen, die meist schon parallel geführt wurden, für sich selbst 
vorteilhaft zu beeinfl ussen22. Der Polnische Thronfolgekrieg gilt als Paradebeispiel 
der methodischen Kriegsführung23: Wir sind friedlich wie die Lämmer und haben 
nur die Unbequemlichkeit, hin- und herzumarschieren24, schrieb der spätere Fried-
rich II. von Preußen aus dem Feldlager am Rhein. Das Hauptproblem während des 
Polnischen Thronfolgekrieges war allerdings Prinz Eugen selbst. „[Er war] nicht 
mehr der überragende Heerführer von einst. Das Alles hat ihn krank und schwach 
gemacht.“25 Vor allem sein Gedächtnis machte ihm zu schaffen und gefährdete die 
Kriegsführung. So äußerte sich Friedrich von Preußen zu Prinz Eugen folgender-
maßen: Der Held hatte sich selbst überlebt26. Parallel zu den letzten Manövern 
wurden Friedensverhandlungen aufgenommen, am 3. Oktober 1735 wurde in Wien 
ein Präliminarfriede geschlossen, am 13. April 1736 der sogenannte Wiener Friede, 
der am 18. November 1738 erneut ratifi ziert werden musste27.

3. Die Auswirkungen des Krieges auf Württemberg

Das eigentliche Verdienst Karl Alexanders war, dass Württemberg von Plünde-
rungen, Einquartierungen oder direkten Kriegshandlungen weitgehend verschont 
blieb28. Dies wurde von der Landschaft so auch anerkannt, indem sie dem Herzog 
im November 1734 für den besonders diesen Sommer über so kräftigst geleisteten 
Schutz und vorsichtigste Abwendung Gefahr und Schadens29 dankte. Man war der 
Ansicht, daß ohne göttl[iche] Erbarmung und Höchstdero bezeigte landesvätter-
liche Vorsorge das gesammte Herzogthum in den elendsten Zustand gesetzt wor-
den30 wäre. Auch nach dem Tod Karl Alexanders wurde diese Leistung als eine 
seiner wichtigsten bewertet: Wir dancken tausendmahl vor Deinen tapffern Schuz,/ 

 21 Hoch: Würtembergische Denkwürdigkeiten, S.  20.
 22 Broucek/Hillbrand/Vesely: Prinz Eugen, S.  15.
 23 Erhard: Beiträge, S.  107 f.
 24 Zitiert nach: Braubach: Prinz Eugen, Bd.  5, S.  280.
 25 Münch: Beziehungen, S.  215.
 26 Zitiert nach: Schmidt: Die Verteidigung des Oberrheins, S.  310.
 27 Münch: Beziehungen, S.  218 f.
 28 Dizinger: Beiträge, S.  16 f.; Pfi ster: Geschichte der Verfassung, S.  457; Stälin: Herzog 

Karl Alexander, S.  369.
 29 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 18. November 1734, HStAS L 5 

Bd.  172 f. 1008v-1009r.
 30 Ebd. f. 1009r.
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Daß Du im lezten Krieg dem stolzen Feind zu truz,/ Dein Würtemberg bedeckt, 
und Anstalt vorgekehret,/ Daß nicht ein einzigs Orth von Ihme ward verheeret31.

Dies bedeutete allerdings nicht, dass das Herzogtum vom Krieg völlig unbe-
rührt blieb. Die französische Armee plante eine Invasion auch auf württember-
gisches Gebiet. So sollten die Kaiserlichen in Bruchsal überrannt werden und man 
wollte les mettre dans la necessité d’abandonner ou le Wirtemberg ou le [. . .] Neckre 
ou l’un et l’autre en se retirant de Hailbron32. Obwohl es dazu letztlich nicht kam, 
zeigen doch diese Pläne, dass die Befürchtungen in Württemberg nicht unberech-
tigt waren. Karl Alexander musste vor allem zu Beginn der Kriegshandlungen 1735 
in mehreren Reskripten zur Ruhe mahnen33, gleichzeitig ließ er allerdings seine 
hochschwangere Frau und seine Kinder aus Stuttgart und Ludwigsburg evakuie-
ren34. Auch die Landschaft brachte ihre Akten nach Schaffhausen in Sicherheit35.

Hauptproblempunkt in den landschaftlichen Verhandlungen36 waren 1734 die 
französischen Kontributionsforderungen. Unmittelbar nach der Einnahme der 
Ettlinger Linien forderten die Franzosen Kontributionen und 3.000 Schanzer zur 
Schleifung der Linien. Die Landschaft sprach sich trotz der Angst vor einem Fran-
zoseneinfall ins Land dafür aus, die Kontributionen noch nicht zu leisten. In der 
gleichen Situation 1707 sei auch erst dann bezahlt worden, als die Franzosen wirk-
lich im Land standen37. Die geforderten Schanzer sollten allerdings losgeschickt 
werden38.

Karl Alexander setzte zunächst eine Deputation zur Untersuchung der Kontri-
butionsfrage ein39. Er sprach sich dafür aus, dass nur der nördliche Teil des Landes 
Kontributionen zahlen müsse. Danach könne man intern die Last auf das ganze 
Land verteilen40. Auch Prinz Eugen äußerte im Hauptquartier in Heilbronn, daß 
er es für unbillig halte, ein Land, über welches man nicht Meister sey, völlig mit der 
Kontribution zu belegen41. Die Landschaft schloss sich dieser Auffassung an, es sei 
dahero dann ex Regulis Christianis et Societatis billig, daß einer deß andren Last 
tragen helffe42. Gleichzeitig versuchte die Landschaft, im Ausland Kredit für die 

 31 Gedicht auf den Tod Herzog Karl Alexanders vom Rentkammersekretär und Hofpoeten 
Johann Jakob Fleischmann 1737, StadtA Lb L 1 Bü 19.

 32 Mémoire sur l’ouverture de la campagne de 1735 vom 17. Februar 1735, KA Vinc 1 M 
Nr.  1503.

 33 Herzogliche Reskripte vom 7. Mai, 9. Mai, 13. Mai 1734, HStAS L 3 Bü 394.
 34 Verhandlungen des Engeren Ausschusses vom 5. Mai 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 405r.
 35 Verhandlungen des Engeren Ausschusses vom 6. Mai 1734, ebd. f. 409v-410r.
 36 Vgl. zu den Verhandlungen neben dem Bestand L 5 auch: ebd. A 7 Bü 1 und 3.
 37 Akten zu den Verhandlungen zwischen Herzog Eberhard Ludwig und der Landschaft in: 

ebd. A 202 Bü 2055.
 38 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 8. Mai 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 

413r-417v.
 39 Akten der Deputation in: ebd. A 202 Bü 2058, 2120, 2121.
 40 Bericht des Geheimratspräsidenten Forstner aus dem Feldlager am 11. Mai 1734, ebd. L 5 

Bd.  171 f. 435r.
 41 Ebd.
 42 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 1. Juni 1734, ebd. L 3 Bü 394.
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Kontributionen aufzunehmen. So kontaktierte man Bankiers in Augsburg43 und in 
der Schweiz44. Gleichzeitig wurde begonnen, Geld im Land einzuziehen45. Am 16. 
Mai wurde in Stuttgart bekannt, dass die Franzosen nun auch Fourage forderten, 
nämlich vorerst 100 Kühe, 600 Säcke Hafer und 2.000 Säcke Mehl46. Ein land-
schaftlicher Bestechungsversuch, womit man sich eine leidentliche Behandlung zu 
verschaffen47 hoffte, wurde von der französischen Seite abgelehnt48. Es gelang aber, 
die französischen Forderungen nach 3.000 Schanzern um 1.000 zu mindern49. 
Nach dem Friedensschluss im Oktober 1735 wurden die französischen Kontribu-
tionsforderungen fallen gelassen und die Schanzer wieder nach Hause geschickt. 
Kontributionen waren bis dahin noch nicht bezahlt worden.

Viel wichtiger war für Württemberg aber, dass mit dem Frieden die Grafschaft 
Mömpelgard restituiert wurde, wie es im Articulus Separatus zum Unionsvertrag 
1733 zwischen Kaiser und Herzog vereinbart worden war50. Damit blieb die fran-
zösische Besetzung für Mömpelgard „heureusement courte et sans conséquence“51. 
Allerdings hatte man sich wirkliche territoriale Gewinne erhofft, wie die Herr-
schaften Hohenburg, Nellenburg und Burgau. Diese wurden Württemberg aber 
nicht zuerkannt52. Konferenzen mit österreichischen und württembergischen Ver-
tretern über Gebietserweiterungen waren erfolglos geblieben53. „Freilich mußte 
nach geendigtem Krieg die Landschaft sich auch, allen Widerstrebens ungeachtet, 
die Erhaltung einer zwölftausend Mann starken Kriegs-Schaar gefallen laßen, aber 
diese Last mochte gegen den Schaden, den Karl Alexander vom Lande abgewendet 
hatte, gering erscheinen [. . .]“54 Ende Juli 1736 wurden die württembergischen 
Truppen wieder aus kaiserlichen Diensten entlassen. Karl Alexander trat wenig 
später mit Kaiser Karl VI. in Verhandlung wegen eines neuen Konfl ikts mit der 
Türkei, in dem Württemberg den Kaiser mit drei bis vier Regimentern gegen Sub-
sidien unterstützen sollte. Dazu kam es aber nicht mehr55.

 43 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Geheimen Rat vom 5. Mai 1734, ebd. L 5 
Bd.  171 f. 405v-407r.

 44 Verhandlungen des Engeren Ausschusses vom 11. Mai 1734, ebd. f. 431v-434r.
 45 Herzogliche Reskripte vom 21. und 22. Mai, 1. und 4. Juni 1734, ebd. L 3 Bü 394.
 46 Bericht der landschaftlichen Deputation aus dem Feldlager vom 16. Mai 1734, ebd. L 5 

Bd.  171 f. 471r-475r.
 47 Ebd. f. 473r.
 48 Nachricht aus dem französischen Quartier vom 18. Mai 1734, ebd. f. 488r-490v.
 49 Bericht aus dem französischen Hauptquartier vom 22. Mai 1734, ebd. f. 501v-502r.
 50 Dizinger: Beiträge, S.  17.
 51 Debard: La Principauté de Montbéliard, S.  345.
 52 Press: Herzöge, S.  428. Vgl. zur österreichisch-kaiserlichen Gegenposition: Kölle: Das 

österreichische Kaiserhaus.
 53 Unterlagen zu diesen Konferenzen in: HStAS A 202 Bü 1357.
 54 Pfaff: Biographie, S.  2.
 55 Münch: Beziehungen, S.  173.
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4. Befestigungsarbeiten

Karl Alexander beabsichtigte, die Befestigungen des Herzogtums Württemberg 
auszubauen, vor allem im Hinblick auf eine mögliche französische Invasion im 
Polnischen Thronfolgekrieg oder in einem späteren Krieg. Wie auch bereits in 
Land au und in Belgrad schmiedete er sehr umfassende Pläne, die allerdings nur zu 
einem geringen Teil noch vor seinem Tode ausgeführt werden konnten.

Die ursprünglichen Pläne sahen die Sicherung des Neckars durch Schanzen vor, 
durch eine Verteidigungslinie im Schwarzwald von Schiltach über Aichhalden bis 
Oberndorf56 und eine weitere über Rottweil, Sulz, Freudenstadt, Horb und Schram-
berg. Das Bergschloss Teck sollte wiederhergestellt57, Vaihingen und Hornberg zu 
Festungen ausgebaut und Truppen in Rottweil, Sulz, Freudenstadt, Horb, Schram-
berg, Balingen, Rosenfeld und Rottenburg stationiert werden58. Diese Maßnahmen 
sollten nach dem Willen des Herzog bis zum Sommer 1737 fertiggestellt sein59. Die 
Festungsneubauten erwiesen sich aber schnell als viel zu kostspielig, weswegen 
Karl Alexander sich auf die Ausbesserung und Verstärkung der bestehenden Fes-
tungen und den Bau einiger neuer Verschanzungen beschränken musste60.

Die beiden wichtigsten Männer, die dem Herzog beratend zur Seite standen, 
waren Georg Bernhard Bilfi nger61und Johann Anton von Herbort. Ersterer war 
hauptsächlich für die Pläne, der zweite für deren Umsetzung zuständig. Manche 
Pläne stammten aber auch vom Herzog selbst62.

Bilfi nger war ab 1719 Professor für Theologie, Philosophie, Mathematik und 
Physik in Tübingen und Sankt Petersburg. Er wurde von Karl Alexander zum Ge-
heimrat ernannt und wurde 1739 Konsistorialpräsident. Daneben beschäftigte er 
sich privat mit dem Festungsbau und stand deswegen bereits ab 1732 mit Karl 
Alexander in Kontakt63. Für die Politik konnte er sich trotz seiner politischen Äm-
ter nie begeistern und blieb immer, nach französischer Einschätzung, ein homme 
tres savant mais sans experience64.

 56 Herzogliche Ordre zur Ausführung der Schanzarbeiten im Schwarzwald vom 14. No-
vember 1734, HStAS L 3 Bü 396a.

 57 Herzogliches Reskript vom 30. Juni 1736, ebd. A 248 Bü 2621. Bericht Bilfi ngers über die 
auszuführenden Arbeiten auf der Teck vom 24. November 1736, Schreiben des Ingenieur-
leutnants Oettinger an Remchingen dazu vom 8. November 1736, ebd. A 14a Bü 1.

 58 Herzogliches Reskript vom 16. Oktober 1734, ebd. J 17 Bü 22; Pfaff: Geschichte des 
Militärwesens, S.  52.

 59 Promemoria zu den Fortifi kationen vom 13. Oktober 1736, HStAS A 30a Bü 27.
 60 Pfaff: Geschichte des Militärwesens, S.  52.
 61 Schmid: Geheimerat Georg Bernhard Bilfi nger.
 62 Eigenhändige Skizzen zu Festungen, undatiert (vermutlich 20-er Jahre), WLB Cod. hist. 

fol.  911.
 63 Einzelne Stücke aus der Korrespondenz zwischen Karl Alexander und Bilfi nger liegen in: 

HStAS A 17 Bü 79; WLB Cod. hist. quart 318. Weiteres in: Schwab: Kleine prosaische 
Schriften, S.  109 ff.

 64 Mémoire über den Unionsvertrag, Montbéliard und Württemberg vom 4. April 1735, 
AMAE Paris CP Wurtemberg Nr.  19.
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Den Berner Festungsbaumeister Johann Anton von Herbort hatte Karl Alexan-
der bereits 1721 in Belgrad kennen und schätzen gelernt und schon dort mit ihm 
zusammengearbeitet65. Herbort führte in Württemberg die Pläne Bilfi ngers aus, 
lieferte aber darüber hinaus selbst zahlreiche Gutachten zu Befestigungsfragen66. 
Tatsächlich ausgeführt wurde allerdings nur ein stark reduziertes Programm. Neue 
Verschanzungen wurden im Schwarzwald auf dem Kniebis67, bei Asperg, in Besig-
heim, Vaihingen68, Lauffen und Heilbronn69 angelegt. Die bestehenden Landesfes-
tungen Hohenneuffen70, Teck71 und Hohentwiel72 wurden ausgebessert und ver-
stärkt. Bei den Festungen Hohenstaufen73, Hohenasperg74 und Hohenurach75 blieb 
es bei einfachen Ausbesserungen, dazu wurde ein Brunnen auf dem Hohenasperg 
neu angelegt76. 1734 stellte Württemberg zudem 1.500 Schanzer zur Verstärkung 
der Ettlinger Linien gegen die Franzosen77. Nach dem Tod Karl Alexanders wur-

 65 Fleischhauer: Barock, S.  233; Uhland: Johann Antoni von Herbort.
 66 Gutachten Herborts das Festungsbauwesen betreffend vom 23. Juni 1731, WLB Cod. 

milit. fol.  45. Gutachten Herborts das Festungswesen betreffend vom 9. August 1735, 
HStAS A 202 Bü 2363.

 67 Herzogliches Dekret vom 22. September 1734, ebd. L 3 Bü 395; Bericht Bilfi ngers über 
die noch auszuführenden Arbeiten, [1736], in: ebd. A 14a Bü 1; Unterlagen zu den durch-
geführten Arbeiten 1735/36 in: ebd. A 248 Bü 2550.

 68 Schreiben des Herzogs an den Vogt von Vaihingen vom 9. September 1735, WLB Cod. 
hist. quart. 333a. Schreiben von Hauptmann Reichmann an Bilfi nger zu diesem Thema 
vom 17. Oktober 1736, HStAS A 14a Bü 1.

 69 Unterlagen zu den Arbeiten in Lauffen ab 1735 in: ebd. A 248 Bü 2618. Herzogliches 
Reskript zur Anordnung der Schanzarbeiten in Heilbronn, Lauffen und Vaihingen vom 
27. Oktober 1734, ebd. L 3 Bü 395.

 70 Herzogliches Reskript vom 19. Juli 1736, ebd. A 202 Bü 2327. Schreiben Herborts an den 
Herzog-Administrator über die ausgeführten Maßnahmen am Hohenneuffen vom 9. Mai 
und 27. Juni 1737, ebd. Bü 2326, 2327. Pläne in: ebd. Bü 2327. Metzger: Neuffen und 
Hohenneuffen, S.  38; Haas: Die sieben württembergischen Landesfestungen, S.  84–126.

 71 Unterlagen zu den Arbeiten auf der Teck in: HStAS A 202 Bü 2364. Haas: Die sieben 
württembergischen Landesfestungen, S.  312–365.

 72 Ausführliches Planmaterial in: HStAS A 202 Bü 2316; Berichte zu den Arbeiten vom 
Kommandanten Christian Ludwig Schlewiz vom 28. Februar 1734 und 19. Mai 1736, ebd. 
A 248 Bü 2616; Unterlagen zu den Maßnahmen in: ebd. A 7 Bü 40. Martens: Geschichte 
von Hohentwiel, S.  163 ff.; Bumiller: Hohentwiel, S.  167–179; Haas: Die sieben würt-
tembergischen Landesfestungen, S.  250–311.

 73 Unterlagen dazu in: HStAS A 248 Bü 2628.
 74 Reskripte, Pläne und weitere Unterlagen zu den Maßnahmen am Hohenasperg in: ebd. A 

202 Bü 2346, A 248 Bü 2590; Bericht Bilfi ngers über die noch auszuführenden Arbeiten 
vom 29. November 1736, Schreiben des Hauptmanns Wolff dazu vom 31. Oktober 1736, 
ebd. A 14a Bü 1; Rechnungen 1733 bis 1736 in: ebd. A 32 Bd.  230, 231. Hoch: Geschichte, 
S.  25; Biffart: Geschichte, S.  70 f.; Bolay: Der Hohenasperg, S.  41 f.; Haas: Die sieben 
württembergischen Landesfestungen, S.  24–83.

 75 Ebd., S.  192–249.
 76 Unterlagen zum Brunnenbau in: HStAS A 248 Bü 2593.
 77 Unterlagen zu den Schanzern aus den verschiedenen Städten und Ämtern des Landes in: 

ebd. Bü 2549.
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den die eingeleiteten Maßnahmen sofort abgebrochen78. „Carl Alexander war der 
letzte württembergische Herzog, der großes Interesse [. . . an den] württember-
gischen Landesfestungen hatte. Seine Nachfolger vernachlässigten den Festungs-
bau, der, wie man zugeben muß, sehr viel Geld verschlang und der fortschreitenden 
Waffentechnik immer mehr hinterherlief.“79

Die Arbeiten an den Festungen scheinen aber nicht nur aus einem persönlichen 
Interesse oder einer Liebhaberei Karl Alexanders heraus durchgeführt worden zu 
sein. Nach verschiedenen französischen Berichten befanden sich die württember-
gischen Festungen zur Zeit seines Regierungsantritts in einem erbärmlichen Zu-
stand80. Keine einzige Festung wurde positiv bewertet. Der Hohenneuffen erhielt 
die Beurteilung: Cette Place pouvoir être forcée dans peu de temps81, der Asperg: Ses 
ouvrages tombent en ruine82, Urach: Une partie de ses ouvrages tombaient en 
ruine83, Tübingen: Petite forteresse, peu de défence84.

Die Landschaft war sehr zurückhaltend mit ihrer Meinung über die Befesti-
gungsarbeiten des Herzogs. Noch zurückhaltender war sie aber bei der Finanzie-
rung dieser Arbeiten. Auf die Aufforderung des Herzogs im September 1734, die 
Baukosten für ein Blockhaus auf dem Kniebis zu übernehmen, antwortete der En-
gere Ausschuss, die Kosten würden nur vorübergehend übernommen. Da dieses 
Bauwerk der Verteidigung des Schwarzwaldes diene, sei dafür der Schwäbische 
Kreis zuständig und die Kosten müssten auf dem Kreiskonvent verhandelt wer-
den85.

Sehr viel problematischer waren die Verhandlungen wegen der Übernahme der 
Kosten in Asperg und Lauffen86. Dort hatten im Zuge der Befestigungsarbeiten 
einige Bürger enteignet werden müssen, die sich nun wegen ihrer Entschädigung 
an den Herzog wandten. Karl Alexander war der Ansicht, diese Auslösung und 
Entschädigung hätte die Landschaft zu tragen87. Der Engere Ausschuss schob die-
se Verantwortung allerdings Reich und Kreis zu, an die sich der Herzog wenden 
solle. Die Befestigungen dienten viel weniger dem Schutz Württembergs als dem 

 78 Cordes: Das Haus Württemberg, S.  691.
 79 Haas: Die sieben württembergischen Landesfestungen, S.  292.
 80 Z. B. Mémoire descriptif des places et postes fortifi és du Duché de Wurtemberg en  Souabe, 

13. April 1735, KA Vinc 1 M Nr.  1568. Undatiertes Mémoire in: AMAE Paris CP Wur-
temberg Nr.  19.

 81 Mémoire descriptif vom 13. April 1735, KA Vinc 1 M Nr.  1568.
 82 Ebd.
 83 Ebd.
 84 Ebd.
 85 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 24. September 1734, HStAS L 3 

Bü 395.
 86 Die Verhandlungen können nachvollzogen werden über die landständischen Aktenab-

schriften im Bestand L 5 und über die gesammelten Unterlagen in den Rentkammerakten, 
ebd. A 248 Bü 2618.

 87 Herzogliches Dekret an den Engeren Ausschuss vom 8. Mai 1735, ebd. Bü 2618, L 3 Bü 
398a. Wiederholt am 19. Dezember 1735, ebd. Bü 399, L 5 Bd.  173 f. 708r-709r.
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Schutz des Schwäbischen Kreises88. Schließlich lenkte die Landschaft insoweit ein, 
dass sie den Bürgern von Asperg und Lauffen wegen der bey Anlegung der allda-
ßigen Fortifi kationen weggenommenen Privat-Güther eine Interims-Soulagirung89 
ausbezahlen wollte.

Es wurde aber nicht nur über die Finanzierung von Einzelprojekten gestritten, 
sondern auch über die grundsätzliche Zuständigkeit. Auslöser war ein Schreiben 
des Herzogs, in dem er die Landschaft bat, sich am Ausbau der Landesvästungen90 
fi nanziell zu beteiligen. Zur Defension und Besten des Landes91 sei ein solcher Aus-
bau bey dermahligen mißlichen Kriegs-Laüffen92 notwendig. Weil die Rentkam-
mer die erforderlichen 30.000  fl . nicht aufbringen könne, solle sich die Landschaft 
mit jährlich mindestens 12.000  fl . an den Kosten beteiligen. Ähnliches wiederholte 
der Herzog mehrfach. Die Landschaft war allerdings der Auffassung, dass solche 
Kosten voll und ganz Sache des Herzogs seien und von der Rentkammer fi nanziert 
werden müssten. Die Landschaft habe dergleichen Forderungen noch nie über-
nommen und wolle es auch jetzt nicht tun93.

5. Der Konfl ikt mit den Landständen

Dass Konfl ikte wegen der Frage, ob die Landstände den Fürsten bei den Kosten für 
Befestigungen oder die militärische Aufrüstung zu unterstützen hätten, kein rein 
württembergisches Problem waren, zeigt die zeitgenössische Diskussion, vor allem 
die um den Paragrafen 180 des Jüngsten Reichsabschieds von 165494. Dieser be-
sagte, dass die Landstände einen Beitrag zu den militärischen Kosten des Fürsten 
zu leisten hätten: Sonderlich aber sollen jedes Chur-Fürsten und Stands Landsas-
sen, Unterthanen und Bürger zu Besetz- und Erhaltung des einen oder andern 
Reichs-Stand zugehörigen nöthigen Vestungen, Plätzen und Guarnisonen ihren 
Lands-Fürsten, Herrschafften und Obern mit hülffl ichem Beytrag gehorsamlich an 
Hand zu gehen schuldig seyn95.

 88 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 20. Juni 1735, ebd. L 3 Bü 398a, 
L 5 Bd.  173 f. 362v-364r. Wiederholt am 13. Dezember 1735, ebd. L 3 Bü 399, L 5 Bd.  173 f. 
687v-688v.

 89 Dekret des Engeren Ausschusses an die Landschaftseinnehmerei, ebd. L 3 Bü 404, L 5 
Bd.  175 f. 73v-74v.

 90 Schreiben des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 29. Juli 1735, ebd. L 3 Bü 398b, L 
5 Bd.  173 f. 440r/v. Wiederholt in ähnlicher Form am 3. Dezember 1735, 20. Oktober 
1736, ebd. Bd.  175 f. 18r.

 91 Ebd.
 92 Ebd.
 93 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 18. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404, 

L 5 Bd.  175 f. 17r-19r.
 94 Vgl. dazu z. B.: Lohmann: Reichsgesetz.
 95 Regenspurgischer Jüngster Reichs-Abschied vom Jahr 1654 nebst demselben einver-

leibten Westphälischen zu Osnabrück und Münster auffgerichteten Friedens-Instrumen-
tis vom Jahr 1648, Wetzlar 1717, S.  142. Auch: Hofmann: Quellen, S.  216.
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Heftig umstritten war die Auslegung in der Umsetzung dieses Paragrafen nach 
165496. Die Reichssekurität erhielt mit dem Devolutionskrieg 1667/68 neue Aktua-
lität, der Kaiser wollte im Reichstag eine neue Reichsexekutionsordnung durchset-
zen. Angelpunkt der Diskussion war die Frage nach der Finanzierung der Reichs-
defension. Ziel der Reichsstände war es, hiermit ihre Landstände belasten zu 
können97. Damit wäre der umstrittene Paragraf 180 nicht nur bestätigt, sondern 
auch zugunsten der Fürsten ausgeweitet worden. Die landständische Finanzie-
rungspfl icht sollte vergrößert und zugleich eine Einreichung von Untertanenkla-
gen bei den Reichsgerichten verhindert werden98. Der Kaiser wandte sich allerdings 
gegen eine solche Ausweitung der landesfürstlichen Rechte, denn deren Stärkung 
hätte eine Schwächung der kaiserlichen Position im Reich bedeutet99. Dennoch 
nutzten mehrere Fürsten im Reich den Paragrafen 180 des Jüngsten Reichsab-
schieds, um den ständischen Widerstand gegen eine Besteuerung zu militärischen 
Zwecken von Seiten des Fürsten zu brechen. So geschah es beispielsweise in der 
Pfalz, in Hessen und in Bamberg100.

Von landständischer Seite wurden aber immer wieder Bedenken an der Umset-
zung des Paragrafen 180 geäußert. Strittig war vor allem, wie viel die Landstände 
zur Landesverteidigung beizutragen verpfl ichtet seien: Dann weil der Reichs-Ab-
schid von 1654 [. . .] denen Unterthanen deutlich und an allen Orten nur einen Bey-
trag zu der Landes-Defension aufbürdet; so können sie ja nicht zu dem ganzen ge-
halten seyn101, so befand Johann Jakob Moser. Weder dürfe die Steuererhebung 
willkürlich sein, noch dürfe sie das Land überfordern102.

In Württemberg konnte sich die landständische Finanzierung von Militärausga-
ben nicht durchsetzen. So schrieb der Große Ausschuss noch 1737, dass derartige 
Ausgaben in Württemberg von der Landschaft noch nie übernommen worden 
seien, und betonte dabei vornehmlich den Vestungs-Unterhalt103. Und genau dieser 
war 1654 ausdrücklich und an erster Stelle im Paragrafen 180 des Jüngsten Reichs-
abschieds genannt worden.

 96 Vgl. dazu: Schindling: Anfänge, S.  156–169.
 97 Reichsgutachten vom 14. September 1669, in: Pachner von Eggenstorff: Vollständige 

Sammlung, S.  404 ff.
 98 Gleichlautende Reichsgutachten vom 19. August, 29. Oktober 1670, in: ebd., S.  460–465, 

494–497.
 99 Kaiserliches Kommissions-Dekret vom 13. Februar 1671, in: ebd., S.  518 ff., und Hof-

mann: Quellen, S.  228 ff.
 100 Lohmann: Reichsgesetz; Reinhard: Kriegstaat, S.  229.
 101 Moser: Reichs-Grund-Gesez-mäsige Beantwortung, S.  24.
 102 Ebd., S.  24–39.
 103 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 18. Januar 1737, HStAS L 5 

Bd.  175 f. 17r. 



155

6. Die Heeresreform 1736

Das wohl größte tatsächlich abgeschlossene Projekt Karl Alexanders war die Hee-
resreform von 1736. Mit seinen Bemühungen um ein größeres und effi zienteres 
Heer stand er ganz in der Tradition seiner herzoglichen Vorgänger und der anderen 
deutschen Territorialfürsten. Grundsätzlich war man bestrebt, das System von ne-
beneinander bestehenden Milizen und besoldeten Truppen in einen Heeresverband 
zu integrieren und so ein großes und schlagkräftiges stehendes Heer zu schaffen104. 
Dieser Miles perpetuus war eine der wichtigsten Stützen des landesherrlichen Ab-
solutismus nach innen und außen105.

Die Landschaft befürwortete in der Außenpolitik grundsätzlich und stets den 
Frieden. Ein Krieg würde eine Veränderung bedeuten und könnte damit die land-
schaftlichen Privilegien gefährden106. Zudem würde ein schlagkräftiges stehendes 
Heer unter der Kontrolle des Herzogs die Position der Landschaft auch innenpoli-
tisch schwächen. Um diese zu bewahren, befand sich die Landschaft in der Regel 
auf Konfrontationskurs zu herzoglichen Militärprojekten jeglicher Art. Sie war 
demzufolge nach dem Westfälischen Frieden nicht mehr bereit, Gelder für Solda-
ten über die Kreiskontingente hinaus zu bewilligen. Zu diesen war sie nach der 
Reichsdefensionsordnung verpfl ichtet. Lediglich eine kleine Leibwache wurde 
dem Herzog fi nanziert. 1673 wurden erstmals für Herzog Eberhard III. umfang-
reichere Haustruppen genehmigt, wodurch er der einzige armierte Fürst des 
Schwäbischen Kreises wurde107.

Große Pläne für eine Vergrößerung und Neuorganisation des Heeres machte der 
Herzog-Administrator Friedrich Karl. Der Herzog Administrator [. . .] war ein ra-
scher junger Prinz, voll Muth und Lust, auch der militärischen Verfassung des 
Landes eine Ausbildung zu geben, wie man sie längst in den grösseren Staaten des 
nördlichen Deutschlands hatte [. . .]108 Er setzte sich 1690 durch und die Landschaft 
fi nanzierte drei Fuß- und zwei Reiterregimenter. Ein Jahr später wandelte er gegen 
den Widerstand der Landschaft die Landmiliz in besoldete Regimenter um und 
schuf so ein 7.142 Mann starkes Heer. Zur Finanzierung des nun erheblich teureren 

 104 Die Miliz entwickelte sich aus dem mittelalterlichen Lehensaufgebot und wurde in Würt-
temberg seit dem 16. Jahrhundert durch Söldner verstärkt. Im Gegensatz zum stehenden 
Heer war die Miliz nicht in Bereitschaft und wurde durch das Landesaufgebot im Kriegs-
fall einberufen. Vgl. zur Miliz: Fleming: Der vollkommene teutsche Soldat, S.  535–543; 
Schnitter: Volk und Landesdefension, S.  149 ff.

 105 Vgl. zum stehenden Heer im Zeitalter des Absolutismus: Papke: Von der Miliz zum Ste-
henden Heer; Roberts: Die militärische Revolution; Kunisch: Absolutismus, S.  84 ff.

 106 Wilson: The Power to Defend, S.  25, 45.
 107 Wintterlin: Wehrverfassung und Landesverfassung, S.  245.
 108 Spittler: Zweite Sammlung, S.  479.
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Militäretats führte er im selben Jahr die Trizesimen ein. Die Reformen Friedrich 
Karls im Heeresbereich wurden vom Kaiser immer wieder gelobt109.

Nach dem Regierungsantritt Eberhard Ludwigs 1693 musste ein Teil der vergrö-
ßerten Truppen sofort wieder entlassen und die Miliz wiederhergestellt werden. 
Im Spanischen Erbfolgekrieg stockte der Herzog die Truppen jedoch wieder auf, 
ohne dass aber mit 6.269 Mann die Heeresgröße unter Friedrich Karl erreicht wur-
de. Dieses Vorgehen geschah unter Protesten der Landschaft. Zu einer Einigung 
zwischen Eberhard Ludwig und der Landschaft kam es erst 1724. Der Herzog er-
klärte sich zur Abschaffung der Trizesimen bereit, im Gegenzug verwilligten ihm 
die Landstände 360.000  fl . jährlich zur Finanzierung von 3.220 Mann neben dem 
Kreiskontingent. Das bedeutete die offi zielle Einführung eines stehenden Heeres 
mit landschaftlicher Billigung110.

Mit dem Regierungsantritt Karl Alexanders und dem Eintritt Württembergs in 
den Polnischen Thronfolgekrieg verschärften sich die Probleme wieder. 1734 ge-
nehmigte die Landschaft die Aushebung von Landmilizrekruten, um die Kreis- 
und Hausregimenter zu ergänzen111. Zur Finanzierung der Aushebung dienten die 
Subsidien des Kaisers. Den Protest der Landstände löste dann allerdings der Be-
schluss Karl Alexanders aus, zusätzlich 3.000 Mann aufzustellen112. Im Mai 1735 
führte Karl Alexander mit den Husaren als leichter Reiterei eine neue Waffengat-
tung im württembergischen Heer ein113. Außerdem ließ er im Juli 1734 ohne die 
Zustimmung der Landschaft die Trizesimen wieder erheben114. Erst in den Haupt-
sacheverhandlungen im Winter 1734/35 und 1735/36 wurden die Trizesimen wie-
der verwilligt.

Nach dem Ende des Polnischen Thronfolgekrieges wollte der Herzog das Mili-
tär grundsätzlich reformieren: Es sind doch die dermahlige Conjuncturen so miß-
lich und delicat beschaffen, daß nicht zum voraus zu sehen, ob jener [d. i. der Frie-
densschluss] auch nur auf wenige Jahre von Dauer seyn wird, daß mithin ein jeder 
[. . .] mit aller Sorgfalt billig dahin zu sehen hat, wie er sich [. . .] beständig in einer 
solchen Militar-Verfaßung erhalte, damit er [. . .] ihme androhende Gefahr [. . .] best-
möglich abwenden möge115. Das große Ziel Karl Alexanders war es, ein stehendes 

 109 Wintterlin: Wehrverfassung und Landesverfassung, S.  245 f.; Hahn: Die württember-
gische Heeresentwicklung, S.  168; Papke: Von der Miliz zum Stehenden Heer, S.  105 f.; 
Sauer: Herzog Carl Alexander, S.  27–33.

 110 Hahn: Die württembergische Heeresentwicklung, S.  168 f.; vgl. auch: Dehlinger: 
Württembergisches Staatswesen, Bd.  2, S.  729 f.

 111 Herzogliches Reskript vom 7. April 1734, HStAS A 202 Bü 2120.
 112 Wintterlin: Wehrverfassung und Landesverfassung, S.  251.
 113 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 22. Juni 1735, HStAS A 7 Bü 33. Her-

zogliches Reskript vom 25. Juni 1735, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
 114 Herzogliches Reskript vom 10. Juli 1734, HStAS L 3 Bü 394.
 115 Schreiben des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 31. Dezember 1735, ebd. Bü 400, 

A 203 Bü 104. Fast wortgleich in einem weiteren Schreiben an den Geheimen Rat vom 4. 
Januar 1736, ebd. A 202 Bü 67.
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Heer von 12.000 Mann zu schaffen und es beständig auf disem Fuß zu erhalten116. 
Dazu wollte er – wie bereits sein Vater – den Dualismus von besoldeten Truppen 
und Landmiliz aufheben. Die Landschaft sollte ihren jährlichen Beitrag auf 
460.000  fl . erhöhen, was einer doppelten Jahressteuer und den Trizesimen ent-
sprach. Das Heer sollte nicht aus Söldnern bestehen, denn wenn eigene Landes-
kinder die Armee bildeten, würde ihr Sold im Land ausgegeben werden und so der 
Wirtschaft nützen117. Als Gegenleistung versprach er eine landschaftliche Deputa-
tion zur Kontrolle der Verwendung dieser Gelder und der Subsidien sowie die 
grundsätzliche Zahlung der Subsidien an die Kriegskasse und nicht mehr in die 
herzogliche Kasse. Zur Aushebung der Rekruten sollte das Herzogtum in zwölf 
Militärdistrikte eingeteilt werden, die in ihrem Umfang wahrscheinlich den Ober-
vogteien entsprochen hätten118. Wilson sieht darin eine Vorstufe zu einer möglichen 
politischen Reorganisation des Herzogtums insgesamt119. Das Heer sollte in soge-
nannte Gagierte und Halbgagierte eingeteilt werden, also in vollbesoldete Soldaten 
und eine aktive Reserve. Dieses System ähnelte sehr stark dem preußischen Kan-
tonreglement, das Friedrich Wilhelm I. 1733 eingeführt hatte120. So konnte bei ge-
ringerem fi nanziellen Aufwand ein im Notfall schnell erweiterbares Heer unter-
halten werden.

Zur Ausarbeitung eines Kompromisses mit der Landschaft wurde im Dezember 
1735 eine Deputation eingesetzt121. Zunächst meldete der Große Ausschuss starke 
Bedenken an. Die geforderten Summen erschienen ihm zu hoch122. Zudem sei ein 
derartig großes Heer nur in Kriegszeiten zulässig, folglich auch tempore pacis kein 
geworbener miles auf den Beinen gehalten werden solle123. Man berief sich auf ver-
schiedene Landtags-Abschiede – vor allem auf den von 1622 – und die darin festge-
legten Obergrenzen für das Heer. Solche Bestimmungen könnten nur auf einem 
Allgemeinen Landtag geändert werden.

Der Große Ausschuss ging schließlich am 31. Mai 1736 auf die herzoglichen Vor-
schläge ein124. Er bewilligte den Unterhalt von 10.000 Mann Infanterie, 2.000 Mann 

 116 Schreiben des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 31. Dezember 1735, ebd. L 3 Bü 
400, A 203 Bü 104.

 117 Wiederholung der Argumentation in einem Schreiben vom 19. Februar 1736, ebd. L 3 Bü 
400, L 5 Bd.  174 f. 64r-83v, A 203 Bü 104.

 118 Pfaff: Geschichte des Militärwesens, S.  53; Wilson: War, State and Society, S.  177.
 119 Ebd.
 120 Huber: Deutsche Wehrordnung, S.  73; Oestreich: Zur Heeresverfassung, S.  308.
 121 13. Dezember 1735; Mitglieder waren: Remchingen, Bilfi nger, Kriegsratsvizepräsident 

von Holle, Generaladjutant von Laubsky, Kriegskommissar Hochstetter, Geheimrat von 
Schütz (Wilson: War, State and Society, S.  176).

 122 Finalerklärung des Großen Ausschusses in der Hauptsache vom 2. März 1736, HStAS L 
5 Bd.  174 f. 106v-180r, A 203 Bü 104.

 123 Schreiben des Großen Ausschusses in der Hauptsache an den Herzog vom 28. April 1736, 
ebd. L 3 Bü 401, L 5 Bd.  174 f. 225v-237r, A 203 Bü 104, Zitat L 5 Bd.  174 f. 235v.

 124 Abschied des Großen Ausschusses vom 31. Mai 1736, ebd. A 37 U 57, L 3 Bü 401, L 5 
Bd.  174 f. 323r-334v, A 203 Bü 104; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  470–478; Spittler: 
Zweite Sammlung, S.  316–332.
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Kavallerie und 100 Husaren. Diese Stärke sei vor beständig zu sezen125. Bewilligt 
wurde dies aber nur, in so lange die jedesmahlige sich hervorthuende mißliche Con-
juncturen und Zeiten solches erfordern, und es dem Lande abzuführen möglich126. 
Der Heeresunterhalt sollte über eine doppelte Jahressteuer und die Trizesimen fi -
nanziert werden. Dies hätte die Kosten zu etwa 60 Prozent abgedeckt, der Rest 
hätte vom Herzog übernommen werden müssen127. Diese Heeresgröße hätte in 
etwa drei Prozent der Bevölkerung entsprochen und wäre damit etwas unter dem 
preußischen Quotienten gelegen, wobei er allerdings dreimal höher als der baye-
rische gewesen wäre128. Der Tod Karl Alexanders verhinderte aber die Verwirkli-
chung des neuen Militärplans. Ingesamt waren bis April 1737 nur 7.862 Mann ein-
gezogen worden129. Der Landschaftsabschied 1739130 nahm die landschaftliche 
Zustimmung von 1736 wieder zurück, die Trizesimen wurden wieder abgeschafft 
und der jährliche Militärbeitrag auf 460.000  fl . beschränkt. Das württembergische 
Heer hatte bei der Regierungsübernahme des Herzogs Karl Eugen nur noch eine 
Stärke von 1.426 Mann131.

Neben dem Heer selbst wurde unter Karl Alexander auch die administrative 
Struktur des württembergischen Kriegswesens erneuert. Der Kriegsrat bestand als 
Spitze der militärischen Verwaltung seit 1673132 und wurde bereits unter Eberhard 
Ludwig mehrfach reformiert. So wurde er 1719 zum General-Kriegs-Kommissari-
at133, 1730 wieder zum Kriegsrat134. Zu besserer Besorgung der in militaribus vor-
kommenden Geschäfften und Angelegenheiten135 beschloss Karl Alexander, den 
bißherigen KriegsRath aufzuheben, statt deßen aber eine andere Einrichtung136, 
nämlich das Kriegsdirektorium zu schaffen. Dessen Leitung lag nun bei Remchin-
gen, um seiner in Kriegs-Sachen besitzende distinguirter Erfahrenheit und Uns 
mannigfaltig comprobirten [d. i. erwiesenen] nicht geringen Treu und ausneh-
menden Dienst-Eyfers willen137. Mitglieder des Direktoriums waren Kriegsrat 
Dilthey, Oberkriegskommissar Koch, Kriegsrat Hopfenstock, die Kriegssekretäre 

 125 Ebd.
 126 Ebd.
 127 Wilson: War, State and society, S.  180.
 128 Ebd., S.  178; Cordes: Das Haus Württemberg, S.  693.
 129 Wilson: War, State and Society, S.  178.
 130 Landtags-Abschied vom 18. April 1739, HStAS A 203 Bü 107; WLB Hartmannsche Samm-

lung Bd.  27. Originalpergamenturkunde mit Siegeln Herzog Karl Friedrichs und der 
Landschaft in Holzkapseln in: HStAS A 37 U 58; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  517–
536.

 131 Wintterlin: Wehrverfassung und Landesverfassung, S.  252; Hahn: Die württember-
gische Heeresentwicklung, S.  169.

 132 Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  98 f.
 133 Herzogliches Reskript vom 10. April 1719, HStAS A 202 Bü 2193.
 134 Herzogliches Reskript vom 17. Februar 1730, ebd. Bü 2194.
 135 Herzogliches Reskript vom 21. April 1736, ebd. A 30a Bü 1, A 202 Bü 2195, L 3 Bü 401.
 136 Herzogliches Reskript vom 26. März 1736, ebd. A 30a Bü 1, A 202 Bü 2195.
 137 Herzogliches Reskript vom 21. April 1736, ebd. A 30a Bü 1, A 202 Bü 2195, L 3 Bü 401.
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Feinemann und Dünz sowie Kriegskanzellist Weiss138. Nur Dilthey und Hopfen-
stock hatten zuvor schon dem Kriegsrat angehört139.

7. Die Reform der Trizesimenverwaltung

Ein weiteres Konfl iktfeld zwischen Herzog und Landschaft im militärischen Be-
reich war die Trizesimenverwaltung. Dass die Trizesimen grundsätzlich umstrit-
ten waren, ist bereits angesprochen worden. Im Juli 1734 hatte Karl Alexander sie 
ohne Zustimmung der Landschaft erhoben140, während des Polnischen Thronfol-
gekrieges im Winter 1734/35 und im Ausschuss-Abschied vom Mai 1736 hatte die 
Landschaft allerdings in die Trizesimenerhebung eingewilligt. Konfl ikte gab es in 
der Folge bei der Verwaltung dieser Gelder.

Mit der Wiedereinführung der Trizesimen 1734 ließ Karl Alexander diese vom 
herzoglichen Kriegsrat verwalten. Der Kriegsrat Hopfenstock schätzte die zu er-
wartenden Einnahmen auf 100.000 bis 130.000  fl .141 Die Gelder fl ossen aber weiter-
hin an die Landschaftseinnehmerei, die Hauptrechnung wurde von einem Kriegs-
rat und einem Landschaftseinnehmer gemeinsam geführt142. Diese Regelung traf 
bei der Landschaft auf Ablehnung143. Nach ihrer Ansicht sollten die Trizesimen, 
wie Ordinarium und Extraordinarium, allein von ihr verwaltet werden. Da diese 
Abgabe zweckgebunden sei, sollten die Ausgaben auch von der Landschaft kontrol-
liert werden und dementsprechend über die Verwendung in einer gemeinsamen De-
putation von Landschaft und Herrschaft entschieden werden144. In dieser Frage 
konnte sich die Landschaft nicht durchsetzen und es blieb bei der bestehenden Re-
gelung. Die Trizesimen fl ossen weiterhin in die landschaftliche Kasse, sie war aber 
verpfl ichtet, Zahlungen auf Verlangen des Kriegsrats zu leisten, ohne dass dieser 
über die Verwendung der Gelder Rechenschaft ablegen musste. Bei den Sitzungen 
des Kriegsrats durften aber zwei landschaftliche Deputierte anwesend sein145.

 138 Herzogliches Reskript vom 26. März 1736, ebd. A 30a Bü 1, A 202 Bü 2195. Hiervon 
weichen die Angaben im zeitgenössischen Adresskalender ab: Demnach setzte sich der 
Kriegsrat zusammen aus Kriegsratsvizepräsident von Holle, den Kriegsräten Oettinger, 
Weinmann, Hopfenstock und Dilthey sowie Kriegskommissar Hochstetter (Bürcken: 
Würtemberg, S.  53).

 139 Jeweiliger Personalstand des Kriegsrats 1704 bis 1799, HStAS A 30a Bü 11.
 140 Herzogliches Reskript vom 10. Juli 1734, ebd. L 3 Bü 394.
 141 Aufstellungen des Kriegsrats Hopfenstock vom 20. Oktober 1734, ebd. A 202 Bü 2201.
 142 Herzogliche Resolution vom 5. August 1734, ebd. L 3 Bü 395, L 5 Bd.  172 f. 820v-821r. 

Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 12. Juli 1734, ebd. A 202 Bü 2201, A 204 Bü 
180. 

 143 Verhandlungen im Engeren Ausschuss im August 1734, ebd. L 5 Bd.  172 f. 821r-829v, f. 
831r/v. Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 1. Juli 1734, ebd. f. 632r. 
Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 14. Juli 1734, ebd. A 202 Bü 2201.

 144 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 13. Juli, 16. Juli und 14. August 
1734, ebd. L 5 Bd.  172 f. 695r-700r, f. 765v-767r, f. 832v-836r. Extractus Protocolli Consi-
lii Secreti vom 19. August 1734, ebd. A 202 Bü 2201.

 145 Ebd.
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Allerdings gelang es der Landschaft, einzelne Zahlungen aus der Trizesimenkas-
se an den Herzog zu verweigern, wie zum Beispiel im Winter 1734/35. Kriegsrats-
vizepräsident von Holl beschwerte sich im Dezember 1734 beim Herzog – nach-
dem ihm die Landschaftseinnehmerei Zahlungen aus den Trizesimen verweigert 
hatte –, dass es fast das Ansehen hat, eine löbl[iche] Landschafft wolle die Hände in 
die Administration mit haben und die von fürstl[ichem] Kriegs-Rath aus an die 
Tricesimations-Haupt-Cassa erlaßende Decreta censiren146. Der Engere Ausschuss 
bestand aber darauf, nur Zahlungen für solche Zwecke zu leisten, die auch zwi-
schen Herzog und Landschaft im Vorfeld abgestimmt worden waren. Man vermu-
tete aber, dass es sich in diesem speziellen Fall um Gelder für den Unterhalt des 
Leibregiments handele147, der in den Hauptsache-Verhandlungen mit dem Großen 
Ausschuss in U[nter]t[äni]gkeit abgebetten [d. i. abgelehnt] worden148 war. Das 
Leibregiment sollte nach Ansicht der Landschaft über die kaiserlichen Subsidien 
fi nanziert werden, da es während des Polnischen Thronfolgekrieges in kaiserlichen 
Diensten stand149. So konnte man nicht anders als sothanes fürstl[iches] Decret zu 
remittiren150. Auch nachdem ein herzogliches Dekret erlassen worden war, das die 
Auszahlung der Gelder anordnete151, blieb die Landschaft hart, da man sich wohl 
einbilden könnte, es seye abermahlen das Geld zu einer solchen Außlaag destinirt, 
welche von der Landschafft nicht wohl angenommen werden könne152. Jede weitere 
Verhandlung in dieser Sache solle auf einen Allgemeinen Landtag verschoben wer-
den. Holl musste dem Engeren Ausschuss gegenüber deutlich werden: Ich hätte 
nicht geglaubt, daß man einem Decreta so schlecht regardirte? Bin ich dann schul-
dig, in ein Decret sezen zulassen, zu was ich das Geltt brauche? Wann das Jahr 
vorbey ist, so will ich schon meine Rechnung zeigen, daß lautter Posten darinn seyn 
sollen, welche mein Herr zu bezahlen befohlen hatt [. . .] So mag der Teuffel Kriegs-

 146 Schreiben des Kriegsratsvizepräsidenten von Holl an den Herzog vom 19. Dezember 
1734, ebd. L 3 Bü 396b. (Weitergeleitet an die Landschaft mit der Bitte um Aufklärung 
durch den Geheimen Rat am 22. Dezember 1734. Der Geheime Rat wandte sich auch an 
den Herzog mit der Bitte um eine konziliante Lösung des Konfl ikts, vgl. Extractus Pro-
tocolli Consilii Secreti vom 24. Dezember 1734, ebd. A 204 Bü 181.) 

 147 Vermutung der Konsulenten Sturm und Neuffer in den Verhandlungen des Engeren Aus-
schusses am 24. Dezember 1734, ebd. L 5 Bd.  172 f. 1200v.

 148 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 22. Dezember 1734, ebd. A 202 
Bü 2201, L 3 Bü 396b.

 149 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 9. Juni 1734, 3. Dezember 1735, 
ebd. L 5 Bd.  171 f. 572v, Bd.  173 f. 639v.

 150 Ebd.
 151 Herzogliches Dekret an den Engeren Ausschuss vom 24. Dezember 1734, ebd. L 3 Bü 

396b, L 5 Bd.  172 f. 1201v-1202r.
 152 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 24. Dezember 1734, ebd. L 3 Bü 

396b.
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rathspraesident seyen, wann man das benöthigte Geltt so heraus bettlen solle153. Die 
geforderten 1.500  fl . wurden daraufhin am nächsten Tag ausbezahlt154.

In einem weiteren Schreiben warf der Herzog der Landschaft vor, sie wolle die 
Trizesimenverwaltung an sich reißen. Er versicherte, dass er mit Landesvätter-
licher Vorsorge und guter Wirthschafft die Tricesimas nach dem gesetzten End-
zweck und zu Bestreitung der Höchst erforderlichen Kriegs-Ausgaben administri-
ren zu laßen ernstl[ich] gnädigst gemeynet155 sei. Wenige Tage später allerdings 
wurde eine weitere Forderung aus der Trizesimenkasse anstandslos bezahlt, ob-
wohl die Summe mit 7.500  fl . sehr viel höher war und wiederum kein Verwen-
dungszweck im Dekret angegeben worden war. Der Engere Ausschuss war zwar 
auch diesmal der Auffassung, dass der Vorgang nicht rechtmäßig sei, beschloss 
aber dennoch die Auszahlung, um Ärger zu vermeiden156. Ein weiterer landschaft-
licher Vorschlag zu Verhandlungen in diesem Konfl ikt verlief im Sande157. Der 
Herzog hatte im Falle der Trizesimenverwaltung also das Kräftemessen mit der 
Landschaft gewonnen. Die Landschaft verfügte die Zahlung trotz ihrer Skrupel.

8. Streben nach außenpolitischem Einfl uss

Die Darstellung der Konfl ikte zwischen Herzog und Landschaft im militärischen 
Bereich haben sehr deutlich gezeigt, dass hier der Herzog eindeutig der Gewinner 
war. Während die Steuerreform und andere Großprojekte über die Planungsphase 
nicht hinauskamen, konnte für die Heeresreform ein Konsens mit der Landschaft 
ausgehandelt werden. Der Ausschuss-Abschied vom Mai 1736 entsprach sehr viel 
mehr den Vorstellungen des Herzogs als denen der Landschaft. Dennoch gab diese 
ihre Zustimmung. Im Konfl ikt um die Trizesimenverwaltung gelang es dem Her-
zog ebenfalls, seine Position durchzusetzen. Es ist interessant, dass Karl Alexander 
sich ausgerechnet im militärischen Bereich Geltung verschaffen konnte. Zwar war 
bei ihm, der vor seinem Regierungsantritt fast 40 Jahre lang als Offi zier in kaiser-
lichen Diensten gekämpft hatte, ein gewisses Interesse an militärischen Fragen 
auch während seiner Regentschaft zu erwarten, allerdings war auch für die Land-
schaft der Konfl ikt um Militärkompetenzen und ein stehendes Heer ein existen-
zieller – gilt doch das stehende Heer als eine der wichtigsten Stützen des fürstlichen 
Absolutismus.

 153 Schreiben des Kriegsratsvizepräsidenten an den Engeren Ausschuss vom 28. Dezember 
1734, ebd.

 154 So bestätigt in der Sitzung des Engeren Ausschusses am 26. Dezember 1734, ebd. L 5 
Bd.  172 f. 1206v-1207r.

 155 Herzogliches Dekret an den Engeren Ausschuss vom 28. Dezember 1734, ebd. A 202 Bü 
2201, L 3 Bü 396b.

 156 Verhandlungen im Engeren Ausschuss vom 4. Januar 1735, ebd. L 5 Bd.  172 f. 1215v-
1216r.

 157 Bericht des Konsulenten Brenner im Engeren Ausschuss über ein Gespräch mit dem Ge-
heimrat Bilfi nger am 11. Februar 1735, ebd. Bd.  173 f. 137v-138v.
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Zudem gelang Karl Alexander eine Neuorientierung der württembergischen 
Außenpolitik, die nun völlig auf den Kaiser ausgerichtet war und im Unionsvertrag 
festgeschrieben wurde. Das war eine logische Folge seiner Freundschaft mit katho-
lischen Repräsentanten im Reich, beispielsweise mit Schönborn, und seiner Ver-
bindung mit einer der wichtigsten katholischen Familien, den Thurn und Taxis, 
durch seine Eheschließung.

Der Hintergrund für die besonderen Bemühungen Karl Alexanders in militä-
rischen Fragen – vor allem bei der Heeresvergrößerung – war aber nicht eine Vor-
liebe für alles Militärische, denn dann hätte er seine Politik wie ein herzogliches 
Steckenpferd betrieben158. Sein eigentliches Ziel war ein größerer politischer Ein-
fl uss auf Reichsebene, vielleicht sogar auf europäischer Ebene. Er wollte sein dritt-
klassiges Territorium in der Einfl usshierarchie des Reichssystems viel weiter oben 
platzieren. Württemberg sollte im Süden des Reichs eine Vormachtstellung ein-
nehmen, wie sie Brandenburg-Preußen im Norden innehatte159. Dieses Streben 
Karl Alexanders ist im Kontext der Standeserhöhungen der Territorialfürsten im 
Reich in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts zu betrachten. Sachsen war dies 
über die polnische Königskrone gelungen, Brandenburg über die preußische. 
Braunschweig-Lüneburg war zum Kurfürstentum Hannover avanciert und auch 
Bayern strebte in den Österreichischen Niederlanden nach einer Königswürde. Da 
ist es nicht verwunderlich, dass auch der württembergische Herzog ähnliche Ziele 
anstrebte.

Herzog Eberhard Ludwig hatte eine völlig andere Strategie verfolgt. Er wollte – 
wie bereits Herzog Friedrich I. vor ihm und Herzog Karl Eugen nach ihm – das 
Privilegium de non appellando illimitatum erreichen, das Recht, Gerichte zu un-
terhalten, gegen deren Urteil keine Berufung vor einem der beiden Reichsgerichte 
eingelegt werden konnte. Das versuchte er über Verhandlungen mit Wien, die er-
gebnislos blieben. Auch das Streben in Richtung der Kurwürde wurde vom Kaiser 
immer wieder abgewehrt160. Karl Alexander wiederum versuchte eine Alternative 
zum Verhandlungsweg. Er wollte über eine größere Streitmacht mehr Gewicht im 
internationalen Konzert erlangen161 und so gleichzeitig mehr Einfl uss in das ganze 
deutsche Wesen in der gegenwärtigen bedenklichen Situation162 ausüben, wie er es 
in einem Schreiben an den Fürstbischof Friedrich Karl von Schönborn formulierte. 
Diese Bestrebungen mussten nach dem Tod Karl Alexanders natürlich scheitern. 
Die außenpolitische Konzeption der Landschaft während der folgenden Zeit der 
Administration war sehr viel weniger ehrgeizig. Auch Karl Alexanders Sohn Karl 

 158 So teilweise in der älteren Literatur, z. B. bei Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  15.
 159 Braubach: Schwäbischer Paladin, S.  103; Stern: Jud Süß, S.  39; Wilson: The Power to 

Defend, S.  32.
 160 Vgl. dazu: Pelizaeus: Aufstieg, S.  28–34.
 161 Ebd., S.  94 ff.
 162 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 24. Januar 1734, zitiert nach: Stern: Jud Süß, 

S.  39.



163

Eugen scheiterte in dieser Hinsicht. Erst sein Enkel Friedrich erreichte 1803 unter 
den völlig veränderten Voraussetzungen der napoleonischen Zeit die Erhebung 
Württembergs zum Kurfürstentum und 1806 zum Königreich.
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V. Die Kirchenpolitik

Die Untersuchung und die Darstellung der konfessionellen Seite der Regentschaft 
Karl Alexanders in Württemberg können sich im Rahmen dieser Arbeit auf einen 
kurzen Abriss beschränken, der vor allem einem besseren Verständnis der gesamt-
politischen Konzeption des Herzogs und seiner Beziehungen zur Landschaft die-
nen soll. In seiner Dissertation 1937 hat Tüchle die Kirchenpolitik Karl Alexanders 
und alle anderen konfessionellen Aspekte seiner Herrschaft und seiner Persönlich-
keit bereits umfassend aufgearbeitet1. Demzufolge wird sich die Darstellung im 
Folgenden auch immer wieder auf diese Arbeit beziehen.

1. Die Verhandlungen um die Religionsreversalien

Wie bereits dargestellt, sind keine Reaktionen der Landschaft auf die Konversion 
Karl Alexanders von 1712 überliefert. Deshalb kann eine Untersuchung des kon-
fessionellen Aspekts in den Beziehungen zwischen Herzog und Landschaft erst 
mit den Verhandlungen um die Religionsreversalien einsetzen. Sie waren die ersten 
konkreten Folgen der Konversion2. Nachdem die Verhandlungen der Landschaft 
mit Herzog Heinrich Friedrich um eine mögliche Erbfolge gescheitert waren, be-
gannen die Verhandlungen um die Religionsreversalien mit Eberhard Ludwig, um 
die Sicherung der württembergischen Landesreligion zu gewährleisten. In deren 
Verlauf gab Karl Alexander insgesamt fünf verschiedene Assekurationen ab.

Den Begriff Reversalien defi nierte der zeitgenössische Staatswissenschaftler von 
Ickstatt als Urkunden, wodurch jemand eine Verbindlichkeit, welche er wegen ei-
ner bereits geschehenen, oder gegenwärtigen, oder Zukünftigen Sache übernom-
men hat, von neuem bekräfftigt, und wiederhohlter verspricht, derselbigen nach-
zukommen3. Solche Reversalien in Konfessionsangelegenheiten waren bereits 1710 
von Herzog Anton Ulrich von Braunschweig unterzeichnet worden, während Au-
gust der Starke in Sachsen seine Unterschrift 1711 verweigerte. Davor hatte er 1697 
nur zwei formlose Versicherungen abgegeben4.

In Württemberg herrschte zu dieser Zeit eine grundsätzliche Angst vor einer 
Rekatholisierung des Landes durch einen katholischen absolutistischen Herzog. 
Im Hinblick auf Karl Alexander war diese Furcht völlig unbegründet, sie war al-
lerdings nachvollziehbar vor dem Hintergrund der Erfahrungen im Dreißigjäh-
rigen Krieg. Nach der verlorenen Nördlinger Schlacht waren 1634 die kaiserlichen 
Truppen in Württemberg eingezogen und war das Restitutionsedikt im Territori-
um durchgesetzt worden. Erst 1648 wurde Württemberg als Herzogtum wieder-

 1 Tüchle: Kirchenpolitik.
 2 Vgl. zu den Reversalienverhandlungen: ebd., S.  33–48.
 3 Ickstatt: Rettung der Landes-Hoheit, S.  5.
 4 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  33 f.
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hergestellt und kehrte zur Reformation zurück5. Diese Ängste wurden nun gezielt 
von der Grävenitzpartei gefördert, die um ihre eigene Position bangte6. Keyßler 
schrieb anlässlich seiner Reise durch Württemberg 1729 von einer Furcht, es 
mögten durch eine Catholische Erb-Folge viele verdrießliche Folgerungen über das 
Land erwachsen7.

Die erste Zusicherung der evangelischen Konfession fi ndet sich in einem Articu-
lus secretus zu einer Konvention vom 11. Juni 17278 zwischen Eberhard Ludwig 
einerseits und Karl Alexander und dessen Brüdern andererseits9. Die erste öffent-
lich gemachte Versicherung10 Karl Alexanders datiert vom 28. November 172911. Es 
handelte sich hierbei um eine Instruktion an seinen Geschäftsträger in Stuttgart, 
den Hofrat Neuffer, wie dieser sich im Erbfall Karl Alexanders zu verhalten habe. 
Zudem enthielt sie Anweisungen für eine mögliche Interimsregierung durch den 
Geheimen Rat12.

Nach dem Tod des Erbprinzen Friedrich Ludwig im November 1731 begab sich 
Karl Alexander sofort nach Württemberg. In zahlreichen Verhandlungen mit 
Eberhard Ludwig und den Landständen entstanden weitere Dokumente. Zunächst 
verfasste Eberhard Ludwig sein Testament, das er am 11. Februar 1732 unterzeich-
nete. Darin wies er seinen Nachfolger an, die evangelische Landesreligion zu ga-
rantieren13. Wenige Monate später, im Juli 1732, begannen die ersten Verhand-
lungen mit der Landschaft. Diese hatte bereits im März ihre Vorstellungen Eberhard 
Ludwig unterbreitet14. Darauf wandte sich dieser an den Geheimen Rat mit der 
Bitte, ein Gutachten zu dieser Thematik anzufertigen, das dieser im Juni 1732 vor-
legte15. Ein weiteres Gutachten, das die Landschaft Karl Alexander übermittelte, 
enthielt ihre Vorstellungen von Modus und Inhalt der erwarteten Reversalien und 
stellte dem zukünftigen Erbprinzen unter bestimmten Umständen eine Erhöhung 

 5 Vgl. dazu: Günter: Restitutionsedikt, S.  183 f.; Rapp: Die Bedeutung der Konfession, 
S.  10 f.; Ehmer: Württemberg, S.  188 f.; zum ersten österreichischen Interim und zur Re-
formation in Württemberg: Rapp: Die Bedeutung der Konfession, S.  5 f.; Brendle: Dy-
nastie, Reich und Reformation, S.  57 f., 175 f.

 6 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  41 f.
 7 Keyßler: Neueste Reise, S.  96.
 8 Articulus secretus vom 11. Juni 1727, HStAS G 196 Bü 6 und 12.
 9 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  34 f.
 10 Assekuration vom 28. November 1729, HStAS L 6 Bü 743.
 11 Das Dokument ist datiert: Belgrad, 28. November 1729. Laut Tüchle wurde es am 4. März 

1730 in Wildbad verfasst und unterzeichnet (Tüchle: Kirchenpolitik, S.  35 f.).
 12 Der Landschaft offi ziell bekannt gegeben am 3. November 1733, HStAS L 5 Bd.  170; 

Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  76 ff.; Mosapp: Religionsrever-
salien, S.  3 f.

 13 Testament des Herzogs Eberhard Ludwig von Württemberg vom 11. Februar 1732, in: 
Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  436–460, Bestimmungen zur Konfession auf S.  441–447.

 14 Schreiben des Großen Ausschusses an Herzog Eberhard Ludwig vom 31. März 1732, 
HStAS A 202 Bü 2376, L 6 Bü 743.

 15 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 10. Juni 1732, ebd. A 202 Bü 2376.
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der Apanage um 12.000  fl . in Aussicht16. Das Ergebnis dieser Verhandlungen war 
die zweite Assekuration Karl Alexanders, die er am 16. Dezember 1732 unterzeich-
nete17. Daraufhin wurde auch die Apanageerhöhung besprochen18.

Mit dieser Assekuration gaben sich die Landstände aber nicht zufrieden. Sie ver-
langten statt eines einfachen Schreibens, wie Karl Alexander es unterzeichnet hat-
te, ein förmliches Dokument. Nachdem der Assekuration vom Dezember 1732 ei-
nige Artikel hinzugefügt worden waren, unterzeichnete Karl Alexander am 28. 
Februar 1733 im Schloss Winnental die förmliche Assekuration19. Daraufhin wur-
de er von den Landständen und Herzog Eberhard Ludwig offi ziell als württember-
gischer Erbprinz anerkannt und kehrte Anfang März 1733 wieder nach Belgrad 
zurück20.

Nach dem Tod Eberhard Ludwigs am 31. Oktober 1733 richtete die Landschaft 
ein erneutes Anbringen um eine feierliche Urkunde mit den Reversalien an Karl 
Alexander. Die Erbhuldigung sollte erst nach Unterzeichnung dieser Urkunde er-
folgen. Alle angehende Hochfürstliche Regenten mit ausdrücklichen Worten ver-
bindet allwegen im Anfang deß Regiments die Freyheiten dieses Herzogthums gnä-
dig zu confi rmiren und dieselben zu halten21. Zudem legte der Engere Ausschuss 
dem neuen Herzog nochmals ausführlich den Inhalt einer solchen Urkunde dar 
und verlangte weitere Zugeständnisse22. Am 9. Januar 1734 ließ Karl Alexander 
dem Engeren Ausschuss einen Entwurf zustellen23. Der Ausschuss lehnte ihn ab 
und forderte zusätzliche Konzessionen24. Ende Januar schließlich einigten sich die 
Landstände mit dem neuen Herzog. Karl Alexander unterzeichnete die Urkunde 
im Januar 1734, sie wurde allerdings rückdatiert auf den 17. Dezember 173325. Am 
27. Januar huldigten ihm daraufhin die Stände in Stuttgart. Die Huldigung in Tü-

 16 Kofl er: Summepiskopat, S.  55 f.; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  38 f.
 17 Assekuration vom 16. Dezember 1732, HStAS G 196 Bü 12, L 6 Bü 743; Georgii: Würt-

tembergische Religions-Urkunden, S.  78–86; Mosapp: Religionsreversalien, S.  4–10.
 18 Schreiben Karl Alexanders an den Großen Ausschuss vom 19. Februar, Antwortschrei-

ben vom 20. Februar 1733, HStAS L 6 Bü 743.
 19 Assekuration vom 28. Februar 1733, ebd. A 203 Bü 196b, G 196 Bü 12, L 6 Bü 743; Geor-

gii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  86–95; Mosapp: Religionsreversalien, 
S.  10–16.

 20 Ebd., S.  62 f.; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  40 f.
 21 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 14. November 1733, HStAS L 5 

Bd.  170, L 6 Bü 743.
 22 Ebd.
 23 Hochfürstliche Resolution Pcto. Confi rmationis Privilegiorum vom 10. Januar 1734, 

ebd. L 3 Bü 392.
 24 Verhandlungen im Engeren Ausschuss vom 11. bis 28. Januar 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 2v-

148r. Zahlreiche Schriftstücke aus dieser Korrespondenz in: ebd. A 203 Bü 196b, L 6 Bü 
743.

 25 Assekuration vom 17. Dezember 1733, ebd. A 203 Bü 196b, G 196 Bü 12, L 3 Bü 391, L 6 
Bü 743; Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  99–114; Paulus: Haupt-
Urkunden, S.  93 f.; Mosapp: Religionsreversalien, S.  16–27; Schneider: Ausgewählte 
Urkunden, S.  149–158; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  460–469.
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bingen erfolgte wiederum erst nach einer Bestätigung der Rechte der Universität 
Tübingen26. Am 27. März 173427 schließlich übertrug Karl Alexander auf das Drän-
gen der Landschaft hin28 alle seine Rechte als Landesbischof über die evangelische 
Kirche auf den Geheimen Rat29.

Parallel zu den Reversalien für die württembergische Landschaft entstanden As-
sekurationen für den Kreistag in Ulm und den Reichstag in Regensburg im Zusam-
menhang mit der Bewerbung Karl Alexanders um die Feldherrenstellen. Am 19. 
Dezember 1733 übergab Karl Alexander dem Kreiskonvent in Ulm seine württem-
bergische Assekuration vom 28. Februar 173330. Für das Corpus Evangelicorum 
gab er am 27. März 1734 eine erneute Erklärung ab, den Religionszustand Würt-
tembergs nicht ändern zu wollen, und hängte dieser eine Abschrift der württem-
bergischen Reversalien vom 17. Dezember 1733 an31. Das Corpus Evangelicorum 
akzeptierte am 12. Juni 1734 die Assekuration und veranlasste auf Wunsch der 
württembergischen Landstände die Einsetzung von Preußen, England und Däne-
mark als Garantiemächte der württembergischen Landesreligion32.

Die Reversalien blieben für die gesamte Regierungszeit Karl Alexanders in 
Kraft. Im Erbvergleich 1770 wurden sie geringfügig verändert und behielten ihre 
Gültigkeit bis 1797. Die württembergische Verfassung von 1819 bestimmte, dass sie 
im Falle einer katholischen Erbfolge im Königreich Württemberg reaktiviert wer-
den sollten33.

Die Freiwilligkeit dieser Reversalien wurde – vor allem in den Würzburger Gut-
achten 1736 und 1737 – immer wieder angezweifelt. Die erste Versicherung 1729 ist 
sicherlich völlig freiwillig gegeben worden. Kritischer muss das bei den Dokumen-
ten gesehen werden, die aus den Verhandlungen mit der Landschaft hervorgingen. 

 26 Bestätigung der Privilegien der Universität Tübingen vom 26. Januar 1734, HStAS A 202 
Bü 2536, L 6 Bü 743. In Auszügen bei: Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, 
S.  114 f.; Paulus: Haupt-Urkunden, S.  109.

 27 Mitteilung darüber an die Landschaft vom 29. März 1734, HStAS L 3 Bü 393.
 28 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 9., 12. und 16. Januar 1734, ebd. 

L 6 Bü 743.
 29 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 27. März 1734, ebd. A 203 Bü 196b, G 

196 Bü 12, L 6 Bü 743; in: Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  115 f.; 
Paulus: Haupt-Urkunden, S.  109 ff.; Mosapp: Religionsreversalien, S.  27 f.; Reyscher: 
Sammlung, Bd.  2, S.  469 f.

 30 Herzogliches Reskript an die württembergische Kreisgesandtschaft in Ulm vom 19. De-
zember 1733, HStAS L 3 Bü 391; WLB Cod. hist. fol.  29; Georgii: Württembergische 
Religions-Urkunden, S.  96 ff.

 31 Reversales von Herren Herzog Carl Alexanders hochfürstlicher Durchlaucht welche an 
das Corpus Evangelicorum in Puncto Religionis auff dem Reichstag zu Regensburg auß-
gestellet worden, vom 27. März 1734, HStAS A 203 Bü 196b, G 196 Bü 12, L 3 Bü 393, L 
6 Bü 743; Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  117–121; Paulus: Haupt-
Urkunden, S.  111–115.

 32 Konklusum des Corpus Evangelicorum vom 12. Juni 1734, HStAS G 196 Bü 12, L 3 Bü 
394, L 6 Bü 743; Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  121 f.; Paulus: 
Haupt-Urkunden, S.  115 f.

 33 Rieker: Gutachten, S.  1.
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Die Landschaft wendete starke Druckmittel gegen Karl Alexander an: Sie ver-
sprach eine Erhöhung der Apanage und verwies auf die gespannte Stimmung im 
Volk. Sie verweigerte ihm erst die Anerkennung als Erbprinz, dann die Erbhuldi-
gung und nutzte dazu geschickt die drohende Kriegsgefahr. „Bei allen Erklärungen 
nach 1729 kann, das dürfte die Darstellung des Hergangs gezeigt haben, volle Frei-
willigkeit oder gar eigener Antrieb Karl Alexanders nicht mehr angenommen wer-
den.“34 Dies sah die württembergische Historiographie oft anders. So kann man in 
einem Werk aus dem Jahr 1741 lesen, dass Karl Alexander nach Dero angestamten 
Milde, [. . .] mit abermahlig gutem und reiffem Vorbedacht und aus freywilligem 
Hertzen und Gemüth35 die Reversalien vom Dezember 1732 unterzeichnete.

2. Der Inhalt des Vertrags

„So gemessene, wiederholte, umsichtige Bestätigung der Landesfreiheiten war 
noch bei keinem Regierungsantritt gegeben.“36 Diese Kompromissbereitschaft des 
Herzogs erklärt sich zunächst aus der Konstellation von katholischem Herrscher 
und evangelischen Landsständen. Die Landschaft versuchte, ihre eigenen Kompe-
tenzen auf Kosten des Herzogs zu erweitern, indem sie diesen Gegensatz zu ihren 
Gunsten nutzte. Dieses Streben nach Machterweiterung hatte sie natürlich schon 
lange vor den Verhandlungen mit Karl Alexander angetrieben und bewegte sie auch 
noch nach dessen Tod.

In seiner ersten Assekuration im Rahmen der Anweisungen für die Interimsre-
gierung 1729 versicherte Karl Alexander, daß Wir in dem Hertzogthum Würtem-
berg und Graffschafft Mömpelgardt und allen darzu gehörigen Graf- und Herr-
schaften auch Landen, die Evangelische Religion Augspurgischer Confeßion nicht 
im mindesten zu turbieren, sondern alle Religions- und Friedens-Schlüsse heilig 
observiren [. . .]37 Zudem bestätigte er die landschaftlichen Privilegien.

In den Religionsreversalien vom Dezember 1732 wurde das Gleiche wiederum 
bekräftigt und detaillierter ausgeführt. Dem evangelischen Kirchen- und Religi-
onswesen sollte kein Schaden entstehen und an der Religionsverfassung selbst 
nichts geändert werden. Grundsätzlich sollte kein Simultaneum catholicum einge-
führt werden, was ein Verbot katholischer Kirchen, Kapellen, Altäre und Bilder, 
Prozessionen, Wallfahrten und Friedhöfe mit einschloss. Katholischer Gottes-
dienst durfte nur in der Hofkapelle abgehalten werden38.

In der förmlichen Bestätigung dieses Schreibens wenige Monate später, im Feb-
ruar 1733, fügten die Landstände noch einige zusätzliche Einzelbestimmungen 
hinzu. Die kirchliche Gerichtsbarkeit sollte ungehindert ausgeübt werden können, 
die Gesandten beim Kreis- und beim Reichstag sollten weiterhin evangelisch sein 

 34 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  47 f. (Zitat S.  48).
 35 Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  60.
 36 Pfi ster: Geschichte der Verfassung, S.  455.
 37 Mosapp: Religionsreversalien, S.  4.
 38 Ebd., S.  4 f.
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und müssten die evangelischen Prinzipien beachten. In Württemberg dürften we-
der katholische Bürger noch katholische Geistliche aufgenommen und keine ka-
tholischen Kirchen oder Klöster errichtet werden. Zudem sollte das Besetzungs-
recht für sämtliche Kirchen- und Schulstellen wieder an das Konsistorium 
zurückfallen39.

Im herzoglichen Entwurf der Urkunde, die im Januar 1734 den Landständen 
zuging, wurde dann lediglich die Assekuration vom Februar 1733 wiederholt, wor-
aufhin die Landstände wieder Erweiterungen forderten, von denen sie auch einige 
durchsetzen konnten: Alle Beamten müssten evangelische Landeskinder sein und 
würden bei einer Konversion ihre Stelle verlieren. Besonders hervorgehoben wur-
de die ausschließliche Besetzung der Prälaturen mit evangelischen Protestanten. 
Das Kirchengut sollte nur zu kirchlichen Zwecken verwendet werden dürfen. Zu-
dem müsste der öffentliche katholische Gottesdienst in Ludwigsburg eingestellt 
und die Hofgottesdienste dürften nicht in der – bereits bestehenden – Hofkapelle 
in Ludwigsburg abgehalten werden, sondern in einem anderen Raum des Schlosses. 
Dagegen war für den Bau einer katholischen Hofkapelle im Stuttgarter Schloss ein 
Zuschuss der Landschaft zugestanden worden, allerdings verzögerte diese die 
Ausführung immer wieder40. Für die Universität Tübingen versicherte Karl Alex-
ander neben der grundsätzlichen Privilegienbestätigung die ausschließliche Beru-
fung evangelischer Professoren41.

Mit der Übertragung aller Angelegenheiten der evangelischen Konfession und 
des Kirchenwesens auf den Geheimen Rat im März 1734 wurden auch alle damit 
verbundenen ökonomischen und polizeilichen Gegenstände auf ihn übertragen42: 
Als tragen Wir euch [. . .] auff, alle und jede die Evangelische Religion Augsbur-
gischer Confession, das Kirchen- und dahin einschlagende Oeconomie und Policey-
Weesen betreffende Angelegenheit nach dem Exempel Chur Sachsen allein und 
ohne Anfrage zu besorgen [. . .]43

Die Reversalien stützten sich auf verschiedene verfassungsrechtliche Bestim-
mungen in Württemberg und im Reich. Die Große Kirchenordnung Herzog 

 39 Ebd., S.  10 f. Gemäß der Großen Kirchenordnung von 1559 (Württembergische Grosse 
Kirchenordnung, S.  97 f.) wurden alle Kirchen- und Schulstellen vom Konsistorium be-
setzt. Im 17. und 18. Jahrhundert war das Nominationsrecht aber zusehends umstritten, 
sowohl Johann Friedrich, Friedrich Karl als auch Eberhard Ludwig forderten ein gene-
relles herzogliches Mitspracherecht, Eberhard Ludwig zog das Besetzungsrecht 1723 so-
gar ganz an sich. Karl Alexander gab das Nominationsrecht 1735 dann endgültig ans 
Konsistorium zurück, griff aber dennoch hin und wieder ein. Vgl. dazu: Kolb: Die 
Kämpfe des württembergischen Konsistoriums.

 40 Mosapp: Religionsreversalien, S.  16 f.
 41 In Auszügen bei: Georgii: Württembergische Religions-Urkunden, S.  87; Paulus: 

Haupt-Urkunden, S.  109.
 42 Mosapp: Religionsreversalien, S.  27 f. Vgl. auch: Dizinger: Beiträge, S.  14 f.; Stälin: 

Herzog Karl Alexander, S.  369.
 43 Herzogliches Reskript vom 27. März 1734, HStAS L 3 Bü 393; Reyscher: Sammlung, 

Bd.  2, S.  469 f.
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Christophs von 1559 verbot jede andere Konfession außer der evangelisch-luthe-
rischen44. Das fürstliche Reformationsrecht des Augsburger Religionsfriedens von 
1555 wurde bereits durch den Landtagsabschied von 156545 eingeschränkt, der fest-
legte, dass der Herzog und alle seine Nachkommen die Augsburgische Konfession 
beibehalten sollten. Der Westfälische Friede bestätigte dies46. Die protestantische 
Auslegung von IPO Artikel VII §  147 erlaubte dem Herrscher die Konversion und 
die Privatandacht in seinem neu angenommenen Glauben, aber kein exercitium 
publicum, also keinen öffentlich zugänglichen Gottesdienst, oder gar eine Ände-
rung der Landesreligion. Nach katholischer Rechtsauffassung dagegen bezog sich 
dieser Artikel nur auf die Lutheraner und die Reformierten, nicht aber auf den 
Katholizismus. Bei einer Konversion zur katholischen Kirche käme nach dieser 
Auslegung Artikel V §§  30–3248, also das Ius reformandi unter Beachtung des Nor-
maljahres 162449, zur Anwendung, wonach also der öffentliche katholische Gottes-
dienst im protestantischen Territorium geduldet werden müsse50. Diese Auffassung 
der Legalität eines Simultaneums wurde in Württemberg stets abgelehnt, so zum 
Beispiel in einem Gutachten der juristischen Fakultät Tübingen vom 1. Februar 
172051 oder auch von dem Staatsrechtler Johann Jakob Moser, der sich mehrfach 
dagegen aussprach52.

Zusammenfassend lässt sich zu den Reversalien sagen, dass Karl Alexander 
praktisch auf alle Rechte des Summepiskopats gegenüber Landständen, Reichstag 
und Kreis verzichtete. „Wäre der Herzog dem Buchstaben gemäß die Religionsre-
versalien zu erfüllen bestrebt gewesen, so hätten die Stände die erste Stelle im Her-
zogtum eingenommen.“53 Den Landständen gelang es, die protestantische Sache an 
sich zu stärken und zugleich ihren Einfl uss auf Kosten der Fürstenmacht auszu-
bauen. Zudem gewannen sie ausländische Garanten ihrer politischen Machtstel-
lung, die nun sehr viel größer war als je zuvor. „Nach dem Buchstaben der Zusiche-
rungen hatte sie [d. i. die Landschaft] jetzt mehr Macht in ihren Händen als der 
Landesherr.“54 Die Reversalien überdauerten nicht nur Karl Alexander, sondern 
auch das Herzogtum Württemberg: 1819 wurden sie in die Verfassung des König-
reiches Württemberg aufgenommen. Erst mit dem Ende des Königreichs 1918 ver-
loren sie ihre Gültigkeit55.

 44 Württembergische Grosse Kirchenordnung, S.  191 f.
 45 Landtags-Abschied 1565, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  121 f.
 46 Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  124 f.
 47 Müller : Instrumenta Pacis, S.  46, 132 f.
 48 Ebd., S.  25–45, 113–131.
 49 IPO Art.  5 §§  1, 28, 30–37, 48; Art.  7 §  1, ebd.
 50 Vgl. z. B.: Ickstatt: Rettung der Landes-Hoheit , S.  109 f.; Haug-Moritz: Württember-

gischer Ständekonfl ikt, S.  138–153. 
 51 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  171 f.
 52 Moser: Rechtliches Gutachten, v. a. S.  20; Ickstatt: Rettung der Landes-Hoheit.
 53 Hager: Die Teilnahme der Landstände, S.  85.
 54 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  48.
 55 Rieker: Gutachten.
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3. Sachsen: Vorbild oder Parallele?

Inwieweit das Kurfürstentum Sachsen unter August dem Starken und seinem Sohn 
Friedrich August II. Vorbild für die Religionsreversalien unter Karl Alexander in 
Württemberg war, ist bisher nicht untersucht worden56. In der Literatur fi nden sich 
zwar immer wieder Hinweise darauf, dass es in Sachsen eine ähnliche Situation 
gegeben habe, genauer wurde dem aber bisher nicht nachgegangen57.

Kontakte zwischen dem mitteldeutschen Kurfürstentum und dem südwestdeut-
schen Herzogtum bestanden im ersten Drittel des 18. Jahrhunderts auf verschie-
denen Ebenen. August der Starke übernahm die Patenschaft für zwei Söhne Karl 
Alexanders58, außerdem hinterlegten sowohl Eberhard Ludwig59 als auch Karl 
Alexander60 bei den sächsisch-polnischen Herrschern ihr Testament. Durch diese 
Rolle der Kurfürsten als Testamentsverwahrer war der sächsische Hof nach 1737 
auch in die württembergischen Streitigkeiten um Vormundschaft und Administra-
tion involviert. Sowohl Maria Augusta61 als auch Schönborn62 ersuchten Friedrich 
August II. nach dem Tod Karl Alexanders um seine Unterstützung63. Auch unter-
halb der Ebene des Hofes bestanden politische Kontakte zwischen einigen bürger-
lichen Räten in Sachsen und Mitgliedern der Landschaft. Diese waren zum Teil 
durch verwandtschaftliche Beziehungen begründet64, zum Teil durch die in einer 
ähnlichen konfessionellen Situation entstehenden vergleichbaren Erfahrungen65.

 56 Vgl. zum sächsischen Absolutismus unter August dem Starken: Czok: August der Starke; 
Ders.: August der Starke und Kursachsen; Gurlitt: August der Starke; Haake: August 
der Starke; Held: Der Adel und August der Starke; Kaphan: Kurfürst und kursäch-
sische Stände.

 57 Vgl. z. B.: Kofl er: Summepiskopat, S.  67 f.
 58 August der Starke übernahm die Patenschaft für den 1729 geborenen und im selben Jahr 

verstorbenen Sohn Eugen Ludwig und 1731 für den späteren regierenden Herzog Ludwig 
Eugen. Schreiben des Herzogs Karl Alexander an König August II. [ohne Datum, 31. 
August 1729] und vom 6. Januar 1731, Antwortschreiben König Augusts II. vom 30. Ja-
nuar 1731, HStA Dd 10026 Loc. 3229 Nr.  2. 

 59 Schreiben König Augusts II. an Herzog Eberhard Ludwig vom 19. Mai 1710 und vom 29. 
Mai 1722, ebd. Nr.  11.

 60 Schreiben des Herzogs Karl Alexander an König August III. vom 27. Juni 1735, Schreiben 
König Augusts III. an den sächsischen Geheimen Rat vom 18. Juli 1735, ebd.

 61 Schreiben der Herzoginwitwe an König August III. vom 26. März 1737, ebd.
 62 Schreiben des Bischofs an König August III. vom 29. März 1737, ebd.
 63 Der Kurfürst und König schickte einen Gesandten an die Höfe in Stuttgart und Würz-

burg, um sich besser über die dortigen Geschehnisse informieren zu können. Instruction 
vor den GehRath Schellhas von Schellrasheim nach Stutgard vom 13. April 1737, ebd. Die 
sächsische Korrespondenz zum württembergischen Vormundschaftsstreit ist relativ um-
fangreich und umfasst im HStA Dresden fünf Nummern mit einer Laufzeit bis 1739, 
HStA Dd 10026 Loc. 3229 Nr.  11–13, Loc. 3230 Nr.  1–2.

 64 Schreiben des württembergischen Expeditions- und Kammerrats Reinhard an seinen 
Schwager, den sächsischen Hofrat König, vom 26. März 1737, ebd. Loc. 3229 Nr.  11.

 65 Schreiben Bernhard Walther Marpergers an den württembergischen Konsistorialrat Jo-
hann David Frisch vom 26. Februar 1734, HStAS L 3 Bü 392.
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Erst zu Beginn der Regierungszeit Karl Alexanders können Kontakte von Würt-
temberg nach Sachsen nachgewiesen werden, in denen es konkret um die Konfessi-
onsverhältnisse ging. Sowohl das Konsistorium, die höchste geistliche Behörde des 
Herzogtums, als auch die Landschaft und der Herzog waren sich der Parallelität 
der Situation bewusst. Während der Verhandlungen um die Reversalien scheint es 
allerdings keine Kontakte nach Dresden gegeben zu haben66. So erkundigte sich 
erst nach der Unterzeichnung der Reversalien 1734 das württembergische Konsis-
torium beim sächsischen Oberhofprediger Bernhard Walther Marperger67 in Dres-
den nach den dort geltenden kirchlichen Bestimmungen. Marperger antwortete 
ausführlich und berichtete, dass der sächsische Kurfürst sogenannte Reversalien 
[abgegeben habe], die wiederhohlte Versicherung, daß der Status Religionis in allen 
Stücken unverändert soll beybehalten werden68. Die Landschaft forderte69 die As-
sekurationen Augusts des Starken von 171870 und Augusts III. von 173471 an. Au-
ßerdem gab es in der Universitätsbibliothek Tübingen eine gedruckte sächsische 
Gesetzessammlung72, in der auch die sächsischen Assekurationen enthalten sind73.

Auch Karl Alexander bezog sich 1734 bei der Übertragung des Kirchenregi-
ments auf den Geheimen Rat direkt auf das sächsische Kurfürstentum: Als tragen 
Wir euch darnebenst auch in jeder Conformitaet auff, alle und jede die Evangeli-
sche Religion Augsburgischer Confession, das Kirchen- und das dahin einschla-
gende Oeconomie- und Policey-Weesen betreffende Angelegenheit nach dem Ex-

 66 Vgl. dazu den württembergisch-sächsischen Schriftwechsel in: ebd. A 111 sowie den ent-
sprechenden Bestand in: HStA Dd 10026 Loc. 3229.

 67 Bernhard Walther Marperger (1682–1746), lutherischer Oberhofprediger am Dresdner 
Hof von 1724 bis zu seinem Tode; Zedler: Universal-Lexikon, Bd.  19, Sp.  1651–1658; 
ADB 20 (1884), S.  405.

 68 Schreiben Bernhard Walther Marpergers an den württembergischen Konsistorialrat Jo-
hann David Frisch vom 26. Februar 1734, HStAS L 3 Bü 392.

 69 Beide Druckschriften liegen in der landschaftlichen Materienregistratur in: ebd. L 6 Bü 
743.

 70 Ihrer Königl. Maj. in Pohlen und Churfl . Durchl. zu Sachsen nochmahlige Assecuration 
wegen des Status der Evangelischen Religion Augspurgischer Confession in Dero Chur-
Fürstenthumb Sachsen und incorporirten Landen denen getreuen Ständen von Praelaten, 
Graffen und Herren, Ritterschafft und Staedten bey ietzo gehaltenen allgemeinen Land-
Tage ertheilet, de Dato Dreßden, den 6. Maii, Anno 1718, ebd. Es handelt sich hierbei um 
die dritte Assekuration Augusts des Starken nach 1697 und 1705.

 71 Ihrer Königl. Majest. in Pohlen alß Chur-Fürstens zu Sachßen Religions-Versicherung 
und das hierüber ins Land zu publiciren anbefohlene Mandat, de dato den 12ten Maji, 
Anno 1734, ebd.

 72 Lünig: Codex Augusteus. Vgl. dazu: Lingelbach: Der Codex Augusteus.
 73 Heute befi ndet sich der Codex Augusteus von 1724 in mehreren Exemplaren in Tübingen 

und in Stuttgart. Eines der Exemplare der UB Tübingen (Ha III 110.2–1:1) wurde bereits 
unmittelbar nach Erscheinen angeschafft, das andere Exemplar (Ha III 110.2–1:2) ist eine 
Erwerbung des 19. Jahrhunderts. Das Exemplar der WLB Stuttgart (HBFb 226–1) wur-
de, wie auch das Exemplar der Bibliothek des Juristischen Seminars der Universität Tü-
bingen (D.IIIa.188), erst im 20. Jahrhundert erworben.
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empel Chur Sachsen allein und ohne Anfrag zu besorgen [. . .]74 So nimmt es nicht 
wunder, dass die württembergischen Religionsbestimmungen den sächsischen in-
haltlich stark ähnelten75. Allerdings waren die sächsischen Reversalien in ihrer 
Form grundverschieden von den württembergischen. Der sächsische Kurfürst be-
schränkte sich darauf, Unserer getreuen Landschafft die gnugsame Versicherung 
[zu] geben, dass die Veränderung d[er] Religion als ein personelles Werck76 zu ver-
stehen sei und in Sachsen nichts verändert werden sollte. Er bestätigte pauschal die 
Privilegien und Freiheiten der Landschaft und der Untertanen, sonst wurden aber 
keine Einzelbestimmungen aufgenommen. Dadurch sind die sächsischen Rever-
salien kaum länger als eine Seite, während die württembergischen Religionsbe-
stimmungen in jeder Verhandlungsrunde, durch die Aufzählung jeweils neuer Ein-
zelbestimmungen, immer umfangreicher wurden. Wie auch Karl Alexander wurde 
August der Starke immer wieder zu neuen Reversalien angehalten, allerdings wur-
den diese nicht inhaltlich erweitert, sondern jeweils nur in ähnlicher Form wieder-
holt77. Sein Sohn bestätigte die Reversalien bei seinem Regierungsantritt 173478, 
ebenso sein Urenkel 176379.

Bei genauerer Betrachtung der Politik Augusts des Starken – nicht nur im Be-
reich der Kirche – fällt auf, wie sehr sich die Situationen in Stuttgart und Dresden 
trotz andersgearteter Voraussetzungen und unterschiedlicher Rahmenbedin-
gungen ähnelten. Beide Reichsfürsten versuchten, ihre absolutistische Politik ge-
genüber ihren Ständen durchzusetzen. Die augenfälligste Parallele ist dabei natür-
lich die Konversion der beiden Fürsten, die ein protestantisch-lutherisches 

 74 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 27. März 1734, HStAS L 3 Bü 393.
 75 Vgl. dazu z. B. das Schreiben Marpergers aus Dresden, der den Inhalt der Reversalien 

darlegt, und die sächsischen Reversalien in der Materienregistratur (Schreiben Marper-
gers an den württembergischen Konsistorialrat Johann David Frisch vom 26. Februar 
1734, ebd. L 6 Bü 743).

 76 Nochmahlige Religions-Freyheits-Versicherung auch wegen Sr. Hoheit des Königl. 
Chur-Printzens und Hertzogs zu Sachsen vom 23. Oktober 1717, in: Lünig: Codex Au-
gusteus, Bd. 1, Sp.  351.

 77 Mandat wegen der Religions-Sicherheit im Churfürstenthum und Sächsischen Landen 
vom 27. Juli/7. August 1697, in: ebd., Sp.  345–348; Decret Herrn Friderici Augusti Königs 
in Pohlen und Chur-Fürstens zu Sachsen zur Religionsversicherung vom 29. September 
1697, in: ebd., Abt. 1, Sp.  11–14; Anderweitiges Mandat wegen der Religions-Versiche-
rung und Kirchen-Staats vom 24. August 1705, in: ebd., Bd.  1, Sp.  347–350; Nochmahlige 
Religions-Freyheits-Versicherung auch wegen Sr. Hoheit des Königl. Chur-Printzens 
und Hertzogs zu Sachsen vom 23. Oktober 1717, in: ebd., Sp.  351–354; Ihro Kön. Maj. in 
Pohlen und Churfl . Durchl. zu Sachsen nochmahlige Assecuration wegen des Status der 
Evangelischen Religion Augspurgischer Confession in Dero Chur-Fürstenthum Sachsen 
und incorporirter Landen, denen getreuen Ständen von Prälaten, Grafen und Herren, 
Ritterschaft und Städten bey gehaltenen allgemeinen Land-Tag ertheilet den 6. Mai 1718, 
in: ebd., Sp.  353–356.

 78 Mandat Herrn Friderici Augusti, Königs in Pohlen und Chur-Fürstens zu Sachsen zur 
Religions-Versicherung vom 12. Mai 1734, in: ebd., Abt. 1, Sp.  13–16.

 79 Mandat Herrn Friedrich Augusts, Churfürstens zu Sachsen, zur Religions-Versicherung 
vom 17. Juni 1763, in: ebd., Sp.  17–20.
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Territorium regierten, zum Katholizismus. Erst im Detail zeigen sich die Unter-
schiede zwischen Karl Alexander und August dem Starken. So konvertierte letzte-
rer nur aus politischem Kalkül, um die polnische Königskrone zu erhalten80. Ein 
Zeitgenosse81 berichtete: August, sagt man, hat die Religion verändert. Ich würde 
es zugeben, wenn ich gewiß wüßte, daß er zuvor eine gehabt hätte. Es ist bekannt, 
daß er von Jugend an ein kleiner Freigeist war, der nicht mehr glaubte, als was viele 
unserer Fürstenkinder insgemein zu glauben pfl egen: nämlich, daß ein Gott im 
Himmel sei, sie aber, als Fürsten auf Erden, tun könnten, was sie wollten82 . Karl 
Alexander wiederum war in der Einhaltung der Reversalien sehr viel strenger und 
weniger großzügig in deren Auslegung. Eine katholische Hofkapelle in Stuttgart 
oder Ludwigsburg, die den Dimensionen der Katholischen Hofkirche in Dresden 
entsprochen hätte, wäre für ihn nicht denkbar gewesen. Allerdings hatten die säch-
sischen Kurfürsten in Dresden trotz der ständischen Verfassung eine größere 
Machtbasis, da sowohl August der Starke als auch sein Sohn neben dem Kurfürs-
tentitel auch den polnischen Königstitel führen konnten.

4. Hofgottesdienst und katholische Geistliche

Bis zur Regentschaft Eberhard Ludwigs war das Herzogtum Württemberg ein rein 
protestantisches Territorium. Erst mit dessen Toleranzedikten 1710, 1712, 1715 
und 1724, die zumindest ein exercitium privatum für Katholiken garantierten83, 
änderte sich die Situation. Eberhard Ludwig ging es eigentlich allein um den Glanz 
Ludwigsburgs und seiner Hofhaltung, nicht um den Toleranzgedanken. Einerseits 
wollte er auch katholische Adlige an seine neue Residenz nach Ludwigsburg lo-
cken, andererseits waren die vielen italienischen Künstler, die in Ludwigsburg 
wirkten, natürlich alle katholisch. Die Toleranzedikte wurden trotz der ausdrück-
lichen und wiederholten Proteste der „misstrauisch und eifersüchtig wachende[n] 
Landschaft“84 vom Herzog durchgesetzt85.

Seit 1710 wurden in Ludwigsburg die katholischen Gottesdienste in Privaträu-
men abgehalten, bis 1724/25 mit dem sogenannten Frisonischen Gartenhaus ein 
kirchenähnliches Gebäude errichtet wurde. 1733 zählte die katholische Gemeinde 
in Ludwigsburg etwa 600 Seelen86. Eine prominente Fürsprecherin hatten die Ka-
tholiken in Württemberg vor allem in der Gräfi n Anna von Grävenitz-Stuben, der 

 80 Czok: August der Starke, S.  14 f.
 81 Johann Michael von Loen (1694–1776), Frankfurter Gelehrter und reisender Schriftstel-

ler, vgl. Stricker: Johann Michael von Loen.
 82 Von Loen, zitiert nach: Czok: August der Starke, S.  17.
 83 Zunächst war auch ein exercitium publicum vorgesehen. Das musste allerdings nach Pro-

testen der Landschaft wieder zurückgenommen werden, vgl. Giefel: Geschichte des ka-
tholischen Gottesdienstes, S.  21.

 84 Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  126.
 85 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  1 f.; Giefel: Geschichte des katholischen Gottesdienstes, 

S.  21 f.
 86 Ebd., S.  21–23; Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  125 f.; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  7 f.
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Schwägerin der herzoglichen Mätresse Wilhelmine von Grävenitz. So fanden in 
ihrem Haus in Stuttgart im zweiten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts regelmäßig 
katholische Gottesdienste statt. Vom Herzog hatte sie die Erlaubnis erhalten, einen 
Hausgeistlichen zu unterhalten. Außerhalb der Residenzen Stuttgart und Lud-
wigsburg wurden nur in den Bädern Teinach, Liebenzell und Wildbad katholische 
Gottesdienste für auswärtige Standespersonen geduldet87.

Trotz dieser – eingeschränkten – konfessionellen Toleranz blieben Katholiken in 
Württemberg vom Staatsbürgerrecht88 und vom Staatdienst89 ausgeschlossen, ka-
tholische Taufen90 und Beerdigungen91 waren verboten, Konvertiten wurden des 
Landes verwiesen. Nach dem Tod Eberhard Ludwigs und der Einstellung der Bau-
maßnahmen am Schloss Ludwigsburg ließ der Geheime Rat im Dezember 1734 
auch den katholischen Gottesdienst in Ludwigsburg verbieten. Auf den Protest 
Karl Alexanders, der über diesen Schritt nicht informiert worden war, wurde das 
Verbot aber wieder aufgehoben92.

So entwickelte sich die Beschränkung des katholischen Hofgottesdienstes unter 
Karl Alexander zu einem der wichtigsten kirchenpolitischen Probleme seiner Re-
gentschaft. Papst und Kurie unterstützten den katholischen Herzog in Württem-
berg nicht sofort nach seinem Regierungsantritt, obwohl der Wiener Nuntius Do-
menico Passionei mehrmals mit Nachdruck darauf hinwies93. Zwar hatte das 
offi zielle Notifi kationsschreiben Karl Alexanders an die Kurie vom 26. Dezember 
173394 in Rom die Hoffnung auf eine katholische Restauration im Herzogtum ge-
weckt, der Klemens XII. in seiner Antwortnote vom 30. Januar 173495 auch Aus-
druck verlieh, dennoch wurden erst sehr spät Kapuziner nach Württemberg ge-
schickt, die den Hofgottesdienst verrichten sollten. „Diese Unterlassung sollte sich 
bitter rächen. In den Tagen und Wochen, in denen man in Rom zuwartete, wurde 
Karl Alexander, ohne Rückhalt aus dem katholischen Lager zu haben, von seiner 
protestantischen Umgebung so lange beredet und gedrängt, bis er sich endlich im 
Januar 1734 zur Unterzeichnung der Reversalien entschloß.“96

Der Kapuzinerorden war mit Bedacht für diese Aufgabe ausgewählt worden. 
Nuntius Passionei ging davon aus, dass dieser aufgrund der strengen Lebensfüh-
rung und des radikalen Armutsbekenntnisses der Ordensbrüder in einer protes-
tantischen Umgebung am wenigsten Anstoß und Aufregung verursachen würde97. 

 87 Ebd., S.  10 f.
 88 Herzogliches Reskript vom 10. Januar 1650, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  8, S.  326 f.
 89 Herzogliches Reskript vom 9. Dezember 1667, in: ebd., S.  346 f.
 90 Herzogliche Verordnung vom 28. Mai 1656, in: ebd., S.  333 ff.
 91 Herzogliches Reskript vom 19. April 1724, in: ebd., S.  573 ff.
 92 Giefel: Geschichte des katholischen Gottesdienstes, S.  23 f.
 93 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  55 f.
 94 Schreiben des Herzogs an die Kurie vom 26. Dezember 1733, in: ebd., S.  184.
 95 Schreiben des Papstes an den Herzog vom 30. Januar 1734, UB Tü Mh 506; in: Tüchle: 

Kirchenpolitik, S.  184 f.
 96 Ebd., S.  56.
 97 Tüchle: Herzog Carl Alexander, S.  224.
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Am 1. März 1734 trafen die Schweizer P. Benno Lussi und P. Joseph Richmut in 
Stuttgart ein98. Da Karl Alexander im Feldlager weilte, wurde der erste Gottes-
dienst erst am 4. April gefeiert, von da an dann aber jeden Sonn- und Feiertag, je-
weils mit etwa 300 Gläubigen99. Da die Messe in einem Saal im Stuttgarter Schloss 
gelesen wurde und sich so viele Gläubige einfanden, wurde der Mangel an einer 
geeigneten Räumlichkeit immer offensichtlicher. Die Landstände ließen aber die 
Nutzung der evangelischen Hofkapelle nicht zu und wollten einen Neubau mitfi -
nanzieren. Allerdings wurden bis Ende 1735 nur etwa 10.500  fl . der versprochenen 
25.000  fl . wirklich bezahlt, so dass der Baubeginn sich immer wieder verzögerte100 
und beim Tod Karl Alexanders immer noch auf sich warten ließ101.

Am 19. Dezember 1734 ließ Karl Alexander bei einem Besuch in Ludwigsburg 
die evangelische Hofkapelle schließen, was meist als Versuch gedeutet wird, Druck 
auf die Landstände wegen ihrer laxen Zahlungsmoral auszuüben102. Er selbst be-
gründete die Schließung allerdings mit der fehlenden Notwendigkeit einer evange-
lischen Hofkapelle, da der Hof in Stuttgart weilte. Landschaft, Geheimer Rat und 
Konsistorium103 protestierten geschlossen. Sie verwiesen auf die Religionsrever-
salien und waren in die äußerste Bestürzung gesetzt104. Die immer wieder wieder-
holten Vorstellungen der Landschaft, die Hofkapelle wieder für den evangelischen 
Gottesdienst zu öffnen, blieben aber ungehört105. Obwohl Eberhard Ludwig in sei-
nem Testament festgelegt hatte, dass in der Ludwigsburger Schlosskapelle niemals 
eine Messe gelesen werden dürfe, wurde sie im April und Mai 1736 für den katho-
lischen Gottesdienst umgestaltet. Vermutlich sollte Friedrich Karl von Schönborn 
während seines Besuches die Kapelle weihen, dies unterblieb aber und Schönborn 
las seine Messen im Audienzzimmer des Schlosses. Der erste Gottesdienst nach 
römisch-katholischem Ritus in der Schlosskapelle wurde erst am 11. Mai 1737 mit 
den Exequien für Karl Alexander gefeiert. Beigesetzt wurde er dann in der Gruft 
unter der Kapelle, die er im Sommer 1736 als seine Grablege bestimmt hatte und 
die entsprechend eingerichtet worden war106. Die Kapelle blieb trotz der Bemü-
hungen der Landschaft107 auch unter den Nachfolgern Karl Alexanders katholisch. 

 98 Vgl. zu den katholischen Hofgeistlichen: Werkmeister: Geschichte der ehemaligen ka-
tholischen Hofkapelle; Brinzinger: Die Geistlichen an der ehemaligen herzoglichen 
Hofkapelle; Beck: Die Geistlichen an der ehemaligen Hofkapelle.

 99 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  56 f.
100 Ebd., S.  61 f.
101 Esbach: Die Ludwigsburger Schloßkapelle, S.  151.
102 Erstmals bei: Tüchle: Kirchenpolitik, S.  62.
103 Vorstellung des Konsistoriums vom 20. Dezember 1734, UB Tü Mh 506.
104 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 20. Dezember 1734, HStAS L 5 

Bd.  172 f. 1173v-1178r, Zitat f. 1174r, L 6 Bü 743, 748.
105 Z. B.: Dekret des Geheimen Rats vom 22. Dezember 1734, ebd. Bü 743. Schreiben des 

Engeren Ausschusses an den Herzog vom 5. März 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 121r-125v, L 6 
Bü 743, 748.

106 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  151 f.
107 Vgl. z. B.: landschaftliches Gutachten vom 3. April 1737 oder Schreiben des Großen Aus-

schusses an die herzogliche Administration vom 19. Juli 1737, HStAS L 6 Bü 744.
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Für die evangelischen Höfl inge wurde in einem Pavillon auf der gegenüberlie-
genden Seite des Schlosses eine evangelische Hofkapelle eingerichtet108, die 1746 bis 
1748 zu einer evangelischen Hofkirche ausgebaut wurde109.

Zu den Spannungen mit der Landschaft wegen des Hofgottesdienstes kamen 
Probleme mit dem Bischof von Konstanz. Dieser klagte, dass die Hofgeistlichen 
Schweizer seien, die von der Luzerner Nuntiatur beauftragt würden, Stuttgart aber 
zur Diözese Konstanz gehöre und demnach ihm die geistliche Jurisdiktion zuste-
he. Karl Alexander wollte allerdings keine fremde geistliche Jurisdiktion in seinem 
Territorium dulden und berief sich auf den Westfälischen Frieden, der diese in 
evangelischen Territorien suspendiert habe, und darauf, dass für ausschließlich 
privat abgehaltene Gottesdienste keine solche nötig sei110.

Außerdem erneuerte Karl Alexander die Bestimmungen für die Militärseelsor-
ge. Im Unionsvertrag wurde 1733 festgelegt, dass jedem Regiment nach dem Vor-
bild der kaiserlichen Armee ein katholischer und ein evangelischer Geistlicher bei-
gestellt werden sollten111. Da sich die Reversalien nicht auf das Heer bezogen, 
konnte Karl Alexander im Sommer 1736 ein neues Militärreglement in Kraft set-
zen, das die württembergischen Truppen unter anderem auch in der Frage der Mi-
litärseelsorge an das kaiserliche Reglement anpasste112.

Im Hinblick auf den katholischen Hofgottesdienst und die katholischen Geistli-
chen lässt sich sagen, dass Karl Alexander sich an die Reversalien hielt. Da nach 
diesen nur die Feier der Messe und die Predigten zulässig waren, ging er selbst ei-
nige Male gegen die Hofgeistlichen vor, wenn diese die Taufe oder andere Sakra-
mente spendeten. Auch wies er die Rottenburger Jesuiten zurück, als sie auf würt-
tembergischem Territorium missionieren wollten113. Auch als der katholische Graf 
Fugger bei seinem Schloss Stettenfels, das er als württembergisches Lehen hielt, 
mit Würzburger Hilfe einen Kirchen- und Klosterbau für den Kapuzinerorden be-
gann114, ging der Geheime Rat mit Billigung und Unterstützung Karl Alexanders 
vehement dagegen vor115. Als ein katholisches Mitglied der Ölsschen Linie des 
Hauses Württemberg gestorben war, beruhigte der Herzog den Stiftsprediger und 
Konsistorialrat Frisch: In der Stiftskirche sollten keine katholischen Bestattungs-
zeremonien stattfi nden116.

108 Giefel: Geschichte des katholischen Gottesdienstes, S.  24.
109 Esbach: Die Ludwigsburger Schloßkapelle, S.  156.
110 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  63 f.
111 Art.  14, in: Münch: Beziehungen, S.  309 f.
112 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  75 f.
113 Ebd., S.  107 f.
114 Die konfessionspolitischen Probleme um das Schloss Stettenfels bestanden schon unter 

Eberhard Ludwig; Schall: Zur kirchlichen Lage, S.  135 f.
115 Herzogliche Resolution auf die Gravamina in Stettenfels 1737, HStAS J 17 Bü 22. Vgl. 

dazu auch: StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 415.
116 Schreiben des Stiftspredigers und Konsistorialrats Frisch an den Herzog vom 10. Februar 

1734 mit herzoglicher Randverfügung vom selben Tag, StadtAS D I Religionssachen 
Bd.  1 Nr.  2.
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Dennoch beobachtete die Landschaft die Einhaltung der Reversalien im Allge-
meinen und den Hofgottesdienst im Speziellen sehr kritisch und genau. Fast das 
ganze Jahr 1734 ging das Gerücht um, Karl Alexander wolle einen katholischen 
Geheimrat bestellen. Der Geheime Rat beschloss, für den Fall, dass sich dieses 
Gerücht bewahrheiten sollte, geschlossen zurückzutreten, was Großer und Enge-
rer Ausschuss ausdrücklich unterstützten117. Dem Herzog sollte ein zwölfseitiges 
Schreiben übergeben werden118, das ihn unter Bezug auf die Religionsreversalien 
daran erinnern sollte, dass überhaupt kein Rath angenommen werden solle, wel-
cher nicht dieser [evangelisch-lutherischen] Religion zugethan119 sei. Man bat ihn, 
dergleichen Fried- und Ruhestörenden Consiliis kein Gehör zu geben120.

Auch der Stuttgarter Hofgottesdienst wurde vom Geheimen Rat kritisch über-
wacht. Im November 1734 beriet er über das Verhalten der Herzogin, die die Re-
versalien sehr großzügig in ihrem Sinne auslegte121. Aus demselben Anlass ließ sich 
die Landschaft im Dezember 1734 vom Regierungsrat auf ihre Anfrage hin mittei-
len, dass der Hofgottesdienst in Stuttgart auch in Abwesenheit von Herzog und 
Herzogin alle Tage in einem fürstlichen Vorzimmer continuirt122 werde. Auch in 
Anwesenheit von Herzog oder Herzogin seien Fremde oft mehr [. . .] als der zum 
fürstlichen Hofstaat gehörigen Personen123. Es wurden daraufhin Überlegungen 
angestellt, wie man sich nun im Hinblick auf die Reversalien verhalten solle. Wahr-
scheinlich ließ man die Sache aber auf sich beruhen.

5. Herzog Karl Alexander und die Landeskirche

Neben seinen Bemühungen um den katholischen Hofgottesdienst fühlte sich Karl 
Alexander allerdings auch ganz als oberster Bischof seiner evangelischen Landes-
kirche und griff mehrfach in deren Befugnisse ein124. Rein kirchenrechtlich stellte 
die abweichende Konfession des Landesherren kein Problem dar. Auch als Katho-
lik konnte er alle äußere Kirchengewalt ausüben125. Karl Alexander trat allerdings 
im März 1734 alle seine das Kirchen- und Schulwesen betreffenden Kompetenzen 
an den Geheimen Rat ab.

In der Regel hielt er sich auch in Fragen des evangelischen Kirchenwesens streng 
an die Reversalien, was zum Beispiel beim Besetzungsrecht für die Pfarreien evi-

117 Verhandlungen im Großen Ausschuss am 27. Mai 1734, HStAS L 5 Bd.  171 f. 519r/v.
118 In der Hoffnung, dass das Gerücht gegenstandlos sein könnte, verzögerte man die Über-

gabe des Schreibens. Anfang Juni war es noch nicht übergeben, ebd. f. 543v.
119 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 27. Mai 1734, ebd. A 202 Bü 2379, 

L 5 Bd.  171 f. 519v-525r, Zitat f. 522r.
120 Ebd. f. 524r.
121 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 3. November 1734, ebd. A 204 Bü 181.
122 Schreiben des Regierungsrats an den Engeren Ausschuss vom 22. Dezember 1734, ebd. L 

3 Bü 396b, L 5 Bd.  172 f. 1208r.
123 Ebd. f. 1208v.
124 Dizinger: Beiträge, S.  44; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  114.
125 Vgl. dagegen die Position der Universität Tübingen, ebd., S.  111 f.
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dent wird, das er dem Konsistorium im Dezember 1735 zurückgab. Bereits im 
März 1734 hatte der Engere Ausschuss in einem Anbringen darum ersucht126. Un-
ter Eberhard Ludwig war dieses Besetzungsrecht stark umstritten, da dieser es für 
sich beanspruchte und versuchte, es dem Konsistorium zu entreißen127. Auch die 
politische Stellung der Prälaten war seit der Regierung Eberhard Ludwigs umstrit-
ten. Karl Alexander setzte im Dezember 1734 eine Deputation ein, die die Grava-
mina der Prälaten prüfen sollte. Erste Maßnahmen wurden dann aber erst auf dem 
Landtag 1737 ergriffen128.

Einige Male griff Karl Alexander aber dennoch in seiner Rolle als oberster Bi-
schof in die Belange der württembergischen Landeskirche ein, so zum Beispiel in 
den Fällen der pietistischen Pfarrer von Zainingen und Dürrmenz129. Im Novem-
ber 1736 erreichte den Oberhofkanzler Scheffer eine Beschwerde über den Pfarrer 
Johann Jakob Kuhn aus Zainingen, dass dieser [. . .] sowohl wider die Obrigkeit, als 
auch in seinen Predigten so geredet und gelehrt hätte, daß nicht allein eine verderb-
liche Disharmonie und Zweifel unter seinen Pfarrkinder sich hervorgethan, son-
dern er auch solche Ausdrücke gebrauchet hätte, wodurch diese armen Leute mehr 
geärgert, als erbauet worden seyen130. Dieser Pfarrer nun ist von derjenigen Secte 
Leüthe, welche man Pietisten nennet131. Wenige Wochen zuvor war der Dürrmen-
zer Pfarrer Johann Jakob Rues wegen Immoralität, Unaufrichtigkeit, Trunkenheit 
und Missachtung des Sonntags angezeigt worden132. Nachdem das Konsistorium 
auch nach mehrfacher Wiederholung dieser Klagen immer noch untätig geblieben 
war, erachtete es Karl Alexander als seine Pfl icht, als oberster Bischof selbst einzu-
greifen. Kurzerhand ließ er beide Pfarrer verhaften und auf den Hohenneuffen ver-
bringen. Am 5. Dezember wurden beide wieder entlassen133. Dem Pfarrer Rues 
sollte vom Konsistorium eine neue Stelle angeboten werden, Kuhn dagegen bis auf 
weiteres gänzlich suspendirt seyn134; er wurde aber nach dem Tod Karl Alexanders 
wieder in sein Amt eingesetzt135.

Diese beiden Fälle sind im Kontext des sich entwickelnden radikalen Pietismus 
zu betrachten, deshalb kann man davon ausgehen, dass es sich nicht um Einzelfälle 

126 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 17. März 1734, HStAS L 5 
Bd.  171 f. 344r-346r.

127 Kolb: Die Kämpfe des württembergischen Konsistoriums; Frauer: Rechtliche Stellung; 
Tüchle: Kirchenpolitik, S.  116.

128 Kolb: Zur Geschichte der Prälaturen, S.  62 f.
129 Vgl. dazu: Dizinger: Beiträge, S.  44 f.; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  115 f.; Fulbrook: Pi-

ety and Politics, S.  142.
130 Dizinger: Beiträge, S.  44.
131 Schreiben des Herzogs an den Oberhofkanzler Scheffer vom 4. November 1736, HStAS 

A 202 Bü 67.
132 Fulbrook: Piety and Politics, S.  142.
133 Herzogliche Anweisungen zur Entlassung vom 5. Dezember 1736, HStAS A 7 Bü 50.
134 Ebd.
135 Das Konsistorium ersuchte am 6. März 1737 den Geheimen Rat, der Wiedereinstellung 

Kuhns zuzustimmen, ebd. A 204 Bü 187.
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handelte. Vorwürfe wie Trunkenheit und Immoralität dürften nur vorgeschoben 
worden sein. Dahinter standen grundsätzliche theologische Differenzen zur Lan-
deskirche – beispielsweise bei Abendmahl oder Kindstaufe136. Karl Alexander 
rechtfertigte sein Eingreifen mit dem Versagen des Konsistoriums und fühlte sich 
verpfl ichtet, gegen Zersetzungsversuche innerhalb der lutherischen Kirche vorzu-
gehen. Er beschwerte sich beim Oberhofkanzler Scheffer über das Versäumnis des 
Konsistoriums, welches um so sträffl icher, da Ich alß der Röm[isch] Cathol[ischen] 
Religion Zugethaner die Evangel[ische] Religion wieder einschleichende Secten 
schüzen [muss, . . .] damit solche nach dem klahren Innhalt der augspurg[ischen] 
Confession möge gelehret werden137. Als eine solche Zersetzungserscheinung wur-
de vor allem das Aufkommen des Pietismus gewertet. Diese Bewegung bedrohte 
die lutherische Orthodoxie Württembergs sehr viel stärker als ein katholischer 
Herzog138. Dizinger äußerte sich noch 1834 sehr ablehnend über die Ausbreitung 
des Pietismus. Karl Alexander sei es nicht gelungen, „dieser neuen Sekte [der Pie-
tisten . . .] Einhalt zu thun. Schon Ende des 17. Jahrhunderts hatten ihre Anhänger 
auch in Würtemberg Eingang gefunden und ungeachtet der gegen sie erlassenen 
Verordnungen sich immer mehr ausgebreitet, und sich selbst in das theologische 
Stift zu Tübingen eingeschlichen“139.

6. Pläne zur konfessionellen Neuordnung Württembergs

Wilde Gerüchte rankten sich um Pläne Karl Alexanders für eine neue Konfessi-
onspolitik, die nur durch seinen überraschenden Tod im März 1737 verhindert 
worden seien. Das beharrlichste, das sich bis ins 20. Jahrhundert hielt, ist das der 
beabsichtigten Rekatholisierung Württembergs140. Lion Feuchtwanger bezeichne-
te dieses Vorhaben in seinem Roman „Jud Süß“ als „Katholisches Projekt“ Karl 
Alexanders141. Das Verdienst, die Quellen hinsichtlich dieser Pläne aufgearbeitet 
zu haben, kommt Tüchle zu, der in seiner Dissertation herausarbeitete, dass die 
Pläne des Herzogs keinesfalls eine Rekatholisierung des Landes zum Ziel hat-

136 Fritz: Radikaler Pietismus, S.  93.
137 Schreiben des Herzogs an den Oberhofkanzler Scheffer vom 4. November 1736, HStAS 

A 202 Bü 67.
138 Vgl. zum Pietismus in Württemberg: Fausel: Von altlutherischer Orthodoxie; Bey-

reuther: Pietismus; Fritz: Pietismus und barocke Gesellschaft.
139 Dizinger: Beiträge, S.  46.
140 Vgl. z. B.: Pfaff: Biographie, S.  3; Vehse: Geschichte der Höfe, T. 3, S.  222; Hauff: Jud 

Süß, S.  206; Stern: Jud Süß, S.  149 f. Sterns Werk scheint wohl nur zur Person des Süß 
verlässlich zu sein, wie bereits bei der Konversion Karl Alexanders festgestellt wurde.

141 Sind auch die bei Feuchtwanger damit implizierten Pläne und Konspirationen etwas aus-
geschmückt und nicht immer belegbar, so scheint doch der Begriff an sich auch die tat-
sächlich belegbaren, ausgeführten und geplanten Aktionen relativ treffend zu beschrei-
ben, vgl. z. B.: Feuchtwanger: Jud Süß, S.  429 f.
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ten142. Dies wird inzwischen in der Historiographie allgemein so akzeptiert und 
rezipiert143.

Mit den konfessionellen Umgestaltungsplänen Karl Alexanders ist aufs engste 
die Person Friedrich Karl von Schönborns verbunden. Mit ihm sprach Karl Alex-
ander 1736 bei dessen Besuch in Württemberg über die Benachteiligung der Katho-
liken. Die Konferenzen der beiden Reichsfürsten beschäftigten sich vor allem mit 
den Bedingungen der Abhaltung des katholischen Gottesdienstes, die in Württem-
berg sehr viel stärker eingeschränkt waren als in anderen protestantischen Territo-
rien, mit der kirchenrechtlichen Situation im Herzogtum und mit den Reversalien 
im allgemeinen. Zudem besprach Karl Alexander mit Schönborn sein Testament 
vom 27. Juni 1735, mit dessen Inhalt er unzufrieden war144. Schönborn versprach, 
zu allen strittigen Fragen in Würzburg Rechtsgutachten anfertigen zu lassen, um 
die aktuelle kirchenrechtliche Situation zu analysieren und mögliche zukünftige 
Vorgehensweisen zu deren Änderung zu ermitteln. Am 20. November 1736 kam 
der Würzburger Hofrat Fichtel145 nach Stuttgart und überbrachte die schriftlichen 
Ausführungen zur württembergischen Geistlichkeit und zur Prinzenerziehung 
sowie ein neu formuliertes Testament.

Die Instruction wegen der Zucht der Würtenbergischen Printzen146 enthielt einen 
kompletten Erziehungsplan mit einer Tages- und Studienordnung für die Söhne 
Karl Alexanders. Sie stand in enger Verbindung zum neuen Testament Karl Alex-
anders147. Im Gegensatz zum ersten Testament von 1735 wurde nun festgelegt, dass 
dem Bischof von Würzburg in allen politischen Fragen einer möglichen Vormund-
schaft über den minderjährigen Erbprinzen bedeutende Rechte eingeräumt werden 
sollten. Vormünder sollten die Herzoginwitwe Maria Augusta und der Bischof von 
Würzburg sein und nicht, wie sonst in Württemberg praktiziert, der nächste Agnat 
des Hauses. So war es noch im Testament von 1735 vorgesehen und dem Bischof 
von Würzburg waren darin nur konsultative Rechte eingeräumt. Die endgültige 
Fassung seines zweiten Testaments unterzeichnete Karl Alexander am 7. März 
1737148.

142 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  138 f.
143 Vgl. z. B.: Grube: Der Stuttgarter Landtag , S.  397; Kofl er: Summepiskopat, S.  72 f. Beck 

stellt dies bereits vor Tüchle fest: Aus dem militärischen Leben, S.  19.
144 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  135 f.
145 Der Würzburger Hofrat Franz Ludwig Fichtel ist eine der wichtigsten Gestalten in den 

würzburgisch-württembergischen Beziehungen der Jahre 1736 und 1737. Sein Name 
taucht in Quellen und der Literatur in zwei Schreibweisen auf: „Fichtl“ und „Fichtel“. Er 
selbst scheint ebenfalls beide benutzt zu haben. So unterschrieb er ein Schreiben vom 3. 
Januar 1737 an Remchingen mit „Fichtel“, eines vom 13. Januar mit „Fichtl“, StA Wü 
B 540 Bü 396.

146 Instruction wegen der Zucht der Würtenbergischen Printzen, ebd. Bü 395; Dizinger: 
Beiträge, S.  111 f.

147 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  144 f.
148 Herzogliches Testament vom 7. März 1737, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  478 f. (Ko-

dizille vom 12. Juni 1736: S.  512 f. und 514 f.).
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Sehr viel bedeutsamer als die Prinzenerziehung und das Testament war aber die 
Instruction wegen der Geistlichkeit an dem Würtenbergischen Hof149, die sich ge-
gen die Reversalien richtete. Es ist nehmlich weltkundig, zu waß vor eclatanten 
Reversalien Serenissimus meus durch Treu- und Pfl ichtvergessenheit seiner gott-
losen Ministers nolens volens bey Antritt seiner harten Regierung150 gezwungen 
worden war, schrieb Remchingen an Fichtel nach Würzburg. Laut Ickstatt waren 
Reversalien im Hinblick auf das landesherrliche Reformationsrecht nichtig und 
unkräfftig151. Basis für das Gutachten war eben dieses Ius reformandi des Landes-
herrn, über das die konfessionelle Situation des Herzogtums völlig neu gestaltet 
werden sollte. Das lutherische Bekenntnis und die Landeskirche sollten, genauso 
wie frühere Zugeständnisse an die Reformierten152, ohnverrückt in bisherigem ih-
rem Stand und Rechten153 bleiben. Gleichzeitig aber wollte Karl Alexander den 
Catholischen Theil in eben solche Freyheit154 setzen.

Die Hofkapelle in Ludwigsburg sollte katholische Gemeinde- und Hofpfarrkir-
che werden, mit vier Weltgeistlichen als Hofkaplänen und je zwei Kapuzinern in 
Ludwigsburg und Stuttgart. Die Jurisdiktion über die Geistlichkeit sollte der Her-
zog selbst ausüben, die württembergischen Geistlichen sollten also weder einer 
Nuntiatur noch einem Bischof unterstehen. Hierbei berief sich das Gutachten wie-
derum auf das Ius reformandi und das Ius Episcopali. Das Gutachten enthielt au-
ßerdem weitreichende Angaben zu den Aufgaben, der Arbeit und der Besoldung 
der Geistlichen. Sie wurden beispielweise ermahnt, ihren Dienst auszuüben, ohne 
sich in einige Anzüglichkeiten oder Glaubens-Streitt jemahlen einzulassen, son-
dern lediglich bey dem Wort des heyligen Evangelii und Erklärung der Christlichen 
Tugend [. . .] allein zu halten155. Ein Anhang der Instruktion ging auf die Frage der 
bischöfl ichen Zuständigkeit für Württemberg und nochmals speziell auf die kon-
fessionelle Erziehung der Prinzen ein. Das Gutachten empfahl also die Einführung 
des Simultaneum Catholicum. Durch den bald darauf eintretenden Tod des Her-
zogs blieb es allerdings, ebenso wie die die Landschaft betreffenden Pläne, nur ein 
Projekt.

Die Gerüchte, die sich zum Zeitpunkt des Todes Karl Alexanders um seine Pläne 
rankten, wussten um den 19. März als konkretes Datum, zu dem das Simultaneum 
hätte eingeführt werden sollen. Rosenkränze hätten zwangsweise an das Volk ver-

149 Instruction wegen der Geistlichkeit an dem Würtenbergischen Hof, HStAS L 3 Bü 403; 
StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395; in Auszügen in: Dizinger: Beiträge, 
S.  169 f.

150 Schreibens Remchingens an Fichtel vom 3. Januar 1737, HStAS A 202 Bü 1820, L 3 Bü 
405b; WLB Cod. hist. quart. 221.

151 Ickstatt: Rettung der Landes-Hoheit, S.  109–112, Zitat S.  112.
152 Die Reformierten besaßen in Cannstatt bereits das Recht auf öffentlichen Gottesdienst, 

vgl. Tüchle: Herzog Carl Alexander, S.  235.
153 Instruction wegen der Geistlichkeit an dem Würtenbergischen Hof, HStAS L 3 Bü 403; 

StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395.
154 Ebd.
155 Ebd.
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teilt und die Stuttgarter Stiftskirche abgerissen werden sollen. Von Würzburg aus 
wären, je nach der Version des Gerüchtes, 10.000 bis 19.000 Mann unterwegs ge-
wesen und hinter den Truppen hätten 50 katholische Geistliche auf ihren Einsatz 
gewartet156. Das alles erscheint aber bei näherer Betrachtung der Fakten sehr un-
wahrscheinlich. Es gibt keinerlei schriftliche Quellen dazu, keiner der möglichen 
Verbündeten oder Mitwisser in Würzburg, Wien oder Rom scheint informiert ge-
wesen zu sein. Außerdem wäre die geplante Konferenz zwischen Schönborn und 
Karl Alexander überfl üssig gewesen, wenn schon alles beschlossen gewesen wäre. 
Die Würzburger Truppen waren zahlenmäßig bei weitem nicht so stark, wie die 
Gerüchte es wissen wollten. Und Schönborn selbst, der als gegenreformatischer 
Aggressor in den dunkelsten Farben gezeichnet wurde, wäre keinesfalls zu einem 
gewaltsamen Eingreifen bereit gewesen157.

Auch aus der Perspektive Karl Alexanders scheint ein solches Vorgehen nicht 
wahrscheinlich. Als Verfechter des Reichsgedanken wäre er wohl nie ohne kaiser-
liche Unterstützung so direkt entgegen den Bestimmungen des Westfälischen Frie-
dens vorgegangen158, verlangte er doch auch in seinem Testament von 1735 von sei-
nen Nachfolgern, den Westfälischen Frieden einzuhalten159. So lässt sich zusam-
menfassend festhalten, dass Karl Alexander größere Veränderungen an der 
Situa tion des Katholizismus plante, dass diese Planungen zum Zeitpunkt seines 
Todes aber noch nicht abgeschlossen waren. Ein gewaltsames Vorgehen gegen die 
Landeskirche, wie es durch Gerüchte und dann auch von der Historiographie kol-
portiert wurde, erscheint dagegen mehr als unwahrscheinlich.

7. Bewertung der Kirchenpolitik

Es bleibt für den kirchenpolitischen Bereich also festzuhalten, dass die Landschaft 
eindeutig die Gewinnerin im Ringen um Macht und Entscheidungsbefugnisse war. 
Den größten Vorteil zog die Landschaft aus den Religionsreversalien, durch die sie 
ihre Position schon vor Regierungsantritt des Herzogs enorm stärken konnte. Mit 
den Reversalien verfügte sie über eine sehr viel bessere Ausgangsbasis als der in 
seinem Spielraum beengte Herzog. Karl Alexander hatte aber wohl keine Alterna-
tive zur Unterzeichnung. Durch die von der Landschaft geschickt eingesetzten 
Druckmittel, in Form von Verweigerung einer Apanageerhöhung und der Erbhul-
digung, hatte er keine andere Wahl, wollte er nicht auf die Thronfolge in Württem-
berg verzichten.

Die konfessionelle Situation im Herzogtum scheint den Herzog derart belastet 
zu haben, dass er sich um ihre Besserung bemühen wollte. Aber selbst die Pla-
nungsphase blieb in ihren Anfängen stecken. Durch seinen plötzlichen Tod blieb es 

156 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  155 f.
157 Ebd., S.  156 f.
158 Ebd., S.  166.
159 Testament vom 27. Juni 1735, HStAS G 196 Bü 20; UA Tü U 150.
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beim mit den Reversalien festgelegten Status quo. Erst sein Enkel König Fried-
rich160 führte die Reformen durch, die Karl Alexander wahrscheinlich erhofft und 
geplant hatte. Mit dem Religionsedikt161 vom 15. Oktober 1806 wurden die drei 
christlichen Konfessionen in Württemberg gleichgestellt und dies wurde in der 
Verfassung von 1819 bestätigt162. Die Stuttgarter Hofkapelle mit ihren Geistlichen 
und die neuen katholischen Gebiete Württembergs wurden zur Basis einer diöze-
sanen Struktur des Königreichs. 1828 wurde die Diözese Rottenburg errichtet.

160 Vgl. zu den Reformen Friedrichs: Hölzle: Württemberg im Zeitalter Napoleons, S.  51–
128; Wunder: Die Entstehung des modernen Staates.

161 Dieses Edikt folgte einem ersten Edikt aus dem Jahre 1803, das nach dem Reichsdeputa-
tionshauptschluss erforderlich geworden war. Beide in: Reyscher: Sammlung, Bd.  9, 
S.  3 ff., 68–71; Paul: Württemberg, S.  915–918, 926 ff.

162 Rieker: Die evangelische Kirche Württembergs, S.  83–87.
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VI. Kunst und Kultur

1. Die Hofhaltung

Im Zuge seiner Finanzreformen reduzierte Karl Alexander die Kosten für seine 
Hofhaltung1 und war damit ein völlig untypischer Fürst des Barocks und des Ab-
solutismus2. Während an allen anderen Höfen Europas die Ausgaben für Schloss-
bauten und die Hofhaltung stiegen, verkleinerte Karl Alexander seinen eigenen 
Hofstaat und den vieler Mitglieder seines Hauses.

Im Absolutismus wurde der Hof von den Fürsten als Herrschaftsinstrument 
über Adel und Untertanen genutzt3. Er wurde zum Schauplatz des Herrscherkultes 
und der Selbstinszenierung des Fürsten. Selbst der im europäischen Vergleich rela-
tiv bescheidene Hof des Kaisers in der Wiener Hofburg vergrößerte sich von der 
Regierungszeit Rudolfs II. bis zu der Karls VI. personell etwa um das Vierfache4, 
die Hofausgaben stiegen um das Fünfzigfache5. Wenn die Unterthanen die Majes-
tät des Königs erkennen sollen, so müssen sie erkennen, daß bey ihm die höchste 
Gewalt und Macht sey. Und demnach ist nöthig, daß ein König und Landes-Herr 
seinen Hof-Staat dergestalt einrichte, damit man daraus seine Macht und Gewalt 
zu erkennen Anlaß nehmen kann6. Nach dieser Maxime hatte Eberhard Ludwig in 
Ludwigsburg sein Schloss gebaut und Hof gehalten. Karl Alexander dagegen ließ 
eine Liste von Hofbediensteten zusammenstellen, die unter Beibehaltung ihres Ti-
tels entlassen werden sollten7, und ordnete am 7. März 1734 in einem Reskript an, 
die unentbährliche[n]8 Ausgaben aufzulisten, um alle anderen Kosten reduzieren 
zu können. Auch im Februar 1735 wurden weitere Hofbedienstete entlassen9. Das 
Hofmarschallamt wies er an, dass die Ausgaben in Zukunft die Einnahmen nicht 
mehr übersteigen sollten. Demzufolge sollte auch der Hofstaat der Herzoginwit-

 1 Vgl. dazu die Akten des Oberhofmarschallamts und der Rentkammer in: HStAS A 21 Bü 
1, 56, 58, 559, A 248 Bü 189, 190.

 2 Dem wird selbst in der ernstzunehmenden Literatur oft widersprochen, so z. B. von Wil-
son, Pfi ster und Tüchle (Wilson: War, State and Society, S.  165; Pfi ster: Einleitung, 
S.  21; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  81). Die These wird im Folgenden mit archivalischen 
Quellen belegt werden.

 3 Vgl. zur Rolle des Hofes allgemein: Kruedener: Die Rolle des Hofes im Absolutismus; 
Baumgart: Der deutsche Hof der Barockzeit; Bauer: Die höfi sche Gesellschaft; Vog-
ler: Absolutistische Herrschaft, S.  72–80; Elias: Die höfi sche Gesellschaft.

 4 1576: 531 Personen, 1674: 1.966 Personen, 1730: 2.100 Personen, vgl. Baumgart: Der 
deutsche Hof der Barockzeit, S.  29.

 5 1574: 89.000  fl ., 1672: ~1.200.000  fl ., 1705: 2.800.000  fl ., 1711: ~4.000.000  fl ., weitere Zu-
nahme unter Karl VI., ebd.

 6 Wolff: Vernünfftige Gedancken, S.  499.
 7 Herzogliches Reskript vom 2. März 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
 8 Herzogliches Reskript vom 7. März 1734, HStAS L 3 Bü 393, zudem Reskripte gleichen 

Inhalts vom 25. November 1733, 5. Februar 1734 (ebd. Bü 393), 24. Juli 1735 (ebd. A 7 Bü 
34).

 9 Herzogliches Reskript vom 26. Februar 1735, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
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we, der Erbprinzessinwitwe und anderer Familienangehörigen reduziert werden10. 
Denn bei Einsicht der Rechnung des Hofmarschallamts haben Wir befremdlich 
vernehmen müssen, auf was vor einen grosse Summ selbige sich bis daher beloffen11. 
Der Herzog wolle die erfi ndende Übermaaß und Excess sogleich abstellen12 und 
dies persönlich kontrollieren.

Außerdem wurde das Musik- und Theaterbudget beträchtlich reduziert, die 
deutschen Hofschauspieler wurden entlassen und nur die französische Truppe wei-
ter beschäftigt13. Die Hofmusik konnte nur noch mit einem bekannten Namen auf-
warten: Der zweite Kapellmeister Riccardo Broschi, der im November 1736 enga-
giert wurde, war der ältere Bruder des Kastraten Carlo Broschi, des berühmten 
Farinelli14. Die Karnevalsfestlichkeiten 173615 und 173716 sind die einzigen nach-
weisbaren größeren Veranstaltungen in der Regierungszeit Karl Alexanders.

Ein Teil der Dienerschaft wurde entlassen. Ein Gutachten der Rentkammer er-
rechnete 40.000  fl . für die noch ausstehenden Gehälter, die aber nicht bezahlt wer-
den konnten17. Die Landschaft, die auf Vorschlag der Rentkammer um das Geld 
gebeten wurde, protestierte gegen das Ansinnen: Es werden dannenhero Ew[er] 
Hochfürstl[iche] Durchl[aucht] in U[nter]t[äni]gkeit gebetten, Ihrer mit dießem 
ohngewohnten Anmuthen, worein sie nimmermehr consentiren können noch wer-
den, in hochfürstl[ichen] Gnaden zu verschonen, dahingegen die Fürstl[iche] Rent-
kammer [. . .] dahin gn[ädig]l[ich] anzuweißen, daß selbige die benöthigte Gelder 
von aigenen Mitteln auffbringen möge18.

Eine geplante Reduzierung des Marstalls scheiterte. Gegen dieses Ansinnen des 
Herzogs protestierte der Oberstallmeister von Roeder, der gegen eine Verkleine-
rung vorbrachte, dass der Marstall dann nicht mehr das von Hof und Kanzlei be-
nötigte Holz liefern könne. Damit diese Aufgabe nicht auf die Untertanen abge-

 10 Schreiben des Herzogs an das Hofmarschallamt vom 3. April 1735, HStAS A 7 Bü 31 
Nr.  3.

 11 Herzogliches Reskript an den Großen Ausschuss vom 30. November 1736, ebd. L 5 
Bd.  174 f. 577v.

 12 Ebd. f. 578r.
 13 Korrespondenz mit der französischen Truppe und Abrechnungen in: ebd. A 21 Bü 167. 

Besoldungsliste der Hofoper von 1736 und 1737 in: ebd. Bü 163.
 14 Sittard: Zur Geschichte der Musik und des Theaters, S.  1 ff.; Krauß: Zur Geschichte 

des Schauspiels; Ders.: Das Stuttgarter Hoftheater.
 15 Herzogliche Reskripte vom 10. Dezember 1735, 12. Januar 1736, WLB Hartmannsche 

Sammlung Bd.  24, 25. Beschreibung in: Des Stuttgardter Carnevals Lob- und Abschied.
 16 Herzogliches Reskript vom 28. Dezember 1736, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  25. 

Beschreibung in: Lob und Abschied.
 17 Gutachten der Rentkammer für den Herzog vom 3. März 1735, HStAS L 3 Bü 397b, L 5 

Bd.  173 f. 227v-228r.
 18 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 9. März 1735, ebd. L 3 Bü 397b, 

L 5 Bd.  173 f. 225r-226v.
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wälzt werden müsse, bat der Herzog daraufhin die Landschaft um einen jährlichen 
Beitrag von 10.000  fl . zur Stallkasse19.

Auch das Personal der Regierungsbehörden sollte verkleinert werden. So exis-
tierten Pläne zur Reduzierung des Stuttgarter Kanzleipersonals20 sowie der Rich-
ter und der Ratsstellen in den Städten und Ämtern21, die allerdings auch am Wider-
stand der Landschaft scheiterten.

Schließlich ließ Karl Alexander im Jahr 1737 eine Hofkasse anlegen, woraus hin-
füro die Besoldungen Unseres Fürstl[ichen] Cabinets und sämbtlicher Hoff-Bedien-
ten, auch durchgehends alle Kostgelder abzureichen, wie nicht weniger die Erfor-
derlichkeiten Unserer Hoff-Consumption zu bestreitten sind22. Ziel der neuen 
Kasse sollten die Sicherung der Dienerschaftsbesoldung und eine bessere Über-
sicht über die Ausgaben des Hofes sowie eine mögliche Neuordnung sein. Die Di-
rektion sollte Süß übernehmen23. Diese Hofkasse war keine Neugründung, auch 
wenn das in den Schreiben des Herzogs so scheint. Sie wurde allerdings neu orga-
nisiert und bekam nun die zusätzliche Aufgabe, neben den Hofausgaben auch die 
Dienerschaftsbesoldungen zu besorgen. Diese Aufgabenerweiterung war aber 
nicht von Dauer, sie wurde bereits am 6. April 1737 wieder zurückgenommen24.

„Alles in allem lässt sich sagen, daß die Hofhaltung des Herzogs Karl Alexander 
zwar eine der Tradition gemäß prunkvolle [. . .], aber nicht [. . .] übertrieben war und 
[nicht] über die Finanzlage des Landes und die Vermögensverhältnisse des Fürsten 
hinausging.“25 Auch seine Söhne warnte er in seinem Testament von 1735 vor über-
mäßiger Pracht, Wohllust und Eitelkeit26. Wichtiger seien Augmentierung des 
Landes Würden, Recht und Gerechtigkeit27.

2. Das Schlossbauwesen

Ganz anders als sein Vorgänger Eberhard Ludwig ist Karl Alexander nicht als Bau-
herr und Mäzen in die Geschichte eingegangen. „Die [. . .] vier Jahre [seiner Regent-
schaft] waren für die Künste im Land zumeist keine glücklichen.“28 Er begnügte 

 19 Herzogliches Dekret vom 7. März 1734, ebd. A 203 Bü 101, L 3 Bü 393, L 5 Bd.  171 f. 337v-
339r.

 20 Vorschlag wegen der vorseyenden Reduction bey der Fürstl. Canzley [ohne Datum und 
Autor], ebd. A 48/14 Bü 38.

 21 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 10. März 1735, ebd. L 3 Bü 
397b.

 22 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 3. Januar 1737, ebd. A 7 Bü 52, A 48/14 
Bü 23, 33, A 202 Bü 1951.

 23 Ergänzende Bestimmungen zur Hofkasse in einem Schreiben des Herzogs an den Ge-
heimen Rat vom 23. Januar 1737, ebd. A 7 Bü 52.

 24 Müller: Die Finanzwirtschaft in Württemberg, S.  281.
 25 Ebd., S.  317.
 26 Testament vom 27. Juni 1735, HStAS G 196 Bü 20; UA Tü U 150.
 27 Ebd.
 28 Höper: Das Glück Württembergs, S.  35.
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sich mit den Bauten Eberhard Ludwigs und ließ nur sehr wenige eigene Projekte 
ausführen. Lediglich die Wohnräume im Stuttgarter Schloss wurden modernisiert 
und die Parks in Ludwigsburg fertiggestellt. Er ließ nach seinem Regierungsantritt 
die laufenden Bauarbeiten einstellen29 und bis auf wenige Ausnahmen alle Bau-
meister entlassen30. Oberbaudirektor wurde Johann Anton von Herbort (1702–
1757)31, der sich nach Karl Alexanders Anweisungen auf den Festungsbau konzent-
rieren sollte32.

Als notwendig erwiesen sich bei der Verlegung der Residenz nach Stuttgart Mo-
dernisierungen am Stuttgarter Schloss. Es befand sich in einem miserablen Zustand: 
Erker und Giebel stürzten ein, die Dächer waren undicht33. Eberhard Ludwigs In-
teresse hatte sich ganz auf Ludwigsburg konzentriert. Der Reisebericht Keyßlers 
erwähnte bereits 1729 den desolaten Zustand der Stuttgarter Baulichkeiten: Anitzo 
aber wird vor die schönen Herrschaftlichen Palläste in Stutgard wenig Sorge getra-
gen [. . .]34 Auch alle anderen zeitgenössischen Reiseberichte, die Stuttgart schildern, 
weisen auf die Baufälligkeit und Hässlichkeit des Schlosses hin: Das Schloss ist nach 
alter Art, groß und übel gebauen35. [. . .] so ist es [. . .] altväterisch, schlecht, winkelicht 
und sehr unregelmäßig erbauet36, so dass dieses Hauß das Ansehen eines Gefäng-
nisses hat, welches in der That nicht das angenehmste ist37.

Als Gegenleistung für die Rückverlegung der Residenz nach Stuttgart steuerte 
die Landschaft 12.000  fl . zur Renovierung bei, die Stadt Stuttgart gewährte einen 
Kredit von 5.000  fl . Die Modernisierung bewegte sich allerdings in sehr beschei-
denen Grenzen, nur die Wohnung der fürstlichen Familie über der Dürnitz wurde 
umgestaltet. Auch die Möblierung der Gemächer war wenig aufwendig38. Zunächst 
zog Karl Alexander mit seinem Hof in den Prinzenbau gegenüber des Schlosses, 
dessen Keller unter Herzog Friedrich I. von Heinrich Schickhardt begonnen wor-
den war und wo heute das Justizministerium untergebracht ist39. Für die Herzogin 

 29 Kübler: Die Familiengalerie, S.  20.
 30 Die meisten Künstler verließen das Herzogtum, so z. B. auch Carlo und Diego Carlone. 

Donato Giuseppe Frisoni und Paolo Retti wurden sogar wegen angeblicher Veruntreu-
ung herzoglicher Gelder bis September 1735 in Festungshaft genommen. Klemm: Würt-
tembergische Baumeister und Bildhauer, S.  192; Fleischhauer: Barock, S.  232 f.; Hö-
per: Das Glück Württembergs, S.  35.

 31 Uhland: Johann Antoni von Herbort.
 32 Fleischhauer: Barock, S.  233.
 33 Fecker: Stuttgart, S.  17.
 34 Keyßler: Neueste Reise, S.  108.
 35 Haller: Tagebücher, S.  8.
 36 Dielhelm: Denkwürdiger und nützlicher Antiquarius, S.  62.
 37 Pöllnitz: Brieffe, S.  369.
 38 Fleischhauer: Barock, S.  239 f.; Fecker: Stuttgart, S.  18. Dagegen schreibt Merten, dass 

unter Karl Alexander keinerlei Veränderungen am Alten Schloss in Stuttgart vorgenom-
men wurden (Merten: Altes Schloß Stuttgart, S.  14), Stephan meint, dass nur an der 
Hofkapelle gearbeitet wurde (Stephan: Altes und Neues Schloß Stuttgart, S.  18).

 39 Reskript des Herzogs an die Kammerschreiberei-Verwaltung vom 2. November 1736, 
HStAS A 7 Bü 50, A 48/14 Bü 39.
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Maria Augusta und die verwitwete Erbprinzessin wurden bereits 1733 Räumlich-
keiten im Schloss hergerichtet. Dazu wurden Möbel, Gemälde, Vorhänge und Tep-
piche aus Ludwigsburg nach Stuttgart gebracht. Angesichts der fi nanziellen Lage 
beschloss der neue Herzog, daß man die benöthigte Meubles [nicht] neu anschaffen 
könnte, da nicht ausreichend Geld vorhanden sei40. Außerdem sollten die Gardi-
nen, wann sie zu hoch in die hiesige Zimmer seyn sollten, eingeschlagen werden41. 
Die Gemälde aus dem Ludwigsburger Schloss wurden für 100  fl . gereinigt, erneu-
ert und im Stuttgarter Schloss aufgehängt42.

Erst im Winter 1736 konnte der herzogliche Hofstaat sein Quartier im Prinzen-
bau verlassen und ins Schloss ziehen, nachdeme wir gnädigst entschloßen seyn, 
künfftigen Winter über [. . .] in Stuttgardt zu residiren, und zu solchem End einige 
sehr nöthig und ohnumgängl[iche] reparationes vornehmen zu laßen, unß gemüßi-
get befi nden43. Da die Rentkammer die Renovierung nicht fi nanzieren konnte, soll-
te die Landschaft 5.000  fl . vom Kammerbeitrag zu Fortsez- und in Standt-Rüstung 
dieses Bau-Weesens44 vorschießen. Am 20. September schrieb der Engere Aus-
schuss, die verlangten 5.000  fl . seien ausbezahlt45. Dafür bedankte sich der Herzog 
am selben Tag, teilte aber gleichzeitig mit, es seien nun aber Risse im Fußboden 
aufgetreten und festgestellt worden, daß das Gebälck durchgehends völlig abge-
fault, und dahero ausgebrochen und ein neues eingezogen46 werden müsse. Dazu 
zahle der Herzog aus eigenen Mitteln 29.000  fl . und bitte die Landschaft um einen 
Beitrag von 12.000  fl . Dieser Betrag wurde aber nicht in voller Höhe von der Land-
schaft verwilligt. Sie bezahlte nur 8.000  fl .47 Die Räume wurden als barocke Staats-
appartements hergerichtet48. Bereits 1735 hatte der Architekt Paolo Retti Pläne 
vorgelegt, die Räumlichkeiten im Stil des Ludwigsburger Neuen Corps de Logis 
umzugestalten49. 1740 konnte der Reisende Johann Dielhelm berichten, dass das 
Stuttgarter Schloss mit schönen Zimmern versehen und fürstlich meublirt50 sei.

 40 Anbringen des Hofmarschallamts an den Herzog vom 29. Dezember 1733 und dessen 
Antwort vom 21. Februar 1734, ebd. A 204 Bü 177.

 41 Ebd.
 42 Schreiben des Hofrats von Sandrath an den Herzog vom 25. Juni 1734, Oberhofmarschall-

amtsprotokoll vom 26. Juni 1734, ebd. Bü 264.
 43 Schreiben des Herzogs an den Engeren Ausschuss vom 30. August 1736, ebd. L 3 Bü 403, 

L 5 Bd.  174 f. 437v-439r.
 44 Ebd.
 45 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 20. September 1736, ebd. A 202 

Bü 820, L 3 Bü 403, L 5 Bd.  174 f. 456r-457v.
 46 Schreiben des Herzogs an den Engeren Ausschuss vom 20. September 1736, ebd. A 7 Bü 

48, A 203 Bü 105, L 3 Bü 403, L 5 Bd.  174 f. 458r-459v.
 47 Dekrete des Engeren Ausschusses vom 28. November und 7. Dezember 1736, ebd. L 3 Bü 

403, L 5 Bd.  174 f. 538r, f. 551r-552r.
 48 Beschreibung der Appartements bei: Kotzurek: Kleine Geschichte des Alten Schlosses, 

S.  58–62.
 49 Schmidt: Das Alte Schloß in Stuttgart.
 50 Dielhelm: Denkwürdiger und nützlicher Antiquarius, S.  62.
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Nach der endgültigen Fassung der Religionsreversalien war für das Stuttgarter 
Schloss außerdem ein Kapellenneubau vorgesehen, zu dem die Landschaft einen 
Teil beitragen sollte51. Begonnen werden sollte der Bau der katholischen Hofkapel-
le zu Beginn des Jahres 1735. Architekt sollte Oberbaudirektor Herbort sein. Be-
reits im Dezember 1734 hatte der Herzog eine Stube samt der darbeistehenden 
Kammer52, die bisher zum Appartement der Herzogin gehört hatten, als Ort der 
neuen Kapelle bestimmt. Der Herzog bat am 26. Januar 1735 die Landschaft, von 
den zugesicherten 25.000  fl . nun 4.000 bis 5.000  fl . auszubezahlen, damit mit dem 
Bau begonnen werden könne53. Wenige Tage später lag das Geld bei der Land-
schaftseinnehmerei bereit54. Auf die Frage des Herzogs im Oktober 1735, wie viel 
für die Hofkapelle bereits angewiesen worden sei, antwortete der Engere Aus-
schuss, man habe im Januar 4.000  fl ., im März 2.250  fl . und im Mai 4.500  fl . an 
Herbort bezahlt. Die noch ausstehenden 14.750  fl . lägen parat und könnten abge-
holt werden55. Diese Summe wurde im November ausbezahlt56. Warum trotz der 
geleisteten Zahlungen nicht mit dem Bau begonnen wurde, muss unbeantwortet 
bleiben. Bisher ging die Forschung davon aus, dass das Geld von der Landschaft 
verweigert oder verzögert und der Baubeginn deshalb aufgeschoben worden 
wäre57.

Im Schloss Ludwigsburg wurden nur einige Arbeiten im Innern vollendet58, da 
die Innenausstattung bereits 1733 zu großen Teilen abgeschlossen worden war59. 
Eberhard Ludwig wollte ursprünglich in diesem Jahr in den Neuen Corps de Logis 
einziehen60. In den Kabinettsakten ist ein undatierter Logierungsplan für das 
Schloss Ludwigsburg aus der Zeit Karl Alexanders erhalten. Dieser Plan erweckt 
den Eindruck, dass das Schloss nicht oft bewohnt wurde, da sowohl die Räumlich-
keiten der Herzogin als auch die des Erbprinzen unmöbliert waren. Baulich waren 
die Räume aber fertiggestellt61.

 51 Bestätigt in einem Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 16. Januar 1734, HStAS 
L 6 Bü 748.

 52 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 14. Dezember 1734, ebd. A 202 Bü 
533.

 53 Dekret des Herzogs an die Landschaft vom 26. Januar 1735, ebd. A 202 Bü 533, L 3 Bü 
397a, L 5 Bd.  173 f. 74v-75r.

 54 Dekret des Engeren Ausschusses vom 29. Januar 1735, ebd. L 3 Bü 397a, L 5 Bd.  173 f. 75r-
76r, L 6 Bü 748.

 55 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 17. Oktober 1735, ebd. L 3 Bü 
399, L 5 Bd.  173 f. 580v-581v, L 6 Bü 748.

 56 Herzogliches Dekret vom 10. November 1735, ebd. L 3 Bü 399, L 5 Bd.  173 f. 591r, L 6 Bü 
748.

 57 Esbach: Die Ludwigsburger Schloßkapelle, S.  149 f.; Fecker: Stuttgart, S.  18.
 58 Kübler: Die Familiengalerie, S.  21, 27.
 59 Merten: Schlösser in Baden-Württemberg, S.  47.
 60 Olschewski: Der Ausbau der Schlossanlage, S.  67.
 61 Entwurf eines Logirungs-Plans, wie bey Anwesenheit Gnädigster Hoher Herrschafft in 

Ludwigsburg [. . .] einlogirt werden könnte (ohne Autor und Datum), HStAS A 7 Bü 55.
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Im Februar 1735 beschloss Karl Alexander, die Gärten in Ludwigsburg vollen-
den zu lassen62. Aus diesem Grund war schon ein Jahr zuvor August Wilhelm Sie-
bert63 als neuer Hofgärtner eingestellt worden64. Siebert lieferte Entwürfe für das 
Parterre des Südgartens und die Privatgärten vor den herzoglichen Appartements 
des Neuen Corps de Logis65. Für das Parterre schlug er nach Wiener Vorbildern 
Broderien mit den verschlungenen Initialen Karl Alexanders vor. Im Oktober 1735 
reiste Siebert in die Niederlande, um dort Baum- und Taxus Pyramiden66 zu erwer-
ben. Wahrscheinlich wurde nur die Gestaltung des Parterre ausgeführt. Unter Karl 
Eugen wurde der komplette Park wieder neu gestaltet67.

Auch die Gruft unter der Hofkapelle wurde umgestaltet, weil Karl Alexander 
dort seine letzte Ruhe fi nden wollte. In der Kapelle selbst ließ er 1736 Verände-
rungen vornehmen, um den Gottesdienst nach katholischem Ritus feiern zu kön-
nen68.

In Belgrad soll nach Plänen von Lucas von Hildebrandt, dem Architekten Prinz 
Eugens und Schönborns, eine Residenz Karl Alexanders errichtet worden sein. Ihr 
Standort kann nicht mehr genau rekonstruiert werden und auch über die Größe 
und das Aussehen des Bauwerks gibt es keine gesicherten Informationen69.

In Wildbad, wo Karl Alexander oft wegen einer Kriegsverletzung, die er sich am 
linken Bein zugezogen hatte, zur Kur weilte70, ließ er 1734 von Landbaumeister 
Christoph Friedrich Weyhing (1690–1749) einen Neubau des Fürstenhauses ent-
werfen, ein dreigeschossiges Gebäude mit elf Fensterachsen, einem Mittelrisalit 
und einer Freitreppe in leichten süddeutschen Rokokoformen. Der Plan wurde al-
lerdings nicht verwirklicht. Karl Alexander nutzte bei seinen Aufenthalten in 
Wildbad vermutlich weiterhin den Ulrichsbau71, im November 1736 kaufte er für 
sich das Haus des Forstmeisters Fügner, der sich bei ihm hoch verschuldet hatte72.

In der baugeschichtlichen Betrachtung der Regentschaft Karl Alexanders lässt 
sich klar sein Sparkurs erkennen. Sein Ziel waren nicht die Errichtung prunkvoller 
neuer Bauten und damit die Anhäufung noch höherer Schulden, sondern ein sa-
nierter Staatshaushalt und eine funktionierende Wirtschaft.

 62 Herzogliches Reskript vom 12. Februar 1735, ebd. L 3 Bü 397b.
 63 Der Name fi ndet sich in folgenden Versionen in den Quellen: „Siebert“, „Sibert“, „Sie-

vert“ und „Sivert“.
 64 Anbringen des Hofmarschallamts an den Herzog vom 5. Februar 1734, HStAS A 204 Bü 

178.
 65 Schreiben des Herzogs an die Rentkammer vom 8. Juni 1735, ebd. A 7 Bü 33.
 66 Schreiben des Herzogs an die Rentkammer vom 2. Oktober 1735, ebd.
 67 Fleischhauer: Barock, S.  233; Berger-Fix/Merten: Die Gärten der Herzöge von 

Württemberg, S.  36; Merten: Das Haus Württemberg, S.  526.
 68 Esbach: Die Ludwigsburger Schloßkapelle, S.  151.
 69 Stefanović -Vilovsky: Belgrad, S.  27 f.; Brücker: Deutsche Spuren in Belgrad, S.  51.
 70 Vgl. zu Wildbad z. B.: Kerner: Das Wildbad im Königreich Württemberg; Schober: 

Geschichte von Wildbad.
 71 Föhl: Wildbad, S.  65 f.
 72 Reskript des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 30. November 1736, HStAS L 5 

Bd.  174 f. 579v.
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3. Die Sammlungen

Für alle anderen Bereiche der Kunst gilt dasselbe wie für die Architektur. Karl 
Alexander zeigte wenig Interesse an der 1711 in Ludwigsburg eingerichteten Ge-
mäldegalerie und an der Kunstkammer in Stuttgart73. Er ließ nur wenige eigene 
Porträts anfertigen. Der größte Auftrag war wohl 1736 die Bestellung von zwölf 
Schlachtenbildern aus den Feldzügen des Prinzen Eugen für das Ludwigsburger 
Schloss bei August Querfurt (1696–1761)74. Sie zeigen die Schlachten, in denen sich 
auch Karl Alexander ruhmvoll geschlagen hatte, beispielsweise die von Belgrad, 
Schellenberg, Turin oder Temesvar. Die Gemälde wurden erst nach dem Tod Karl 
Alexanders fertiggestellt und wohl im Dezember 1737 nach Ludwigsburg gelie-
fert75. Sie wurden dann in den Stuttgarter Neuen Bau verbracht76, wo sie vorerst 
blieben77. Heute hängen sie im Schloss Ludwigsburg in der Galerie zum Theater 
und in der Verbindungsgalerie vom westlichen Kavaliersbau zum Festinbau78.

1736 ließ Karl Alexander die Gemäldesammlung des Freiherrn Gustav Adolf 
von Gotter79, des preußischen Gesandten in Wien, zu benöthigter Meublirung Un-
serer fürstl[ichen] Residenz Schlößer zu Stuttgardt und Ludwigsburg80 aufkaufen. 
Diese Sammlung von so mühsam alß kostbar zusammen gebrachte[n] Wiener[ischen] 
Schild- und Mahlereyen81 umfasste 411 Gemälde und Karl Alexander bezahlte da-
für 24.000  fl . Dieser Ankauf „grenzt an ein Wunder und ist wohl eher auf das 
Kunstverständnis und die Sammelleidenschaft seiner Gemahlin, Maria Augusta 
von Thurn und Taxis, zurückzuführen“82. Die Idee dazu stammte bereits von Eber-
hard Ludwig, der von dem Freiherrn im Oktober 1732 eine Liste erhalten hatte, auf 
der über 500 Gemälde zum Kauf angeboten waren83. Die Sammlung Gotters um-
fasste größtenteils Bilder von nur mittelmäßiger Qualität und viele Falschzuschrei-
bungen mit klingenden Namen wie Dürer, Rubens, Rembrandt oder Veronese. Sie 
enthielt aber auch Hans Memlings Gemälde „Bathseba im Bade“, das noch heute 
als eines der Glanzstücke der Staatsgalerie Stuttgart gilt84.

 73 Inventare zu den Gemälden in den herzoglichen Sammlungen aus den Jahren 1724, 1737, 
1738, 1739 und 1740, in: ebd. G 196 Bü 36. Fleischhauer: Die Geschichte der Kunst-
kammer, S.  108 f.

 74 Ders.: Barock, S.  307.
 75 Listen der Gemälde vom 19. und 22. Dezember 1737, HStAS A 21 Bü 526.
 76 Anmerkung auf der Liste vom 22. Dezember 1737, ebd.
 77 Inventar des Neuen Baus vom 30. September 1738, ebd. Bü 537.
 78 Merten: Schloß Ludwigsburg, S.  37, 48.
 79 Hess: Gustav Adolf Graf von Gotter.
 80 Herzogliches Reskript vom 30. Juli 1736, HStAS A 7 Bü 46.
 81 Ebd.
 82 Höper: Das Glück Württembergs, S.  35.
 83 Angebot Gotters mit einem Inventar seiner Sammlung vom Oktober 1732, HStAS A 16a 

Bü 198.
 84 Bushard: Meisterwerke der Stuttgarter Staatsgalerie, S.  14 f.; Antoni: Die Staatsgalerie 

Stuttgart, S.  66; Höper: Das Glück Württembergs, S.  35.
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Den Fuhrpark des Stuttgarter Marstalls ergänzte Karl Alexander nur um drei 
neue Figurenschlitten, „aber es scheinen drei ganz besonders prächtige Exemplare 
gewesen zu sein“85.

Seine einzige wirkliche Leidenschaft war seine Juwelensammlung. Schon Eber-
hard Ludwig hatte eine derartige Kollektion angelegt, die Karl Alexanders dagegen 
war einzigartig und zeigte „eine eigentümliche Veranlagung des sonst nüchternen 
und sparsamen Herrschers.“86 Vor allem Süß kaufte für Karl Alexander und Maria 
Augusta überall in Europa Juwelen und Edelsteine87. Insgesamt scheint der Um-
fang der Erwerbungen aber nicht exzessiv gewesen zu sein, sondern stets maßvoll88. 
Einen Überblick über die Juwelensammlung bieten zum Beispiel die nach dem Tod 
des Herzogs angefertigten Inventare der Stammkleinodien89. Viele der sogenann-
ten Carolinischen Juwelen fi nden sich noch heute im württembergischen Kron-
schatz und sind zum Teil in die Kronjuwelen eingearbeitet, wie zum Beispiel die 
großen Smaragde der Königskrone oder des Zepters von 1806. Auch die besonders 
großen Brillanten des Königinschmucks von 1838 stammen aus Karl Alexanders 
Sammlung90.

So zeigen also auch die Sammlungen, dass Karl Alexander, abgesehen von den 
Juwelen, kein besonderes Interesse an Kunstwerken oder Kuriositäten hatte. „Der 
kluge Herzog war ganz von dem Gedanken und der Absicht eingenommen, Wohl-
stand und Wirtschaft des Landes zu heben.“91 „[. . .] seine Ausgaben waren nicht 
plan- und sinnlos verschwenderisch und entstanden nicht aus der Laune des Au-
genblicks heraus wie die seines Vorgängers. Auch sein persönlicher Aufwand stand 
im Gegensatz zu seinem Vorgänger nie mit der Finanzlage des Landes und seinen 
eigenen Vermögensverhältnissen im Mißverhältnis.“92 Mit diesem Desinteresse an 
fürstlicher Gloire bewegte sich Karl Alexander außerhalb der traditionellen Kate-
gorien konventioneller Monarchen und führte damit eine neue Dimension des Ver-
antwortungsbewusstseins in die württembergische Politik ein93.

 85 Fischer: Dem Volk zur Schau, S.  32. Um welche Schlitten es sich handelt und ob diese 
überhaupt in der Sammlung des Württembergischen Landesmuseums in Urach erhalten 
sind, ist unklar.

 86 Stern: Jud Süß, S.  106.
 87 Vgl. Schreiben des Herzogs an Süß vom 20. Juli 1734, 16. Juli 1735, in: Stern: Jud Süß, 

S.  205 f., 218 f. Vgl. auch: HStAS A 48/14 Bü 21. Undatierte Listen der Lieferungen des Süß 
an Maria Augusta mit vielen Juwelen, in: Stern: Jud Süß, S.  285 f.; auch in: Schnee: Die 
Hoffi nanz, Bd.  4, S.  109 f.

 88 Stern: Jud Süß, S.  106 f.; Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  125 f.
 89 Verschiedene Inventare, datiert von Mai 1737 bis Februar 1739, in: HStAS G 196 Bü 35. 

Rechnungen für Juwelen, die Süß für den Herzog beschaffte, liegen in: ebd. A 48/14 Bü 
36, der Schriftwechsel zwischen dem Herzog und Süß zu den Juwelen in: ebd. Bü 79.

 90 Fleischhauer: Kunstkammer und Kronjuwelen, S.  27 f.
 91 Ders.: Barock, S.  307.
 92 Ebd., S.  232.
 93 Vann: Württemberg, S.  199.
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VII. Die Verfassungsfragen

1. Stuttgart und Ludwigsburg als Residenzorte

Eine der wichtigsten Entscheidungen Eberhard Ludwigs machte Karl Alexander 
sehr bald nach seinem Regierungsantritt rückgängig: Auf Verlangen der Land-
schaft und der Stadt Stuttgart verlegte er die Residenz des württembergischen 
Herzogs vom absolutistisch-barocken Ludwigsburg zurück in die alte gräfl iche 
und herzogliche Residenzstadt Stuttgart. 1717 war Eberhard Ludwig mit seinem 
Hof von dort ins weitaus repräsentativere und modernere Schloss Ludwigsburg 
übersiedelt, 1718 und 17191 war Ludwigsburg zur Stadt, Residenz und dritten 
Hauptstadt Württembergs neben Stuttgart und Tübingen erhoben, 1724 sogar zur 
alleinigen Residenz des Herzogs ernannt worden2. Stuttgart hatte seinen Charak-
ter als Landeshauptstadt und Regierungssitz mit der Verlegung fast aller Regie-
rungsbehörden nach Ludwigsburg 1727 verloren3.

Bereits im November 1733 bat der Bürgermeister der Stadt Stuttgart in einem 
Schreiben an den neuen Herzog, die Residenz nach Stuttgart zurückzuverlegen4. 
Die fatale Transferirung der fürstl[ichen] Residenz, Hof-Staat und Cantzley nach 
Ludwigsburg5 habe Stuttgart in bejammerns würdige Umstände6 gebracht. Das 
gleiche Schreiben ging auch an die Landschaft7 und auch der Stuttgarter Stadtma-
gistrat richtete ähnliche Worte an den Herzog8. Nachdem der Stuttgarter Magistrat 
sich im November 1733 mit der Bitte um Intercession zu seinem Memoriat, die 
Residenz wider anhero zu transferiren9, an die Landschaft gewendet hatte, schloss 
sich diese dem Begehren der Stadt Stuttgart an und bat den Herzog, seine Residenz 
wieder nach Stuttgart zu verlegen und den auff Ludwigsburg transferirten Hof-
staat und Cantzley wiederum hirher zurückberuffen [zu] laßen10.

Wenige Monate später ließ Karl Alexander verkünden, dass Unsere samtliche in 
Ludwigsburg noch befi ndliche Fürstl[ichen] Collegia sich nacher Stutgardt bege-
ben, und nun auf den 5. nächst-kommenden Aprilis die erste Session daselbst gehal-

 1 Herzogliches Reskript vom 26. August 1719, HStAS A 21 Bü 1.
 2 Herzogliches Reskript vom 7. Januar 1724, ebd.
 3 Herzogliches Reskript vom 19. Juli 1727, ebd.; StadtA Lb L 1 Bü 39; Sauer: Geschichte 

der Stadt Stuttgart, S.  26, 49.
 4 Schreiben des Stuttgarter Bürgermeisters an den Herzog vom 7. November 1733, HStAS 

L 3 Bü 391.
 5 Ebd.
 6 Ebd.
 7 Schreiben des Stuttgarter Bürgermeisters an die Landschaft vom 7. November 1733, ebd.
 8 Schreiben des Stuttgarter Magistrats an den Herzog vom 17. Februar, 7. November 1733, 

ebd.
 9 Schreiben des Stuttgarter Magistrats an die Landschaft vom 8. November 1733, ebd. L 3 

Bü 391, L 6 Bü 21.
 10 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 10. November 1733, ebd. L 3 Bü 

391, L 5 Bd.  170, L 6 Bü 21.
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ten werden solle11. Auch die Kanzlei wurde wieder nach Stuttgart zurückverlegt12. 
Karl Alexander entsprach damit also voll und ganz den Bitten von Stadt und Land-
schaft. Allerdings sollten dann in den folgenden Jahren genau die Probleme, die 
Stuttgart gehabt hatte, auch in Ludwigsburg auftreten.

Dort war der neue Herzog zu seinem Regierungsantritt noch freudig begrüßt 
worden: Hier steht das gantze Schloß Dir Grosser Hertzog offen,/ So ziehe dann 
darein! Sein Königlicher Pracht/ Laßt alle Freude Dich und Deine Fürstin hoffen,/ 
Dieweil er Könige und Fürsten angelacht13. Aber bereits einen Monat nach der 
Rückverlegung der Residenz nach Stuttgart machten sich in Ludwigsburg die ers-
ten negativen Auswirkungen bemerkbar. Karl Alexander wollte dem unmittelbar 
entgegenwirken, der Engere Ausschuss antwortete allerdings erst ein Jahr später14. 
Schon ein Jahr nach der Residenzverlegung mangelte es in Ludwigsburg an Nah-
rung. Die Landschaft schlug vor, die Qualität der Straßen nach Ludwigsburg zu 
verbessern und die städtischen Straßen und Plätze mit fi nanzieller Unterstützung 
des Herzogs pfl astern sowie ein Rathaus erbauen zu lassen. Die Stadt sollte steuer-
lich privilegiert werden und Manufakturen erhalten. In der Rentkammer wurde 
beschlossen, die zur Stadt führenden Straßen auszubauen und die Stadtbefestigung 
fertigzustellen. Zudem überließ der Herzog der Stadt ehemalige Kanzleigebäu-
de15.

Die Einwohnerzahl Ludwigsburgs fi el mit der Residenzverlegung um mehr als 
60 Prozent. Handwerker und Künstler verließen die Stadt zusammen mit dem Hof. 
Die Grundstückspreise fi elen und der Stadt drohte die Zahlungsunfähigkeit16. Karl 
Alexander kümmerte sich in der folgenden Zeit um den Zustand der Straßen, grün-
dete zahlreiche Manufakturen und ließ 1736 eine Kaserne errichten. Davon blieben 
nach seinem Tod allerdings nur das Zucht- und Arbeitshaus und die Garnison er-
halten.

2. Die Rückkehr des Erbprinzen und das herzogliche Testament

Zwei weitere wichtige Anliegen der Landschaft zu Beginn der Regierungszeit wur-
den stets gemeinsam vorgebracht: der Wunsch nach der Abfassung eines herzog-
lichen Testaments und der nach der Rückkehr des Erbprinzen nach Württemberg.

Karl Eugen, der älteste Sohn Karl Alexanders, befand sich seit seiner Geburt bei 
seinen Großeltern mütterlicherseits, vor allem in deren Residenz in Brüssel. Fürst 

 11 Herzogliches Reskript vom 9. März 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24. Her-
zogliches Reskript vom 26. März 1734, HStAS L 3 Bü 393; StadtA Lb L 1 Bü 40.

 12 Herzogliches Reskript vom 9. Januar 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
 13 Gedichtete Huldigungsadresse der Stadt Ludwigsburg zum Regierungsantritt Karl Alex-

anders, Dezember 1733, StadtA Lb 1 Bü 9.
 14 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 14. März 1735, HStAS L 5 

Bd.  173 f. 243r-249v.
 15 Rentkammerprotokoll vom 23. Mai 1735, StadtA Lb L 1 Bü 116.
 16 Sting: Geschichte der Stadt Ludwigsburg, S.  157 f.
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Anselm Franz von Thurn und Taxis verwaltete dort sein Reichspostlehen. Relativ 
oft reiste der junge Erbprinz gemeinsam mit den Großeltern nach Frankfurt, wo 
diese ein weiteres Palais besaßen17. Im November 1734, anlässlich eines solchen 
Aufenthalts in Frankfurt, artikulierte die Landschaft den Wunsch nach einer 
Rückkehr des Erbprinzen erstmals18. Der Große Ausschuss bat, da dem Verneh-
men nach sich der durchlauchtigste Erbprinz bereits in Frankfurth befi ndet, densel-
ben auch dem Lande zu gönnen19. Der Prinz solle zu seiner Erziehung ins Collegi-
um Illustre nach Tübingen gebracht werden.

Seine Erziehung lag seit seiner Geburt in den Händen seiner Großmutter, der 
Fürstin Maria Ludovika von Thurn und Taxis, einer geborenen Prinzessin Lobko-
witz. Die Erziehung des Erbprinzen bewertete sie als eine Sache, qui est pour moi 
de la plus grande importance20. Sie sprach sich ausdrücklich gegen eine lutherische 
Erziehung ihres Enkels aus und gegen dessen Rückkehr nach Württemberg: Il me 
semble que le Duc sera plus maitre de son fi ls chez moi que dans sa propre maison21. 
In dieser Angelegenheit wandte sie sich um Unterstützung an Friedrich Karl von 
Schönborn und betonte: Ce n’est pas une amitie et attachement desordonné pour 
l’Enfant qui m’oblige de soliciter a legarder, non, si c’est pour son mieux22.

Karl Alexander erwiderte der Landschaft auf ihre Bitte nach der Rückkehr des 
Prinzen ausweichend, er wolle ihn ins Land holen, sobald es immer die Umstände 
leyden mögen23. Die Landschaft wiederholte ihr Anliegen im Juni 173524. Aber erst 
im Februar 1736 verkündete Karl Alexander, dass sein Sohn von Brüssel nach 
Stuttgart kommen solle, sowohl in regard solch wiederhohlten landschafftlichen 
Ansuchens als anderer Ursachen halben25. Er bat die Landschaft um eine Unter-
stützung von 10.000  fl . zu den Reisekosten des Prinzen, woraufhin ihm 7.500  fl . 
bewilligt wurden26. Seiner Mutter teilte Karl Alexander mit, dass Karl Eugen nun 
ins Land geholt werden solle wegen deßen zunehmenden Jahren und dahero nöthi-
ger Einlaithung in die allhiesige Regierungs- und Landgeschäfften27. Außerdem sei 

 17 Schreiben des Fürsten von Thurn und Taxis an den Kardinal Fleury mit der Bitte um 
Ausstellung von Pässen für sich, seine Gemahlin und den Erbprinzen zur Reise von Brüs-
sel nach Frankfurt vom 25. April 1734, 2. Juli 1735, TTZA HFS 1933.

 18 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 18. November 1734, HStAS L 3 
Bü 396a, L 5 Bd.  172 f. 1007r-1013v, L 6 Bü 24.

 19 Ebd. L 5 Bd.  172 f. 1012r-1012v. Vgl. Schreiben Karl Eugens an Karl Alexander aus Frank-
furt vom 10. Januar 1735, ebd. G 230 Bü 1.

 20 Schreiben der Fürstin an den Bischof von Würzburg vom 18. Juni 1735, TTZA HFS 
1808.

 21 Ebd.
 22 Ebd.
 23 Schreiben des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 8. Februar 1735, HStAS L 3 Bü 

397b, L 6 Bü 24.
 24 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 27. Juni 1735, ebd. L 3 Bü 398 a, 

L 6 Bü 24.
 25 Herzogliches Dekret vom 22. Februar 1736, ebd. G 230 Bü 1, L 3 Bü 400.
 26 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 27. Februar 1736, ebd.
 27 Schreiben des Herzogs an seine Mutter vom 19. März 1736, ebd. A 7 Bü 42.
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inzwischen der Frieden wiederhergestellt, so dass eine Reise von Brüssel nach 
Württemberg nicht mehr so gefährlich sei.

Der Erbprinz Karl Eugen trat die Reise am 18. April 1736 in Brüssel an. Er wur-
de von Hofmedikus Bilfi nger begleitet, der die Landschaft über jede zurückgelegte 
Etappe unterrichtete28. Am 25. April traf Karl Eugen in Ludwigsburg ein29. Aller-
dings wurde er anschließend nicht, wie von der Landschaft erbeten, zur Erziehung 
ins Collegium Illustre nach Tübingen geschickt. Vielmehr hatte der Herzog bereits 
anderthalb Jahre vorher einen französischen Erzieher für seinen ältesten Sohn er-
nannt30 und bestellte darüber hinaus im April 1736 General von Remchingen zum 
Oberhoffmeister über unsere sämtl[ichen] fürstl[ichen] Kinder31. Über den Inhalt 
der Erziehung seiner Kinder und vor allem des Erbprinzen besprach sich Karl 
Alexander wenige Wochen später im Mai 1736 mit Schönborn, der versprach, einen 
Erzieher für den Erbprinzen aus Würzburg zu schicken32. Ein weiteres Resultat 
dieser Besprechungen mit dem Fürstbischof war die Instruction wegen der Zucht 
deren würtenbergischen Printzen33, die 1736 aus Würzburg nach Stuttgart über-
mittelt wurde. Darin wurden detailliert die Lehrinhalte und Stundenpläne für die 
Söhne des Herzogs dargelegt. Die Prinzen sollten zu der Glückseligkeit [. . .] des 
alten Catholischen Glaubens34 und gleichzeitig zur Achtung der protestantischen 
Konfessionen nach dem Reichsrecht erzogen werden. Sie sollten in Deutsch, Itali-
enisch, Französisch und Latein unterrichtet und vor allem in die Regierungsge-
schäfte des Landes eingeführt werden, damit sie in dem Stand seyen hinkünftig sich 
und ihren Land und Leüthen rühmlich vorzustehen35. Der Stundenplan sah neben 
einer Morgen- und einer Abendandacht und dem täglichen Besuch einer heiligen 
Messe insgesamt acht Stunden Unterricht vor.

Nach dem Tod des Herzogs wurden seine drei Söhne allerdings nach Berlin ge-
schickt, um dort in der Obhut des preußischen Königs erzogen zu werden. Der von 
Karl Alexander und Schönborn ausgearbeitete Erziehungsplan behielt demnach 
nur für wenige Monate seine Gültigkeit. Am preußischen Hof waren die Prinzen 
aber alles andere als glücklich, wie sich aus Briefen an ihre Mutter ersehen lässt: Oh 
tres chere Mama! Si vous saviez comme nous nous ennuyons icy, je ne pourais point 
vous l’exprimer [. . .] Si nous ne partons point avant l’hyver, ma santé se gatera entie-
rement, l’air de Berlin m’est entierement contraire, comme tout me l’est icy. En un 

 28 Schreiben Bilfi ngers an verschiedene Empfänger im Engeren Ausschuss vom 3. April, 18. 
April, 22. April, 24. April 1736, ebd. L 6 Bü 24.

 29 Landschaftliches Dekret vom 24. April 1736, ebd. L 3 Bü 401.
 30 Herzogliches Ernennungsdekret vom 17. Oktober 1734, ebd. A 7 Bü 24.
 31 Herzogliche Legitimation für den General von Remchingen vom 12. April 1736, ebd. Bü 

43.
 32 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  136.
 33 Instruction wegen der Zucht deren würtenbergischen Printzen, HStAS L 6 Bü 3; StA Wü, 

Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395.
 34 Ebd.
 35 Ebd.
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mot: c’est le plus abominable et detestable pais du monde [. . .] Faites nous donc partir 
d’icy [. . .]36

Das zweite landschaftliche Anliegen betraf die Abfassung eines herzoglichen 
Testaments. So bat der Große Ausschuss in dem bereits zitierten Schreiben im No-
vember 1734 den Herzog, er möge sich im Krieg schonen, aber zur Vorsorge ein 
Testament aufsetzen37. Der Herzog versprach, seine aigene Person nicht anderst zu 
schonen, oder zu wagen, als wie es die Wohlfahrt des Fürstl[ichen] Hauses und Dero 
Landen jederzeith rathen oder erfordern38 würde. Auch ein Testament wolle er 
verfassen. Dies bestätigte er wenige Tage später im Gespräch mit Geheimrat Bilfi n-
ger39.

Bereits im Dezember 1734 hatte die Landschaft dem Herzog eine ausführliche 
Aufstellung der Punkte übermittelt, die ihrer Ansicht nach in einem Testament des 
Herzogs enthalten sein müssten40. Bestimmungen zur Vormundschaft und zur Ad-
ministration wurden ausführlich dargelegt, wie es damit je und allezeit gehalten 
worden41. Daraufhin wurde erläutert, wie sich der Successor bey Führung deß Regi-
ments verhalten solle42. Des Weiteren wurde aufgezählt, wie Hinterbliebene der 
herzoglichen Familie versorgt werden sollten und wie mit Stammkleinodien, Do-
mänen, Kirchengut und Kanzlei zu verfahren sei. Am 27. Juni 1735 unterzeichnete 
der Herzog sein Testament, das sich in den wichtigen Punkten an die landschaft-
lichen Vorschläge hielt43. Es umfasste – wie von der Landschaft gewünscht – An-
weisungen für die Erbfolge und für den Nachlass des Herzogs, Mahnungen an den 
Nachfolger, dass er ein gutes Regiment ausüben solle, mit zahlreichen konkreten 
Einzelheiten, und Regelungen für eine potentielle Administration unter dem 
nächsten Agnaten und der Herzoginwitwe in gutem Fried und Einigkeit44. Außer-
dem wurden alle von der Landschaft als regelungsbedürftig angesehenen Fragen in 
aller Ausführlichkeit geklärt und festgeschrieben. Überhaupt nicht im Interesse 
der Landschaft dürfte allerdings der Artikel 21 zur Administration gewesen sein. 
Darin bestimmte Karl Alexander, dass in allen wichtigen Fragen und bei Unstim-
migkeiten zwischen Administrator, Herzoginwitwe und Geheimem Rat der Fürst-

 36 Schreiben des Prinzen Ludwig Eugen an Herzogin Maria Augusta aus Berlin vom 20. Juli 
1743, HStAS G 197 Bü 19. Weitere in diesem Ton verfasste Schreiben der drei Brüder be-
fi nden sich im selben Büschel. 

 37 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 18. November 1734, ebd. L 3 Bü 
396a, L 5 Bd.  172 f. 1007r-1013v.

 38 Schreiben des Herzogs an den Großen Ausschuss vom 8. Februar 1735, ebd. L 3 Bü 
397b.

 39 Bericht des Konsulenten Brenner vor dem Großen Ausschuss über ein Gespräch mit dem 
Geheimrat Bilfi nger am 11. Februar 1735, ebd. L 5 Bd.  173 f. 137v-138v.

 40 Notanda bey der Errichtung eines fürstlichen Testaments, Dezember 1734, ebd. L 3 Bü 
396a.

 41 Ebd.
 42 Ebd.
 43 Testament vom 27. Juni 1735, ebd. G 196 Bü 20; UA Tü U 150.
 44 Ebd.
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bischof von Würzburg befragt werden sollte und erst, nachdem dieser seine Mei-
nung geäußert habe, in solchen Fällen entschieden werden sollte. Außerdem wurde 
in Artikel 19 ausdrücklich darauf Wert gelegt, dass eine katholische Erziehung der 
Prinzen gewährleistet werden sollte. Das ausgefertigte Testament wurde am 30. 
Juni 1735 zur Landschafft in sichere Verwahrung45 gegeben und zudem beim Kur-
fürsten von Sachsen, beim Bischof von Würzburg, beim Herzog von Braunschweig-
Wolfenbüttel und beim Herzog von Württemberg-Neuenstadt hinterlegt46.

Allerdings war Karl Alexander schon bald mit dem Testament von 1735 unzu-
frieden. Als Schönborn im Mai 1736 in Ludwigsburg zu Besuch war, wurde über 
eine Neufassung des Testaments diskutiert. Der Herzog gab dem Bischof seine 
Änderungswünsche bekannt, die dieser an seinen Hofrat Fichtel weitergab47. Im 
August 1736 erbat sich Schönborn noch weitere Details, die zur Neuabfassung des 
Testaments vonnöten seien48. Erstes Ergebnis dieser Verhandlungen waren zwei 
Kodizille zum Text, die am 12. Juni 1736 unterschrieben wurden49. Hierin wurde 
Schönborn zum Mitvormund und Mitadministrator neben Maria Augusta be-
stimmt. Er sollte ihr mit wohl meynendem Rath und getreulichem Beystand jeder-
zeit an die Hand50 gehen. An allen wichtigen Entscheidungen sollte er beteiligt 
werden, ohne dass die bisherigen Bestimmungen zur vormundschaftlichen Regie-
rung geändert würden. Sollte der Bischof vor dem Herzog sterben, würden diese 
Rechte auf dessen Nachfolger im Amt übergehen.

Im Februar 1737 traf die erste Fassung des neuen Testaments in Stuttgart ein, 
wurde dort verbessert und erweitert und schließlich am 7. März 1737 unterzeichnet 
und ausgefertigt51. Diese neue Fassung entsprach weitgehend wörtlich der ersten 
Fassung von 1735. Im Gegensatz zum ersten Testament wurde nun aber festgelegt, 
dass dem Bischof von Würzburg in allen politischen Fragen einer möglichen Vor-
mundschaft über den minderjährigen Erbprinzen bedeutende Rechte eingeräumt 
werden sollten. Vormünder sollten die Herzoginwitwe Maria Augusta und der Bi-
schof von Würzburg sein und nicht, wie sonst in Württemberg praktiziert und in 
der ersten Fassung von 1735 festgelegt, der nächste Agnat des Hauses. Zudem soll-
te nicht mehr der Geheime Rat, sondern das Kabinett Mitwirkungsrechte an Ad-
ministration und Vormundschaft erhalten52. Dem Bischof wurden neben der Vor-
mundschaft auch weitreichende Rechte in der Administration zugesprochen. Alle 

 45 Landschaftlicher Legschein vom 2. Juli 1735, ebd. L 3 Bü 398a, L 5 Bd.  173 f. 405v-407r.
 46 Schreiben des Herzogs an den Geheimen Rat vom 26. Oktober 1735, ebd. A 7 Bü 33. 

Unterlagen zur Hinterlegung des Testaments in: ebd. G 196 Bü 20.
 47 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  136–147.
 48 Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 2. August 1736, StA Wü, Abgabe Ludwigs-

burg, B 540 Bü 395.
 49 Codicill zu der letzten Willens-Meynung vom 12. Juni 1735, HStAS G 196 Bü 21.
 50 Ebd.
 51 Testament vom 7. März 1737, ebd. Bü 22; StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396, 

414; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  478–516. Schriftwechsel zwischen Würzburg und 
Stuttgart in: StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396, 414.

 52 Art.  19 des Testaments.
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wichtigen politischen Fragen sollten nur mit seiner Einwilligung entschieden wer-
den. So war das Votum consultativum der ersten Testamentsfassung zum Votum 
decisivum geworden und der Inhalt der Kodizille von 1736 integriert worden. Au-
ßerdem wurden alle Bestimmungen zu den Reversalien aus dem Testament ent-
fernt. Man ging also davon aus, dass noch zu Lebzeiten des Herzogs das Simulta-
neum eingeführt werden würde.

Nach dem Tod des Herzogs, wenige Tage nach der Ausfertigung des Testaments, 
wurden alle wichtigen Bestimmungen beider Testamente von der Landschaft und 
der Administration ignoriert. Selbst die Mitvormundschaft Maria Augustas wurde 
nicht umgesetzt. Karl Alexander gelang es also nicht, seinem Willen über seinen 
Tod hinaus Geltung zu verschaffen.

3. Die landständischen Gravamina

Die ständischen Gravamina stellten eine wichtige Form der Kommunikation zwi-
schen Landschaft und Herzog dar. Inhaltlich wurde dabei jeder Politikbereich be-
rührt. Die meisten Gravamina, beispielsweise die wegen der Ludwigsburger Gar-
tenbaugelder, des Wildbretschadens oder der Spatzengelder, tangierten Probleme, 
die noch aus der Politik der Vorgänger Karl Alexanders resultierten. Sie wurden 
von ihm zum Teil behoben, zum Teil aber auch einfach ignoriert. Das klassische 
Podium für die landschaftlichen Gravamina waren die zweimal jährlich stattfi n-
denden Verhandlungen in der Hauptsache. Der Herzog verlangte von der Land-
schaft die Verwilligung der von ihm benötigten Gelder, im Gegenzug erwartete die 
Landschaft, dass den Beschwerden nachgegangen wurde. Bei den von der Land-
schaft in die Hauptsacheverhandlungen eingebrachten Gravamina53 lässt sich im 
Jahr 1735 eine inhaltliche Änderung erkennen. Während die von 1733 bis 1735 vor-
gebrachten Beschwerden noch auf Altlasten aus der Regierungszeit Eberhard Lud-
wigs hinwiesen, thematisierten sie nun vor allem Probleme, deren Ursachen in der 
Regierung Karl Alexanders zu suchen waren. Das einzige Gravamen, das während 
der gesamten Regierungszeit immer wieder vorgebracht wurde, war die Forderung 
nach Einberufung eines allgemeinen Landtags.

In der ersten Phase der Gravamina erkennt man viele Beschwerdepunkte wieder, 
die auch in den Verhandlungen um die Religionsreversalien auftauchten, wie zum 
Beispiel die Konfession der Landesbeamten oder die gewünschte grundsätzliche 
Bevorzugung von Landeskindern bei Einstellungen54. Daneben standen vor allem 
Beschwerden wegen der Schulden Eberhard Ludwigs und des schon geraume Jahre 
her überfl üssig und ohnerschwinglich geführten Hof- und Cammer-Staats55. Ab 
dem Sommer 1735 kreisten die landständischen Gravamina um die Ludwigsburger 

 53 Auch separat gesammelt in: HStAS A 203 Bü 179.
 54 Z. B. Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog in der Hauptsache vom 20. Janu-

ar 1734, ebd. L 3 Bü 392.
 55 Ebd.
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Gartenbaugelder, die Karl Alexander nicht einzustellen bereit war56, um die im 
Lande lebenden und arbeitenden Juden57, den Tabak-58 und den Salzhandel59. Au-
ßerdem wurde immer wieder eine Eindämmung des Wildbretschadens gefordert60. 
Der Herzog ging in seinen Antwortschreiben an den Großen Ausschuss stets sehr 
ausführlich auf die vorgebrachten Gravamina ein. Er erklärte eingehend, warum 
manche unbegründet oder nicht zu beheben seien, und legte im Detail seine Ge-
genmaßnahmen dar. So betonte der Herzog zum Beispiel im Mai 1736, daß hier-
innen so vieles nachgesehen und remediret [worden sei], als wohl in 40 Jahren nicht 
geschehen61.

Ein sehr konstantes Gravamen, das bei jeder Hauptsacheverhandlung und sonst 
auch immer wieder62 auftrat, ist die Beschwerde über den Wildbretschaden – ein 
typisches Phänomen der Barockzeit. Hierbei wurde der Herzog aktiv, damit seine 
Jagd nicht gefährdet wurde, und handelte damit eher entgegen der Vorstellungen 
der Landschaft. So ordnete er zum Beispiel an, dass Hunde nur an der Leine ge-
führt werden durften, um den Wildbestand nicht zu dezimieren63.

Von Interesse im Kontext dieser Arbeit sind vor allem die Gravamina wegen der 
Grävenitz und der im Herzogtum befi ndlichen Juden. Gleich bei Regierungsan-
tritt setzte Karl Alexander eine Kommission zur Untersuchung der Umtriebe der 
Grävenitz-Familie ein. Das Gravamen wegen der Juden dagegen wurde nicht zur 
Zufriedenheit der Landschaft beseitigt und tauchte deshalb bis zum Ende der Re-
gierung Karl Alexanders immer wieder auf64. Juden war in Württemberg seit jeher 
der Aufenthalt verwehrt. Die zweite Regimentsordnung von 149865, die Landes-
ordnung von 149566 und zahlreiche Landtagsabschiede untersagten einerseits Juden 
die Ansiedlung im Herzogtum und andererseits den Herzögen die Ausstellung von 
Schutzbriefen für Juden. Den württembergischen Untertanen war der Handel mit 
Juden unter Strafe des Landesverweises untersagt. Während bis zum Ende des 17. 

 56 Angemahnt im Sommer 1735 und im Winter 1735/36. Ablehnende Antwort des Herzogs 
vom 20. April 1736, ebd. A 7 Bü 43, L 3 Bü 401, L 5 Bd.  174 f. 204r-209r.

 57 Gravamina im Sommer 1735, Winter 1735/36 und Winter 1736/37.
 58 Gravamina im Sommer 1735, Winter 1735/36 und Winter 1736/37.
 59 Gravamina im Winter 1735/36 und Winter 1736/37.
 60 Gravamina im Sommer 1735, Winter 1735/36 und Winter 1736/37.
 61 Herzogliche Resolution in der Hauptsache vom 12. Mai 1736, HStAS L 5 Bd.  174 f. 303v.
 62 Z. B. Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 20. September 1734, 12. Mai 

1735; Schreiben des Stuttgarter Magistrats an den Herzog vom 28. April 1734, 2. Mai 
1735, 22. Mai 1737, ebd. A 202 Bü 600.

 63 Herzogliches Reskript vom 1. November 1735, ebd. L 3 Bü 399; Reyscher: Sammlung, 
Bd.  16, 1, S.  600.

 64 Zahlreiche Beschwerdeschreiben der Landschaft wegen der Juden sind gesammelt in: 
HStAS L 6 Bü 571.

 65 Zweite Regiments-Ordnung von den fürstlichen Räthen, Prälaten, Rittern und der Land-
schaft, errichtet am 14. Juni 1498, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  21–39. Bestimmun-
gen zu den Juden auf S.  23.

 66 Erste Landes-Ordnung vom 11. November 1495, in: ebd., Bd.  12, S.  5–15. Bestimmungen 
zu den Juden auf S.  7.
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Jahrhunderts nur ab und zu auf Jahrmärkten Juden geduldet worden waren und 
Herzog Friedrich I. mit einer Initiative zur Ansiedlung jüdischer Kaufl eute am 
erbitterten Widerstand der Landschaft gescheitert war67, änderte sich dies in der 
Zeit, als die Grävenitz ihren Einfl uss ausüben konnte. Sie nahm auf ihren württem-
bergischen Gütern Juden auf und verschaffte einem jüdischen Hoffaktor eine her-
zogliche Aufenthaltsgenehmigung für Stuttgart68.

Die Landschaft beschwerte sich nach dem Regierungsantritt Karl Alexanders 
immer wieder über das Eindringen der Juden und deren schädlichen Handel bey 
Hof und in dem Land69, dieser Punkt bildete immer einen Teil der Landesgravami-
na im Rahmen der Hauptsacheverhandlungen. Hierbei berief sich die Landschaft 
stets auf das geltende württembergische Recht. Zudem beschwerten sich württem-
bergische Handelsleute, dass die Juden Handel betreiben, aber keine Steuern zah-
len würden70. Man bat den Herzog, das landverderbliche Gesind aus dem Vatter-
land gänzlich zu exterminiren71. Der Herzog war aber nicht der Auffassung, dass 
sich zu viele Juden im Land befänden. Dieses Gravamen könne sich nur auf die 
herzoglichen Hoffaktoren beziehen, diese lasse er sich aber nicht verbieten72. Ne-
ben Süß beschäftigte der Herzog beispielweise Juden im Pferde- und Viehhandel73, 
bei der Heeresverpfl egung74 oder im Salzhandel75. Im Ausschuss-Abschied vom 
Mai 1736 gestattete die Landschaft dem Herzog schließlich ausdrücklich die Be-
schäftigung jüdischer Hoffaktoren, bekräftigte allerdings erneut das grundsätz-
liche Judenverbot für Württemberg76.

Der Engere Ausschuss wies den Herzog außerdem darauf hin, dass die Anzahl 
der Juden, die sich ohne herzoglichen Geleitbrief in Württemberg aufhielten, stän-
dig zunehme77. Hierauf reagierte der Herzog mehrfach konkret mit Reskripten, 
die darauf hinwiesen, dass sich Juden nur mit seiner Genehmigung in Württem-

 67 Jütte: Abramo Colorni.
 68 Walcher: Geschichte der Juden in Württemberg, S.  13–81; Weber: Die Entwicklung der 

Judenemanzipation in Württemberg, S.  22–34; Stern: Jud Süß, S.  91; Gerber: Jud Süß, 
S.  65–97.

 69 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 30. Juni 1734, HStAS L 3 Bü 394, 
L 6 Bü 571.

 70 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 8. Juni 1735, ebd. L 3 Bü 398a.
 71 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 15. März 1735, ebd. Bü 397b, L 6 

Bü 571.
 72 Herzogliche Resolution an den Großen Ausschuss vom 20. April 1736, ebd. A 7 Bü 43, L 

3 Bü 401.
 73 Herzogliches Patent für die Juden Lösel und Kappel Ottenheimer vom 8. Januar 1735, 

ebd. A 7 Bü 27.
 74 Herzogliches Patent für den Juden Uhlmann vom 23. Mai 1735, ebd.
 75 Herzogliche Konsignation vom 26. Januar 1737, ebd. L 3 Bü 404.
 76 Abschied des Großen Ausschusses vom 31. Mai 1736, ebd. A 37 U 57, L 3 Bü 401, A 203 

Bü 104; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  476.
 77 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 15. März 1735, HStAS L 3 Bü 

397b, L 6 Bü 571.
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berg, und auch nur in Ludwigsburg und Stuttgart, aufhalten dürften78. Im Juni 
1734 forderte Karl Alexander zudem alle Städte und Ämter auf, die Privilegien und 
Patente aller sich offi ziell im Land aufhaltender Juden zu erfassen79.

Eine große Anzahl ständischer Gravamina gegen die Juden in Württemberg rich-
tete sich gegen die Verpachtung von Regalien und die Verleihung von Ämtern an 
Juden. Anlass hierzu boten 1734 die Admodiation der Münze an Joseph Süß Op-
penheimer, die Admodiation des Judengeleits an Moses Drach80 und die Verleihung 
des Frankfurter Residentenposten an Süß. Der Große Ausschuss befürchtete, dass 
das Münzregal unter den Händen eines Juden successivè in eine solche Zerrüttung 
kommen werde, darvon man sich in langer Zeit zu erholen kaum im Stande seyn 
dürffe81. Zudem war der Ausschuss der Ansicht, dass Regalien nicht verpachtet 
werden dürften, schon gar nicht an Juden. Hierbei waren sich Landschaft, Ge-
heimer Rat, Regierungsrat und Rentkammer einig. So lehnten sie auch einhellig die 
Verpachtung des Judengeleits an Moses Drach ab82, wobei die grundsätzliche Frage 
gestellt wurde, ob es räthl[ich] Seye, das Judengelaith an einen Juden selbst zu ad-
modiren83. Auch eine Residentenstelle dürfte nach Auffassung der Landschaft nur 
an einen evangelischen Württemberger verliehen werden und nicht an einen Juden, 
denn das sei auch in den Religionsreversalien so festgelegt worden. Der Große Aus-
schuss bat deshalb um die Neubesetzung der Stelle mit einem evangelischen Subjec-
to84, was allerdings erst nach dem Tod Karl Alexanders durchgeführt wurde.

4. Pupillen-, Fiskalats- und Gratialamt

Die bei den Württembergern wohl am stärksten verhassten Maßnahmen der Regie-
rungszeit Karl Alexanders waren die Errichtung von Pupillenamt, Gratialamt und 
Fiskalatsamt. Das am 30. April 173685 eingerichtete Pupillenamt ging auf die Tute-
larratsdeputation Herzog Friedrichs I. von 1607 zurück86. Diese ließ Karl Alexan-
der in ein förmliches Collegium [. . .] verwandlen87. Dem neuen Tutelarratskollegi-

 78 Herzogliche Reskripte vom 18. April 1735, 28. November 1736, 14. Januar 1737, 21. Janu-
ar 1737, ebd. L 3 Bü 398a, 403, A 48/14 Bü 23, L 3 Bü 398a, 404. Reskript vom 28. Novem-
ber 1736 teilweise bei: Stern: Jud Süß, S.  262 f. Herzogliches Reskript vom 19. Juni 1734, 
WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.

 79 Herzogliches Reskript vom 8. Juni 1734, ebd.
 80 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat vom 9. September 1734, HStAS A 7 Bü 23.
 81 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 30. Juni 1734, ebd. L 3 Bü 394.
 82 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 19. November 1734, ebd. A 204 Bü 181; Schrei-

ben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 10. November 1734, ebd. L 3 Bü 396a.
 83 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 19. November 1734, ebd. A 204 Bü 181.
 84 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 30. Mai 1734, ebd. L 5 Bd.  171 f. 

525r-531v, Zitat f. 529r.
 85 Herzogliches Reskript vom 30. April 1736, ebd. A 48/14 Bü 33, L 3 Bü 401; Renz: Leben 

und Ende.
 86 Staat vom 21. Juli 1607, HStAS A 17 Bü 26a; Bernhardt: Zentralbehörden, Bd.  1, S.  64.
 87 Herzogliches Reskript vom 30. April 1736, HStAS A 48/14 Bü 33, L 3 Bü 401.
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um gehörten die Regierungsräte Lamprecht, Faber und Thill, die Expeditionsräte 
Bühler und Hallwachs sowie der Kanzlei- und Hofgerichtsadvokat Geißheimer 
an. Dem Kollegium wurde die Pupillenkasse übertragen, die zuvor von den städ-
tischen Waisengerichten verwaltet worden war. An diese Kasse musste die gesamte 
Erbschaft aller Waisenkinder abgeführt werden, deren bewegliche und unbeweg-
liche Güter mussten veräußert und die Erträge an die Kasse übergeben werden. Die 
jährlichen Zinsen für die angelegten Gelder von vier bis fünf Prozent wurden den 
Waisen gutgeschrieben. Im Gegenzug wurden aus dieser Kasse Erziehung, Unter-
richt und Lebensunterhalt der Kinder bestritten, der Rest der Zinsen und das Ka-
pital sollten bei ihrer Verheiratung ausbezahlt werden. Die Notwendigkeit einer 
neuen Pupillenordnung begründete der Herzog damit, daß mehister Orthen alle 
diese [bestehenden] Verordnungen sehr schlecht beobachtet88 würden und dass die 
Pupillen sehr schlecht besorgt, ihre Geldter übel angelegt, denen [. . .] Haab und 
Güther dem Abgang exponirt89 würden. Außerdem würden die Kinder schlecht 
erzogen und oft früh sterben. Die Erbschaft der Waisen sollte also geschützt und 
das soziale Absinken der Kinder verhindert werden.

Karl Alexander ließ diese Maßnahmen ohne das Wissen der Landschaft durch-
führen. So wendete sich der Engere Ausschuss schließlich an den Herzog, um zu 
bitten, Ew[er] Hochf[ü]rstl[iche] Durchl[aucht] möchten geruhen, ihnen von dem 
aigentlichen Vorhaben und Endzweck dieser neüen Verordnung [. . .] die gn[ä]d[i]gste 
Apertur [d. i. Eröffnung] geben zu lassen90. Diese Anfrage vom April 1736 wieder-
holte der Ausschuss im Mai desselben Jahres91. Erst jetzt wurde der Landschaft die 
neue Pupillenordnung zugestellt92. Sofort wandte sich der Große Ausschuss an den 
Herzog und bat ihn, die neue Ordnung, die er als Unzulässigkeit und rechtswidrige 
Abänderung bezeichnete, zurückzunehmen93. Eine solche Änderung der Landes-
gesetze dürfe nur im Einvernehmen mit der Landschaft getroffen werden, da die 
Grundrechte und Fundamentalgesetze, wie der Tübinger Vertrag und zahlreiche 
Landtagsabschiede, betroffen seien. Der Herzog bezeichnete diese Vorwürfe als 
Unfug94 und sandte das Schreiben an den Absender zurück. Er habe zu Dero höchs-
tem Mißfallen ersehen, unter was vor unziemlich- und irrespectuosen Ausdrücken 
derselbe [d. i. der Ausschuss] wider die [. . .] PupillenOrdnung [. . .] sich auszulaßen 
unterfangen habe95. Beim Geheimen Rat beschwerte er sich über die unziemlich 

 88 Ebd.
 89 Ebd.
 90 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 21. April 1736, ebd. A 202 Bü 

564, L 3 Bü 401.
 91 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 5. Mai 1736, ebd.
 92 Eintrag über den Eingang des Reskripts im Protokoll vom 9. Mai 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 

257r.
 93 Schreiben des Großen Ausschusses an den Herzog vom 9. Mai 1736, ebd. A 17 Bü 26a, A 

202 Bü 564, L 3 Bü 401.
 94 Herzogliches Schreiben an den Großen Ausschuss vom 21. Mai 1736, ebd. A 17 Bü 26a, A 

48/14 Bü 18, A 202 Bü 564, L 3 Bü 401.
 95 Ebd.
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und fast irrespectuosen Ausdrückungen96 der Landschaft und deren übereylt, ohn-
nöthig und ohnbescheidenes Anbringen97. Trotz seiner harschen Ablehnung der 
landschaftlichen Dokumente ließ Karl Alexander von Regierungs- und Geheimem 
Rat ein Gegengutachten ausstellen98. Nach internen Beratungen99 entschuldigte 
sich der Große Ausschuss schließlich, dass er die geringste Intention niemahlen 
gehabt habe, Ew[er] Hochfürstl[ichen] Durchl[aucht] den [. . .] schuldigsten Respect 
auch nur im mindesten zu entziehen100. Die Entschuldigung galt aber nur den Wor-
ten oder formalibus101, nicht der Sache an sich. „Vielleicht hat keine Verordnung des 
Süß die Stimmung des Landes so unheilvoll aufgepeitscht wie dieses Pupillen-
amt.“102 Es wurde schnell zum „Symbol für die Tyrannei und fi skalische Korrupti-
on der Regierung“103 und traf auf scharfe Ablehnung104.

Das Gratialamt wurde am 15. Oktober 1736 eingerichtet und war dem Finanzi-
enrat Süß unterstellt. Geführt wurde es von einem Kollegium, dem Requettenmeis-
ter Knab, Hallwachs, Bühler und Metz angehörten105. Der Name des Amtes leitete 
sich von den Dankgeschenken an den Herzog für eine Anstellung ab, die hier abge-
liefert werden sollten106. Letztlich handelte es sich um nichts anderes als um „Dienst-
handel und Ämterschacher“107. Alle Ämter und Dienste wurden käufl ich, vom Vogt 
bis zum Hofbäcker, vom Bürgermeister bis zum Koch, vom Pfarrer bis zum Schrei-
ber, vom Amtmann bis zum Forstassistenten. Auch neue Titel und Funktionen wie 
der Kammergerichtsprozessregistrator wurden geschaffen108. „Wenn sich auch Süß 
[. . .] über die Tüchtigkeit und Tauglichkeit der Dienstbewerber unterrichten ließ, so 
ist es doch ganz ohne Zweifel, daß nicht die Tüchtigkeit, sondern die Höhe der an-
gebotenen Geldsumme den Ausschlag gab.“109 Der Preis wurde nicht vom Herzog 
festgelegt, sondern entstand in der Konkurrenz um das Amt. So bezahlten bei-
spielsweise der Amtmann von Dettingen für den Charakter eines Expeditionsrats 
oder der Forstsekretär Flucht für die Klostervogtei Murrhardt je 1.000  fl .110 Zur 

 96 Herzogliches Schreiben an den Geheimen Rat vom 21. Mai 1736, ebd. A 202 Bü 2379.
 97 Ebd.
 98 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 25. Juni 1736, ebd. A 204 Bü 185. Gutachten des 

Regierungsrats vom 8. Juni 1736, ebd. A 17 Bü 26a.
 99 Schreiben des Engeren Ausschusses an die abwesenden Mitglieder vom 13. Juni 1736, ebd. 

L 3 Bü 401.
100 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 14. Juli 1736, ebd.
101 Ebd.
102 Stern: Jud Süß, S.  93.
103 Vann: Württemberg, S.  210.
104 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  137; Stern: Jud Süß, S.  91 f.; Vann: Württemberg, 

S.  209 f.
105 Herzogliches Reskript vom 15. Oktober 1736, HStAS A 48/14 Bü 21, 23; Stern: Jud Süß, 

S.  255 f.
106 Vann: Württemberg, S.  209.
107 Stern: Jud Süß, S.  97.
108 Ebd., S.  95.
109 Ebd., S.  94.
110 Ebd., S.  95.
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Verteidigung dieser Einrichtung muss allerdings gesagt werden, dass der Ämter-
kauf im Absolutismus durchaus üblich war und beispielsweise in Frankreich, Ös-
terreich, Preußen und auch bereits unter Eberhard Ludwig in Württemberg prakti-
ziert wurde111. „Der Diensthandel war [. . .] im 18. Jahrhundert etwas Gewohntes, er 
wurde kaum als anstößig empfunden“112 und „war unumstritten gängige Praxis“113. 
Vor allem in Zeiten staatlicher Krisen wurde er zur Stärkung des Monarchen insti-
tutionalisiert. So betrug 1632 in Frankreich der Anteil der Einnahmen aus Ämter-
verkäufen an den jährlichen Staatseinnahmen 52 Prozent114.

Die württembergische Landschaft protestierte gegen den Ämterhandel unter 
Karl Alexander ebenso wie zuvor unter Eberhard Ludwig und unter Karl Eugen. 
Dabei gab vor allem die Tatsache den Ausschlag, dass dadurch die Honoratioren-
schicht auf Kosten der Ehrbarkeit erweitert wurde115. Für Karl Alexander und 
 seinen Finanzienrat Süß stellte der Diensthandel neben einer lukrativen Einnah-
mequelle vor allem auch ein wirksames Mittel gegen den Nepotismus der württem-
bergischen Ehrbarkeit dar116. Statt der renitenten Söhne der Ehrbarkeit wurde nun 
eine neue, dem Herzog treue Verwaltungselite in Amt und Würden eingesetzt117. 
Schon Kardinal Richelieu hatte in seinem politischen Testament festgestellt, dass 
der Verkauf eines Amtes die Loyalität des neuen Amtsinhabers dem König gegen-
über sichere118.

Ebenfalls am 15. Oktober 1736 wurde das Fiskalatsamt eingerichtet119. Es wurde 
auch von Süß geleitet und unterstand direkt dem herzoglichen Kabinett120. Ein 
Fiskalat war eine für den Absolutismus typische Einrichtung, die als allgemeine 
Behördenaufsicht zur Steigerung der Beamtendisziplin bezeichnet werden kann, 
„als Auge und Ohr des Königs“121. Nach einer Denunziation oder einer Anklage 
wurde eine Kommission ausgesandt, die vor Ort das Verbrechen untersuchte und 
den Beschuldigten verhörte. Gegen Zahlung einer hohen Geldstrafe konnte der 
Prozess niedergeschlagen werden. Zum einen wurden so langwierige Gerichtspro-
zesse vermieden, zum anderen auch die Staatskassen gefüllt122.

111 Vgl. dazu, mit den Beispielen Frankreich, Kastilien und Brandenburg-Preußen: Malett-
ke: Ämterkäufl ichkeit.

112 Stern: Jud Süß, S.  97.
113 Fritz: Des Herzogs ungetreue Diener, S.  127.
114 Reinhard: Staatsmacht als Kreditproblem, S.  225.
115 Malettke: Ämterkauf, S.  19 f.; Reinhard: Staatsmacht als Kreditproblem, S.  230 f.; 

Fritz: Des Herzogs ungetreue Diener, S.  127.
116 Stern: Jud Süß, S.  99.
117 Reinhard: Staatsmacht als Kreditproblem, S.  230.
118 André: Testament politique du Cardinal Richelieu, S.  234.
119 Herzogliches Reskript vom 15. Oktober 1736, HStAS A 48/14 Bü 21, 23; Stern: Jud Süß, 

S.  255 f.
120 Herzoglicher Staat für Süß vom 30. Juni 1736, HStAS A 48/14 Bü 20, 38.
121 Über das Berliner Fiskalat: Schmidt: Rechtsentwicklung in Preußen, S.  21.
122 Stern: Jud Süß, S.  100 f.
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Derartige Fiskalate existierten auch in anderen Staaten, das preußische Fiskalat 
Friedrich Wilhelms I. gilt als Vorbild für das württembergische. Seine Wurzeln 
hatte diese 1704 in Berlin eingeführte Institution bereits im 15. Jahrhundert123. Süß 
beharrte später für Gratial- und Fiskalatsamt auf seinem Standpunkt, dass beide 
nur Neustrukturierungen bereits bestehender Aufgaben gewesen seien. Alles sei so 
schon unter Eberhard Ludwig üblich gewesen, ohne dass man dazumahlen 
dergl[eichen] Verfügungen mit einem besonderen Nahmen betitult hätte124. Das 
Fiskalat war allein und unmittelbar vom Herzog abhängig und nach römisch-
rechtlicher Auffassung stand diesem auch ohne Zweifel das Strafrecht zu125. Aller-
dings wurde das Fiskalat in den Augen der Bevölkerung zu einem „Werkzeug des 
Despotismus“126 und das Fiskalatsamt zu einem Ort, „wo die Justiz an den Meist-
bietenden verhandelt“127 wurde. In der Anfangsphase des Amtes wurden die De-
nunziationen von Süß und Oberhofkanzler Scheffer geprüft, bevor sie zur Unter-
suchung kamen. Die Entscheidung, ob es zu einer Untersuchung kommen solle, 
fällte der Herzog selbst. Da sich die Fiskalatsgeschäfte schnell vermehrten128, wur-
de im Januar 1737 ein Kollegium gebildet. Dieses bestand aus den Regierungsräten 
Metz, Lautz, Fischer, Breyer, dem Expeditionsrat Hallwachs und dem Hofkam-
merrat Venninger. Süß selbst zog sich aus dem Fiskalat zurück129.

Das Kollegium erlegte nach Prüfung der Denunziationen zahlreichen Württem-
bergern mehr oder minder hohe Geldbußen auf. So musste zum Beispiel der Müller 
Johannes Lutz aus Aidlingen 2.000  fl . Strafe zahlen, weil er seine Drescher an preu-
ßische Werber verkauft hatte. Caspar Lamparter aus Villingen zahlte 200  fl . wegen 
Ehebruchs, Schultheiß Bender aus Nordheim 3.000  fl . für ein Absolutorium, also 
für einen Freispruch130. Der spektakulärste Fall war wohl der des Müllers Johann 
Jakob Hecker aus Großheppach, dessen Erben insgesamt über 16.000  fl . zahlen 
mussten, da dieser seinen Reichtum auf unrechtmäßigem Wege erworben haben 
sollte131. Insgesamt erwirtschaftete das Fiskalatsamt 29.448  fl . für die herzoglichen 
Kassen132.

Auffällig bei diesen drei neugeschaffenen Institutionen aus dem Jahr 1736 ist die 
Kontinuität in der Besetzung der wichtigen Posten. So war der Expeditionsrat 
Hallwachs Mitglied in allen drei Kollegien, Süß leitete anfangs das Gratial- und das 
Fiskalatsamt und Expeditionsrat Bühler und Regierungsrat Metz gehörten jeweils 

123 Vgl. z. B. für Preußen bei: Schmidt: Rechtsentwicklung in Preußen, S.  20 f.
124 Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrifft, UB Tü Mh 470, S.  38v.
125 Stern: Jud Süß, S.  101.
126 Ebd.
127 Vehse: Geschichte der Höfe, T. 3, S.  221.
128 Eine Aufl istung der Fiskalatsgelder mitsamt der Quittungen von August 1736 bis Febru-

ar 1737 in: HStAS A 48/14 Bü 25, 26, 43.
129 Herzogliches Reskript vom 19. Januar 1737, ebd. Bü 23, 37. Herzogliches Reskript vom 

22. Januar 1737, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  26.
130 Stern: Jud Süß, S.  101 f.
131 Ebd., S.  102 f.
132 Wilson: War, State and Society, S.  181.
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zwei Kollegien an. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass diese nach dem Tod 
Karl Alexanders verhaftet wurden und sich vor den Landständen verantworten 
mussten133.

5. Konferenzministerium und Geheimer Rat

Ein weiteres Konfl iktfeld zwischen Herzog und Landschaft bildete die oberste Re-
gierungsbehörde des Herzogtums. Bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts war in 
allen größeren Territorien des Reiches ein Geheimer Rat entstanden. Dadurch 
wurde die Aufsicht über die immer zahlreicher werdenden Verwaltungsinstitutio-
nen in einem kleineren Gremium konzentriert134. In Württemberg wurde der Ge-
heime Rat mit dem Landtagsabschied von 1629135 eingerichtet. Er löste den Ober-
rat, der 1710 in Regierungsrat umbenannt wurde136, als oberste Regierungsinstanz 
ab und degradierte ihn zur Mittelbehörde137. Seit 1660 hatte der Geheime Rat die 
Oberaufsicht über die gesamte Landesverwaltung inne. Ursprünglich als Ratge-
berkreis des Herzogs eingerichtet, defi nierte die Landschaft den Geheimen Rat im 
18. Jahrhundert als Mittlerinstanz zwischen dem Herzog und den Ständen138. Zur 
Zeit Eberhard Ludwigs und Karl Alexanders war der Geheime Rat in der Regel mit 
drei adeligen und drei gelehrten Räten besetzt, die gegenüber der Landschaft ver-
antwortlich waren139. Die Räte durften nicht ohne wichtige Ursache vom Herzog 
entlassen werden und mussten zu allen Regierungshandlungen hinzugezogen wer-
den140. Mit den Religionsreversalien und der Übertragung der herzoglichen Rechte 
über die Landeskirche auf den Geheimen Rat erhielt er 1733/34 einen erneuten 
Machtzuwachs.

Als Karl Alexander die Regierung in Stuttgart antrat, begann eine Phase der 
Übereinstimmung und Kooperation von Geheimem Rat und Herzog, wie man sie 
in Württemberg unter Eberhard Ludwig herbeigesehnt hatte. Auf sehr positive Re-
sonanz im Geheimen Rat stieß die Aufl ösung des Konferenzministeriums durch 
den Herzog. Mit Hilfe dieses Gremiums hatte Eberhard Ludwig seit 1717 unter 

133 Die Akten der Verhöre und Prozesse gegen Süß, Bühler, Hallwachs, Metz und andere in: 
HStAS A 48.

134 Dülfer: Studien zur Organisation.
135 Landtags-Abschied vom 23. Dezember 1629, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  328–339. 

Bestimmungen zum Geheimen Rat auf S.  334.
136 Herzogliches Reskript vom 26. Juni 1710, in: ebd., Bd.  13, S.  885.
137 Spittler: Geschichte des wirtembergischen Geheimen-Raths-Collegiums; Wintter-

lin: Geschichte der Behördenorganisation, Bd.  1, S.  77–80; Marquart: Das vormalige 
Herzogliche, nachmalige Kurfürstliche altwürttembergische Regierungskollegium.

138 Spittler: Geschichte des wirtembergischen Geheimen-Raths-Collegiums, S.  279 f.
139 Als Vorläufer der Ministerverantwortlichkeit entstand in Württemberg schon sehr früh 

das landschaftliche Recht, gegen die höchsten Beamten Beschwerden vorzubringen. Ver-
brieft wurde es allerdings erstmals im Erbvergleich 1770; Pistorius: Die Ministerverant-
wortlichkeit, S.  76 f.

140 Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, Bd.  1, S.  63–67; Wunder: Die Sozi-
alstruktur der Geheimratskollegien; Ders.: Privilegierung und Disziplinierung, S.  53.
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Umgehung des aufsässigen Geheimen Rats regiert, zum Leidwesen der Landschaft. 
Solche Konferenzministerien, Konferenzen oder Kabinette waren überall im Reich 
seit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts eingerichtet worden. Die politischen 
Entscheidungen wurden damit aus dem an die Stände gebundenen Geheimen Rat 
herausgelöst und der Fürst konnte viel freier und fl exibler agieren141. In Württem-
berg wurde erstmals 1717 von Eberhard Ludwig ein solches Kabinett unter der 
Bezeichnung Konferenzministerium eingerichtet, der von nun an alle außenpoli-
tischen Entscheidungen ausnahmslos hier treffen ließ. Er besetzte das Gremium 
mit Verwandten und Vertrauten seiner Mätresse Grävenitz142.

Nachdem Karl Alexander das Konferenzministerium aufgelöst hatte, regierte er 
zunächst in Eintracht mit dem Geheimen Rat. Als es dann aber über der Frage der 
Prinzenerziehung zum Konfl ikt mit dem Rat kam und Karl Alexander einige Ge-
heimräte entlassen musste, richtete er schließlich am 6. Juni 1735 das Konferenzmi-
nisterium wieder ein, um den Geheimen Rat völlig umgehen zu können143. Im 
Gegen satz zu Eberhard Ludwig aber erließ Karl Alexander auch eine Konferenz-
ordnung für das neue Gremium. Nach diesen Ordnungen vom 25. Juli 1735 und 5. 
April 1736 bestand das Ministerium aus fünf Mitgliedern, die zugleich auch Ge-
heimräte waren144. Der Herzog konnte das Gremium mit ihm völlig ergebenen Rä-
ten besetzen und so mit sehr viel weniger landschaftlichem Widerstand regieren. 
Die fünf Geschäftsbereiche des Ministeriums waren Comitialia und Publica, Jus-
tiz- und Prozesssachen, geheime Korrespondenz, Kameral- und Ökonomiewesen 
und Gnadensachen, im Oktober 1736 kamen das Gratial- und das Fiskalatsamt 
hinzu145.

Anhand der Akten im Bestand A 7 des Hauptstaatsarchivs Stuttgart lässt sich 
nachvollziehen, wie sehr die vom Konferenzministerium entfaltete Aktivität von 
Monat zu Monat zunahm. Die Aktenbüschel aus den ersten Monaten nach Grün-
dung des Gremiums sind noch relativ dünn, aber da es am Ende der Regierungszeit 
Karl Alexanders kaum eine wichtige politische Entscheidung außerhalb des Kon-

141 Dülfer: Studien zur Organisation, S.  250–253.
142 Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  68 f.
143 Ebd., S.  69; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  120; Stern: Jud Süß, S.  58–62.
144 Dies veranlasst Tüchle zu dem Schluss, das Konferenzministerium sei nicht als Kampfan-

sage an den Geheimen Rat gedacht. Aber Karl Alexander konnte nun völlig frei die Ge-
heimräte auswählen, mit denen er regieren wollte, ohne gleichzeitig die Unterstützung 
des Geheimen Rats völlig zu verlieren (Tüchle: Kirchenpolitik, S.  121).

145 Das Gratial- und das Fiskalatsamt leitete Süß als Kabinettsfi skal. Die anderen Bereiche 
waren nach Wintterlin besetzt mit Geheimrat Schütz, Oberhofkanzler Scheffer, Geheim-
rat Pfau, Kammerdirektor Georgii und Requettenmeister Knab in der oben genannten 
Reihenfolge (Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  69 ff.). Der zeitge-
nössische Adresskalender nennt allerdings andere Namen. Ebenfalls aufgeführt werden 
Schütz und Pfau, des weiteren werden als Mitglieder Geheimrat Weinland, Oberhofmar-
schall Schilling und Oberbaudirektor Herbort genannt (Bürcken: Würtemberg, 
S.  45 f.).
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ferenzministeriums gab, sind die erhaltenen Akten dementsprechend umfang-
reich.

6. Pläne für weitere institutionelle Veränderungen

Neben der Wiedereinrichtung des Konferenzministeriums verfolgte Karl Alexan-
der noch sehr viel weiter reichende Ziele in Bezug auf die politische Entscheidungs-
praxis in Württemberg. So fi nden sich in den Akten mehrere unterschiedliche Plä-
ne zur Umgestaltung des Regierungssystems. Ein erster Vorschlag vom 16. 
Dezember 1734 beschäftigte sich in 13 Paragrafen mit einer möglichen Erleichte-
rung der Regierungstätigkeit des Herzogs durch Vereinfachung von Formalia und 
Verfahrenswegen146. Er wurde von Regierungsrat Keller in Stuttgart abgefasst und 
liegt in der Korrespondenz des Herzogs mit dem Bischof von Würzburg.

Ein zweiter Unvorgreiffl icher Plan, wie das hochfürstl[iche] Wirtemberg[ische] 
Regierungs-Wesen regulirt werden könnte147, ging sehr viel weiter als die Vorschlä-
ge Kellers. Während dieser nur kleinere Veränderungen angeregt hatte, sollte nun 
der Geheime Rat grundlegend umgestaltet werden. Der Plan ist nicht datiert, ist 
aber ein Jahr jünger als die Kellersche Schrift und nach der Errichtung des Konfe-
renzministeriums im Juni 1735 entstanden. Der – nicht zu ermittelnde – Verfasser 
schlug vor, vor allem den Geheimen Rat funktional umzugestalten, um die herzog-
lichen Befehle besser umsetzen zu können. Das Geheime Raths Collegium in Stutt-
gardt, auf dem Fuß, wie es jetzo ist, ist von keinem Nutzen und seynd dermahlen 
dasige Geheime Räthe in der That nichts Anderes als Ausschreiber deßen, was in 
dem Geheimen Cabinet resolvirt wird [. . .]148 Aber das Gremium sollte auch perso-
nell neu besetzt werden. In den Rat sollten nur solche Männer berufen werden, zu 
denen der Herzog Vertrauen habe. Außerdem sei im Geheimen Rat ein Selectus 
rechtschaffener, gewißenhaffter [. . .] und erfahrener Leute nöthig [. . .] solche, die 
auch in Staats-Sachen kundig seynd149. Ähnliches wurde auch für den Regierungs-
rat vorgeschlagen.

Ein weiteres Gutachten, das auf dieselbe Zeit zu datieren ist, ging sogar noch 
weiter und schlug die Vereinigung von Geheimem Rat und Kabinettsministerium 
vor150. Die Parallelexistenz beider Gremien bewirke neben einer Verzögerung der 
Geschäfte manigfaltige jalousie, Mißtrauen und Disharmonie151. Dies hätte wohl 

146 Unterthänig unmaßgebliche Gedancken, wie Ihro Hochfl . Dhlt. Dero überhäuffte so 
Kriegs- alß RegierungsGeschäffte also führen und reguliren könten, damit [. . .] dero theü-
erste Gesundheit menagirt und die Last erleichtert [. . .] werden mögten, vom 16. Dezem-
ber 1734, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395.

147 Unvorgreiffl icher Plan, [ohne Datum], ebd.
148 Ebd.
149 Ebd.
150 Unmaßgeblicher Plan, wie künfftighin das Geheimde-Raths-Collegium zu grosser 

Sublevation Ihro hochfürstl. Durchl. eingerichtet werden könte, ebd.
151 Ebd.
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eine Integration des Geheimen Rats in das herzogliche Kabinett und damit dessen 
Aufl ösung bedeutet. Die Formulierung des Vorschlags lässt vermuten, dass eine 
solche Maßnahme nur ein erster Schritt im Reformprozess sein sollte.

Ein weiterer Hinweis auf die Reformabsichten des Herzogs fi ndet sich in den 
Kabinettsakten. Es handelt sich um eine Darstellung des französischen Regie-
rungssystems, die der Herzog selbst in Auftrag gegeben hatte152. Leider ist die kur-
ze Abhandlung weder datiert noch unterzeichnet. Vermutlich ist sie in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1736 entstanden. Es scheint, dass sich Karl Alexander nicht mit 
einfachen Verbesserungen der württembergischen Ordnung begnügen wollte. 
Sonst hätte er wohl kaum detaillierte Hinweise zur Funktion des französischen 
Regierungssystems benötigt. Dieses unterschied sich grundsätzlich von den würt-
tembergischen Verhältnissen: Die fünf obersten Behörden des Landes waren nur 
dem König gegenüber verantwortlich. Keine konkurrierende Macht wie die Land-
schaft hatte Mitspracherechte.

Es existierten allerdings nicht nur Reformpläne, sondern auch direkte Anord-
nungen des Herzogs. So versuchte er bereits im April 1734 die interne Arbeits weise 
des Geheimen Rats zu verbessern, indem er eine bessere Arbeitsteilung und vorbe-
reitende Arbeiten zu den Sitzungen anordnete. Zudem sollten die Abstimmungs-
modalitäten vereinfacht werden153.

Ein etwas weiter gehender politischer Reformansatz ist in der Heeresreform von 
1736 zu erkennen. Dazu wurde das Herzogtum in zwölf Militärdistrikte einge-
teilt, die zunächst der Organisation der Rekrutenaushebung dienten, gleichzeitig 
aber auch die Basis einer politischen Umgestaltung bilden konnten154. Diese Dis-
trikte entsprachen den alten Obervogteien.

Die Vögte standen in Württemberg seit dem 14. Jahrhundert als herrschaftliche 
Beamte an der Spitze des Gerichts neben dem Schultheiß, um den landesherrlichen 
Einfl uss zu stärken. Seit dem Ende des 15. Jahrhunderts wurden über den bürger-
lichen Vögten adelige Obervögte eingesetzt, unter Herzog Christoph bestanden 25 
Obervogteien155, 1728 waren noch 23 Obervögte in Amt und Würden156. 1734 wa-
ren davon vier Obervogteien unbesetzt (Liebenzell, Neidlingen, Neuenbürg und 
Owen)157. Die Landschaft wendete sich von jeher gegen die Vögte, da sie sich im 
Konfl iktfall als treue Anhänger des Herzogs erwiesen. Im April 1735 hob Karl 

152 L’Etat de la France, HStAS A 7 Bü 12.
153 Herzogliches Reskript vom 29. April 1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.
154 Darauf weisen Tüchle, Grube, Carsten, Vann und Wilson hin. Tüchle: Kirchenpolitik, 

S.  148; Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  397; Carsten: Princes and Parliaments, S.  127; 
Vann: Württemberg, S.  225; Wilson: War, State and Society, S.  177.

155 Wintterlin: Geschichte der Behördenorganisation, S.  55 f.; Hammer: Schwäbisches, 
S.  95–123; Benzing: Die Vertretung von Stadt und Amt, S.  75–79; Zimmermann: Der 
Vogt in Alt-Württemberg; Decker-Hauff: Entstehung, S.  225–235; Seigel: Gericht 
und Rat, S.  17–20; Grube: Vogteien, Ämter, Landkreise, S.  18 f.

156 Besoldungsliste der Obervögte (1728), HStAS A 248 Bü 1057.
157 Consignatio deren von Ihro Hochfürstl. Durchl. Herrn Hertzog Carl Alexandern zu 

Würtemberg und Teck von Zeit Antritts Dero Hochfürstl. Regierung bis dato neuange-
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Alexander die Obervogteien gemäß landschaftlicher Forderungen auf158, nachdem 
er kurz zuvor bestimmt hatte, dass die neueren Vogteien nach dem Tod der jetzigen 
Besizer gänzl[ich] cessiren [d. i. aufhören]159 sollten. Für die Aufhebung gab der 
Herzog fi nanzielle Gründe an.

Mit der Heeresreform 1736 wurden die Obervogteien wieder eingeführt160. Im 
Konfl iktfall mit der Landschaft wären über diese die Einkünfte für den Herzog 
gesichert gewesen. Als Bezirksbefehlshaber sollten katholische Offi ziere seines 
Vertrauens fungieren, die zugleich mit gewissen Aufsichtsfunktionen gegenüber 
der zivilen Bezirksverwaltung versehen sein sollten. Diese politische Umgestal-
tung wäre allerdings in letzter Konsequenz „nichts anderes [gewesen] als die Ein-
richtung einer verschleierten Militärdiktatur“161. Carsten und Vann vergleichen 
diese Pläne mit den Major-generals Oliver Cromwells162 und sehen diese als Karl 
Alexanders Vorbild, können dies aber nicht belegen. Trotz der großen Ähnlichkeit 
zwischen den herzoglichen Plänen und dem Cromwellschen System orientierte 
sich Karl Alexander anscheinend mehr an der württembergischen Tradition, in-
dem er ein herrschaftliches Instrument seiner Vorgänger, das er selbst erst 1735 
abgeschafft hatte, wieder reaktivieren wollte. Die gleiche Flexibilität zeigte er auch 
mit der Wiedereinführung des Konferenzministeriums, nachdem er es zuvor be-
seitigt hatte.

Mit den Obervögten griff er eine Tradition Eberhard Ludwigs und Friedrichs I. 
auf. Diese hatten die Vögte und andere herrschaftliche Beamte bereits dazu be-
nutzt, von unten Druck auf die Landschaft auszuüben. Herzogliche Kommissare 
wurden in die Amtsversammlungen der Städte und Ämter geschickt, um dort Ein-
fl uss auf den Willensbildungsprozess zu nehmen und die nach Stuttgart zu sen-
denden Gewälte im Sinne der herzoglichen Politik zu beeinfl ussen. Das tat nun 
auch Karl Alexander. Zudem versuchte er, die Bauern in den Amtsversammlungen 
zu stärken, um so die Position der Ehrbarkeit im Land zu schwächen163. Die Bauern 
waren fast überall in Württemberg von den politischen Mitbestimmungsrechten 

nommener Herren Ober-Vögte und andern Herren Land-Offi cianten vom 23. April 
1734, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  24.

158 Herzogliches Generalreskript vom 18. April 1735, ebd.; Reyscher: Sammlung, Bd.  14, 
S.  157 f.

159 Herzogliches Reskript vom 26. Februar 1735, HStAS A 248 Bü 1057.
160 Abschied des Großen Ausschusses vom 31. Mai 1736, ebd. A 37 U 57, L 3 Bü 401, L 5 

Bd.  174 f. 323r-334v, A 203 Bü 104; Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  470 f.
161 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  148.
162 Das System der major generals wurde im Herbst 1655 eingerichtet, zur Sicherung des 

Lordprotektorats gegen Katholiken und Royalisten und zur Sozialdisziplinierung. Die 
Einteilung von England und Wales in zwölf Militärbezirke konnte nur etwa ein Jahr 
aufrecht erhalten werden und gilt in der englischen Historiographie als verfassungswid-
rige Militärdiktatur. Das System war allerdings extrem effi zient in der Herrschaftsdurch-
setzung Cromwells. Vgl. dazu: Durston: Cromwell’s Major-generals.

163 Benzing: Die Vertretung von Stadt und Amt, S.  102–110; Grube: Dorfgemeinde und 
Amtversammlung, S.  209; Vann: Württemberg, S.  220–223.
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ausgeschlossen, die nur von der Ehrbarkeit ausgeübt wurden. Nach dem Bauern-
aufstand des Armen Konrad hatte die Ehrbarkeit diese Position durchsetzen kön-
nen164. Wie erfolgreich Karl Alexander mit dieser Strategie war, zeigen die Ver-
handlungen im Landtag 1737 bis 1739. Hier forderten die Bauern ihre Mitsprache 
auf Landesebene ein. Allerdings konnten sie sich damit nicht durchsetzen. Letzt-
endlich blieb es beim Status quo165.

7. Infragestellung des Tübinger Vertrags

Karl Alexander gab sich mit der Einrichtung des Konferenzministeriums 1735 kei-
neswegs zufrieden, sondern beschäftigte sich mit sehr viel weiter reichenden Plä-
nen. Die Tatsache, dass diese Reformvorschläge zu großen Teilen in der Würzbur-
ger Korrespondenz liegen, lässt darauf schließen, dass Karl Alexander sie nach 
Würzburg geschickt hatte, um sich mit Schönborn darüber zu beraten. Leider sind 
keine Antwortschreiben des Bischofs erhalten.

Einen großen Schub erlebten die Reformpläne Karl Alexanders mit dem Besuch 
Schönborns im Mai 1736. Ein Aufenthalt in Württemberg war schon länger geplant 
und auf Februar 1736 im Hochstift Würzburg verabredet gewesen, hatte aber we-
gen einer Erkrankung des Bischofs wieder verschoben werden müssen166. Als 
Schönborn im Mai in Württemberg weilte, nutzte Karl Alexander dies zu ausführ-
lichen gemeinsamen Beratungen. Neben den Gutachten zum württembergischen 
Kirchenwesen und zur Prinzenerziehung sowie einer Neufassung des Testaments 
versprach Schönborn, ein Rechtsgutachten zum Verhältnis von Herzog und Land-
ständen in Württemberg an der Würzburger Universität anfertigen zu lassen.

Die Fertigstellung des Gutachtens verzögerte sich allerdings. Bereits im Juni 
1736 entschuldigte sich Schönborn in einem Brief, den er nach der Rückkehr von 
seinem Besuch verfasste, dass er sein gegebenes Worth noch nicht habe halten kön-
nen, deroselben meine Gedancken über einige dero Angelegenheiten hiermit zu-
rück zu schicken167. Im Dezember 1736 schrieb der Würzburger Geheimrat Fichtel, 
dass das Gutachten in Arbeit, aber noch nicht fertig sei, dann es solle alleß derma-
ßen ausgeführet und wohl gegründet werden, dass auch denen höchsten Reichsge-
richten es seinen festen Bestand haben168 werde. Es werde gewisslich die Hertzog-
liche Hoheit und die landßfürstliche Gerechtsambe gegen die ungeziemende 
Anmaßungen [. . . und] Mitherrschaft solcher geringen Leüthen und gehuldigten 

164 Vgl. dazu v. a.: Schmauder: Württemberg im Aufstand.
165 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  409–426.
166 Schreiben des Bischofs von Würzburg an den Herzog vom 25. Januar, 12. Februar 1736, 

StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395.
167 Schreiben des Bischofs von Würzburg an den Herzog vom 12. Juni 1736, HStAS A 6 Bü 

159.
168 Schreiben Fichtels an Remchingen vom 16. Dezember 1736, StA Wü, Abgabe Ludwigs-

burg, B 540 Bü 395.
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Unterthanen genugsamb unterstützen169. General von Remchingen antwortete im 
Januar 1737: Und dieses [landschaftliche Mitbestimmungsrecht] wäre der nodus 
Gordius, der [. . .] mit deß Alexandri Säbel entzwey gehauen werden solle170. Außer-
dem bezeichnete er die Landstände als Hydra, deren Kopf abzuschlagen sei.

Wenige Tage später, im Februar 1737, wurde das Gutachten überbracht171. Es 
umfasste 186 Folioseiten und trug den programmatischen Titel: Die in ihre behö-
rige Schranken verwiesene Gewalt und Authorität deren Land-Ständen in teut-
schen Fürstenthümern, besonders in dem Hertzogthum Würtenberg, denen Lieb-
habern der Wahrheit und guten Ordnung vorgestellet von Christian Fürchtgott 
Fürstenlieb, beyder Rechten doctorn172. Der Autor des Gutachtens war vermutlich 
Johann Friedrich von Ickstatt173, der seit 1731 an der Würzburger Universität Öf-
fentliches, Römisches, Natur- und Völkerrecht lehrte174. Gleichzeitig war er juris-
tischer Berater des Fürstbischofs und verfasste in dessen Auftrag zahlreiche Gut-
achten. Unter anderem unterstützte er 1737 und 1738 den Bischof in seinen 
Konfl ikten mit den Domkapiteln in Würzburg und Bamberg175. Ickstatt war ein 
energischer Vertreter der katholischen Partei im Reich und Anhänger eines aufge-
klärt-absolutistischen Regierungsprogramms. Nach seiner Auffassung sollte es 
Ziel staatlichen Reformhandelns sein, den Staat auf allen Gebieten zu vereinheitli-
chen und die oberste Staatsgewalt gegen zentrifugale Sondergewalten, wie die 
Landstände, zu stärken176. Und genau dies vertrat er auch in dem Gutachten über 
die württembergischen Landstände. Sehr ähnliche Thesen und Argumentationen 
sind auch nachzulesen in seiner Schrift zur Rettung der Landes-Hoheit, in der er 
Einschränkungen des Fürsten als Bestimmungen mit keinem oder doch sehr sel-
tenem Nutzen177 bezeichnete. In einer anderen Abhandlung defi nierte er die Auf-
gaben von Landständen: Die Landstände haben i[n] d[er] R[egel] auf den Landta-

169 Ebd.
170 Schreiben Remchingens an Fichtel vom 3. Januar 1737, HStAS A 202 Bü 1820, L 3 Bü 

405b; WLB Cod. hist. quart. 221.
171 Schreiben Fichtels an Remchingen vom 30. Januar 1737, Dankschreiben Remchingens 

vom 6. Februar 1737, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396.
172 Gemäß der Historiographie war das Gutachten bis 1956 verschollen und auch nicht in 

Abschrift zugänglich. Wahrscheinlich wurde es von den Erben der Familie Remchingen 
verwahrt. Allerdings liegen in der Handschriftensammlung der WLB (Cod. hist. fol.  198) 
seit dem 18. Jahrhundert Auszüge dieses Gutachtens in Abschrift, die wohl von der For-
schung nicht rezipiert worden sind. Heute liegt das vollständige Gutachten im StA Würz-
burg, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 413.

173 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  125 f.; Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  396; Schraut: 
Das Haus Schönborn, S.  237. In der Sekundärliteratur fi ndet sich nur ein Hinweis auf den 
Würzburger Geheimrat Fichtel als Autor des Gutachtens. Das ist aber unwahrscheinlich 
und schlecht begründbar. Vgl. Christ: Hof – Territorium, S.  55.

174 Schindling: Die Julius-Universität, S.  85.
175 Kreh: Leben und Werk, S.  22–49.
176 Ebd., S.  27.
177 Ickstatt: Rettung der Landes-Hoheit, S.  22.



215

gen lediglich konsultatives, nicht aber dezisives Stimmrecht178. Vergleichbare 
Vorstellungen fi nden sich einige Jahre später auch bei Johann Jakob Moser: Ich 
hingegen muß bekennen, daß ich niemalen dafür gehalten habe, und noch nicht 
dafür halte, Landstände seyen Mit-Regenten, oder haben Anteil an der Landesho-
heit [. . .]179

Das Gutachten gegen die württembergischen Landstände ist in zwei Teilen auf-
gebaut, wobei sich der erste Teil mit Landständen im Allgemeinen beschäftigt180 
und erst der zweite auf die spezielle Situation der württembergischen Landschaft 
eingeht181. In diesem Teil wird der Tübinger Vertrag ausführlich analysiert und die 
landschaftliche Interpretation widerlegt. Das Gutachten kommt zu dem Schluss, 
dass den Landständen nur beratende, zustimmende und vollstreckende Funkti-
onen zustünden. Sie seynd [. . .] blos als consiliarii, approbatores et executores anzu-
sehen182 und ihre Vota [. . .] folglich nur consultativa183. Sie dürften sich keines Cor-
regiminis oder Mitregierung anmaßen184. Lediglich bei der Veräußerung von 
Landesteilen hätten sie ein Mitspracherecht185. Keinerlei Autorität hätten sie in Re-
ligions- und Kirchensachen186, wodurch die Religionsreversalien null und nichtig 
wären187. Der Autor des Gutachtens war der Auffassung, dass der Tübinger Ver-
trag, der durchaus seine Gültigkeit behalten sollte, von der Landschaft falsch aus-
gelegt und interpretiert worden sei. Diese irrige Praxis müsse man beenden und 
dem Herzog seine ihm zustehenden Rechte zurückgeben.

Das Gutachten entsprach also völlig der Herrschaftsauffassung Karl Alexanders 
und Schönborns und atmete den Geist des Absolutismus. Allerdings enthielt es 
keine Vorschläge zur praktischen Umsetzung seiner Argumentation, sondern war 
eine rein juristische Abhandlung über die Gültigkeit des bestehenden und prakti-
zierten württembergischen Rechts. Welche Auswirkungen sie haben und wie die 
Verwirklichung aussehen könnte, überließ der Verfasser dem Auftraggeber. Das 
Gutachten konnte also nur zur Rechtfertigung und Begründung der Reformab-
sichten Karl Alexanders dienen und bot keine neuen Alternativen. Über die Um-
setzung und Verwirklichung der juristischen Grundsätze des Gutachtens in die 

178 These Nr.  4, in: Dissertatio de eo, quod jure publico universali et particulari I. R. G. circa 
venationes juris est, 1737. Deutsch 1749 unter dem Titel: Gründl. Abhandlungen von den 
Jagdrechten, wie sich solche aus den allg., nat. u. besondern Statsrechten erweisen lassen. 
Zitiert nach: Kreh: Leben und Werk, S.  246.

179 Moser: Von der Landeshoheit, S.  207.
180 Die in ihre behörige Schranken verwiesene Gewalt und Authorität deren Land-Ständen, 

StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 413, S.  1–89.
181 Ebd., S.  90–155.
182 Ebd., S.  102.
183 Ebd., S.  105.
184 Ebd., S.  108.
185 Ebd., S.  150 ff.
186 Ebd., Anhang.
187 Dizinger: Beiträge, S.  48 f.; Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  396; Tüchle: Herzog 

Carl Alexander, S.  233 f.
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Praxis sollte auf einer Konferenz zwischen Karl Alexander und Schönborn in 
Würzburg beraten werden. Dies wurde allerdings durch den Tod des Herzogs im 
März, unmittelbar vor seiner Abreise, verhindert.



E. Ergebnisse und Folgen

I. Die dominante Position des Herzogs im März 1737

1. Position und Pläne Herzog Karl Alexanders

Um die Regierungszeit Karl Alexanders besser beurteilen zu können, sollen seine 
bereits erzielten Erfolge und seine Zukunftspläne schlaglichtartig so gezeigt wer-
den, wie sie sich am Tag seines Todes, am 12. März 1737, dargestellt haben. Denn 
unmittelbar danach nahm die Landschaft sukzessive alle seine Maßnahmen zu-
rück.

Als Karl Alexander sich an diesem Tag zu einer Reise nach Danzig aufmachte, 
konnte er auf einen sehr erfolgreichen Beginn seiner Regierung zurückschauen. Er 
hatte große Pläne für die Fortführung seiner begonnenen Reformen und für wei-
tere Neuerungen. Eine Station auf der Reise nach Danzig sollte Würzburg sein, wo 
er seinem Freund und Mentor Friedrich Karl von Schönborn seine Pläne präsentie-
ren wollte. Weder zu dieser Unterredung noch zu weiteren Reformen sollte er aber 
Gelegenheit haben.

Im Laufe seiner dreieinhalbjährigen Regierung hatte Karl Alexander sehr erfolg-
reich die Widerstände der Landschaft gegen seine Neuerungen überwunden und 
Reformen im Finanzbereich, in der Verwaltung sowie in der Außen- und Kirchen-
politik durchführen können. Wichtigstes Ziel Karl Alexanders im Bereich der Fi-
nanzen war es, einen fi nanziellen Spielraum zur Vergrößerung seiner politischen 
Möglichkeiten zu schaffen. Über das Steuerbewilligungsrecht des Tübinger Ver-
trages war die herzogliche Politik an die landschaftliche Zustimmung gebunden. 
Ohne dieses Recht anzutasten, schränkte der Herzog den Spielraum der Land-
schaft immer mehr ein, indem er seine eigenen Finanzen vermehrte und auf der 
anderen Seite seine Ausgaben verringerte. Es gelang Karl Alexander sehr effektiv, 
seine Einkünfte zu erhöhen. Er reduzierte die ererbten Schulden, maximierte die 
Einkünfte aus dem Kammergut, reformierte das herzogliche Finanzsystem und 
besteuerte seine Beamten. Des Weiteren erschloss er neue Geldquellen und ließ die 
wirtschaftliche Aktivität des herrschaftlichen Apparates enorm ausweiten. Er 
schuf das Amt eines Generalkontrolleurs der Finanzen, um die Geldfl üsse effek-
tiver und verlustärmer zu gestalten. Um Geld und Investitionen im Land zu halten, 
gründete er eine württembergische Bank. Das einzige Projekt, das gescheitert war, 
waren seine Münzkontrakte. Die Ausmünzung seiner Geldstücke musste auf Wei-
sung des Kaisers eingestellt werden, hatte aber zuvor schon sehr große Gewinne 
abgeworfen.

Das größte Projekt war der Herzog zwar schon angegangen, die Umsetzung 
konnte die Landschaft allerdings verhindern: Die umfassende Steuerreform Karl 
Alexanders blieb in ihrer Planungsphase stecken. Das neue Steuersystem hätte das 
antiquierte Durcheinander verschiedenster Steuern beendet und zu einer ge-
rechteren Besteuerung der Bevölkerung und gleichzeitig zu gesteigerten Einnah-
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men geführt. Auch die landschaftliche Akzise und die Trizesimen sollten in dieses 
System einbezogen werden.

Auf der anderen Seite konnte der reformbegeisterte Herzog Erfolge bei der Ver-
minderung der Ausgaben erzielen. In seiner Hofhaltung reduzierte er die Diener-
schaft und entließ eine Theatergruppe. Im Gegensatz zu seinem Vorgänger Eber-
hard Ludwig errichtete er keine prunkvollen Schlösser im Land. Karl Alexander 
beließ es bei kleineren Renovierungsmaßnahmen in Stuttgart und minimalen Kor-
rekturen in Ludwigsburg. Durch die Neuorganisierung der Hofkasse sollten die 
Ausgaben der Hofhaltung transparenter werden.

Eine Verschlankung der anderen Landesbehörden scheiterte am Widerspruch 
der Landschaft. So trugen nur die Einsparungen auf der herzoglichen Seite zu den 
Sparerfolgen bei. Inwieweit die Vorschläge Karl Alexanders zur Reduzierung des 
Verwaltungspersonals im Land nur Kostengründe gehabt haben mögen oder ob er 
damit einen ersten Schritt in Richtung einer grundsätzlichen Reform der Landes-
verwaltung gehen wollte, muss offenbleiben. Sicher ist allerdings, dass Karl Alex-
ander weitere Reformabsichten in Bezug auf die Verwaltung hegte. Seine bishe-
rigen Eingriffe waren sehr erfolgreich gewesen und hatten ihn zu größeren Plänen 
motiviert.

Mit der Einführung des Konferenzministeriums als absolutistischem Kabinett 
über dem Geheimen Rat gelang es Karl Alexander, den landschaftlichen Einfl uss 
auf das oberste Entscheidungsgremium des Landes auszuschalten und damit seine 
eigene Handlungsfreiheit zu vergrößern. Auch das Pupillen-, das Fiskalats- und 
das Gratialamt hatten diesen Effekt in den Bereichen Erziehung, Justiz und Perso-
nalpolitik. Hier konnte mit den Reformen der traditionelle Einfl uss der Landschaft 
empfi ndlich geschwächt werden. Schon die Verdrängung der Grävenitz-Anhänger 
aus Politik und Verwaltung bei seinem Regierungsantritt war sehr effektiv und 
öffentlichkeitswirksam gewesen, aber mit Hilfe des Gratialamts konnte der Her-
zog nun alle Stellen nach seinem Belieben besetzen und gleichzeitig auch noch dar-
an verdienen.

In den herzoglichen Plänen stellte dieses aber lediglich die erste Stufe einer um-
fassenden Reform dar. Mit juristischer Unterstützung aus Würzburg sollte das 
historisch gewachsene System der württembergischen Staatsverwaltung komplett 
neu gestaltet und den Bedürfnissen der neuen Zeit angepasst werden. Die Regie-
rungsgremien sollten neu geordnet und neu zugeschnitten werden, unter Um-
ständen sogar der Geheime Rat aufgelöst werden. Auch die Kommunalverwal-
tung der Städte und Ämter sollte umgestaltet werden. Dazu sollten die vom 
Herzog mit seinen Anhängern besetzten Obervogteien dienen. Bei einer erfolg-
reichen Umsetzung dieser Reformen hätte der Herzog die Besetzung aller wich-
tigen Ämter von der obersten Regierungsebene bis in die Kommunalverwaltung 
in seinem Kompetenzbereich vereinigt. Ein erster Vorstoß des Herzogs zur Redu-
zierung des Behördenpersonals war allerdings an der Landschaft gescheitert. 
Aber alle Initiativen und Projekte des Herzogs stießen zunächst auf die Ableh-
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nung der Landschaft, und in der Regel konnte der Herzog sie in einem späteren 
Anlauf durchsetzen.

Im außenpolitischen Bereich setzte Karl Alexander seine Ziele vollständig gegen 
den Willen der Landschaft um und war, entgegen den Befürchtungen der Land-
schaft, damit sehr erfolgreich. Der Herzog schloss ein Bündnis mit dem Kaiser, 
während die Landschaft eine württembergisch-französische Verbindung favori-
sierte. In der Kriegsführung war er als Landesherr und als kaiserlicher General 
sehr erfolgreich, während die Landschaft lieber neutral geblieben wäre. Die Vor-
aussetzung für eine außenpolitische Beweglichkeit bildete für Karl Alexander ein 
reformiertes Heer. Er konnte seine Vorstellungen in der Heeresreform ohne Ab-
striche, gegen den Willen der Landschaft, umsetzen.

Im kirchlichen Bereich konnte die Landschaft mit den Religionsreversalien ei-
nen enormen Erfolg verbuchen. Dies kann als das einzige wirklich erfolgreiche 
Projekt der Landschaft gewertet werden. Allerdings muss einschränkend darauf 
hingewiesen werden, dass die Landschaft die Reversalien schon vor dem Regie-
rungsantritt Karl Alexanders durchgesetzt hatte und das Erfordernis ihrer neuer-
lichen Anerkennung als Druckmittel dafür einsetzte, dass sie einem katholischen 
Herzog huldigen würde. Im Zuge seiner Reformpläne beabsichtigte Karl Alexan-
der, die Religionsreversalien aufzuheben, um danach mit Würzburger Unterstüt-
zung den rechtlichen Status von Lutheranern, Reformierten und Katholiken in 
Württemberg aneinander anzugleichen. Ein solcher Plan hätte aber im Hinblick 
auf das Rechtssystem des Westfälischen Friedens kaum durchgeführt werden kön-
nen.

2. Die Lage der Landschaft

Die Situation der Landschaft war kurz vor dem Tod des doch relativ erfolgreichen 
Herzogs alles andere als rosig. Abgesehen von den Religionsreversalien hatte die 
Landschaft seit 1733 kein einziges ihrer Projekte umsetzen können. Auch konnte 
sie kaum ein herzogliches Projekt verhindern. Der Herzog hatte sie in eine völlig 
reaktive und defensive Stellung gedrängt.

Das wichtigste Anliegen der Landschaft zu Beginn der Regierung Karl Alexan-
ders war die Einberufung eines Allgemeinen Landtags, wie es bei Regierungs-
wechseln in Württemberg üblich war. Der Herzog vertröstete die Landschaft in 
dieser Frage. Bei jeder vom Herzog gewünschten landschaftlichen Entscheidung 
verwies diese auf die Zuständigkeit eines Landtags. Die Forderung wurde im Lau-
fe der Jahre immer seltener vorgebracht und konnte nicht ein einziges Mal durch-
gesetzt werden. War der Herzog zu Beginn seiner Regierung noch gewillt, einen 
Landtag auszuschreiben, so verhärteten sich die Fronten im Lauf der Jahre. Dem 
Herzog war klar, dass er auf einem Landtag nur verlieren konnte, und es gelang 
ihm, auch größere Projekte ohne die Einberufung eines Landtags zu verwirkli-
chen.
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Landschaftliche Gravamina, die immer wieder vorgebracht wurden, erfuhren in 
der Regel nur dann Unterstützung vom Herzog, wenn sie sich mit seinen Zielen 
deckten. Als Beispiel sei die Verdrängung der Grävenitz-Anhänger zu Beginn der 
Regierungszeit genannt. Gravamina gegen Aktionen Karl Alexanders wurden von 
ihm schlichtweg ignoriert oder er stellte die Zuständigkeit der Landschaft in Frage, 
wie es zum Beispiel nach der Errichtung des Pupillenamts geschah.

Im Bereich der Finanzen wurde der Herzog mit seinen eigenen Einnahmequel-
len immer unabhängiger vom Einfl uss der Landschaft und versuchte, immer mehr 
in die landschaftlichen Steuerbewilligungskompetenzen einzugreifen. Das wich-
tigste landschaftliche Einfl ussinstrument, die Bewilligung von Geldern für die 
herzogliche Politik, drohte immer wirkungsloser zu werden.

Institutionelle Reformen gegen ihren Willen musste die Landschaft unter Pro-
testen hinnehmen. Keine der von ihr angegriffenen Maßnahmen wurde zurückge-
nommen. Das Konferenzministerium agierte sehr erfolgreich und auch Pupillen-, 
Fiskalats- und Gratialamt funktionierten tadellos. Jede institutionelle Verände-
rung Karl Alexanders verkleinerte den landschaftlichen Einfl uss auf Politik und 
Verwaltung – stets zugunsten des Herzogs. Die Landschaft ihrerseits entfaltete 
keinerlei eigene Initiative und beschränkte sich völlig auf den Protest gegen die 
Vorschläge des Herzogs. „[. . .] their lack of an alternative solution illustrates the 
general point that estates were unable to develop their own concept to rival their 
ruler’s ‚modernizing‘ pretensions. Instead, they remained entrenched in their tra-
ditional values [. . .]“1 „Je mehr die Landschaft an Einfl uß verlor, um so hartnäcki-
ger versteifte sie sich auf das ‚Alte Recht‘, d. h. im wesentlichen auf den Tübinger 
Vertrag.“2

Karl Alexander versuchte vor allem zu Beginn seiner Regierung, nicht gegen den 
Willen der Landschaft Politik zu machen, sondern sich mit ihr abzustimmen. Al-
lerdings wurden alle seine Reformen und Projekte von der Landschaft blockiert, 
die ihre Ablehnung stets mit dem Verweis auf den Tübinger Vertrag versah. Des 
Weiteren berief sich die Landschaft auf frühere Landtagsabschiede und herzog-
liche Testamente, um den Tatendrang des neuen Herzogs zu bremsen. Die Ursache 
dieser völlig defensiven Haltung lag in der Sozialstruktur der Landschaft begrün-
det. Die württembergische Ehrbarkeit, aus der sie sich ausschließlich rekrutierte, 
hatte panische Angst davor, in ihren angestammten Rechten beschnitten zu wer-
den. Jede Neuerung barg aus der Perspektive der Ehrbarkeit die Gefahr eines 
Machtverlusts in sich. Deshalb versuchte die Landschaft mehr oder weniger grund-
sätzlich, jede Änderung zu verhindern, um die Bestimmungen des Tübinger Ver-
trags, der die Basis ihrer Rechte bildete, in vollem Umfang erhalten oder sogar 
ausdehnen zu können.

Nur in zwei Bereichen entfaltete die Landschaft eigene Initiative, ohne zuvor 
einen Impuls des Herzogs erhalten zu haben. Zum einen verlangte sie die Einberu-

 1 Wilson: The Power to Defend, S.  25.
 2 Vierhaus: Land, Staat und Reich, S.  51.
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fung eines Landtags und zum anderen bat sie den Herzog um baldige Abfassung 
seines Testaments. Der zweite Wunsch wurde der Landschaft auch erfüllt, aller-
dings entsprach der Inhalt ihren Vorstellungen überhaupt nicht.

Das große Ziel des Herzogs war es, die Landschaft auf eine rein beratende, kon-
sultative Funktion zu reduzieren. De jure war ihm das bis März 1737 nicht gelun-
gen, denn der Tübinger Vertrag, der der Landschaft weitreichende Mitsprache-
rechte sicherte, blieb uneingeschränkt in Kraft. De facto allerdings sah sich die 
Landschaft in eine rein konsultative Haltung gedrängt. Der Herzog wollte sich 
aber nicht mit dem Status quo zufrieden geben, sondern seine Vorrangstellung und 
alleinige Regierung auch rechtlich verankert wissen. So rechtfertigte das unmittel-
bar vor seinem Tod in Stuttgart eingetroffene Gutachten aus Würzburg seine Poli-
tik, indem der Tübinger Vertrag auf eine Art und Weise ausgelegt wurde, dass der 
Landschaft bei einer Umsetzung tatsächlich nur noch konsultative Rechte zuge-
kommen wären.

Keines der herzoglichen Projekte, die gegen ihre politischen Vorstellungen ver-
stießen, konnte die Landschaft wirklich verhindern. Dass die Münzprägungen ein-
gestellt wurden, war nicht das Ergebnis ihrer Proteste beim Herzog sondern der 
Unterstützung, die ihre Sache – aus anderen Gründen allerdings – beim Kaiser er-
fuhr. Die Initiativen des Herzogs wurden durch die Gegenwehr der Landschaft in 
der Regel zunächst etwas gebremst und verzögert, verhindert werden konnte aber 
nicht einmal die herzogliche Heeresreform. Daraus kann man schließen, dass Karl 
Alexander auch die anderen, noch offenen Projekte gegen den Willen der Land-
schaft durchgesetzt hätte, wäre er nicht so plötzlich gestorben. Er hätte wohl so-
wohl die Steuerreform als auch die Verwaltungsreformen durchgeführt. Fraglich 
bleibt allerdings, ob eine Reform der kirchlichen Verhältnisse in Württemberg 
möglich gewesen wäre. Hier hätte sich Karl Alexander wahrscheinlich nicht nur 
gegen die Landschaft, sondern auch gegen das Corpus Evangelicorum und andere 
Institutionen auf Reichsebene durchsetzen müssen. Das System des Westfälischen 
Friedens war bei konfessionellen Fragen sehr sensibel und nicht ohne weiteres zu 
umgehen.

3. Das Verhältnis von Herzog und Landschaft

Während der Regierungszeit Karl Alexanders kam es im Verhältnis zwischen Her-
zog und Landschaft immer wieder zu kleineren Krisen. Hier sollen die Krisen ge-
nannt werden, bei denen es nicht nur um die Tagespolitik oder um unterschiedliche 
Auffassungen bei größeren politischen Projekten ging, sondern um grundsätzliche 
Krisen im Verhältnis zwischen den beiden Parteien. Die Situation hätte mehrmals 
durchaus eskalieren können, was vermutlich zu einem offenen Konfl ikt geführt 
hätte, wie es einige Jahre später unter Herzog Karl Eugen geschehen sollte3.

 3 Haug-Moritz: Württembergischer Ständekonfl ikt.
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Zu einer ersten Krise kam es bereits im Winter 1734/35 im Konfl ikt um Finan-
zierungen im Kriegsrat. Hier konnte die Eskalation nach der scharfen Verwarnung 
des Herzogs nur vermieden werden, indem die Landschaft sich von ihrer Position 
zurückzog. Auch im Konfl ikt zwischen Landschaft und Herzog um deren Selbst-
bezeichnung als procuratores patriae, die ihr der Herzog 1736 untersagte, musste 
die Landschaft einen Rückzieher machen. Erst nach dem Tod Karl Alexanders be-
nutzte sie während des Landtags wieder diese Selbstbezeichnung.

Zu einer weiteren Krise kam es im Jahr 1736. In diesem Jahr ließ der Herzog 
Pupillen-, Gratial- und Fiskalatsamt errichten und auch die Verhandlungen in der 
Hauptsache verliefen in einer sehr viel gespannteren Atmosphäre als sonst. Der 
Herzog ließ seiner Wut über die Landschaft in einem Schreiben an Oberhofkanzler 
Scheffer freien Lauf: So kan [ich] mich nicht genug wundern, wie diese Leüthe [d. i. 
die Landschaft] [. . .] nicht nachlaßen, alle meine Verordnungen zu critisiren und 
auß allem nur den Gifft heraus zu ziehen, ohne auf das daraus fl isende Gute zu 
refl ectiren, oder davon einige Erwehnung zu thun, indem sie nur beständig auf die 
alte Observanz und daß alles in dem alten gewöhnlichen Trotte möchte gelaßen 
werden, sich beziehen4. Wenig später beschwerte er sich bei Scheffer über Beste-
chungen von Seiten der Landschaft. Er habe erfahren, daß von der Landschafft an 
meine sämtl[ichen] Ministres, wie auch die Subalternen des Cabinets und Geheim-
den Raths Balley, gewisse Douceurs gegeben und [da]bey ihrer Einnahm ordentl[ich] 
vermehret werden, welches ich künfftig gänzl[ich] abgestellt und abgeschafft wißen 
will5. Schließlich beklagte sich der Herzog, dass er weder Tag noch Nacht der Ruhe 
genießen könnte, weil man ihme in allen Angelegenheiten entgegen wäre6. Der 
Landschaft gegenüber drohte er mehrfach Konsequenzen an: Soferne sich aber so-
dann welche unter mehrgedachter Landschafft fi nden solten, die auß purer Caprice 
oder Unverstand gleichwohlen gegen solche dero heilsame Gedancken und Ab-
sichten sich sezen wolten, solchenfallß S[eine]r Hochfürstl[ichen] Durchl[aucht] des-
to mehr befugt seyn würden, solches andern zum Exempel zur billich- und wohl-
verdienten Straffe zuziehen7.

So machte man sich auch in der Landschaft Gedanken über die absolutistische 
Politik des Herzogs und darüber, wie man sich angesichts dieser Drohung verhal-
ten solle. Man fürchtete gewaltsame Maaßregeln gegen [Landschafts-]Mitglieder 
und Konsulenten8 und beriet sich darüber, was im nicht zu verhoffenden Fall einer 
Gewaltthätigkeit gegen dieses oder jenes Mitglied, oder einen der Konsulenten, zu 
beobachten seyn möchte9. Man beschloss, in einer Gott gefälligen Standhaftigkeit 

 4 Schreiben des Herzogs an Oberhofkanzler Scheffer vom 21. Oktober 1736, HStAS A 202 
Bü 67.

 5 Schreiben des Herzogs an Oberhofkanzler Scheffer vom 29. Oktober 1736, ebd.
 6 Bericht des Landschaftskonsulenten Neuffer über ein Gespräch mit Süß am 20. Dezem-

ber 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 608r.
 7 Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 16. Oktober 1736, ebd. L 6 Bü 118.
 8 Beratungen im Großen Ausschuss am 25. Mai 1736, ebd. L 5 Bd.  174 f. 319r.
 9 Ebd.
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bey Vertheidigung der landschafftlichen Rechte und Freyheiten zu verharren10 und 
sich im Übrigen so zu verhalten, wie man es bereits 1708 in einer ähnlichen Situa-
tion beschlossen hatte11: Zunächst sollte ein Agent am Hof in Wien Unterstützung 
suchen, es sollte ausreichend Geld aus der Landschaftskasse entnommen werden, 
um die Handlungsfähigkeit der Landschaft zu sichern, und Zusammentritte der 
Ausschüsse sollten vorerst außerhalb von Stuttgart im Geheimen stattfi nden. Der 
Landschaft schien also die Gefahr einer Eskalation greifbar und real genug, um 
einen Plan zu diskutieren, wie man sich in einem solchen Fall verhalten solle. Dar-
über nachzudenken, ob es tatsächlich zu einer Eskalation hätte kommen können, 
scheint müßig. Mit dem Tod Karl Alexanders war diese Gefahr bis auf weiteres 
gebannt.

4. Die landschaftliche Klage vor Reichsgerichten

Hätte die Landschaft bei einer Fortsetzung der Reformbemühungen ihres Herzogs 
die Möglichkeit gehabt, sich an eine Hilfsinstanz außerhalb Württembergs zu 
wenden? Im Falle der Münzausprägungen hatte die Landschaft mit kaiserlicher 
Unterstützung gehandelt. Der Kaiser trat zwischen 1648 und 1806 immer wieder 
für die Rechte der Landstände ein. Indem er die Landstände erhielt und stärkte, 
konnte er dem landesfürstlichen Absolutismus entgegenwirken und die Zentralge-
walt im Reich und damit seine eigene Position stärken12. Sehr oft führte der Weg 
der Landstände über ein Urteil der Reichsgerichte zur Unterstützung durch den 
Kaiser. Ein wichtiger Vortheil der Reichsverfassung ist noch, daß gegen alle Mit-
glieder des Reichs richterliche Hülfe statt fi ndet13. Den Zeitgenossen galt das Recht 
als Grundkategorie des Reichs, das Reich wurde völlig selbstverständlich als 
Rechtssystem verstanden14.

Für eine generelle Sicherung ihrer Position wäre der württembergischen Land-
schaft der Rechtsweg mit einer Klage vor dem Reichshofrat15 oder dem Reichskam-
mergericht also offengestanden, in deren Zuständigkeit die Klage Reichsmittel-
barer gegen Reichsunmittelbare gefallen wäre16. Beispiele anderer Territorien des 
Reichs aus derselben Zeit zeigen, dass vor allem vor dem Reichshofrat in Wien eine 
reelle Möglichkeit für Landstände bestand, sich gegen ihren Fürsten durchzuset-
zen. Das Reichskammergericht in Wetzlar war bei weitem nicht so effektiv. Zum 

 10 Ebd.
 11 Beratungen im Großen Ausschuss am 23. August 1708, ebd. Bd.  148 f. 211v-213r.
 12 Hertz: Die Rechtsprechung der höchsten Reichsgerichte, S.  342 f.; Vierhaus: Land, 

Staat und Reich, S.  42.
 13 Pütter: Historische Entwickelung, Bd.  3, S.  234.
 14 Ortlieb: Im Auftrag des Kaisers, S.  304.
 15 Hanzely: Anleitung zur neuesten Reichshofrathspraxis; Ders.: Grundlinien der heu-

tigen Reichshofrathspraxis; Ders.: Fortsetzung der Grundlinien der heutigen Reichshof-
rathspraxis.

 16 Gschließer: Der Reichshofrat, S.  34 f.
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einen war hier die Verfahrensdauer sehr viel länger anzusetzen, zum anderen war 
der Reichshofrat durch seine Nähe zum Kaiser stärker legitimiert17.

Kaiser Karl VI. hatte in seiner Wahlkapitulation 1711 versprochen, seine Landes-
untertanen vor Übergriffen ihrer Landesfürsten im Reich zu schützen18. In der 
Praxis lief dies meist über eine Entscheidung der Reichsgerichtsbarkeit, die sich – 
neben diesen ständischen Konfl ikten – vor allem auch mit Religionsprozessen und 
Untertanenklagen auseinandersetzte. Die Reichsgerichtsbarkeit kann deshalb in 
ihrer politischen Bedeutung als „Regulativ für Untertanen- und Ständekonfl ikte“19 
bezeichnet werden. Klagen von Landständen gegen ihren absolutistisch regierenden 
Fürsten wurden im 17. und 18. Jahrhundert in der Regel zugunsten der Landstände 
und damit im Sinne der ständischen Rechtstradition entschieden. So haben mehr-
malen beide höchste Reichsgerichte auf angebrachte Klagen ganzer Landschaften 
[. . .] solche Erkenntnisse erlaßen, welche die Ausübung der landesherrlichen Gewalt 
in gewisse Gränzen zurückzuhalten zur Absicht hatten20.

Dies zeigt auch der Blick auf Präzedenzfälle in anderen Territorien des Reichs. 
War eine landständische Klage erfolgreich und der Fürst uneinsichtig, wurde der 
Fürst von einer Reichsexekution abgesetzt und von einem Nachfolger beerbt oder 
das Territorium wurde unter kaiserliche Administration gestellt. Natürlich konnte 
der Fürst auch die klageauslösende Problematik beseitigen, um dem Urteil gerecht 
zu werden. In einem solchen Fall wurde keine Reichsexekution nötig. Reichsexe-
kutionen galten als eine selbstverständliche Form der Reichspolitik21. Im Zeitraum 
von 1648 bis 1806 fanden insgesamt 26 erfolgreiche Exekutionen gegen verurteilte 
Reichsfürsten und Reichsgrafen statt.22 Die Liste könnte enorm verlängert werden, 
wenn sie um die Zahl der Urteile gegen Landesfürsten vermehrt würde, die keine 

 17 Ebd., S.  45; Aretin: Das Alte Reich, Bd.  1, S.  91–97; Marquardt: Zur reichsgericht-
lichen Aberkennung, S.  60.

 18 Hughes: The Imperial Aulic, S.  197 f.
 19 Westphal: Der politische Einfl uß von Reichsgerichtsbarkeit, S.  109.
 20 Pütter: Historische Entwickelung, Bd.  3, S.  236.
 21 Weber: Reichspolitik und reichsgerichtliche Exekution, S.  7.
 22 1655 gegen den gefürsteten Grafen von Zollern-Hechingen, 1666 gegen Herzog Karl von 

Bremen (König von Schweden), 1683/84 gegen den Grafen von Hohenems-Vaduz, 1687 
gegen den Grafen von Neuwied, 1688 gegen den Grafen von Hohenems-Hohenems, 1693 
gegen den Grafen von Hohenems-Vaduz, 1698 gegen den Grafen von Sayn-Wittgenstein-
Wittgenstein, 1702/05 gegen die Kurfürsten von Köln und von Bayern, 1707 gegen den 
Grafen von Nassau-Siegen, 1708 gegen den Herzog von Mantua, 1713 gegen den Kurfürs-
ten von Brandenburg, 1716/18 gegen den Landgrafen von Hessen-Kassel, 1719 gegen den 
Grafen von Schwarzburg-Rudolstadt, 1723 gegen den Grafen von Bentheim, 1728 gegen 
den Herzog von Mecklenburg-Schwerin, 1728 gegen den Kurfürsten von der Pfalz, 1756–
1763 gegen den Kurfürsten von Brandenburg (König von Preußen), 1770 gegen den Her-
zog von Württemberg, 1770 gegen den Grafen von Leiningen-Güntersblum, 1771 gegen 
den Kurfürsten von der Pfalz, 1775 gegen den Wild- und Rheingrafen zu Rheingrafen-
stein, 1778 gegen den Grafen Waldburg-Wolfegg-Waldsee, 1787 gegen den Landgrafen 
von Hessen-Kassel, 1790 gegen den Fürsten von Lippe, 1793 gegen den Fürsten von Wied-
Neuwied. Übersicht über die Reichsexekutionen gegen Reichsfürsten und Reichsgrafen 
in: Marquardt: Zur reichsgerichtlichen Aberkennung, S.  85–89.
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Reichsexekution nach sich zogen23. Dabei fällt auf, dass nicht nur mindermächtige 
Reichsgrafen belangt wurden, sondern auch die Kurfürsten von Bayern, Köln oder 
Brandenburg sich dem Urteil des Reichshofrats oder des Reichskammergerichts 
beugen mussten. Vor 1648 handelte es sich bei der Mehrzahl der Reichsexekutionen 
um Fälle von Landfriedensbruch und Hochverrat, nach 1648 ging es allerdings 
überwiegend um Missbrauch der herrschaftlichen Gewalt im Zeichen des Absolu-
tismus24. Auch gegen Herzog Karl Eugen von Württemberg wurde 1770 wegen 
Missachtung der landständischen Verfassung eine Kommission eingesetzt25.

Die wohl bekannteste Klage gegen einen Landesfürsten war 1728 die gegen Her-
zog Karl Leopold von Mecklenburg-Schwerin, der daraufhin vom Reichshofrat 
abgesetzt wurde und nach Danzig fl iehen musste26. Ähnlich erging es 1719 dem 
Grafen von Schwarzburg-Rudolstadt im Obersächsischen Reichskreis27 und 1707 
dem Grafen Wilhelm von Nassau-Siegen im Westfälischen Reichskreis. In allen 
diesen Fällen wurde das Urteil gegen den Fürsten wegen Erhebung ungerechtfer-
tigter Abgaben, Missbrauchs der herrschaftlichen Gewalt oder Missachtung der 
landschaftlichen Rechte gefällt. Alle drei Fälle hätten wegen ihrer zeitlichen Nähe 
der württembergischen Landschaft 1737 als Beispiel dienen und Vorbildfunktion 
haben können. In der direkten Nachbarschaft, in Hohenzollern-Hechingen, gab es 
in den Jahren 1701, 1706, 1731, 1732 und 1733 insgesamt sechs Verurteilungen des 
gefürsteten Grafen durch Reichskammergericht und Reichshofrat. Geklagt hatten 
einzelne Gemeinden, die Bauern und die Landschaft28. Allerdings erregten diese 
Fälle kein so großes Aufsehen.

Bereits vor der Regierungszeit Karl Alexanders hatte die württembergische 
Landschaft selbst Erfahrungen mit dem Reichshofrat gesammelt29. Sie hatte 1689, 
1692 und 1699 gegen den herzoglichen Absolutismus seines Vaters Friedrich Karl 
geklagt. Bei diesen Klagen war es allerdings nicht zu einem Urteil gekommen, der 
Reichshofrat hatte im Sinne der Landschaft vermitteln können und der Herzog-
Administrator seine Politik dementsprechend anpassen müssen30. Auch einzelne 
Mitglieder der Landschaft hatten schon am Reichshofrat geklagt, zum Beispiel ge-

 23 Vgl. dazu: Hertz: Die Rechtsprechung der höchsten Reichsgerichte.
 24 Marquardt: Zur reichsgerichtlichen Aberkennung, S.  83.
 25 Vgl. dazu: Haug-Moritz: Württembergischer Ständekonfl ikt; Vierhaus: Staaten und 

Stände, S.  106–109.
 26 Vgl. zu Mecklenburg: ebd., S.  105 f.; Aretin: Das Alte Reich, Bd.  2, S.  259 ff. Kaiserliche 

Anordnung der Reichsexekution in Mecklenburg vom 10. Juni 1717, in: Hofmann: Quel-
len, S.  298 ff.

 27 Ranke: Das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt; Westphal: Kaiserliche Rechtspre-
chung.

 28 Cramer: Die Grafschaft Hohenzollern, S.  307 f.; Hertz: Die Rechtsprechung der höchs-
ten Reichsgerichte, S.  334–337.

 29 Nach dem Tod Karl Alexanders folgten Klagen 1764 und 1765 gegen Herzog Karl Eugen 
sowie 1799 und 1804 gegen Herzog/Kurfürst Friedrich. Vgl. ebd., S.  345.

 30 Ebd.; Grube: Der Stuttgarter Landtag , S.  359–362; Sauer: Herzog Carl Alexander, 
S.  29–34.
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gen die Gräfi n Würben und ihren Bruder, den Oberhofmeister von Grävenitz, ge-
gen Süß oder gegen Remchingen31. Es herrschte also in der württembergischen 
Landschaft keine grundsätzliche Aversion gegen den Reichshofrat oder das Reichs-
kammergericht. Man hatte sich nur noch nicht zu einer Klage gegen Herzog Karl 
Alexander entschlossen.

Die Mitglieder der württembergischen Landschaft wussten auf jeden Fall um die 
Möglichkeit einer Klage vor den Reichgerichten, diskutiert wurde eine solche aller-
dings nicht. Man berief sich stets nur auf württembergische und auf Reichsgesetze, 
niemals wurde aber mit rechtlichen Schritten gedroht. Auch hätte eine Klage nicht 
zwingend der erste Schritt sein müssen. Das Beispiel eines ständischen Konfl ikts in 
Ostfriesland zwischen 1725 und 1732 zeigt, dass der Kaiser bereit war, auch ohne 
Klage vor einem Reichsgericht, vermittelnd in einen Konfl ikt einzugreifen32.

Wahrscheinlich hätte Karl Alexander in seinen Reformen noch weiter gehen 
müssen, damit sich die Landschaft zu einer Klage gezwungen gesehen hätte. Ange-
sichts seiner Pläne und der machtlosen Position der Landschaft im März 1737 wäre 
dies wohl in nicht allzu ferner Zukunft geschehen. Dies verdeutlicht vor allem der 
Vergleich mit einer Situation, die unter seinem Sohn Karl Eugen im Jahre 1764 
entstand. Der Konfl ikt eskalierte derart, dass die Landschaft in Wien Klage erhob. 
Diese wurde auch für sie positiv entschieden und die Landschaft konnte so mit 
reichsrechtlicher Unterstützung die Einberufung eines Landtags erzwingen33.

Die Landschaft verfügte also durchaus über die Erfahrung, dass eine Klage vor 
dem Reichshofrat oder dem Reichskammergericht von Erfolg gekrönt sein konnte. 
Hätte man dort eine Entscheidung in ihrem Sinne getroffen, hätte Karl Alexander 
dem wenig entgegensetzen können, denn „chancenreiche Widerstandsmöglich-
keiten gegen die Reichsgewalt gab es nicht mehr.“34

 31 Pistorius: Die Ministerverantwortlichkeit, S.  76–80.
 32 Kappelhoff: Absolutistisches Regiment.
 33 Vgl. Haug-Moritz: Württembergischer Ständekonfl ikt.
 34 Marquardt: Das Römisch-Deutsche Reich, S.  383.



227

II. Der Tod des Herzogs und die Machtübernahme der Landschaft

1. Aufbruch zur Reise und plötzlicher Tod

Für März 1737 plante Karl Alexander eine Reise zu Bevestigung Unserer Gesundt-
heit und deren vollkommener Erlangung1. Zu diesem Zwecke wollte er in Danzig 
Dr. Hulderop aufsuchen, den er schon früher wegen seiner Kriegsverletzung am 
Bein konsultiert hatte2. Unterwegs wollte er mit Schönborn zu verschiedenen 
württembergischen Fragen konferieren und außerdem einige Festungen besichti-
gen3. Für die Zeit seiner Abwesenheit setzte er eine Interimsregierung ein, als deren 
Mitglieder er Herzogin Maria Augusta, General von Remchingen, Oberhofkanz-
ler Scheffer, Oberburggraf Röder, Geheimrat Pfau und Regierungsrat Lautz be-
stimmte4.

Am 12. März fuhr der Herzog nach Ludwigsburg, das die erste Station seiner 
Reise bildete. Am Nachmittag besprach er sich mit Oberbaumeister Retti und dem 
Hofgärtner Siebert, nach dem Abendessen wohnte er noch Karnevalsfestlichkeiten 
bei und gewährte dem Bamberger Hofrat Raab eine Audienz. Danach zog er sich 
zurück. Beim Ausziehen klagte er über plötzliche Schmerzen und rief nach einem 
Arzt und nach seinem Beichtvater. Er starb aber, noch bevor diese eintrafen, zwi-
schen neun und zehn Uhr abends5. Sein Körper wurde im kleinen Ordenssaal im 
Schloss Ludwigsburg aufgebahrt, darneben auf jeder Seiten 6 silberne Leuchter 
mit weissen brennenden Waxkerzen6. Am 14. März wurde er obduziert und danach 
einbalsamiert7, als Todesursache wurde Steckfl uss, also ein Schlaganfall, festge-
stellt8.

Am 6. April wurde der mit schwarzem Samt überzogene Sarg Karl Alexanders in 
aller Stille in der Ludwigsburger Schlosskapelle beigesetzt, das feierliche Leichen-
begängnis mit anschließendem Hochamt und einer Trauerpredigt wurde am 11. 

 1 Verordnung und Instruction pto. der InterimsRegierung vom 9. März 1737, HStAS A 
48/13 Bü 2, G 196 Bü 24; StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396.

 2 Dizinger: Beiträge, S.  56; Schön: Herzogin Maria Augusta, S.  130.
 3 Laut einem Schreiben Maria Augustas an den Kaiser vom 3. April 1737 war Karl Alexan-

der würcklich in Begriff geweßen, eine Reiße außer dero Landen nach denen Reichs-Ves-
tungen Philippsburg und Kehl undt so fort weiter vorzunehmen, HHStA Wien Wü Fasz. 
32.

 4 Verordnung und Instruction pto. der InterimsRegierung vom 9. März 1737, HStAS A 
48/13 Bü 2, G 196 Bü 24; StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396.

 5 Schreiben des Hofrats Raab an den Bischof von Würzburg mit den Berichten aus Lud-
wigsburg vom 12., 13. und 16. März 1737, ebd; Protokoll der Landschaft vom 12. März 
1737, HStAS L 5 Bd.  175 f. 112; Dizinger: Beiträge, S.  59; Tüchle: Kirchenpolitik, 
S.  151.

 6 Bericht des Hofmarschallamts über Beisetzungs- und Trauerfeierlichkeiten vom 9. Juli 
1737, HStAS G 196 Bü 25.

 7 Anordnung der Obduktion per Dekret des Geheimen Rates vom 13. März 1737, ebd.
 8 Protokoll über die Eröffnung der Leiche des Herzogs Karl Alexander vom 16. März 1737, 

ebd.; StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396; in: Dizinger: Beiträge, S.  181 f.
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und 12. Mai veranstaltet9. Dazu wurde in der Schlosskapelle ein Castrum doloris, 
ein sogenanntes Trauergerüst, aufgebaut. Das gantze Werk stellete einen Tempel 
der Ehren vor10, mit je drei Arkaden auf beiden Seiten, mit insgesamt zwölf Säulen 
und drei Altären, und wurde durch Beleüchtung vieler tausend WachsLichter illu-
miniert11. Im Schlosshof waren 2.000 Soldaten positioniert und im Schlosspark 
wurden 20 Kanonen aufgestellt. Die Leichenprozession zog vom Ordenssaal über 
den Hof in die Schlosskapelle, wo das Hochamt gefeiert wurde. Pater Joseph 
rühmte in seiner Predigt Karl Alexanders Weisheit, Stärke und Gerechtigkeit: Ein 
Prinz von Geburt, ein Soldat von Natur, ein Held, welcher, da er allen gleichen 
wollte, aus allen einen jeden übertroffen hat12. Der gantze Actus wurde pünctlich 
und ohne einige Confusion vollzogen, hernach [wurden] aber sämtliche Anwesende 
in dem Neuen Corps des Logis an unterschiedlichen Tafeln tractirt13. Die katho-
lischen Geistlichen durften allerdings ihre Riten nur im Ordenssaal und in der 
Schlosskapelle vollziehen und durften nicht die Prozession begleiten14.

Stellvertretend für die vielen weiteren Trauerveranstaltungen, die nach dem Tod 
Karl Alexanders stattfanden, sei eine Trauerfeier in der Klosterschule in Beben-
hausen erwähnt. Die dortigen Schüler hielten recht schwülstige panegyrische Re-
den in verschiedenen Sprachen auf den verstorbenen Herzog: So stirbt der Held, eh 
jemand diß geglaubt,/ Ihn stürtzt und reißt ein schneller Tod dahin [. . .]15

2. Gerüchte und deren Instrumentalisierung

Sofort nach dem Tod des Herzogs verbreiteten sich im Land Vermutungen über die 
Ursache seines plötzlichen Todes16. „Wohl ein halbes Jahrhundert erhielt sich [. . . 
der] Glaube, der Herzog sei vom Teufel geholt worden. Noch bis auf die neuste Zeit 
erzählte man sich von blutigen Flecken an der Wand des Zimmers, worin der Fürst 
gestorben, die durch kein Mittel wegzubringen seien, und schauerliche Gespens-
tergerüchte erschreckten die Schildwachen in der Nähe der herzoglichen Gruft.“17 

 9 Anordnung der Exequien durch herzogliches Reskript vom 30. April 1737, HStAS G 196 
Bü 26.

 10 Bericht des Hofmarschallamts über Beisetzungs- und Trauerfeierlichkeiten vom 9. Juli 
1737, ebd. Bü 25.

 11 Ebd.
 12 Pater Josephs Trauer-Predigt über den Tod des Durchläuchtigsten Fürsten Caroli Alex-

andri [gedruckt Stuttgart 1737], WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  26.
 13 Beschreibung der Beisetzungsfeierlichkeiten vom 12. März bis 14. Mai 1737, HStAS G 

196 Bü 25.
 14 Dizinger: Beiträge, S.  61 f.; Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  18.
 15 Solenner Parentations-Actus gehalten in dem Collegio Alumnorum zu Bebenhausen den 

13ten May Anno 1737 in 5 Sprachen, nemblich teutsch, lateinisch, kriechisch, hebräisch 
und frantzösischer Sprach, WLB Cod. hist. quart. 302.

 16 Vgl. dazu v. a.: Schneider: Der Tod des Herzogs Karl Alexander, S.  65 f.
 17 Vehse: Geschichte der Höfe, T. 3, S.  224. Ähnlich auch bei: Fauchier-Magnan: The 

Small German Courts, S.  159.
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Noch heute soll er in den zwölf heiligen Nächten und in der Johannisnacht durch 
das Schloss Ludwigsburg wandeln18. Nach einem anderen Gerücht war auf den 
Herzog ein Giftanschlag unternommen worden, als dessen Anstifter wahlweise 
Schönborn, Remchingen oder die Landstände bezichtigt wurden. Diesem Gerede 
wurde dadurch Vorschub geleistet, dass zum einen der Magen des Verstorbenen, 
anhand dessen eine Vergiftung hätte festgestellt werden können, bei der Obdukti-
on nicht untersucht wurde. Zum anderen war beim Tod Karl Alexanders nur sein 
Kammerdiener Neuffer anwesend, deshalb wurde gemunkelt, dass er von der 
Landschaft bestochen worden wäre und dem Herzog Gift verabreicht hätte19. 
Tüchle geht aber von einem natürlichen Tod durch einen Schlaganfall aus. Er ver-
mutet bei Karl Alexander eine starke Störung des Blutkreislaufes durch die schwe-
re Kriegsverwundung am Bein, die immer wieder aufgebrochen war und lange 
Kuraufenthalte erforderlich gemacht hatte20. Zudem hatte Karl Alexander bereits 
1735 über heftige Schmerzen in der Brust geklagt21.

Gleichzeitig mit den Spekulationen über einen gewaltsamen Tod des Herzogs 
verbreiteten sich Gerüchte über einen mit katholischer Unterstützung geplanten 
Umsturz. Angeblich sollte während der Abwesenheit Karl Alexanders ein Staats-
streich durchgeführt werden, durch den die Landstände entmachtet werden soll-
ten. Württemberg sollte rekatholisiert werden, die Stuttgarter Stiftskirche abgeris-
sen und Rosenkränze sollten zwangsweise verteilt werden. Dies erscheint allerdings 
sehr unwahrscheinlich, war doch Karl Alexander unterwegs, um mit Schönborn 
Details der geplanten Reformen zu besprechen. Auch die Korrespondenzen der, 
laut den Gerüchten, am Staatsstreich beteiligten Personen enthielten nichts über 
solche Pläne, und auch der Nuntius Passionei oder der Kaiser wussten nichts von 
einem solchen Projekt22.

Diese Gerüchte, die vor allem auf konfessionellen Vorurteilen beruhten, wurden 
von der Landschaft geschickt instrumentalisiert. So gelang es ihr, ihre eigene Posi-
tion zu stärken und ihrer Forderung nach Einberufung eines allgemeinen Landtags 
mehr Gewicht zu verleihen. Aufgrund der antikatholischen Haltung der württem-
bergischen Bevölkerung erhielt auch die Herzoginwitwe für die Übernahme der 
Administration keinerlei Unterstützung.

Im Volk war die Erleichterung über den Tod des katholischen Herzogs groß, 
denn die – angeblich – drohende Gefahr, die in der Errichtung eines katholischen 
absolutistischen Systems, der Entmachtung der Landstände und der Rekatholisie-
rung des Landes bestand, war vorerst gebannt. Der nun nach Stuttgart gerufene 

 18 Szuttor: Geisterstunde.
 19 Schneider: Der Tod des Herzogs Karl Alexander, S.  65; Tüchle: Kirchenpolitik, S.  152 f. 

Diese Gerüchte sind auch heute noch weit verbreitet und werden zum Beispiel auch bei 
Führungen im Ludwigsburger Schloss zum Besten gegeben.

 20 Ebd., S.  153 f. Ähnliche Vermutungen bei: Schneider: Der Tod des Herzogs Karl Alex-
ander.

 21 Schreiben des Herzogs an den Kaiser vom 12. April 1735, HHStA Wien Wü Fasz. 19.
 22 Tüchle: Kirchenpolitik, S.  155–166.
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Herzog Karl Rudolf von Württemberg-Neuenstadt war Lutheraner und der Zeit-
punkt der Volljährigkeit des katholischen Erbprinzen lag noch in weiter Ferne23. 
Die Freude und die Erleichterung des Volkes brachen sich Bahn in zahlreichen 
Liedern und Freudenkundgebungen. An die Fenster wurden Lichter gestellt, daß 
die Nacht zum Tag wurde; Freunde und Feinde umarmten sich überall. Nur Kran-
ke blieben diese Nacht in ihren vier Pfählen. [. . .] Hobel und Feile, Ahl und Schere 
wurden beiseite gelegt und Feiertag gemacht24 .

In den Akten des Geheimen Rats liest sich das etwas nüchterner: Es ist eine be-
kante Sache, daß des Herrn Hertzog Carl Alexanders Hochfürstl[iche] Durchl[aucht 
. . .] die catholische Religion in dero Landen ein zu führen und zu dem Ende ein- 
und andere Praeparatioria vorkehren laßen, dahero nun dero Persohn unter dem 
Pöbel solcher maßen verhast bleibet, daß höchstdieselbe von jedermann nur schlech-
terdings hin der Printz und nicht Hertzog Alexander genennet werden25. Aber 
nicht nur das einfache Volk verlieh seiner Freude Ausdruck, pietistische Pfarrer 
bezeichneten den Tod des Herzogs als Erlösung Gottes26 und sogar der Hofpredi-
ger Öchslin ließ sich zu Schmähungen von der Kanzel herab hinreißen27. Schließ-
lich musste der Herzog-Administrator mit Edikten gegen allzu offene Freudenbe-
kundungen vorgehen: Nachdeme Uns aber gleichwohlen schon bey Anfang dieser 
Unserer vormundschafftlichen Regierung zerschiedentlich vorgekommen und hin-
terbracht worden, daß viele widrige Ausstreu[u]ngen, so dem Andencken Unsers in 
Gott ruhenden Herrn Vetters Liebden und dem einem Landes-Fürsten auch nach 
seinem Tod gebührenden Respect auch nur dem Ansehen nach einiger massen 
nachtheilig28, verordnete er, dass sie [die Untertanen] deßfalls in gebührenden 
Schrancken verbleiben und von allen widrigen Nachreden [. . .] sich enthalten29.

3. Die Installation der Vormundschaftsregierung

Unmittelbar nach dem Bekanntwerden des Todes Karl Alexanders baten der Ge-
heime Rat und der Engere Ausschuss Herzog Karl Rudolf von Württemberg-Neu-
enstadt darum, die Administration für den noch minderjährigen Erbprinzen Karl 

 23 Holtz: Vom Umgang mit der Obrigkeit, S.  147 ff.
 24 Schilderung des Anton Weberous, zitiert nach: Elwenspoek: Jud Süß Oppenheimer, 

S.  7 f. Der Abenteurer Anton Weberous, Webercus oder Weber (1701–1803), der über eine 
außergewöhnliche Körpergröße und -stärke verfügte, soll an verschiedenen Höfen, z. B. 
in Stuttgart, Berlin, Petersburg, Wien und Paris, angestellt gewesen sein. Die Gestalt ist 
allerdings eine literarische Erfi ndung des Pfarrers von Eltingen, Wolfgang Friedrich We-
ber (1799–1851), vgl. Lier: Anton Webercus.

 25 Bericht von unbekannter Hand an den Geheimen Rat vom April 1739, HStAS A 202 Bü 
2379.

 26 Lehmann: Pietismus und weltliche Ordnung, S.  85 f.
 27 Predigt des Oberhofpredigers Prälat Öchslin in der Stuttgarter Hofkapelle am dritten 

Sonntag der Fastenzeit 1737, WLB Cod. hist. fol.  29.
 28 Herzogliches Reskript vom 28. März 1737, HStAS G 196 Bü 26, L 3 Bü 405a, L 6 Bü 27.
 29 Ebd.
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Eugen zu übernehmen. Karl Rudolf war als nächster Agnat der landschaftliche 
Favorit für die Rolle des Administrators. Er hatte als Offi zier für Venedig, Däne-
mark und den Kaiser gekämpft, sich dann aber auf die Regierung in Neuenstadt 
konzentriert. Er war also ein erfahrener Feldherr und Politiker. Allerdings war er 
mit seinen knapp 70 Jahren 19 Jahre älter als der verstorbene Karl Alexander. Für 
die Landschaft war er ein idealer Regent, da er für eine aktive Rolle in der Stuttgar-
ter Politik aufgrund seines Alters zu schwach geworden war30. Stern bezeichnet ihn 
etwas übertreibend als „alten, stillen, unfähigen, in Staatsaffären unerfahrenen und 
uninteressierten Administrator“31.

Herzog Karl Rudolf traf am 14. März in Stuttgart ein32 und kam am folgenden 
Tag mit einer Abordnung der Landschaft zur Einigung über die Administration33. 
Auch in Unkenntnis des Testaments war die Landschaft bereit, Karl Rudolf zu 
unterstützen, sogar im Fall, [dass] das Testament des verstorbenen Herrn Herzogs 
eine nachtheilige Verordnung ertheilte34. Am 15. März wurde das Testament Karl 
Alexanders eröffnet35. Seine Anweisungen zur Administration widersprachen dem 
württembergischen Herkommen und wurden zudem in Stuttgart abgelehnt, da sie 
in Würzburg unter der Aufsicht Schönborns verfasst worden waren. Deshalb 
setzten sich die Landschaft und der präsumtive Administrator einmütig über diese 
Bestimmungen hinweg36. Nicht die Herzoginwitwe und der Bischof von Würz-
burg sollten die Administration und die Vormundschaft ausüben, sondern, wie es 
in Württemberg üblich war, der nächste Agnat, also Herzog Karl Rudolf. Da der 
Rechtsstreit um die Gültigkeit des Testaments Monate in Anspruch nehmen wür-
de, schuf die Landschaft kurzerhand vollendete Tatsachen und setzte Karl Rudolf 
als Administrator ein37.

Im Dezember 1740 war die Frage nach der Gültigkeit des Testaments immer 
noch nicht geklärt. Da der Herzog-Administrator es vor nöthig fi ndet, über des 
Hochseel[igen] H[errn] Hertzogen Carl Alexanders H[och]f[ür]st[liche] D[urc]h-
l[auch]t errichtetes Testament eine endliche Entschließung zu nehmen38, wurde eine 
Kommission eingesetzt. Eine wirkliche Entscheidung wurde dann aber weiter ver-
tagt39.

 30 Vgl. zum Herzog-Administrator Karl Rudolf: Eberlein: Carl Rudolph.
 31 Stern: Jud Süß, S.  161.
 32 Vermerk in den Protokollen der Landschaft vom 14. März 1737, HStAS L 5 Bd.  175 f. 

131v.
 33 Protokoll der Landschaft vom 15. März 1737, ebd. 132v.
 34 Ebd. 132r.
 35 Herzogliches Reskript mit der Anordnung zur Öffnung des Testaments vom 15. März 

1737, ebd. G 230 Bü 11.
 36 Dies geschah auch mit juristischer Unterstützung der Universität Tübingen. Vgl. dazu ein 

Gutachten der Universität Tübingen vom 19. Oktober 1737, UB Tü Mh 530.
 37 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  409.
 38 Herzogliches Reskript vom 10. Dezember 1740, UB Tü Mh 530.
 39 Gutachten dieser Kommission vom 23. März 1741, ebd.
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Bei diesem halblegalen Staatsstreich der Landschaft im März 1737 spielte das 
württembergische Militär eine Schlüsselrolle. General Remchingen versuchte im 
Auftrag der Herzogin Maria Augusta, den Konfl ikt für die Herzoginwitwe zu ge-
winnen. Er wies Festungskommandanten und Truppenkommandeure an, Befehle 
nur von ihm oder von der Herzogin entgegenzunehmen40. In aller Stille verstärkte 
er die in Stuttgart stationierte Garnison und ließ die Behauptung ausstreuen, die 
von der Landschaft dominierte Administration wolle einen nicht geringen Teil des 
Offi zierskorps entlassen. Allerdings gelang es Remchingen nicht, alle Offi ziere auf 
seine Seite zu ziehen. Viele evangelische Offi ziere misstrauten dem katholischen 
General und stellten sich auf die Seite Herzog Karl Rudolfs. Natürlich war auch 
der Engere Ausschuss nicht untätig geblieben und hatte urkundlich versichern las-
sen, dass er keine Entlassungen im Offi zierskorps beabsichtige oder unterstütze41. 
Das Vorrücken zweier Regimenter auf Stuttgart, die die landschaftliche Position 
unterstützten, tat ein Übriges42.

So verkündete Herzog Karl Rudolf am 18. März 1737, dass er sowohl die Landes-
administration als auch die Obervormundschaft über die minderjährigen Prinzen 
übernommen habe43. Genau eine Woche nach dem Tod Karl Alexanders wurde 
Karl Rudolf als Herzog-Administrator von allen Städten und Ämtern gehuldigt. 
Nirgendwo im Land regte sich Widerspruch. Das Misstrauen gegenüber der katho-
lischen Partei und die Angst vor einer gewaltsamen Rekatholisierung waren zu tief 
verwurzelt, um durch Versicherungen der Herzoginwitwe oder des Bischofs 
Schönborn kurzfristig ausgeräumt werden zu können. Unmittelbar nach der Über-
nahme der Administration durch Karl Rudolf wurde General Remchingen unter 
dem Vorwurf des Hochverrats verhaftet und unter Arrest gestellt44. „Damit hatte 
[. . .] die Landschaft die Ausgangsstellung gewonnen, von der aus sie ihre verlo-
renen Rechte zurückerobern, ihren Einfl uß im Staat neu befestigen konnte.“45

Nachträglich gab Karl Rudolf beim Engeren Ausschuss ein Gutachten in Auf-
trag46, welches erwartungsgemäß die Ungültigkeit des Testaments feststellte47. Spä-
ter bestätigte die Landschaft diesen Standpunkt in einem noch ausführlicheren 

 40 Ordre Remchingens an die württembergischen Regimenter vom 13. März 1737, StA Wü, 
Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395.

 41 Assekuration des Engeren Ausschusses in puncto Status Militaris vom 17. März 1737, 
HStAS L 3 Bü 405a, L 5 Bd.  175 f. 138v-139r.

 42 Protokoll der Landschaft vom 17. März 1737, ebd. Bd.  175 f. 137v.
 43 Herzogliches Reskript vom 18. März 1737, ebd. G 196 Bü 26, L 3 Bü 405a, L 5 Bd.  176 f. 

598r-601r; WLB Cod. hist. fol.  29.
 44 Protokoll der Landschaft vom 19. März 1737, HStAS L 5 Bd.  175 f. 143r.
 45 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  410.
 46 Herzogliche Reskripte an die Landschaft vom 27. März und vom 2. April 1737, HStAS L 

3 Bü 405a.
 47 Gutachten des Engeren Ausschusses vom 3. April 1737, ebd. G 196 Bü 23, L 3 Bü 405a, L 

5 Bd.  175 f. 213v-232v.
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Gutachten48. Eine Einsetzung Maria Augustas als Administratorin stehe den würt-
tembergischen Gesetzen è Diametrò entgegen49. Über die Rolle Schönborns war 
die Landschaft der Auffassung, daß nach denen LandesGesezen kein der Catho-
lischen Religion zugethaner, sonderlich fremder Administrator und auff solche Art 
unter dem Titul eines Mit-Vormünders constituirter quasi Director diesem evange-
lischen Herzogthum [. . .] auffgedrungen werden könne50. Auch über die Adminis-
trationsergreifung Karl Rudolfs wurden mehrere Gutachten verfasst, die zu einer 
positiven Beurteilung kamen51.

Gegen die Einsetzung der Administration entgegen den Bestimmungen des her-
zoglichen Testaments wehrten sich die Herzogin Maria Augusta und Friedrich 
Karl von Schönborn52. Sie klagten in Wien beim Kaiser gegen die Missachtung des 
letzten Willens Karl Alexanders und für ihre Rechte an der Regierung in Württem-
berg. Sie baten einerseits um die kaiserliche Bestätigung des Testaments und 
anderer seits um die Sicherung der katholischen Erziehung für die Kinder Karl 
Alexanders53. Der Kaiser versicherte, dass auch er den württembergischen Vor-
mundschafts- und Administrationsstreit möglichst schnell geklärt sehen wolle. Er 
könne allerdings nichts veranlassen, bevor sich nicht die Landschaft in einem Gut-
achten gerechtfertigt habe54. Schönborn, Maria Augusta und Karl Rudolf über-
schütteten den Kaiser in der Folge richtiggehend mit ihren Schreiben55. Auch die 
Landschaft schickte einen eigenen Abgesandten zum Kaiser und zum Reichshof-
rat56. In Wien wurde eine kaiserliche Deputation eingesetzt, die sich der Sache an-
nahm57. In Stuttgart und in Würzburg wurden aufs Eifrigste juristische Gutachten 
für die jeweilige Position verfasst58.

 48 Landschaftliches Gutachten zum Testament Herzog Karl Alexanders vom 22./23. Mai 
1737, ebd. L 3 Bü 405b.

 49 Ebd.
 50 Ebd.
 51 Handschriftliches Gutachten für Herzog Karl Rudolf von Johann Ulrich Pregitzer 1737; 

als gedrucktes Gutachten: In Facto et Jure bestgegründete Anmerckungen über die in 
dem Jahr 1738 zu Würzburg in Druck ausgegebene und hieunten mit angefügte soge-
nannte Würtembergische Grund-Veste, Stuttgart 1740, HStAS A 34 Bü 56.

 52 Korrespondenz zwischen Herzogin Maria Augusta und Bischof Schönborn aus dem Jahr 
1737, ebd. G 230 Bü 9, 10.

 53 Schreiben des Bischofs von Würzburg an den Kaiser vom 17. März 1737, HHStA Wien 
Wü Fasz. 32.

 54 Schreiben des Kaisers an Schönborn, Maria Augusta und Karl Rudolf vom 2. April 1737, 
ebd.; HStAS L 3 Bü 405b; StAB B 33 Bd.  27.

 55 Die Schreiben von März bis Oktober 1737 liegen gesammelt in: HHStA Wien Wü Fasz. 
32.

 56 Schreiben des Reichshofratsagenten Fabrice an den Landschaftskonsulenten Sturm vom 
22. Mai, 25. Mai, 19. Juni 1737, Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog-Admi-
nistrator vom 19. Juni 1737, HStAS L 3 Bü 405b.

 57 Gutachten dieser Deputation vom Mai 1737 und vom 17. Juni 1737 in: HHStA Wien Wü 
Fasz. 32.

 58 Vgl. zu den zahlreichen in diesem Kontext entstandenen Gutachten z. B.: Georgii: In 
facto et iure; Ickstatt: Würtembergische Grund-Veste.
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Im Sommer 1737 allerdings „erwies sich Maria Augusta als treffl iche Analytike-
rin der innerwürttembergischen Verhältnisse“59 und erkannte, dass sie weder in 
der Landschaft noch im einfachen Volk Unterstützung für ihre Administration 
gewinnen konnte. Daraufhin suchte sie im Juli vorsichtig den Kontakt zur Land-
schaft60, um zu einer gütlichen Einigung in der Administrationsfrage zu kommen61. 
So kam es schließlich dazu, dass die einige Zeit hero obgeschwebten Ober-
vormundsch[afts-] und Administrations-Differentien unterm 5. hujus [d. i. Novem-
ber 1737] durch einen getrofenen güthl[ichen] Vergleich erledigt wurden62. Maria 
Augusta bestätigte in diesem Vergleich63 mit der Landschaft auch die Reversalien 
Karl Alexanders, was der Kaiser im März 173864 und das Corpus Evangelicorum 
im April 1738 anerkannten65. Karl Rudolf alleine sollte als proximo agnato66 Admi-
nistrator des Herzogtums sein, Maria Augusta nahm von allen ihren diesbezüg-
lichen Forderungen Abstand. Die Vormundschaft über die Prinzen sollten Karl 
Rudolf und Maria Augusta als Vormünder, der Geheime Rat als Mitvormund füh-
ren. Die Kinder sollten im katholischen Glauben erzogen werden, gleichzeitig soll-
te sich aber Maria Augusta an die Religionsreversalien halten. Als Entschädigung 
für den Verzicht auf ihre politischen Rechte erhielt die Herzoginwitwe 15.000  fl . 
aus der Landschaftskasse67. Der Geheime Sekretär Krippendorf kam aufgrund der 
Abfi ndung zu einer falschen Beurteilung der Einigung: Das allerschlimmste hier-
bey war, daß die Frau Herzogin sich aus Mangel Geldes abfangen ließe, indem sie 
mit ihren Unterthanen einen Vergleich einging, mithin ihre Anhänger im Stiche 
ließ [. . .]68 Friedrich Karl von Schönborn versuchte Maria Augusta davon zu über-
zeugen, dass ein Vergleich mit der württembergischen Landschaft für sie so wenig 
Vortheil als vorhero zugelegt und dero habendes offenbahres Recht fast in allen 
Stücken noch weiters verkürzet69 werde. Maria Augusta entschied sich aber den-
noch für einen Vergleich und für ein Ende der Streitigkeiten. So bleibt Mir nichts 
übrig, als Euer L[ie]bd[en] zu wünschen, daß dieselbe sich dardurch in eine gäntz-
liche Beruhigung und beharrliche Zufriedenheit nach fürstmütterlichen Obliegen 

 59 Haug-Moritz: Maria Augusta, S.  258.
 60 Bericht vom Treffen Maria Augustas mit den Prälaten von Bebenhausen und Adelberg in 

Teinach vom 28. Juli 1737, HStAS L 5 Bd.  175 f. 414v-415r.
 61 Beratungen in der Landschaft vom 4. und 8. November 1737, ebd. Bd.  176 f. 860v-864r.
 62 Herzogliches Reskript vom 28. November 1737, ebd. G 196 Bü 26.
 63 Vergleich zwischen Herzog Karl Rudolf und Herzogin Maria Augusta vom 5. November 

1737, ebd. G 196 Bü 26, L 3 Bü 408, L 5 Bd.  176 f. 899r-907v. Ergänzt durch einen weiteren 
Vergleich vom 18. Dezember 1737, ebd. L 3 Bü 408.

 64 Kaiserliche Entscheidung vom 12. März 1738 über die Einigung der Streitpartner vom 5. 
November 1737, HHStA Wien Wü Fasz. 33; HStAS A 202 Bü 2379, G 230 Bü 11.

 65 Conclusum corporis Evangelici, die von der verwitweten Frau Herzogin Maria Augusta 
als Obervormünderin agnoscierten und subscribierten Reversales betreffend vom 26. 
April 1738, ebd. A 34 Bü 56.

 66 Ebd.
 67 Undatierter Extractus Actorum, ebd. G 197 Bü 13.
 68 Procopius Vessadiensis: Anecdota, WLB Cod. hist. fol. 1115, S.  354.
 69 Schreiben des Bischofs an die Herzogin vom 13. Oktober 1737, HStAS G 230 Bü 9.
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mögen gesezet haben70. Allerdings unterstützte Schönborn sie weiterhin in den 
Verhandlungen, indem er zum Beispiel den Entwurf des Dokuments durchlas und 
mit zahlreichen Anmerkungen versah71. Er selbst beteiligte sich aber nicht an dem 
Vergleich und gab seine Rechte an der Administration in Württemberg nicht auf. 
Er beharrte in Wien und in Stuttgart weiterhin auf seinen Rechten aus dem Testa-
ment Karl Alexanders und betrieb deren Durchsetzung72. Aber ohne die Unter-
stützung Maria Augustas musste er schließlich scheitern, seine Bemühungen ver-
liefen letztlich im Sande.

4. Die Prozesse gegen die Anhänger des Herzogs

Unmittelbar nach dem Tod Karl Alexanders begann die Landschaft, seine Anhän-
ger aus allen Bereichen der Staatsverwaltung zu entfernen. Zunächst wurde der 
Geheime Rat zum Teil neu besetzt. So wurden der Geheimratspräsident von Forst-
ner und der Geheimrat Neuffer restituiert73. Der Engere Ausschuss entließ den 
Landschaftskonsulenten Neuffer, der vertrauliche Informationen an den Herzog 
weitergegeben74 und dies auch eingestanden75 hatte. Größere Aufmerksamkeit in 
der Bevölkerung erregten aber die Verhaftungen von hochrangigen Politikern und 
die Prozesse, die danach angestrengt wurden. Festgenommen wurden alle diejeni-
gen, die nach Ansicht der Verwaltungsbeamten, der Landschaft und des Volkes mit 
der Politik Karl Alexanders verbunden waren: General von Remchingen, Oberhof-
kanzler Scheffer, Finanzrat Süß, Oberrat Metz, Expeditionsrat und Landschreiber 
Bühler sowie Expeditionsrat Hallwachs76. Ihren Niederschlag fanden diese Verhaf-
tungen in diversen Flugblättern77. So wurden Spottgedichte über die Landbescheis-
ser78 verfasst und die Ankunft der Gefangenen in den Festungen Hohenasperg und 
Neuffen mit folgenen Zeilen begrüßt: Willkommen ihr Projectemacher,/ Ihr Bose-

 70 Schreiben des Bischofs an die Herzogin vom 13. November 1737, ebd.
 71 Serenissima Erklärung über den gedachten Plan mit des Bischofs von Bamberg Anmer-

kungen und Zusätzen, (ohne Datum), ebd.
 72 Zahlreiche weitere Schreiben des Bischofs von Würzburg an den Kaiser in: HHStA Wien 

Wü Fasz. 33.
 73 Protokoll der Landschaft vom 15. März 1737, HStAS L 5 Bd.  175 f. 132v.
 74 Protokoll der Landschaft vom 18. März 1737, ebd. 140r. So auch in der Verteidigungs-

schrift Oppenheimers, Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrifft, UB 
Tü Mh 470, S.  95v.

 75 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 23. Mai 1737, HStAS A 203 Bü 
106a.

 76 Untersuchung gegen die schlimmen Rathgeber am 13. März 1737, ebd. L 5 Bd.  175 f. 
128v.

 77 Einige dieser Schriften sind abgedruckt bei: Steiff/Mehring: Geschichtliche Lieder, 
S.  619–671. Eine sehr umfassende Bibliographie bei: Gerber: Jud Süß, S.  590–612.

 78 Gedicht über den Landbescheisser Mezen, WLB Cod. hist. fol.  348.
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wicht, ihr Teufelsfreund!/ Deß ganzen Landes Wiedersacher,/ der Wohlfahrt abge-
sagte Feind!79

Remchingen wurde zunächst seines Commando[s] suspendirt80, da er zerschie-
denes wider des Landtes Rechten und der dißfalls vestgegründeten Administration 
lauffendes vorgenommen81 habe, und dann verhaftet. Die gegen ihn eingesetzte 
Inquisitionskommission bestand aus seinem Nachfolger als kommandierendem 
General und einigen hochrangigen Militärvertretern82. In den Verhören, die bald 
darauf begannen83, zeigte sich Remchingen sehr kooperativ84, so dass ihm zu Bey-
behaltung seiner offenbar und bekanntlich leidenden Gesundheit85 zunächst auf 
dem Hohenasperg Spaziergänge unter strenger Bewachung erlaubt wurden86 und 
schließlich seine Festungshaft in Hausarrest in seinem Haus in Ludwigsburg um-
gewandelt wurde87. Zu diesem Zeitpunkt hatte Remchingen bereits 20 Monate auf 
dem Hohenasperg verbracht. Ein Jahr später, im Oktober 1739, wurde in Stuttgart 
bekannt, daß der General v[on] Remchingen aus seinem Stattarrest zu L[ud wigs]-
b[ur]g verwichenen dienstag-nachts [in der Nacht vom 29. auf 30. September 1739] 
ausgewichen seye88. Drei Monate danach wurde er in Abwesenheit aus dem Her-
zogtum verbannt und dazu verurteilt, daß Er sich lebenslang in deß Herttzog-
thums Württemberg affairen [. . .] nicht mehr einmischen, auch niemahlen weder 
directè noch indirectè [in] etwas, welches dem h[och]fürstl[ichen] Hauß, der Reli-
gion und dem Staat des Hertzogthums Württemberg [. . .] entgegen oder sonsten 
schädlich seyn könnte89. Zudem hatte er eine Geldstrafe von 12.000 Reichstalern zu 
zahlen und die Prozesskosten zu tragen. Im folgenden Jahr verhinderte Württem-
berg Remchingens Anstellung beim Schwäbischen Kreis90. In Wien und Obern-
dorf im Allgäu verfasste der General über Jahre hinweg Protestschreiben gegen 
seine Verurteilung in Württemberg91 und ersuchte Herzog Karl Eugen erfolglos 

 79 Bewillkommung deß Jud Süssen und seiner Cameraden bey ihrer Ankunfft auff der Vös-
tung HohenNeuffen, ebd.

 80 Herzogliche Ordre an General Remchingen vom 19. März 1737, HStAS A 202 Bü 1820.
 81 Ebd.
 82 Generalmajor von Gaisberg, Obrist von Nostiz, Kriegsräte Dilthey und Weinmann; her-

zogliches Reskript vom 21. März 1737, ebd.
 83 Herzogliches Reskript zum Verhörbeginn vom 26. März 1737, ebd.; Akten der Inquisiti-

onskommission mit Verhörprotokollen in: ebd. A 48/11 Bü 1–7, 13–15.
 84 Schreiben der Inquisitionskommission an den Herzog vom 29. April 1737, ebd. A 202 Bü 

1820.
 85 Ebd.
 86 Herzogliches Schreiben an den Generalmajor von Gaisberg vom 30. April 1737, ebd.
 87 Herzogliches Reskript vom 11. November 1738, ebd.
 88 Bericht der Remchingischen Kommission wegen dessen Entweichung aus dem Arrest 

vom 1. Oktober 1739, ebd. A 48/11 Bü 17; herzogliche Ordre an Generalmajor von Gais-
berg vom 1. Oktober 1739, ebd. A 202 Bü 1821.

 89 Urteil vom 7. Dezember 1739, ebd.
 90 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 7. Juli 1740, ebd.
 91 So veröffentlichte er in Wien mehrere Rechtfertigungsschriften. Diese liegen in Abschrift 

ebd.
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um die Aufhebung des Urteils92. Auch beim Kaiser93, beim Reichshofrat94 und beim 
leitenden Minister in Wien, dem Grafen Cobenzl95, versuchte er, sich zu rechtferti-
gen und eine neue Stellung zu bekommen.

Oberhofkanzler Scheffer wurde erst einige Tage nach Remchingen und Süß ver-
haftet96 und bereits im Juni 1737 wieder aus der Festung Hohenasperg entlassen97. 
Er kam mit einer Entfernung aus württembergischen Diensten und der Übernah-
me der Haft- und Untersuchungskosten davon. Unmittelbar nach dem Regierungs-
antritt Karl Eugens klagte er gegen die ehemalige Administrationsregierung, dass 
er für seine Verhaftung und seine Verurteilung entschädigt werden solle98. Zu einer 
Entscheidung in diesem Rechtsstreit kam es nicht mehr, da er im September 1745 
starb99.

Auch die Regierungs- und Expeditionsräte Metz, Bühler und Hallwachs wurden 
verhaftet. Während Bühler und Hallwachs zusammen mit Süß zunächst auf den 
Hohenneuffen100 und dann auf den Hohenasperg101 gebracht wurden, wurde Metz 
unter Hausarrest gestellt. Die Prozesse gegen diese drei minder prominenten In-
haftierten zogen sich über einen langen Zeitraum hin102. Die Landschaft bat den 
Administrator bereits im November 1737 um eine Beschleunigung der Prozesse 
und eine schnellstmögliche Bestrafung der Angeklagten103. Bühlers Festungshaft 
wurde nach mehr als zwei Jahren in Hausarrest umgewandelt104 und vier Jahre spä-
ter, 1743, schließlich aufgehoben105. Ein nachträgliches juristisches Gutachten 
sprach sich ebenfalls für einen Freispruch aus106. Hallwachs dagegen musste elfein-
halb Jahre lang, bis 1748, ohne Hafterleichterung auf dem Hohenasperg aushar-

 92 Schreiben Remchingens an Herzog Karl Eugen vom 17. Dezember 1744, ebd.
 93 Rechtfertigung des Herzogs Karl Friedrich vor dem Kaiser vom 27. Juni 1740, StAB B 34 

Bd.  48.
 94 Prozessakten beim Reichshofrat 1739 bis 1741 in: HStAS A 48/11 Bü 20, 21.
 95 Die Korrespondenz zwischen Remchingen und dem Grafen Cobenzl von 1744 bis 1748 

liegt in: HHStA Wien GK Fasz. 276, 303, 308, 317, 319.
 96 Herzoglicher Befehl vom 23. April 1737, HStAS A 202 Bü 1818.
 97 Verhörprotokolle in: ebd. A 48/13 Bü 12, 14–17.
 98 Klageschrift Scheffers vom 15. Juli 1744, ebd. A 202 Bü 1819.
 99 Schreiben des Akademischen Senats der Universität Tübingen an den Herzog vom 6. Sep-

tember 1745, ebd.
100 Schreiben des Kommandanten Herbort an den Geheimen Rat vom 20. März 1737, ebd. Bü 

1823.
101 Herzogliche Ordre an den Kommandanten Herbort vom 27. Mai 1737, ebd.
102 Protokolle der Inquisitionskommission Bühler in: ebd. A 48/1 Bü 1–9, 13–18. Protokolle 

der Inquisitionskommission Hallwachs in: ebd. A 48/6 Bü 1–5, 13–22. Protokolle der 
Inquisitionskommission Metz in: ebd. A 48/9 Bü 3.

103 Landschaftliche Vorstellung an den Herzog vom 23. November 1737, UB Tü Mh 265; 
HStAS A 34 Bü 114.

104 Herzogliches Reskript vom 10. Juni 1739, ebd. A 202 Bü 1825.
105 Herzogliches Reskript vom 1. Juni 1743, ebd.
106 Gutachten der Juristischen Fakultät der Universität Göttingen vom Januar 1745, ebd. A 

48/1 Bü 12.
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ren107. Ein juristisches Gutachten sah für ihn die Todesstrafe oder eine lebenslange 
Haft vor108. Als Letzter wurde Metz im Juli 1749 nach mehr als zwölf Jahren aus 
seinem Hausarrest entlassen und der Prozess eingestellt109.

Im Zentrum des öffentlichen Interesses stand aber vor allem die Person des Joseph 
Süß Oppenheimer. Süß wurde noch in der Todesnacht Karl Alexanders verhaftet, 
nachdem er der Herzogin Maria Augusta in Stuttgart die Nachricht vom Tode ihres 
Mannes überbracht hatte. Zunächst wurde er in seinem Stuttgarter Haus in der See-
gasse unter Arrest gestellt, am 19. März wurde er nach einem missglückten Flucht-
versuch auf den Hohenneuffen verbracht110. Neben Süß selbst wurde auch sein ge-
samtes Personal verhaftet, seine Wohnung wurde versiegelt und sein Vermögen 
konfi sziert111. Dass die Landschaft nicht beabsichtigte, Süß unter Rückerstattung 
seines Vermögens wieder freizulassen, zeigt ihr Umgang mit seinem Eigentum, 
denn noch vor Beginn der ersten Verhöre gab sie die ersten Gelder davon aus112.

Der Prozess wurde vorbereitet durch eine Anweisung der Administrationsregie-
rung, dass alle Summen, die zur Erlangung eines Amtes an Süß oder dessen Helfer 
bezahlt worden seien, bei der Behörde in Stuttgart anzugeben seien113. So sollte 
herausgefunden werden, was massen der Jud Süß Oppenheimer und seine Compli-
ces viele arglistige, gottlose und Landes-verderbliche Gewaltthätigkeiten und 
Streiche verübet haben114. Auch alle Verluste, die durch deren Machenschaften ent-
standen seien, sollten angezeigt werden115. Auf diese Reskripte hin gingen zahl-
reiche Berichte aus dem ganzen Herzogtum ein116.

Das erste Verhör117 wurde am 28. März 1737 – ohne Nennung der Anklage-
punkte – auf dem Hohenneuffen durchgeführt und bestand aus „allgemein gehal-
tenen, unzusammenhängenden systemlosen Fragen“118. Süß beteuerte, stets nur 
auf Anweisung des verstorbenen Herzogs gehandelt zu haben. Erst am 22. Mai 

107 Herzogliches Reskript zur Haftentlassung vom 29. August 1748, ebd. A 48/6 Bü 6, A 202 
Bü 1825.

108 Gutachten der Juristischen Fakultät der Universität Straßburg vom 21. Juli 1752, ebd. A 
48/6 Bü 23.

109 Herzogliches Reskript vom 10. Juli 1749, ebd. A 202 Bü 1825.
110 Schreiben des Kommandanten Herbort an den Geheimen Rat vom 20. März 1737, ebd.
111 Die zahlreichen Akten liegen in: ebd. A 48/14 Bü 20–44. Zum Vermögen vgl.: ebd. Bü 

100–112. Inventar der aus Süß’ Haus in Stuttgart abtransportierten Effekten vom 22. 
März 1737, ebd. Bü 1.

112 Die Akten der Süß-Oppenheimerschen Inventur-Deputation von 1737 bis 1751, die mit 
der Veräußerung und Verwaltung des Süß’schen Vermögens beauftragt war, liegen in: 
WLB Cod. hist. fol.  1022.

113 Herzogliches Reskript vom 23. März 1737, HStAS A 48/14 Bü 1, L 3 Bü 405a.
114 Ebd.
115 Herzogliches Reskript vom 16. Mai 1737, ebd. Bü 405b.
116 Diese Berichte liegen gesammelt in: ebd. A 48/14 Bü 45–63.
117 Die Verhörprotokolle liegen in: ebd. A 48/14. Bü 2: März/April auf dem Hohenneuffen, 

Bü 4: Juni bis September auf dem Hohenasperg, Bü 6: August/September, Bü 7: Oktober. 
Abschriften davon in: Bü 14–17. Das Protokoll des ersten Verhörs vom 28. März 1737 bei: 
Haasis: Joseph Süß Oppenheimers Rache, S.  105–117.

118 Stern: Jud Süß, S.  163.
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wurde die Anklage erhoben und der Prozess eröffnet119. Die Anklage lautete unter 
anderem auf Hochverrat und Majestätsbeleidigung. Süß wurde nun zu den anderen 
politischen Häftlingen auf den Hohenasperg überführt120 und aller seiner Ämter 
offi ziell entsetzt121. Er wurde in einem kleinen, dunklen und unbeheizten Raum 
angekettet. Jeglicher Kontakt zur Außenwelt wurde ihm verwehrt. Der Verteidiger 
Michael Andreas Mögling122, der ihm erst einen Monat nach Prozessbeginn zur 
Seite gestellt wurde123, war unerfahren und alles andere als ein guter Anwalt. Zu-
dem wurde er in seiner Verteidigung behindert, Informationen wurden ihm vor-
enthalten124. Eine Initiative des Bruders von Süß beim Reichskammergericht in 
Wetzlar wurde auf Betreiben der Landschaft dort schroff abgewiesen125.

Der körperlich und geistig gebrochene Süß wurde schließlich am 13. Dezember 
1737 zum Tode durch den Strang verurteilt. Das Urteil bestimmte, dass [der] In-
quisit wegen seiner begangenen und bekannten vieler und Landes-verderblichen 
Missethaten dem ScharffRichter an seine Hand [. . .] geliefert, von demselben auff 
die gewohnliche Richtstatt geführet und allda, ihme selbsten zur wohlverdienten 
Straff, andern aber zum abschrecklichen Exempel, mit dem Strang von dem Leben 
zum Tod gebracht werden solle126. In der Urteilsbegründung wurden sehr ausführ-
lich die Maßnahmen Karl Alexanders aus Wirtschaft und Politik aufgeführt. Süß 
wurden schädliche consilia wider Herrn und Land127 unterstellt und vor allem 
wurde ihm vorgeworfen, daß er mehr angesehen, als kein premier-Minister je 
gehtan, sich arrogiret [d. i. angemaßt habe], den Excell[enz] Titul angenommen, 
Beamte und Solicitanten maltraitiert und ungeacht des getriebenen unbeschreibl-
[ichen] Luxus in kurzer Zeit einen großen Reichthum zusammengescherrt128 habe. 
Er wurde am 4. Februar 1738 vor den Toren Stuttgarts hingerichtet. Das Spektakel 
wurde von über 10.000 Schaulustigen verfolgt129. Der Leichnam blieb bis 1744 in 
einem eisernen Käfi g am Galgen hängen130.

Insgesamt wurden nur sehr wenige Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit des Ge-
richtsverfahrens oder des Urteils laut131. Der Prozess, der zum Todesurteil führte, 
kann aber selbst nach den Rechtsvorstellungen des 18. Jahrhunderts nicht als fair 

119 Herzogliches Reskript vom 22. Mai 1737, HStAS L 3 Bü 405b.
120 Herzogliche Ordre an den Kommandanten Herbort vom 27. Mai 1737, ebd. A 202 Bü 

1823.
121 Herzogliches Reskript vom 22. Mai 1737, ebd. L 3 Bü 405b.
122 Vgl. zu Mögling: Gebhardt: Michael Andreas Mögling.
123 Herzogliches Reskript vom 19. Juni 1737, UB Tü Mh 467.
124 Stern: Jud Süß, S.  164–167.
125 Ebd., S.  169 f.
126 Urteil vom 13. Dezember 1737, HStAS A 48/14 Bü 11.
127 Ebd.
128 Ebd.
129 Emberger/Ries: Der Fall Joseph Süß, S.  46.
130 Vgl. zur Abnahme des Leichnams 1744: HStAS A 48/14 Bü 76.
131 So zum Beispiel: Timothei Philadelphi Evangelisches Bedencken über die gerichtliche 

Execution an dem Juden Joseph Süss Oppenheimer den 4. Febr. in Stuttgardt geschehen, 
WLB Cod. hist. quart. 100.
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Abb.  11: Joseph Süß Oppenheimer genannt Jud Süß.
Der posthum entstandene Porträtstich zeigt Joseph Süß Oppenheimer in einem reich ver-
zierten Rock, auf dem Höhepunkt seines Erfolges in Stuttgart. Die Bildunterschrift, der 
Galgen im Medaillon sowie Seilzug und Ketten im Hintergrund weisen aber auf seinen Fall 
und seine Hinrichtung hin.
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Abb.  12: Joseph Süß Oppenheimer am Galgen.
Süß wurde am 4. Februar 1738 in einem Käfi g am Galgen gehenkt. Sein Leichnam wurde erst 
sechs Jahre nach der Hinrichtung vom Galgen abgenommen und verscharrt. In den Schrift-
tafeln werden Details zu Galgen und Käfi g erklärt.



242

bezeichnet werden132. „Ein Ruhmesblatt württembergischer Geschichte ist der 
Justizmord an Joseph Süß Oppenheimer – und anders kann man es nicht nennen 
– gewiss nicht.“133 Selbst diese Bezeichnung wird in der neueren Literatur abge-
lehnt: Es sei „nicht einmal Justizmord, der ja den Irrtum einschließt, sondern kal-
ter überlegter politischer Mord“ gewesen134.

Trotz der strafprozessrechtlichen Bestimmungen des Tübinger Vertrages, der 
das Verfassungsgrundgesetz bildete, kann der Zustand Württembergs im 18. Jahr-
hundert nicht als moderne Rechtsstaatlichkeit bezeichnet werden. So war zum Bei-
spiel stets der soziale Status ausschlaggebend für die Behandlung des Häftlings 
und auch für den Prozessverlauf135. Allerdings wurde beim Gerichtsverfahren ge-
gen Joseph Süß Oppenheimer in zahlreichen Punkten gegen das geltende württem-
bergische Strafprozessrecht verstoßen136. Spätestens am dritten Tag137, besser aber 
unmittelbar138 nach der Verhaftung, hätte das erste umfangreiche Verhör stattfi n-
den müssen; bei Süß fand es erst nach 16 Tagen Haft statt. Süß hätte den Zeugen, 
die gegen ihn aussagten, gegenübergestellt werden müssen139. Rechtlich war die 
Frist zur Beweisaufnahme auf sechs Wochen beschränkt140, Süß war bis zum Urteil 
aber bereits über neun Monate in Haft, Beweise wurden bis zum Ende des Pro-
zesses gesammelt.

In diesen Punkten wird deutlich, dass die Landschaft verzweifelt nach einem 
Beweis suchte, der eine Hinrichtung des Süß rechtfertigen konnte. Er musste als 
Sündenbock für die Herrschaft Karl Alexanders sein Leben lassen. Diese politische 
Aktion hatte nichts mit Rechtsfi ndung zu tun. Dies hatte ganz ähnlich Karl Alex-
ander noch zu seinen Lebzeiten geäußert: Die Gegnerschaft der Landschaft richte 
sich nicht gegen die herzoglichen Ratgeber – auch wenn die Landschaft sich über 
diese beschwere141 –, sondern gegen die herzogliche Politik und damit schließlich 
gegen den Herzog selbst142. Auch wenn sich die Landschaft gegen diesen Vorwurf 
des Herzogs ausdrücklich verwehrte, nützte das Süß nicht viel143. „Die ganze 
Schuld und Sühnung fi el auf den unglücklichen Süß Oppenheimer, der den bittern 
Kelch der Volksrache austrinken musste.“144

132 Baumgart: Joseph Süß Oppenheimer, S.  109.
133 Emberger: Joseph Süß Oppenheimer, S.  5.
134 Knilli: Antisemitismus zur Unterhaltung, S.  12.
135 Vgl. dazu: Härter: Strafverfahren im frühneuzeitlichen Territorialstaat, S.  459–480.
136 Vgl. dazu: Schnabel-Schüle: Überwachen und Strafen.
137 Herzogliches Generalreskript vom 23. Juni 1621, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  5, S.  382–

388, Bestimmungen zum Verhör auf S.  384.
138 Kriminalprozessordnung vom 4. April 1732, in: ebd., S.  369–389, Bestimmungen zum 

Verhör in §  4 auf S.  372.
139 Instruktion zu Kriminaluntersuchungen vom 26. Januar 1644, in: ebd., S.  432 f.
140 Herzogliches Generalreskript vom 28. Mai 1727, in: ebd., Bd.  6, S.  338 f.
141 Z. B.: landschaftliches Gravamen wegen der bösen Ratgeber vom 3. Dezember 1735, 

 HStAS L 6 Bü 721.
142 Schreiben des Herzogs an die Landschaft vom 19. Februar 1736, ebd.
143 Finalerklärung des Großen Ausschusses vom 2. März 1736, ebd.
144 Räß: Convertiten, S.  321.
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III. Der Landtag 1737 bis 1739 und seine Folgen

1. Rücknahme der Maßnahmen Herzog Karl Alexanders

Parallel zu den Racheprozessen gegen die höchsten Beamten Karl Alexanders rech-
nete die Landschaft auch mit der Politik des Herzogs ab. Auf dem Landtag, dessen 
Einberufung die Landschaft seit Jahren angestrebt hatte, wurden nahezu alle Maß-
nahmen Karl Alexanders zurückgenommen und die landschaftliche Position wie-
der maßgeblich gestärkt.

Unmittelbar nach dem Tod des Herzogs sah der Engere Ausschuss seine Chance 
auf die tatsächliche Einberufung eines Allgemeinen Landtags gekommen. Er wie-
derholte nun beim Herzog-Administrator die Forderung, die zuvor bei Eberhard 
Ludwig und bei Karl Alexander über Jahrzehnte kein Gehör gefunden hatte1. Beim 
Administrator rannte der Ausschuss mit diesem Anliegen offene Türen ein: Auch 
Karl Rudolf hielt die Verfügung eines Landtags vor ohnumgänglich nöthig2. Sofort 
protestierten die Herzoginwitwe und Schönborn beim Kaiser in Wien. Nach dem 
Testament wäre ihnen als Administratoren das Recht auf Einberufung eines Land-
tags zugekommen. Dennoch berief der Herzog-Administrator per Reskript am 5. 
Juni 1737 einen Allgemeinen Landtag ein, der am 3. Juli in Stuttgart zusammentre-
ten sollte. Er begründete dessen Notwendigkeit mit der Verfassung und der Tradi-
tion3. Auch hiergegen legte Maria Augusta in Wien Beschwerde ein, worauf der 
Kaiser anordnete, den Landtag zu verschieben, bis die Rechtslage betreffend die 
Administration und die Vormundschaft geklärt sei4.

Die Stimmung in Württemberg wurde aber immer kritischer. Die Landschaft 
versorgte die Bevölkerung gezielt mit Informationen aus den Prozessen gegen Süß, 
Remchingen und die anderen hohen Beamten Karl Alexanders und peitschte damit 
die Stimmung auf. Nun begannen viele Untertanen auf einen Landtag zu hoffen. 
Laut der landschaftlichen Propaganda sollte bald für alle Württemberger das Le-
ben etwas besser werden und die alte Verfassung in ihrem vollen Umfang wieder-
hergestellt werden5. Allerdings sah die Landschaft nicht die Notwendigkeit, die 
rechtliche Position des kleinen Mannes zu verbessern, vielmehr hatte sie, und da-
mit die Ehrbarkeit, nur ihre eigenen sozialen und politischen Interessen im Visier. 
Ganz deutlich grenzte sie sich vom Kleinbürgertum und den Bauern ab. In ihrer 
Selbstbezeichnung nannte sie sich wieder perpetui procuratores patriae, was ihr von 
Karl Alexander untersagt worden war6.

 1 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 26. März 1737, HStAS A 203 Bü 
106b, L 3 Bü 405a. Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 31. Mai 1737, 
ebd. A 203 Bü 106a.

 2 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 30. März 1737, ebd. Bü 106b.
 3 Herzogliches Reskript vom 5. Juni 1737, ebd. und L 3 Bü 405b, L 5 Bd.  175 f. 316r-317v.
 4 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  411 f.
 5 Ebd., S.  412.
 6 Ebd., S.  413.
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Als der Landtag am 4. Juli 1737 im Rittersaal des Stuttgarter Schlosses eröffnet 
wurde, war er mit über 80 Mitgliedern stärker denn je besetzt7. „Dem beispiellosen 
Interesse für den Landtag entsprach auch die Vollzähligkeit, mit der ihn die Städte 
und Ämter beschickten.“8 Mit acht Sessionen und 180 Sitzungstagen im Plenum 
sollte er zum längsten aller bisher gehaltenen Landtage werden und fast zwei Jahre 
lang dauern9.

Herzog-Administrator Karl Rudolf interessierte die Einberufung des Landtags 
vor allem deshalb, weil er den Ausgleich des Staatshaushalts erreichen wollte, um 
sich und seinen Nachfolgern im Amt eine geregelte Politik zu ermöglichen. Bereits 
in der Ausschreibung klang dies an: Anbenebst Wir gleich nach Antritt dieser Un-
serer Administration mit betrübtem Gemüth erfahren, mit was übergrossen Schul-
den-Last Unsere Vormundschafftliche Renth-Cammer beladen, und wie derselben 
ohne Unsere Treugehorsamsten Vormundschafftlichen Prälaten und Landschafft 
merckliche Subvention ohnmöglich aufgeholfen [. . .] werden könne10. Auch in sei-
ner Proposition vom 4. Juli bat er die Landschaft, die Kammerschulden Eberhard 
Ludwigs zu übernehmen11.

Das herzogliche Interesse an ausgeglichenen Finanzen deckte sich aber keines-
falls mit den landschaftlichen Zielen12. Für die Landschaft war es von essentieller 
Bedeutung, dass im Administrationsstreit entschieden würde. Beim Kaiser in Wien 
wurde noch die Klage Maria Augustas und Schönborns geprüft. Und auch das 
hohe Alter Karl Rudolfs war ein erheblicher Unsicherheitsfaktor für die land-
schaftlichen Interessen. So bezog sich der erste Beschluss der versammelten Vertre-
ter von Städten und Ämtern auf die Administrationsfrage. Am 8. Juli wurde be-
schlossen, dass Karl Rudolf als Administrator abgelöst werden und sein Nachfolger 
Herzog Karl Friedrich von Württemberg-Öls13 sein sollte14. Dieser hatte sich be-
reits einige Tage vorher dazu bereit erklärt15. Eine endgültige Lösung dieser Frage 
zeichnete sich wenig später ab, als Maria Augusta den Kontakt zur Landschaft 

 7 Die genauen Zahlen divergieren zwischen 83, 85 und 87 Teilnehmern. Grube gibt die 
Anzahl mit 83 an (ebd., S.  414). In: Stellage für Tafeln beym LandTag vom 4ten Julii Ao. 
1737, HStAS L 3 Bü 406b: 85 Teilnehmer; Locations-Zettel d. Prelaten und Deputirten 
bey dem auff den 3ten Julii Anno 1737 gnädigst außgeschriebenen Land-Tag vom 4. Juli 
1737, ebd. A 203 Bü 106b: 87 Teilnehmer; Ankunfft-Zettel bey den auf dem 3. Julii 1737 
gnädigst außgeschriebenen Landtag, ebd. A 34 Bü 54: 87 Teilnehmer.

 8 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  414.
 9 Ebd., S.  415.
 10 Herzogliches Reskript vom 5. Juni 1737, HStAS A 203 Bü 106b, L 3 Bü 405b.
 11 Herzogliche Landtags-Proposition vom 4. Juli 1737, ebd. A 34 Bü 54, A 203 Bü 106b, L 3 

Bü 406b, L 5 Bd.  175 f. 365v-373r.
 12 Vgl. für die landschaftlichen Interessen die gesammelten Gravamina für den Landtag 

1737–39: ebd. A 203 Bü 180a, b.
 13 Schukraft: Carl Friedrich.
 14 Beratungen in der Landschaft am 8. Juli 1737, HStAS L 5 Bd.  175 f. 380r-382r. Beratungen 

am 9. Juli, ebd. 776r-779r.
 15 Schreiben des Herzogs an den Engeren Ausschuss vom 22. Juni 1737, ebd. Bd.  176 f. 769r-

772v.
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suchte, um zu einer gütlichen Einigung zu kommen. Sie verzichtete schließlich auf 
ihre Rechte an der Administration, und der Landtag und die Landschaft konnten 
sich anderen Problemen zuwenden. Der Wechsel in der Administration wurde im 
August 1738 vollzogen und Karl Friedrich trat sein Amt an16. Aber auch sein Haupt-
interesse galt den Kammerschulden. Im Vergleich zu seinem Vorgänger regierte er 
selbstbewusster, musste allerdings ebenfalß gänzlich nach ihrer [d. i. der Land-
schaft] Pfeiffe tanzen17.

Nachdem die Administrationsfrage komplett vom Tisch war, wendete sich das 
Augenmerk des Landtags allerdings nicht den Finanzen zu, sondern den – nach 
landschaftlicher Lesart – verfassungswidrigen Maßnahmen Karl Alexanders. Vor 
allem der von der Landschaft unterzeichnete Rezess vom Mai 1736 zur Heeresre-
form diente als Aufhänger zur Annullierung der Maßnahmen Karl Alexanders18. 
So war die Landschaft nun der Auffassung, dass es dem Herzogthum einen Mili-
tem conductum von 12m[ille = 12.000] Mann zu halten absolutè ohnmöglich19 sei. 
Die Beratungen des Landtags drehten sich in der Folge vor allem um landschaftsin-
terne Streitigkeiten in Bezug auf personelle Fragen, die Rechte der Ausschüsse, den 
Tagungsmodus des Landtags und die Landtagsfähigkeit verschiedener Städte20.

2. Konsolidierung der landschaftlichen Position

Bis zum Ende des Landtags im April 1739 konnten sich in allen Streitfragen die 
Anhänger der alten Observanz gegen die Vertreter einer moderneren und demo-
kratischeren Landschaftsordnung durchsetzen. Das bedeutete einen Sieg der Aus-
schussmitglieder und Landschaftskonsulenten mit der Unterstützung von Ge-
heimem Rat und Administrator gegen die Opposition der Abgeordneten der 
Städte und Ämter. Die landschaftlichen Strukturen blieben in dieser Form bis zum 
Ende Altwürttembergs erhalten21.

Viel wichtiger für die Betrachtung der Politik Karl Alexanders waren allerdings 
die Beschlüsse, die sich konkret auf die Maßnahmen des verstorbenen Herzogs 
bezogen. Im Landtagsabschied vom 18. April 173922 wurden fast alle Maßnahmen 
Karl Alexanders rückgängig gemacht. Die Landschaft konnte nahezu alle ihre 
Gravamina durchsetzen23. Als Gegenleistung für die Übernahme der herzoglichen 

 16 Herzogliches Reskript vom 30. Juli 1738, ebd. G 230 Bü 11.
 17 Procopius Vessadiensis: Anecdota, WLB Cod. hist. fol. 1115, S.  359.
 18 Vgl. z. B.: Gravamina Militaria vom 11. September 1737, HStAS A 203 Bü 180b, L 5 

Bd.  175 f. 543v-547r.
 19 Gravamina et Desideria miscellanea vom 18. September 1737, ebd. A 203 Bü 180b.
 20 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  417–422.
 21 Ebd., S.  422 f.
 22 Landtags-Abschied vom 18. April 1739, HStAS A 203 Bü 107; WLB Hartmannsche 

Sammlung Bd.  27. Originalpergamenturkunde mit Siegeln Herzog Karl Friedrichs und 
der Landschaft in Holzkapseln in: HStAS A 37 U 58; gedruckt in: Reyscher: Sammlung, 
Bd.  2, S.  517–536.

 23 Gesammelte Gravamina für den Landtag 1737–39 in: HStAS A 203 Bü 180a, b.
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Schulden in Höhe von zwei Millionen Gulden konnte die Landschaft die Annullie-
rung aller unliebsamen Projekte und Gesetze Karl Alexanders erreichen.

Alle außerordentlichen Finanzmaßnahmen Karl Alexanders wurden aufgeho-
ben, die laufenden Wirtschaftsprojekte nach und nach eingestellt. Seine Pläne wur-
den als beschwerliche Vorschläge [bezeichnet], durch Angebung böser Rathgeber 
auf das Tapet gekommen24. Ausdrücklich aufgelistet wurden die beabsichtigte ge-
meinschaftliche Akzise-Verwaltung, das Bankalitäts-Amt, Pupillen-, Fiskalats- 
und Gratialamt, das Stempelpapier sowie die Pottasche-, Leder-, Bier- und Brannt-
weinadmodiationen. Das Münzwesen sollte, nach dem Ende des Süß’schen 
Wirkens, neu geordnet werden, die Ludwigsburger Gartenbaugelder wurden abge-
schafft. Diese explizite Aufl istung war aus landschaftlicher Sicht nötig, damit der-
gleichen Excesse und Besorgnüssen nimmer entstehen25 konnten. Einige der Maß-
nahmen Karl Alexanders waren auf Bitten der Landschaft26 schon vor Beginn des 
Landtags aufgehoben worden. So wurden zum Beispiel bereits im März27 und 
April28 1737 das Fiskalats- und das Gratialamt aufgelöst und es wurde beschlossen, 
daß solches sogleich ab- und auf den alten Fuß gestellet29 werde. Auch die große 
Steuerreform wurde ausdrücklich verurteilt, aber sie sei ohnehin wegen der dabey 
sich gezeigten vielen Schwürigkeiten nicht zum Stand gekommen30. Also solle auch 
fürohin es bey dem bißherigen Modo Collectandi gelassen werden [. . .]31

In der Heeresverfassung wurde ein neuer Kompromiss gefunden32. Das stehende 
Heer wurde zwar beibehalten, aber die Anzahl der Soldaten verkleinert. Es sollte 
mit einem nunmehro sehr verringerten33 Militäretat von jährlich 460.000  fl . fi nan-
ziert werden, die sich aus zwei Jahressteuern und einem Trizesimenersatz zusam-
mensetzten. Die Trizesimen wurden abgeschafft – sie waren seit ihrer Einführung 
stets gegen den Willen oder unter starkem Widerwillen der Landschaft erhoben 
worden.

Der Tübinger Vertrag musste vom Administrator im Landtags-Abschied noch-
mals ausdrücklich bestätigt und für unabänderlich erklärt werden. Ebenso wurden 
die Reversalien Karl Alexanders im Wortlaut in den Abschied aufgenommen und 
deren Gültigkeit bestätigt. Diese sollte auch Herzog Karl Eugen nach erreichter 

 24 Landtags-Abschied vom 18. April 1739, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  529.
 25 Ebd., S.  530.
 26 Schreiben des Engeren Ausschusses an den Herzog vom 28. März 1737, HStAS A 203 Bü 

106a.
 27 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 30. März 1737, ebd.
 28 Herzogliches Reskript vom 9. April 1737, WLB Hartmannsche Sammlung Bd.  26.
 29 Extractus Protocolli Consilii Secreti vom 30. März 1737, HStAS A 203 Bü 106a.
 30 Landtags-Abschied vom 18. April 1739, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  533.
 31 Ebd.
 32 Landschaftliche Vorstellungen zur Heeresreform: Einrichtung und Inhalt des Militär-

plans, verlesen auf dem Landtag am 12. Dezember 1738, HStAS A 34 Bü 54.
 33 Landtags-Abschied vom 18. April 1739, in: Reyscher: Sammlung, Bd.  2, S.  520.
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Volljährigkeit bekräftigen34. Die Landschaft sicherte sich so ihr Recht zur Mitent-
scheidung in politischen Fragen und zur Kontrolle aller wichtigen Angelegen-
heiten. Die Urteile gegen die Vertrauten Karl Alexanders, der Landtags-Abschied 
und die Religionsreversalien in Kombination bedeuteten eine „neu begründete 
Macht der Stände“35. Die Landschaft konnte ihre bestehenden Rechte sichern und 
weiter ausbauen. Zudem wurden ihre Freiheiten und Privilegien zusammengestellt 
und ausdrücklich bestätigt. Mit den Urteilen gegen die – aus ihrer Sicht – Unter-
stützer verfassungsfeindlicher Maßnahmen hatte sie ein starkes Abschreckungs-
instrument in die Hand bekommen. Diese Racheprozesse konnten als Präzedenz-
fälle Gegnern der landschaftlichen Verfassung zur Warnung dienen.

 34 Administrators Carl Rudolphs Confi rmation der Landesfreyheiten vom 13. März 1738, 
Administrators Carl Friderichs Confi rmation der Landesfreyheiten vom 11. August 
1738, HStAS A 34 Bü 56. 

 35 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  423.
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IV. Die Bewertung der Politik Herzog Karl Alexanders

1. Die württembergische Historiographie

In der württembergischen Historiographie wurde und wird die Regierungszeit 
Karl Alexanders in der Regel sehr negativ bewertet. Diese Beurteilung fi ndet sich 
schon bei zeitgenössischen Historikern, die vor allem Karl Alexanders absolutisti-
sche Regierungsweise ablehnten und sich, unterstützt von den Ständen, dagegen 
wendeten1. Diese Sichtweise zog sich wie ein roter Faden durch die Geschichts-
schreibung bis ins 20. Jahrhundert hinein. So kam Leo Sievers noch 1977 zu dem 
Schluss, Karl Alexander habe das Land völlig ruiniert2. Meist scheint die Wertung 
einfach aus der älteren Literatur übernommen worden zu sein. Auch der sonst sehr 
neutrale Alfred Dehlinger bezeichnete die Zeit zwischen 1733 und 1737 als die 
„vier schwülen Regierungsjahre des Herzogs Karl Alexander“3.

Diese negative Interpretation der Regierungszeit Karl Alexanders begann un-
mittelbar nach seinem Tod. Das herausragende mediale Ereignis, aufgrund dessen 
die herzogliche Politik erstmals ausführlich unter die Lupe genommen wurde, war 
die Hinrichtung des Süß im Februar 1738. Gestützt von der landschaftlichen Pro-
paganda lehnten sich die württembergischen Untertanen gegen ihren verstorbenen 
Herzog auf. Offi ziell wurden viele missliebige Einrichtungen dem verurteilten Süß 
zugeschrieben, aber auch Karl Alexanders Maßnahmen wurden verteufelt4. Selbst 
der Oberhofprediger Öchslin äußerte sich bei einer Predigt in der Stuttgarter Hof-
kapelle über den verstorbenen Herzog sehr kritisch und negativ5. Die Stimmung 
im Volk wurde, nicht ohne das Zutun der Landschaft, so weit angeheizt, dass der 
Herzog-Administrator beruhigend eingreifen musste6.

Begründet lag diese Ablehnung der Herrschaft Karl Alexanders in zwei As-
pekten. Zunächst misstraute das einfache Volk einem katholischen Herzog und 
hatte Angst vor einem Zwang zur Rekatholisierung, wie Württemberg sie im Drei-
ßigjährigen Krieg schon einmal hatte durchstehen müssen. Auf der anderen Seite 
ging es der sozialen Elite der Ehrbarkeit, deren politische Vertretung die Land-
schaft war, um ihre politische und gesellschaftliche Vorrangstellung, die sie durch 
die absolutistische Politik des Herzogs bedroht sah. Hinzu kam eine grundsätz-
liche kulturelle Kluft zwischen dem Herzog und seinen Untertanen. Karl Alexan-
der war weltanschaulich und politisch geprägt durch seine fast lebenslange Tätig-
keit im kaiserlichen Heer sowie seine langen und häufi gen Aufenthalte in Wien. 
„Karl Alexander kam aus fremden Verhältnissen auf den Thron Württembergs; es 

 1 Vgl. z. B.: Liberius: Vollkommene Historie; Spittler: Zweite Sammlung.
 2 Sievers: Juden in Deutschland, S.  119.
 3 Dehlinger: Württembergisches Staatswesen, Bd.  1, S.  74.
 4 Bibliographische Sammlung der Flugschriften und Schriften gegen Herzog und Finanzi-

enrat bei: Gerber: Jud Süß.
 5 Predigt des Oberhofpredigers Prälat Öchslin in der Stuttgarter Hofkapelle am dritten 

Sonntag der Fastenzeit 1737, WLB Cod. hist. fol.  29.
 6 Herzogliches Reskript vom 28. März 1737, HStAS G 196 Bü 26, L 6 Bü 27.
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war nicht nur das Glaubensbekenntnis, sondern die Grundanschauung über die 
Landesverfassung, welche ihn von seinem Volke schied.“7

Dieses grundsätzliche Misstrauen des Volkes und die landschaftliche Angst vor 
Machtverlust wurden in der Historiographie durch die Jahrhunderte transportiert. 
Zeitgenössische württembergische Berichte über den katholischen Herzog zeigen 
diese Abneigung ganz deutlich, spätere Generationen von Historikern nahmen sie 
in ihre Forschungen auf. Zudem wurde die württembergische Geschichtswissen-
schaft des 18. Jahrhunderts vor allem von Historikern und Theologen der Univer-
sität Tübingen und von württembergischen Staatsdienern getragen, die meist aus 
der Ehrbarkeit stammten. Als Beispiel sei Ludwig Timotheus von Spittler genannt, 
der Sohn eines Stuttgarter Geistlichen8. Bei ihm war die negative Perspektive in 
Bezug auf Karl Alexander quasi schon familiär bedingt.

Nur sehr selten wurde die Regierung Karl Alexanders neutral analysiert. Das 
früheste Beispiel dafür dürfte wohl 1834 Karl Friedrich von Dizinger9 sein. Er war 
von 1807 bis 1809 erster württembergischer Oberamtmann des Oberamts Biberach 
und von 1813 bis 1819 Stadtdirektor in Stuttgart. Er beschrieb aus einer Distanz 
von 100 Jahren die Ereignisse zwischen 1733 und 1744 in einem dezidiert neutralen 
Ton – trotz seiner Zugehörigkeit zur Ehrbarkeit. Ihm gelang damit wohl die erste 
neutrale Würdigung des Herzogs, auch wenn seine Darstellung heute wissen-
schaftlichen Kriterien nicht mehr entspricht.

Im Gegensatz zur negativen Bewertung von Karl Alexanders Regierung wurde 
seine militärische Karriere meist positiv beurteilt, auch von Autoren, die Karl 
Alexander ansonsten ablehnten und verurteilten. So stellte zum Beispiel Beck den 
Soldaten Karl Alexander dezidiert positiv dar, meinte aber, dass er „fast gar keine 
Idee vom Regieren“ gehabt und die „ärgste[n] Mißstände“ in Württemberg verur-
sacht habe10.

Den wichtigsten Beitrag zur historiographischen Rehabilitierung Karl Alexan-
ders im 20. Jahrhundert bildete die Dissertation Hermann Tüchles11 von 1937. Dar-
in räumte er mit dem Gerücht der katholischen Restauration auf, indem er es ein-
deutig der landschaftlichen Propaganda zuwies. Seine Darstellung behielt bis heute 
ihre volle Gültigkeit und wurde von allen Historikern als grundlegend anerkannt.

Selma Stern versuchte bereits etwa zehn Jahre vor Tüchle eine adäquate wissen-
schaftliche Aufarbeitung dieser Periode12. Dies gelang ihr nur teilweise, da ihr 
Hauptaugenmerk auf Süß gerichtet war. So rechtfertigte und rehabilitierte sie des-
sen Maßnahmen, verblieb im Urteil über Karl Alexander aber relativ unrefl ektiert 
in der negativen Tradition13.

 7 Schneider: Württembergische Geschichte, S.  350.
 8 Schlosser: Ludwig Timotheus Freiherr von Spittler.
 9 Dizinger: Beiträge.
 10 Beck: Aus dem militärischen Leben, S.  19.
 11 Tüchle: Kirchenpolitik.
 12 Vgl zu Stern und ihrer Süß-Monographie: Aue: Jud Süß; Sassenberg: Selma Stern.
 13 Stern: Jud Süß, v. a. S.  142 f.
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Erst in jüngerer Zeit fi nden sich mehrere positive Darstellungen. So schrieb 
Günther Elser 1986 nur bedingt wertend, dass „Karl Alexander [. . .] zweifellos zu 
den politisch kraftvollsten Herrschern des Landes“14 gehöre. Zu einem ähnlichen 
Urteil kam Otto Borst. Er schlussfolgerte nach einer vergleichenden Betrachtung 
der württembergischen Herzöge, dass nur Friedrich I. und Karl Alexander wirk-
lich staatsmännische Ziele in ihrer Politik erkennen ließen. Alle anderen „ließen 
die Staatsmaschine im hergebrachten Geleise fortlaufen, besetzten die Ämter nach 
Gunst und Ungunst und vergnügten sich mit großen Jagden und Festlichkeiten. 
Für unsere heutigen Vorstellungen keine eigentlich erfreuliche Bilanz.“15 Friedrich 
I. und Karl Alexander dagegen stellten den Tübinger Vertrag ernsthaft in Frage 
und versuchten, eigene Ideen und Ziele zu verwirklichen.

In der jüngsten Vergangenheit ist eine Biographie des Herzogs aus der Feder Paul 
Sauers erschienen16. Er setzte damit seine Reihe von Lebensbildern württember-
gischer Regenten fort. Detailliert und präzise arbeitete er die verschiedenen Lebens-
stationen Karl Alexanders auf, blieb aber leider analytisch an der Oberfl äche der 
Thematik und riskierte keine wirkliche Neubewertung seiner Politik. Insgesamt 
steht bei Sauer mehr der Mensch als der Politiker im Fokus der Untersuchung.

Im Folgenden soll nun die Politik Karl Alexanders genauer betrachtet werden, 
um zu einer Bewertung jenseits konfessioneller und politischer Vorurteile beizu-
tragen.

2. Der Einfl uss Joseph Süß Oppenheimers

Joseph Süß Oppenheimers Rolle als Ratgeber Karl Alexanders wurde in der Histo-
riographie in der Regel so eingeschätzt, dass ihm eine dominante Position in der 
württembergischen Politik zukam17. Er wurde von der Forschung als der „unge-
krönte, wahre Herrscher des Landes“18 bezeichnet. „Die Regierungszeit des Her-
zogs, so kurz sie war, diente nicht zum Segen des Landes; die Hauptmacht übte der 
‚Kabinettfaktor‘, der Jude Süß Oppenheimer aus.“19 Diese Dominanz wurde in 
verschiedenen literarischen Genres derart überzeichnet, dass Süß fast teufl ische 
Züge bekam: „Ein Mann, [. . .] vor dem ein ganzes Land mit abergläubischer Furcht 
zitterte.“20

Stern defi nierte 1929 seine Rolle neu, indem sie ihn nur im Bereich der Finanzen 
und der Wirtschaft als dominanten Faktor bezeichnete. In allen anderen Politikbe-
reichen habe er keinen oder kaum Einfl uss gehabt21. Dies wurde von der Forschung 

 14 Elser: Zeitalter des Absolutismus, S.  9.
 15 Borst: Geschichte Baden-Württembergs, S.  134.
 16 Sauer: Herzog Carl Alexander.
 17 Z. B. in jüngster Zeit in: Przyrembel: Joseph Süß Oppenheimer, S.  14.
 18 Schnee: Die Hoffi nanz, Bd.  4, S.  133.
 19 Sittard: Zur Geschichte der Musik und des Theaters, Bd.  2, S.  1.
 20 Hauff: Jud Süß, S.  194.
 21 Stern: Jud Süß, v. a. S.  142–160.
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in der Folge so aufgegriffen22. Vor allem Peter H. Wilson wies in jüngerer Zeit dar-
auf hin, dass den meisten Historikern der Fehler unterlaufen sei, alle Gesetze und 
Projekte, die sich im Prozessbestand A 48/14 des Stuttgarter Hauptstaatsarchivs 
befi nden, Süß zuzuschreiben. Süß habe nie den Einfl uss gehabt, der ihm nachge-
sagt wurde23. Aufgrund der Funde im Wiener Kriegsarchiv muss diese Rolle aller-
dings noch weiter eingeschränkt werden. Süß scheint zwar stets der Ratgeber Karl 
Alexanders in wirtschaftlichen und fi nanziellen Fragen gewesen zu sein, nie war er 
allerdings in irgendeiner Weise dominant oder dessen einziger Ideenlieferant. 
Wahrscheinlich ist sogar ein großer Teil der Urheberschaft für Maßnahmen in der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht irgendwelchen Beratern, sondern direkt dem 
Herzog zuzuschreiben.

Diese Erkenntnis ist aus der Betrachtung der Statthalterschaft Karl Alexanders 
in Belgrad ab 1720 abzuleiten. Die Ideen, Projekte und Methoden im Bereich der 
Wirtschaft und Finanzen sind fast identisch mit seiner späteren Politik in Würt-
temberg. In Serbien verfügte Karl Alexander noch über keinen seiner württember-
gischen Berater und Beamten, sondern regierte mit einem völlig anderen Personal. 
Süß trat erst 1732 in die Dienste Karl Alexanders, also zwölf Jahre später. Demzu-
folge konnte die Politik in Belgrad nicht auf seinen Ideen beruhen.

Die wichtigste Quelle in dieser Frage ist die Denkschrift Karl Alexanders aus 
dem Jahr 1721, in der er seine Pläne für die Provinz Serbien darlegte, um sie in Wien 
genehmigen zu lassen24. Darin plante Karl Alexander, das Steuersystem neu zu 
ordnen und die Wirtschaft über die Schaffung von Monopolen und über Verpach-
tungen in Gang zu bringen; einen besonderen Schwerpunkt bei der Wirtschafts-
förderung bildeten die Salinen und die Bergwerke. Die serbische Denkschrift von 
1721 stellt somit eine Art von Regierungserklärung für Karl Alexanders spätere 
Herrschaft in Württemberg dar. Die Pläne für das serbische Steuersystem decken 
sich fast völlig mit den Plänen zur Schutz-, Schirm- und Vermögenssteuer, die er ab 
1736 in Württemberg lancierte. Im Wirtschaftsbereich lag auch in Württemberg 
ein besonderer Schwerpunkt auf der Salzgewinnung und auf Bergwerksversuchen. 
Diese Übereinstimmung muss die These der alleinigen wirtschaftspolitischen Ur-
heberschaft des Süß widerlegen.

Genau dieses beteuerte Süß auch immer wieder in dem gegen ihn angestrengten 
Prozess: [. . .] so muß er zu seiner äussersten Bestürtzung wahrnehmen, daß ihme 
nicht nur allein alle S[erenissi]mi Def[uncti] [d. i. des verstorbenen Herzogs] Hand-
lungen, sondern auch der Fürstl[ichen] Räthe und Landes-Kinder gemachte Ein-
richtungen imputirt25 wurden. Seine Aussagen während des Prozesses sind selbst-
verständlich mit Vorsicht zu genießen, denn sein Hauptanliegen waren seine 

 22 Vgl. z. B.: Emberger/Ries: Der Fall Joseph Süß Oppenheimer, S.  39.
 23 Wilson: Der Favorit als Sündenbock.
 24 Denkschrift Karl Alexanders über Serbien vom 14. Dezember 1721, KA Wien HKR Fasz. 

150.
 25 Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrifft, UB Tü Mh 470, S.  2r.
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Entlastung und ein Freispruch; allerdings deckt sich diese Aussage genau mit der 
sonstigen Aktenlage. Natürlich stammten zahlreiche Einzelprojektvorschläge von 
Süß, der ein erfolgreicher und bekannter Spezialist auf seinem Gebiet war, aller-
dings ging die Gesamtkonzeption der Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht von 
ihm aus26. Diese ist bereits in den Belgrader Jahren klar zu erkennen und muss 
demzufolge auf den Herzog selbst zurückgehen. Als großes Vorbild für diese Wirt-
schaftspolitik kann Kaiser Karl VI. gelten.

Aber auch bei den einzelnen Projekten kam Süß nicht die Federführung zu. Die 
Aktenbestände des Hauptstaatsarchivs Stuttgart zeigen, dass er zwar immer wie-
der Gutachten einreichte, dass sehr viele Gutachten aber auch von anderer Hand 
einkamen. Und auch diese wurden umgesetzt27. Süß selbst war der Ansicht, dass 
dem Herzog als einem bekannten großen General weeder die Wißenschaft noch die 
Einsicht gemangelt hatt, sondern Höchstdieselbe alles selbsten wohl überleget, ein-
gesehen und dijudicirt haben28. So scheint die dominante Rolle des Süß Teil der 
landschaftlichen Propaganda zu sein, die nach dem Tod des Herzogs einsetzte. Die 
Landschaft brauchte einen Sündenbock, um die Bedrohung ihrer privilegierten 
Position abwenden zu können, und fand diesen in dem Juden, der nicht über mäch-
tige Unterstützer im In- oder Ausland verfügte und somit schutzlos war. Im Urteil, 
das ihn dem Tode weihte, wurde er als Betrüger am Herzog und an den Untertanen 
bezeichnet, der gegen eine große Anzahl von Landesgesetzen verstoßen und sich 
eine unglaublich starke Stellung im Herzogtum angemaßt habe29.

Dieses Zerrbild des jüdischen Landesverderbers wurde in Flugblättern30 und 
Romanen immer weiter ausgemalt31. [. . .] bistu denn nicht mehr der Große, der ein 
gantzes Landt regiert?32, fragte ein Gedicht auf den toten Süß am Galgen. Eine 
Komödiantengruppe führte 1739 ein Stück mit dem Titel auf: Der bis an den Gal-
gen gestiegene Jude Joseph Süß Oppenheimer, wie er den 4ten Febr[uar] A[nn]o 1738 
zu Stuttgardt an einen eisernen Galgen in einem 6 Schuh hoch eißernen Keffi g auff-
gehenckt – Mit HannßWurst und Harlequin33. Diese propagandistische Linie führ-
te über Wilhelm Hauffs Novelle34 zu Lion Feuchtwangers Erfolgsroman35 und gip-

 26 In seiner Verteidigung listete Süß eine lange Reihe von Projekten auf, die nicht von ihm 
ausgegangen seien. Vgl.ebd., S.  76r-93v.

 27 Vgl. dazu die im Prozess gegen Süß gesammelten Akten, in: HStAS A 48/14 Bü 20–44.
 28 Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrifft, UB Tü Mh 470, S.  9r.
 29 Urteil vom 13. Dezember 1737, HStAS A 48/14 Bü 11.
 30 Sammlungen solcher Flugblätter liegen in: UB Tü Mh 557; WLB Cod. hist. fol.  348. Vgl. 

auch: Blümml: Historische Lieder auf Jud Süß.
 31 Seidl: Joseph Süß.
 32 Gedichtetes Flugblatt aus dem Jahr 1738, UB Tü Mh 557.
 33 Flugblatt mit der Ankündigung einer Aufführung am 7. August 1739, ebd.
 34 Hauff: Jud Süß. Vgl. dazu: Heiden: Der Jude als Medium, S.  127–151; Glasenapp: Lite-

rarische Popularisierungsprozesse; Jehle: Joseph Süß Oppenheimer.
 35 Feuchtwanger: Jud Süß. Vgl. dazu: Heiden: Der Jude als Medium, S.  153–194; Herr-

mann: Zirkulationen des Begehrens; Körte: Figur ohne Original; Shedletzky: Tragik 
verfrühter Emanzipation.
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felte schließlich 1940 in dem nationalsozialistischen Hetzfi lm „Jud Süß“ von Veit 
Harlan36. In diesem antisemitischen Machwerk wurden die historischen Gegeben-
heiten derart verdreht, dass Süß als Wegbereiter einer jüdischen Diktatur in Würt-
temberg mit folgendem Satz charakterisiert wurde: „Beherrsch’ ich den Fürsten, 
beherrsch’ ich das Volk!“37 Oder es wurde ihm die Äußerung in den Mund gelegt: 
„Der Wille des Herrn wird es nicht verhindern wollen, dass ich aus Württemberg 
mache das Gelobte Land für Israel.“38 Im Film erscheinen die Stuttgarter Juden als 
Geldgeber für den Staatsstreich Karl Alexanders. Die Dreharbeiten wurden direkt 
von Propagandaminister Joseph Goebbels überwacht. Der Film, der allein 20 Mil-
lionen deutsche Zuschauer hatte, wurde der berüchtigtste und vermutlich auch fol-
genreichste Propagandafi lm des Dritten Reichs39. So soll es oft unmittelbar nach 
Vorführungen zu Ausschreitungen gegenüber Juden gekommen sein. Der Film war 
für die Nationalsozialisten ein bewusst inszeniertes Instrument zur Durchsetzung 
der Rassegesetze von 193540. Nach dem Ende der nationalsozialistischen Diktatur 
wurde der Film von den Besatzungsmächten verboten und ist bis heute als Vorbe-
haltsfi lm nur zu Forschungszwecken zugänglich.

Die letzten Worte des Süß am Galgen, mit denen er zu seiner Verteidigung seine 
Rolle im Herzogtum Württemberg beschreibt, entsprechen den historischen Vor-
gängen, auch wenn dies im Film sicher nicht beabsichtigt war: „Ich bin nix gewesen 
als ein treier Diener von mei’m Souverän! [. . .] Ich bin unschuldig!“41 Völlig unhis-
torisch ist dagegen die Figur des Herzogs. Er wird von Heinrich George dargestellt 
als „böses, unappetitliches Wesen“42, als „haltloser, genusssüchtiger und dekadenter 
Landesfürst, widerlich in seiner Gier nach Macht und Prahlerei“43. Kurz: Im Film 
wird dem Zuschauer ein „unsympathischer Fürst“44 gezeigt.

Auch nach 1945 verlor der Stoff seine Aktualität in den Medien nicht. Mehrere 
Theaterstücke und Fernsehproduktionen entstanden. Momentan wird eine Neu-
aufnahme für Bühne oder Fernsehen diskutiert45. 2008 erschien der Stoff als Schau-
spiel aus der Feder des Stuttgarter Publizisten Hans-Frieder Willmann, der leider, 

 36 Singer: Le Juif Süss et la propagande nazie, v. a. S.  39–62; Heiden: Der Jude als Medium, 
S.  195–215.

 37 Süß zu Rabbi Löw in: 46. Szene, 293. Totale; vgl. auch: Maurer/Radevagen: Protokoll, 
S.  135.

 38 Süß zu Rabbi Löw in: 46. Szene, 295. Totale; vgl. auch: ebd.
 39 Giesen/Hobsch: Hitlerjunge Quex, Jud Süß und Kolberg, S.  254–257; Wagner-Doug-

las: Staatsauftrag antisemitischer Film.
 40 Ecke: Der Film „Jud Süß“.
 41 91. Szene: Stuttgarter Marktplatz, 611. Totale: Hinrichtung; vgl. auch: Maurer/Rade-

vagen: Protokoll, S.  198.
 42 Harlan: Im Schatten meiner Filme, S.  119.
 43 Söderbaum: Nichts bleibt immer so, S.  135.
 44 Laregh: Heinrich George, S.  226.
 45 Dieter Wedel will „Jud Süß“ verfi lmen, in: Frankfurter Rundschau vom 15. August 2007. 

Dieter Wedel will „Jud Süß“ inszenieren, in: Die Zeit vom 16. August 2007. Nibelungen-
Festspiele planen neuen „Jud Süß“, in: Stuttgarter Zeitung vom 12. August 2008.
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entgegen seinem Anspruch, weit hinter dem Forschungsstand zurückblieb und 
sich vor allem auf die Werke von Feuchtwanger und Hauff stützte46.

Interessant ist die Parallelisierung des Falles Süß mit anderen Sündenbock-Fäl-
len in der Geschichte Württembergs47. Ähnlich wie Süß unter Herzog Karl Alex-
ander erging es dem Rat und Kanzler Conrad Holzinger48 unter Eberhard II. und 
dem Geheimrat Matthäus Enzlin49 unter Friedrich I. Alle drei Herzöge waren mit 
der Landschaft in Konfl ikt geraten wegen ihrer Bemühungen, die herzogliche Ge-
walt zu stärken. Jeweils nach dem Tod des Herrschers wurde sein Berater in der 
Funktion eines „Blitzableiters“ verurteilt50. So konnte die Verletzung der ange-
stammten Rechte der Landschaft angeprangert werden, ohne dass das Andenken 
des verstorbenen Herzogs angetastet werden musste. Die Verurteilten übernahmen 
als eine Art „Alibifi gur in dynastischer Hinsicht“51 die Schuld an der der Land-
schaft unbequemen herzoglichen Politik. Holzinger wurde zu lebenslanger Haft, 
Enzlin zunächst auch zu lebenslanger Haft, dann aber wie Süß zum Tode verur-
teilt52.

3. Prinz Eugen und Friedrich Karl Graf von Schönborn als Ratgeber

Etwas anders geartet war das Verhältnis zwischen Herzog Karl Alexander, Fried-
rich Karl von Schönborn und Prinz Eugen von Savoyen. Während Süß als land-
fremder Jude in Württemberg auch rechtlich völlig vom Gutdünken des Herzogs 
abhängig war, war Schönborn, der Fürstbischof von Würzburg und Bamberg, dem 
Herzog als Reichsfürst gleichgestellt. Karl Alexander war als Herzog von Würt-
temberg kreisausschreibender Fürst des Schwäbischen Kreises, Schönborn als 
Herzog von Franken kreisausschreibender Fürst des Fränkischen Kreises. Prinz 
Eugen war zwar nur der nachgeborene Sohn einer regierenden Familie, der von 
Savoyen-Carignan, gehörte dennoch aber zum Wiener Hochadel. Als leitender 
Minister des Kaisers und als erfolgreicher General war er einer der wichtigsten 
Männer des Reichs.

Die Rolle Prinz Eugens kann in dieser Darstellung vernachlässigt werden. Seine 
Freundschaft zu Karl Alexander war vor allem von Bedeutung für dessen Karriere 
im kaiserlichen Heer. Ohne diese Fürsprache hätte er wohl nicht das Gouverne-
ment in Belgrad bekommen. So beschränkte sich auch während der Regierungszeit 
Karl Alexanders in Württemberg der Kontakt zu Prinz Eugen auf militärische Fra-

 46 Willmann: Joseph Süß-Oppenheimer.
 47 Auge: Holzinger, Enzlin, Oppenheimer.
 48 Stievermann: Der Augustinermönch Dr. Conrad Holzinger.
 49 Asch: Der Sturz des Favoriten.
 50 Auge: Holzinger, Enzlin, Oppenheimer, S.  399.
 51 Stievermann: Der Augustinermönch Dr. Conrad Holzinger, S.  358.
 52 Auge: Holzinger, Enzlin, Oppenheimer, S.  392 ff.
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gen und auf die Kooperation im Krieg am Rhein53. Für die württembergische Poli-
tik hat Prinz Eugen von Savoyen kaum eine Rolle gespielt.

Ganz anders verhielt es sich allerdings bei Schönborn: Beide Reichsfürsten ver-
band eine langjährige Freundschaft. Zudem wurde der einige Jahre ältere Schön-
born für den württembergischen Herzog zum Mentor in allen politischen Fragen. 
Die landschaftliche Propaganda und die ältere Historiographie sahen in Schön-
born eine Bedrohung für die württembergischen Freiheiten und den württember-
gischen Protestantismus. Obwohl dies alles andere als zutreffend war, steckt in 
diesem Gedanken doch ein Funken Wahrheit: Alle Pläne, die Karl Alexander in 
politischer und kirchenrechtlicher Hinsicht für Württemberg verfolgte, sprach er 
mit dem politisch und rechtlich versierten Schönborn ab. Wenn man der Leichen-
predigt des Dompredigers Preis bei der Trauerfeier für Schönborn Glauben schen-
ken darf, so war Karl Alexander aber nicht der einzige europäische Souverän, der 
bei ihm Rat suchte54. So wandte sich bereits Herzog Eberhard Ludwig hilfesuchend 
an Schönborn, nachdem er 1731 die Grävenitz verstoßen hatte55.

Das große Vertrauen, das Karl Alexander in den Bischof in allen politischen An-
gelegenheiten setzte, wird durch den umfangreichen Briefwechsel und den häu-
fi gen Gesandtenaustausch zwischen den beiden Reichsfürsten belegt56. Der per-
sönliche Kontakt zwischen beiden blieb allerdings nach dem Regierungsantritt 
Karl Alexanders auf ein einziges Zusammentreffen im Mai 1736 in Ludwigsburg 
beschränkt. Die zahlreichen briefl ichen und mittelbaren Kontakte während der 
Regierungszeit Karl Alexanders zeigen deutlich, dass er seinen Freund in sehr vie-
len politischen Fragen um Rat und Unterstützung bat. Karl Alexander drückte 
immer wieder sehr direkt aus, warum er sich an Schönborn wandte. Zum einen 
lobte er dessen Urteilsfähigkeit, zum anderen ihre tiefe Freundschaft: Doch weil es 
eine delicate Sache ist, so habe [ich] dafür gehalten, ich könne dies[e] meine zufäl-
ligen Gedanken keiner tieferen Einsicht und gründlicheren Überlegung alß deß 
unstrittig größten teutschen Ministres, Euer Liebden, vortragen, mir darüber De-
ren Meynung dienstlich ausbittend57. In einem anderen Schreiben dankte er für 
Schönborns mir jederzeit höchstschätzbar gewesene aufrichtige Freundschafft58. 
Oder er versicherte Schönborn, dass sie in engestem Vertrauen59 stünden und dass 

 53 Vgl. die Schreiben des Herzogs an Prinz Eugen vom 28. Februar 1734, 18. Juni 1734, 23. 
Oktober 1734, 28. November 1734, 22. Dezember 1734, 20. August 1735, HStAS A 7 Bü 
16, 20, 25, 26, 35.

 54 Preis: Verewigte Großthaten, S.  20.
 55 Schreiben des Bischofs von Würzburg an den württembergischen Regierungsrat von 

Werkamp vom 2. Januar 1732, HStAS A 48/5 Bü 3.
 56 Die meisten Schreiben dieser Korrespondenz liegen im Kabinettsbestand A 7 des HStAS 

und im Bestand B 540 des StA Wü, Abgabe Ludwigsburg. Der Gesandtenaustausch ist 
nachvollziehbar über die Hofdiarien in Bamberg und Würzburg, StAB B 24 Bd.  3; StA 
Wü MS f. 30b, 205.

 57 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 24. Januar 1734, HStAS A 7 Bü 15.
 58 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 30. Mai 1734, ebd. Bü 19. 
 59 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 30. Januar 1735, ebd. A 16a Bü 202.
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Abb.  13: Friedrich Karl Graf von Schönborn.
Der Stich zeigt Schönborn im geistlichen Habitus mit dem Hermelin des Reichsfürsten. Bi-
schofsstab und Schwert hinter dem Porträtmedaillon charakterisieren seine weltliche und 
geistliche Macht als Fürstbischof von Bamberg und Würzburg. Die attributiv am Rand dar-
gestellten Bücher und der Globus symbolisieren seine Gelehrsamkeit.
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er sich dieses bißhero mit großem Nutzen in vielen Stücken habe zur Richtschnur 
dienen lassen60.

Die erhaltenen Schreiben im Stuttgarter Hauptstaatsarchiv und im Würzburger 
Staatsarchiv zeigen eine sehr große Bandbreite an Fragen, in denen Karl Alexander 
in Würzburg Rat suchte. Erörtert wurden beispielsweise die Kriegsführung gegen 
Frankreich, das Testament des Herzogs, verschiedene innenpolitische Fragen oder 
die geplanten Reformen. Im politischen Kontext können wohl Schreiben zur Ge-
sundheit61 oder mit Personalempfehlungen62 vernachlässigt werden. Wider Erwar-
ten sehr hoch war die Anzahl der Fragen in Bezug auf die Kriegsführung, war doch 
Karl Alexander über Jahrzehnte hinweg ein erfahrener und erfolgreicher Feldherr, 
bevor er in Württemberg die Regierung antrat. Aber selbst im Krieg gegen Frank-
reich holte er sich Rat bei seinem Freund63. Allerdings muss einschränkend festge-
halten werden, dass sich militärische Fragen stets nur auf die Führung des Reichs-
kriegs gegen Frankreich bezogen und nie auf württembergische Interna, wie zum 
Beispiel die umfassende Heeresreform. Oft beschrieb Karl Alexander aber einfach 
auch nur den Kriegsverlauf, um seinen Freund in Würzburg zu informieren, oder 
sie besprachen Fragen der gemeinsamen Kriegsführung64. Erstaunlich ist die Tatsa-
che, dass Karl Alexander Rat bei Schönborn suchte, nicht nur deshalb, weil er selbst 
ein erfahrener und erfolgreicher Feldherr war, sondern weil sogar der Kaiser bei 
militärischen Entscheidungen auf Karl Alexanders Kompetenz baute und ihn um 
seine Meinung zu den Friedensverhandlungen nach dem Polnischen Thronfolge-
krieg bat65.

 60 Ebd.
 61 Z. B.: Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 27. Januar 1737, StA Wü, Abgabe Lud-

wigsburg, B 540 Bü 396.
 62 Z. B.: Schreiben des Herzogs mit der Empfehlung eines Jägers an den Bischof vom 3. Au-

gust 1736, HStAS A 7 Bü 47.
 63 Insgesamt konnten zehn Schreiben dieses Inhalts festgestellt werden: Schreiben des Her-

zogs an den Bischof vom 24. Januar 1734 (ebd. Bü 15), 8. Juni 1734 (ebd. Bü 20), Schreiben 
des Bischofs an den Herzog vom 12. Januar 1735 (ebd. Bü 28), Schreiben des Herzogs an 
den Bischof vom 18. Januar 1735 (ebd.), Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 7. 
April 1735 (ebd.), Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 12. April 1735 (ebd.), 15. 
April 1735 (ebd.), 13. Juli 1735 (ebd. Bü 34), Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 17. 
Juli 1735 (ebd.), Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 23. Dezember 1735 (ebd. Bü 
39).

 64 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 6. Juli 1734 (ebd. Bü 21), 20. Juli 1734 (ebd.), 
4. Februar 1735 (ebd. Bü 29), 8. Februar 1735 (ebd.), 6. April 1735 (ebd.), 27. Juli 1735 (ebd. 
Bü 34), 3. Oktober 1735 (ebd. Bü 30), Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 2. De-
zember 1735 (StAB B 71 II Bd.  5a), 6. Juni 1736 (StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 
395), Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 30. Juni 1736 (ebd.), Schreiben des Bi-
schofs an den Herzog vom 8. Juli 1736 (ebd.), Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 
17. Februar 1737 (ebd. Bü 396).

 65 Schreiben des Herzogs an den Kaiser vom 23. April 1735, HHStA Wien Wü Fasz. 19.
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Bei Schönborn suchte Karl Alexander auch Rat in zahlreichen Fragen der Innen-
politik66, sei es zum Postwesen67, zu den Schulden Eberhard Ludwigs68, zum Pro-
zess gegen die Grävenitz69 oder zur Errichtung eines Zucht- und Arbeitshauses70. 
Sehr viel wichtiger aber als diese Einzelfragen waren die Themenkomplexe, die 
anlässlich des Treffens in Ludwigsburg im Mai 1736 besprochen wurden. Hier ging 
es um essentielle Fragen wie die katholische Erziehung der Söhne Karl Alexanders, 
sein Testament und die Stellung der württembergischen Landschaft. Komplexere 
Fragen reichte der Fürstbischof an die Würzburger Universität weiter, die umfang-
reiche juristische Gutachten71, zum Beispiel zum württembergischen Regierungs-
system72, zur Prinzenerziehung73 oder zur Landschaft, erstellte. Bei seinem Testa-
ment sprach Karl Alexander bereits die erste Fassung von 1735 sehr genau mit 
Schönborn ab74. Die zweite Version, die im März 1737 ausgefertigt wurde, wurde 
im Mai 1736 in Ludwigsburg gemeinsam vorbesprochen und schließlich in Würz-
burg formuliert75.

Sehr oft tauschten die beiden Reichsfürsten Gesandte aus. Leider ist hier nur 
noch in Einzelfällen nachvollziehbar, was in Audienz hinter verschlossenen Türen 
besprochen wurde. Sicher ist allerdings, dass es sich nicht um reine Höfl ichkeitsbe-
suche handelte76. Insgesamt können für die Regierungszeit Karl Alexanders 13 Ge-
sandtenmissionen ausgemacht werden, bei denen ein Kontakt stattfand. Diese Lis-

 66 Allgemein z. B.: Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 7. August 1735, HStAS A 7 
Bü 35.

 67 Schreiben des Herzogs an den Fürsten Anselm von Thurn und Taxis mit beigefügten 
Ausführungen des Bischofs vom 8. Februar 1734, ebd. Bü 16.

 68 Herzogliches Reskript an den Geheimen Rat mit zwei Würzburger Gutachten vom 5. 
Januar 1735, ebd. Bü 27.

 69 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 30. Januar 1735, ebd. A 16a Bü 202.
 70 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 31. März 1736, Antwortschreiben vom 9. Juni 

1736, ebd. A 7 Bü 42.
 71 Schreiben des Bischofs an den Herzog mit der Ankündigung weiterer Gutachten vom 21. 

Oktober 1736, ebd. Bü 51.
 72 Zwei kleinere Gutachten von September/Dezember 1734, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, 

B 540 Bü 395.
 73 Herzogliches Dankesschreiben dafür an den Bischof vom 8. Dezember 1736, HStAS A 7 

Bü 51.
 74 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 27. Juni 1735 ebd., Bü 33. Schreiben des Bi-

schofs an den Herzog vom 2. August 1735, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 
395.

 75 Der ausführliche Schriftwechsel hierzu liegt im StA Wü. Dabei handelt es sich nicht nur 
um Schreiben der beiden Fürsten, sondern auch um Schreiben Remchingens, Fichtels und 
anderer zu dieser Materie, ebd. Bü 395, 396.

 76 Inhaltlich nicht mehr zu rekonstruieren sind folgende Kontakte: 4. September 1734: Hof-
rat Keller in Bamberg (Bamberger Hofdiarium, StAB B 24 Bd.  3); 17. September 1734: 
Bamberger Geheimrat Baron von Pöllnitz in Stuttgart (Schreiben des Herzogs an den 
Bischof vom 3. Oktober 1734, HStAS A 7 Bü 24); 25. September 1734: Remchingen in 
Würzburg (Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 27. September 1734, StA Wü, Ab-
gabe Ludwigsburg, B 540 Bü 396; Würzburger Hofdiarium, ebd. MS f. 30b); 30. Juli 1735: 
Remchingen in Würzburg (Würzburger Hofdiarium, ebd.); Ende April 1736: Remchin-
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te dürfte allerdings nicht vollständig sein, da es vor allem in den letzten Monaten 
vor dem Tod des Herzogs einen regen Nachrichtenaustausch gab, in den nicht im-
mer einer der Fürsten persönlich eingebunden war77. Vor allem der Würzburger 
Kanzler Fichtel und General Remchingen unterhielten einen engen Kontakt78.

Einige der Gesandtenbesuche sind relativ genau rekonstruierbar über die Be-
richte, die die Gesandten darüber anfertigten, oder über den Schriftwechsel zwi-
schen dem Herzog und dem Bischof. So holte der württembergische Hofrat Zech 
im Februar 1735 in Bamberg Rat, wie der Herzog gegen Wilhelmine von Grävenitz 
vorgehen könne79. Im April und Juni desselben Jahres kam der Regierungsrat Jo-
hann Jakob Moser nach Bamberg80 und nach Würzburg81, um bischöfl iche Vor-
schläge zum Testament Karl Alexanders einzuholen. Im Juni 1736 wurde der Kam-
merdirektor Georgii nach Würzburg geschickt, um sich das dortige Zucht- und 
Arbeitshaus anzusehen82. Im Dezember 1736 kam der Würzburger Kanzler Fichtel 
mit Dokumenten für den Herzog nach Stuttgart83, im März 1737 überbrachte der 
Bamberger Hofrat Raab das Testament84.

Grundsätzlich sollte auch der Nachrichtenaustausch im März und April 1736 
nicht vernachlässigt werden. Zwar handelte es sich hier nur um herzogliche Gene-
sungswünsche85 an den erkrankten Bischof, die vom Oberstallmeister Roeder 
überbracht wurden. Allerdings reiste Roeder mehrere Male nach Würzburg86 und 
Schönborn schrieb in seinem Dankesbrief87 für die Wünsche, dass Roeder alles 
Weitere mit dem Herzog mündlich besprechen werde. Dass Roeder nur wegen sol-
cher Grüße zweimal innerhalb von vier Wochen in Audienz beim Bischof war, 
scheint sehr unwahrscheinlich. Einem späteren Schreiben des Herzogs ist zu ent-

gen und Hofrat Keller in Würzburg (ebd.); 13. Juni 1736: Hofmarschall Baron von Schil-
ling in Würzburg (ebd. f. 30b, f. 205).

 77 Die Hofdiarien in Bamberg und Würzburg verzeichneten stets nur die Kontakte, bei de-
nen der Fürstbischof involviert war. Für Stuttgart gibt es aus dieser Zeit keine Hofdiari-
en.

 78 Deren Schriftwechsel liegt in: StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395, 396.
 79 Bamberger Hofdiarium 8.-10. Februar 1735, StAB B 24 Bd.  3. Württembergische Ge-

sandtschaftsakten in: HStAS A 16a Bü 202. Darin: Schreiben des Herzogs an den Bischof 
vom 30. Januar 1735, Bericht Zechs aus Bamberg vom 11. Februar 1735, Schreiben des 
Bischofs an den Herzog vom 11. Februar 1735.

 80 Bamberger Hofdiarium 13. April 1735, StAB B 24 Bd.  3.
 81 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 7. Juni 1735, HStAS A 7 Bü 30.
 82 Würzburger Hofdiarium 8. Juni 1736, StA Wü MS f. 30b. Schreiben des Herzogs an den 

Bischof vom 31. März 1736, HStAS A 7 Bü 42.
 83 Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 21. Oktober 1736, Schreiben des Herzogs an 

den Bischof vom 8. Dezember 1736, ebd. Bü 51.
 84 Schreiben Fichtels an Remchingen vom 27. Februar 1737, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, 

B 540 Bü 396.
 85 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 2. März 1736, HStAS A 7 Bü 42.
 86 Würzburger Hofdiarium 9. März 1736 und 4. April 1736, StA Wü MS f. 30b.
 87 Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 10. März 1736, ebd., Abgabe Ludwigsburg, B 

540 Bü 395.
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nehmen, dass Roeder unter anderem den Besuch Schönborns in Württemberg vor-
bereitete88.

Ebenso wenig wie bei den Gesandtenmissionen kann nachvollzogen werden, 
was genau Karl Alexander und Schönborn bei diesem, 16 Tage währenden, Besuch 
in Ludwigsburg im Mai 1736, also wenig später, alles besprachen. Konkrete Ergeb-
nisse waren die 1737 übergebenen drei Würzburger Gutachten zur Prinzenerzie-
hung, zur Geistlichkeit und zur Landschaft sowie das Testament für den Herzog. 
Ob Weiteres besprochen wurde, muss ungeklärt bleiben. Vom Oberhofmarschall-
amt wurden die Veranstaltungen am Hofe genau dokumentiert. Im Bericht kann 
nachgelesen werden, wie viele Gäste in welchen Räumlichkeiten speisten, ob der 
Herzog mit seinem Gast jagte, spazieren fuhr, Redoute hielt oder das Theater be-
suchte89. Über Gesprächs- und Konferenzthemen gibt dieses Dokument allerdings 
keine Auskunft. Dieser Besuch Schönborns war das einzige persönliche Zusam-
mentreffen der beiden Reichsfürsten während der Regierungszeit Karl Alexan-
ders90. Es wurden zwar mehrere Anläufe zu weiteren Besuchen unternommen, aber 
es kam keiner mehr zustande91. Zuletzt war für den März 1737 ein Treffen in Würz-
burg geplant, das wegen des Todes des Herzogs aber nicht mehr stattfi nden konn-
te.

All diese Schreiben, der Besuch in Ludwigsburg und die Gesandtenkontakte zei-
gen deutlich, wie sehr Karl Alexander auf das Urteil Friedrich Karl von Schön-
borns vertraute und dass er diesen in fast allen politischen Fragen um Rat bat. 
Dementsprechend hoch ist der Einfl uss Schönborns auf die württembergische Po-
litik anzusetzen. Dass ein herrschsüchtiger katholischer Bischof mit Hilfe einer 
herzoglichen Marionette versuchte, Württemberg in seinem Sinne zu verändern, 
wie dies bei verschiedenen Äußerungen der Landschaft und in der älteren Histo-
riographie immer wieder anklang, ist sicher ein Zerrbild. Vielmehr bat Karl Alex-
ander den Bischof aus freien Stücken um dessen Unterstützung. Beide stimmten in 
ihrer politischen Konzeption völlig überein und waren in ihren Territorien mit 
sehr ähnlichen Problemen konfrontiert. Was lag da näher, als dass der Jüngere den 
Älteren und Erfahreneren um Rat fragte? In der Regel übermittelte Karl Alexander 
Schönborn nicht einfach nur eine Frage, sondern vielmehr einen vollständigen Plan 
oder einen Projektentwurf und bat ihn dazu um seine Meinung. So lagen Urheber-
schaft und Initiative doch letztlich bei Karl Alexander. Schönborn übte einen nicht 

 88 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 2. April 1736, ebd.
 89 Bericht des Oberhofmarschallamts über Ankunft und Bewirtung des Bischofs von Würz-

burg 1736, HStAS A 21 Bü 125.
 90 Verabredung zu diesem Treffen: Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 2. April 1736, 

23. April 1736, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395. Korrespondenz nach dem 
Treffen: Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 3. Juni 1736, HStAS A 6 Bü 159; 
Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 7. Juni 1736, ebd. A 7 Bü 45; Schreiben des 
Bischofs an den Herzog vom 16. Juni 1736, ebd.

 91 Schreiben des Herzogs an den Bischof vom 16. März 1735, ebd. Bü 30; Schreiben des Bi-
schofs an den Herzog vom 25. Januar 1736, StA Wü, Abgabe Ludwigsburg, B 540 Bü 395; 
Schreiben des Bischofs an den Herzog vom 12. Februar 1736, ebd.
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zu vernachlässigenden Einfl uss auf die tatsächliche Umsetzung aus, auf keinen Fall 
kann aber von einer einseitigen Abhängigkeit gesprochen werden. Ins Reich der 
Phantasie gehören die Bedrohungen Württembergs durch jesuitische Machen-
schaften, die laut der älteren Literatur immer wieder von Würzburg aus inszeniert 
wurden92.

4. Selbstständigkeit der Politik

Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass die Politik Herzog Karl 
Alexanders sehr viel selbstständiger und unabhängiger war, als das bisher ange-
nommen wurde. Man kann Süß voll und ganz zustimmen, wenn er sich in seinem 
Prozess damit verteidigte, daß S[erenissi]mus ein solcher Herr gewesen, welcher 
sich von seinen Dienern wenig oder gar nichts einreden laßen93. Weder das Bild des 
dominanten Juden als Lenker von Wirtschaft und Finanzen noch das des katho-
lischen Bischofs als Bedroher der württembergischen Konfession und der land-
schaftlichen Freiheiten können weiterhin aufrecht erhalten werden. Karl Alexan-
der kann als kraftvoller und eigenständiger Herrscher beurteilt werden, der wohl 
in Württemberg neue Verhältnisse geschaffen hätte, wenn er nicht so früh gestor-
ben wäre.

Der prägende Einfl uss ging dabei von Wien aus. Karl Alexander war auf seinen 
Bildungsreisen mehrfach dort gewesen, als Feldherr des Kaisers und auch als Gou-
verneur von Belgrad kam er oft in die Metropole94. In Wien war der spätere Herzog 
aus freien Stücken zum Katholizismus konvertiert und hatte die beeindruckenden 
Persönlichkeiten des Prinzen Eugen und des Bischofs Schönborn kennen gelernt. 
Von der Wirtschaftspolitik Kaiser Karls VI. war Karl Alexander schon während 
der Belgrader Statthalterschaft beeinfl usst worden und sie behielt für seine Regie-
rungszeit in Stuttgart ihre Vorbildfunktion. Auch die Außenpolitik richtete Karl 
Alexander klar auf Kaiser und Reich aus – ganz anders als sein Vorgänger Eberhard 
Ludwig, der zwischen Frankreich und dem Kaiser hin und her laviert hatte.

Sowohl seine Konfession als auch die politische Idee des Absolutismus über-
nahm Karl Alexander aus dem direkten Umfeld des Kaisers. Bereits vor seinem 
Regierungsantritt 1733 hatte er sich in die direkte Entourage des Kaisers einge-
reiht. Seine häufi gen Aufenthalte in Wien und sein ausschließlicher Umgang mit 
dem kaisertreuen Adel hatten dann in Württemberg ab 1733 Auswirkungen: Die 
Politik des katholischen Herzogs stand ganz im Zeichen des österreichischen kai-
serlichen Absolutismus Karls VI. Von der so oft beschworenen Vorbildfunktion 
Ludwigs XIV. für die deutschen Duodezfürsten ist unter Karl Alexander in Würt-
temberg nichts zu spüren. Zwar informierte sich der Herzog auch über den franzö-

 92 Pfaff: Geschichte des Fürstenhauses, S.  188; Stälin: Herzog Karl Alexander, S.  368; 
Zimmermann: Josef Süß Oppenheimer.

 93 Michael Andreas Mögling: Rechtliche DefensionsSchrifft, UB Tü Mh 470, S.  21r.
 94 Tüchle: Kirchenpolitik , S.  22, 72; Ders.: Herzog Carl Alexander, S.  227; Sauer: Her-

zog Carl Alexander, S.  89, 132.
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sischen Hof und dessen Regierungssystem, doch blieb er in seiner Politik und in 
seiner außenpolitischen Orientierung stets ein kaisertreuer Reichsfürst.

In fast allen seinen politischen Entscheidungen handelte Karl Alexander gegen 
den erklärten Willen der Landschaft und setzte sich mit seinen Plänen und Vorstel-
lungen auch durch. Die Landschaft konnte dem fast landfremd gewordenen Würt-
temberger nichts entgegensetzen, nahm dafür aber nach seinem Tod bittere Rache 
an seinen Gefolgsleuten und verwarf seine Ideen. Karl Alexander hatte sich so lan-
ge außerhalb Württembergs aufgehalten, dass er kaum mehr als württembergisch 
geprägt bezeichnet werden konnte. Er hatte sich ideell viel zu weit von den Idealen 
des Tübinger Vertrags entfernt, als dass er mit der Landschaft noch zu einer ge-
meinsamen Grundauffassung in Bezug auf das Regierungssystem hätte kommen 
können. Karl Alexander dachte eher wie ein österreichischer Katholik und nicht 
wie ein württembergischer Protestant und war dadurch viel mehr ein Verfechter 
absolutistischer Ideen als ein Bewahrer der traditionellen landständischen Rechte.

5. Nachwirkung

Mit dem Landtag von 1737 bis 1739 konnte die Landschaft ihre Position sichern 
und sogar, im Vergleich zu früheren Zeiten, weiter ausbauen. Unter den nun fol-
genden katholischen Herzögen behielt sie die in den Religionsreversalien zugesi-
cherten weitgehenden Rechte in kirchlichen Fragen. Ihre traditionellen Rechte aus 
dem Tübinger Vertrag waren ausdrücklich bestätigt und diejenigen, die dagegen 
Politik betrieben hatten, öffentlich abgestraft worden.

Die acht Jahre der Administration vom Tode Karl Alexanders bis zur Volljäh-
rigkeit Karl Eugens 1744 nutzte die Landschaft darüber hinaus sehr geschickt, um 
die Politik in ihrem Sinne zu beeinfl ussen und in die von ihr gewünschten Bahnen 
zu lenken. Zwar war Herzog Karl Friedrich kein so alter und schwacher Adminis-
trator wie Karl Rudolf, doch war seine Machtposition gegenüber der Landschaft 
bei weitem geringer, als es die eines wirklichen regierenden Herzogs gewesen 
wäre.

Auch in den ersten Regierungsjahren Karl Eugens war das Verhältnis zwischen 
Herzog und Landschaft eher konziliant. Er bestätigte anstandslos die Landespri-
vilegien und die Religionsreversalien und überließ die politischen Geschäfte weit-
gehend dem Geheimen Rat. Zu ersten Spannungen kam es erst 1749 wegen einer 
nach Ansicht der Landschaft zu pompös begangenen Fronleichnamsprozession in 
Ludwigsburg. In den fünfziger Jahren entzündeten sich stärkere Konfl ikte vor 
allem im Militärwesen, aus denen sich dann ein Verfassungskampf entwickelte95.

Obwohl die Landschaft sich ab 1737 intensiv bemühte, die Maßnahmen Karl 
Alexanders rückgängig zu machen, wirkte seine Politik dennoch vor allem auf das 
18. Jahrhundert direkt prägend. Er hatte die enge Anlehnung Württembergs an 

 95 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  425–449; Haug-Moritz: Württembergischer Stän-
dekonfl ikt.
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Österreich begründet, die auch seine Nachfolger beibehielten. Erst Herzog Fried-
rich II. war durch die Umstände und Wirren der Zeit der Französischen Revoluti-
onskriege und Napoleons zu einem Bündnis mit Frankreich gezwungen.

Karl Alexander hatte außerdem die Regierung einer katholischen Linie im pro-
testantischen Herzogtum Württemberg begründet. Diese endete allerdings schon 
mit dem Tod seines Sohnes Ludwig Eugen 1797. Die Herrschaft eines Katholiken 
war aber im 19. Jahrhundert immer möglich, da durch die Konversion Herzog 
Philipps, eines Ururenkels Karl Alexanders, eine starke katholische Nebenlinie im 
Haus Württemberg entstand. Seit dem Tode König Wilhelms II. 1921 führt wieder 
ein katholischer Herzog das Haus Württemberg.

Über die von Karl Alexander ausgehandelten Reversalien wurde seine eigene 
Stellung und die seiner drei Söhne, Karl Eugen, Ludwig Eugen und Friedrich Eu-
gen, die ihm als Herzöge nachfolgten, und auch die der Landschaft in allen kirch-
lichen und konfessionellen Fragen neu defi niert. Reversalien hätten wieder nach 
dem Tod König Wilhelms II. unterzeichnet werden müssen, wäre nicht die Monar-
chie 1918 abgeschafft worden.

Auch wenn nur sehr wenige Maßnahmen Karl Alexanders seine Regierungszeit 
überdauerten, darf nicht der Fehler begangen werden, sein Wirken zu unterschät-
zen. Er legte ein vollständiges Programm vor, um das Herzogtum Württemberg 
für die Herausforderungen der Neuzeit zu wappnen. Er versuchte, die überkom-
menen Strukturen des Spätmittelalters aufzubrechen, um einer neuen, modernen 
Staatlichkeit Raum zu bahnen. Zahlreiche seiner geplanten Maßnahmen wurden 
im 18. und 19. Jahrhundert unter veränderten Vorzeichen in die Tat umgesetzt. 
Herzog Karl Eugen führte den Aufbau einer Staatswirtschaft weiter, den Karl 
Alexander begonnen hatte. König Friedrich I. schuf mit seinem Religionsedikt den 
Zustand von Gleichberechtigung zwischen Lutheranern, Reformierten und Ka-
tholiken, den Karl Alexander angestrebt hatte. König Wilhelm I. setzte gegen den 
Widerstand der Landschaft eine Steuerreform durch, die der Einführung der ein-
heitlichen Schutz-, Schirm- und Vermögenssteuer durch Karl Alexander stark äh-
nelte.

Auch diese späteren Modernisierungsmaßnahmen wurden gegen den Wider-
stand der Landschaft ausgeführt, denn sie war mehr darum bemüht, ihre eigene 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Position zu erhalten. Naturgemäß zielten die 
herzoglichen Maßnahmen auf die wirtschaftliche und politische Stärkung seiner 
eigenen Position. Dass dies auf den Widerstand der Landschaft treffen musste, ist 
nachvollziehbar, und solche Auseinandersetzungen sind auch in anderen Territori-
en des Reichs zu beobachten.

Das Interessante und Charakteristische an der Politik Karl Alexanders sind we-
der seine Methoden noch der landschaftliche Widerstand, sondern es ist die Ziel-
setzung des Herzogs. Neben dem für den Absolutismus typischen Ausbau seiner 
Position gegenüber der Landschaft verfolgte der Herzog völlig andere fi nanzielle 
Ziele als seine fürstlichen Zeitgenossen. Bei ihm standen der Schuldenabbau und 
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ein geregeltes, unabhängiges Funktionieren des Staates im Vordergrund. Unabhän-
gig und stark wollte der Herzog nach zwei Seiten sein: einerseits nach außen gegen-
über dem Reich und dem Ausland, andererseits nach innen gegenüber der Land-
schaft. Während in der Regel aus einer Finanzkrise – wie sie zu Beginn der 
Herrschaft Karl Alexanders durch die Schulden seines Vorgängers und die Kosten 
des Kriegs gegen Frankreich entstanden war – die Landschaft gestärkt hervorging, 
konnte Karl Alexander seine Position behaupten. Er strebte keine ständische Schul-
denübernahme wie im Tübinger Vertrag an, sondern versuchte, in Unabhängigkeit 
von der Landschaft durch alternative Finanzquellen und Reformen der Krise Herr 
zu werden. Ein fi nanzielles Engagement hätte sich die Landschaft mit der Abtre-
tung weiterer Rechte bezahlen lassen, die herzogliche Politik zielte aber auf eine 
Minderung der landschaftlichen Rechte.

Anders als sein Vorgänger Eberhard Ludwig und sein Nachfolger Karl Eugen 
hinterließ Karl Alexander der Nachwelt keine prunkvollen barocken Schloss-
bauten. Er verschwendete auch kein geliehenes Geld in ausufernden Festlichkeiten 
oder für eine großartige Hofhaltung. Das hebt ihn von fast allen absolutistischen 
Fürsten im Reich und in Europa ab. Damit ist Karl Alexander mit den klassischen 
Kategorien des barocken Fürsten nicht zu erfassen. Dennoch muss er als „einer der 
kraftvollsten Fürsten Württembergs“96, als „barocke Kraftnatur“97 und als einer 
der wenigen absolutistischen Herzöge mit „staatsmännischen Zielen“98 bezeichnet 
werden.

 96 Grube: Der Stuttgarter Landtag, S.  389.
 97 Ders.: Stände in Württemberg, S.  47.
 98 Borst: Geschichte Baden-Württembergs, S.  134.
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Karl Alexander war der erste katholische Herzog in Württemberg 
seit der Reformation und einer der berühmten Feldherren seiner 
Zeit, der gemeinsam mit Prinz Eugen von Savoyen und Markgraf 
Ludwig Wilhelm von Baden-Baden gegen Türken und Franzo-
sen kämpfte. Seine etwa dreieinhalbjährige Regierungszeit wurde 
bisher meist unter der Perspektive des Wirkens und des Einfl usses 
seines Hoffaktors Josef Süß Oppenheimer und des Bamberger und 
Würzburger Fürstbischofs Friedrich Karl von Schönborn beur-
teilt. Ständige Konfl ikte mit der Landschaft entzündeten sich an 
der vom Militär geprägten absolutistischen Herrschaftsauffassung 
des Herzogs, seiner katholischen Konfession und  seiner außen-
politischen Orientierung auf den Kaiser. Letztere kommt auch in 
seiner ehelichen Verbindung mit dem katholischen Fürsten haus 
Thurn und Taxis zum Ausdruck. Die untenstehende Abbildung 
zeigt die Wappen Karl Alexanders und Maria Augustas von Thurn 
und Taxis am Marbacher Torturm. 

Joachim Brüser

Herzog Karl Alexander von Württemberg
und die Landschaft (1733 bis 1737)
Katholische Konfession, Kaisertreue und Absolutismus
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